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Leser werben Leser +++ Leser 


Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab 


bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von 
78.-.DM einschlicßlich Porto und Mchrwertsteuer (im 
Ausland DM 78.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


DI Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


‘spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-7250 
Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Der neue Abonnent legt einen’Verrechnungsscheck 
U über den Betrag von 78.- DM anbei (Ausland: 

DM 93.- Gegenwert in ausländischer Währung 

zum Tageskurs) 


[ Bittet um Übersendung einer Rechnung. 
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25 Bilderberger- 
Konferenz: 
Die deutsche Frage 
Die Jahresversammlung 
der Bilderberger beschäf- 
tigte sich unter anderem 
eingehend mit der deut- 
schen Frage. CODE veröf- 
fentlicht als einzige 
deutschsprachige Zeit- 
schrift eine Zusammenfas- 
sung der abgegebenen Er- 
klärungen und Diskus- 
sionsbeiträge. 


Henry Kissinger, der politische 
Hauptguru der Rockefellers, äu- 
ßerte sich auf der Bilderberg- 
Konferenz zur deutschen Frage. 
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Finanzen 


17 George Bush und 
die neue 
Weltordnung 
Wie die Irak-Krise auch im- 
mer ausgehen mag, US- 
Präsident Bush hat mit der 
Durchführung einer 
»neuen Weltordnung« ei- 
nen Präzedenzfall geschaf- 
fen. 


US-Präsident George Bush sieht 
die USA in seiner »neuen Welt- 
ordnung« als Weltpolizei. 


19 Gute und schlechte 
Nachrichten über 
Währungen 


22 Verwirrung auf dem 
Aktienmarkt 


23 Die Teilnehmerliste 
der Bilderberg-Kon- 
ferenz 19% 

Im Mai 1990 tagte die Jah- 
resversammlung der Bil- 
derberger unter starker 
Bewachung im Harrison 
Center auf Long Island, 
New York. Der Präsident 
dieser Konferenz war Lord 
Carrington. 


Internationales 


34 Das Bündnis bricht 
zusammen 
»Die amerikanische Wirt- 
schaft würde von einem 
Krieg stark profitieren. 
Welche vorherrschenden 
Gedanken George Bush 
auch immer leiten mögen, 
es sind nicht Europas vor- 
herrschende Gedanken«, 
sagte der ehemalige fran- 
zösische Außenminister 
Claude Cheysson. 


Der französische Staatspräsident 
Frangoise Mitterrand ist mit der 
Kriegspolitik des amerikani- 
schen Präsidenten nicht einver- 
standen. 


35 Die Falle 
für US-Präsident 
George Bush 


38 Die Geschichte der 
USA wiederholt 
sich 
Jetzt, wo sich die USA auf 
die Einäscherung von Mil- 
lionen Menschen in der be- 
reits mörderischen saudi- 


schen und irakischen Sand- 
wüste vorbereiten, wäre es 
eigentlich dringend not- 
wendig, aus der Ge- 
schichte, die die Vereinig- 
ten Staaten drauf und dran 
sind zu wiederholen, etwas 
zu lernen. 


US-Präsident Franklin D. Roo- 
sevelt führte Amerika in den 
Zweiten Weltkrieg und half Sta- 
lin bei vielen Kriegsverbrechen. 
42 Die Probleme mit 
den Atombomben 


43 Bushs Plan für den 
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strategische 
Täuschung 
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auch in Israel bezüglich des 
Zionismus und der Rolle 


verboten wird. Es wider- 
spricht dem Gedanken von 
Freiheit, so etwas wie eine 


war Mitarbeiter der Stasi. 


Säuberung der Kommuni- 
stischen Partei Kubas; In 


der Judenheit als Haupt- etablierte oder festgefügte | 20 Banker-Journal Jugoslawien droht ein Bür- 
verteidiger und Unterstüt- Religion zu haben. Keine US-Wirtschaftshilfe gerkrieg; Vietnams Sorge 
zer Israels vonstatten ge- EEE mehr für Pakistan; US- um die Landsleute im Irak; 
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Fluggesellschaften stehen 
vor einer Katastrophe; Die 
Kosten des Golf-Abenteu- 
ers steigen; In den USA 
herrscht Depression; Japa- 


Kuwaits Playboy; Die 
Stammeskrise in Südafrika 
verschärft sich; Kuba hat 
Moskaus Wohlwollen ver- 
loren; Garcia spürt den 


ner fürchten amerikani- Zorn der Banker; Außer- 
sche Stahl-Politik. gewöhnliche Erfolge bei 
Behandlungen von Aids; 
32 Europa-Journal USA stehen hinter Ena- 
‚dra-Prozeß. 


Margaret Thatcher Opfer 
der Macht-Elite; Trotz sehr 
guter Ernte in der Sowjet- 
union droht der Hunger; 
Oberster Anwalt in der 
»Lockerbie«-Sache verun- 
glückt; Doppelte Moral 

‘der Supermächte; Euro- 
banker warnt vor US-Re- 
zession; Folgen von Man- 
gel an Sonnenlicht. 


66 Leserbriefe 


Theodor Herzl ist der Vater des 
Zionismus. Seine Schüler versu- 
chenmitaller Macht die Existenz 
und die Stärke Israels zu erhalten 
und auszubauen. Der Eckstein 
für Israels Macht ist eine einzig- 
artige Beziehung zu den USA. 


61 »Sie machen einen 
neuen Krieg« 


41 Impressum 


Yitzhak Shamir, Israels Premier- 


-| minister: »Ein Krieg, der im Na- Kirche | 
_ men Israels geführt wird, ist ein METER PR 3 
| guter Krieg.« 62 Die Irreführung 
der Christen 


3: 55 Der neue 
= Zionismus 
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Deutschland- 


Journal 


Stasi-Opfer 
dürfen ihre 
Peiniger nicht 
nennen 


Der Datenschutz treibt manch- 


mal seltsame Kapriolen. »Ich 
weiß, wer den Befehl unter- 
schrieben hat, daß ich telefonisch 
abgehört und meine Post geöff- 
net wurde. Jetzt muß ich aber mit 
ansehen, wie derselbe Mann ein 
Detektivbüro aufmacht. Nenne 
ich auch nur seinen Namen, ma- 
che ich mich aus Gründen des 
Datenschutzes strafbar.« Mit die- 
sen Worten reagierte ein Bürger 
der Ex-DDR, der als einer der 
wenigen das Glück hatte, seine 
Stasi-Akten einsehen zu können, 
auf einer Podiumsdiskussion in 
Schwerin auf die schleppende 
Überprüfung des Ex-Staatssi- 
cherheitsdienstes. 


“ Der Justizminister Mecklenburg- 
Vorpommerns, Ulrich Bor, er- 
klärte hierzu: »Wir können in der 
Regel nur mit sehr hohem Ver- 
waltungsaufwand Straftaten aus 
dieser Zeit nachweisen.« Das sei 
besonders schwierig, weil auch 
der damalige Gesetzesrahmen 
berücksichtigt werden müsse. 
Hinzu: komme derzeit eine weit- 
gehende Handlungsunfähigkeit 
der Landesjustiz, da es an Rich- 
tern und Staatsanwälten man- 
. gele. oO 


Alte 
Seilschaften 


noch an den 
Schalthebeln 


In vielen Betrieben Mittel- 
deutschlands entscheidet auch 
heute noch immer das (SED)- 
Parteibuch über die berufliche 
Zukunft. So seien alte »Genos- 
sen« noch immer auf ihren Po- 
sten geblieben und bestimmten 
damit letztendlich in wesentli- 
chen Teilen über die Zukunft des 
betreffenden Unternehmens mit, 


während andere, »reformwillige«. 


Mitarbeiter oftmals ohne Grund 
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ihren Arbeitsplatz verlieren, er- 


.. gab eine Umfrage bei den Ver 


trauensbevollmächtgten der 


Treuhandanstalt. 


So ist. der für Potsdam zuständige 
Vertrauensbevollmächtigte, - 
Dietrich Platscher, eigenen Wor- 
ten zufolge, Seilschaften auf der 
Spur, deren »Seil-Ende noch 
nicht abzusehen ist«. In einzel- 
nen Betrieben seien trotz eines 
Einstellungsstopps noch Stasi- 
und Parteileute eingestellt wor- 
den. Daneben gebe es Fälle, »die 
nach Wirtschaftskriminalität rie- 
chen«. 


Mehrere Vertrauensbevollmäch- 
tigte machten auch neue Seil- 
schaften aus. So will der in Leip- 
zig tätige Hans-Joachim Schu- 
bert bundesdeutsche Geschäfts- 
leute und deren Strohmänner ge- 
nau beobachten, wenn sie mit 
mitteldeutschen Firmen »ihren 
Reibach zu machen versuchen«. 
Der Erfurter Bevollmächtigte 
Adolf Pentz bemängelt des weite- 
ren, daß viele Kaderakten ver- 
schwunden oder gesäubert wor- 
den seien. DO 


KGB für viele 
Hakenkreuz- 

Schmierereien 
verantwortlich 


Ein übergelaufener KGB-Agent 
hat nun endlich enthüllt, wer sich 
in Wirklichkeit hinter vielen 


»rechtsextremen« Vorfällen ver- - 


birgt. Niemand anderes als der 
KGB selber sei nämlich ver- 
antwortlich für zahlreiche antise- 
mitische Ausschreitungen in der 
Bundesrepublik, wie Oleg Gor- 
diewsky in seinem kürzlich in 
London erschienen Buch »KGB 
- The Inside Story« enthüllte. So 
seien etwa von der Abteilung D 
(Desinformation) des KGB vom 
Gebiet der ehemaligen DDR aus 
Agenten in die Bundesrepublik 
eingeschleust worden. Sie hätten 
dann jüdische Friedhöfe geschän- 
det sowie Grabsteine und Häu- 
serwände mit Hakenkreuzen be- 
schmiert. 


Welches Ausmaß die KGB-Ak: 
tionen hatten, schilderte Gor- 
diewsky anhand eines Vorfalles, 
der seinerzeit internationales 
Aufsehen erregt hatte: so gab es 
zwischen Weihnachten 1959 und 
Februar 1960 hierzulande eine 


Welle antisemitischer -Ausschrei- 


» tungen.. Insgesamt: registrierte 


die Polizei damals 833 Schmiere- 
reien mit Hakenkreuzen, umge- 
stürzte Grabsteine und verschan- 
delte Synagogenwände. Diese 
Vorfälle konnten damals niemals 
aufgeklärt werden und hatten im 
Ausland zu vielen antideutschen 
Kommentaren geführt. Gleich- 
zeitig‘ war dies Anlaß, Deutsch- 
land vorzuwerfen, noch immer 


nicht geläutert vom Nationalso- 


zialismus zu sein. 

Die 
Janusköpfigkeit 
des DGB 


In der Öffentlichkeit spielt sich 


der DGB immer als Vertreter der 
arbeitenden Menschen auf, de- 
nen es ohne ihn wesentlich 
schlechter gehen würde. Gleich- 
zeitig wird trotz der enormen auf 
das deutsche Volk harrenden 
Aufgaben die Lohnschraube im- 
mer enger gezogen und wird mit 


absolut überzogenen Forderun- - 


gen der wirtschaftliche Aufbau in 
den fünf neuen Bundesländern 
wesentlich erschwert und vor al- 
lem auch verlängert. Den Arbeit- 
gebern wird dann jedesmal vor- 
geworfen, ihre Beschäftigten aus- 
beuten zu wollen. 


Ganz anders sieht es aber aus, 
wenn beim DGB selber Tarifver- 
handlungen anstehen. Dann wird 
aus dem weißen Ritter nämlich 
der böse Burgtyrann. So hat der 
DGB in der jüngsten (zum Zeit- 
punkt des Redaktionsschlusses 
noch nicht beendeten) Tarif- 
runde für die rund 2000 bei ihm 
Beschäftigten eine Gehaltserhö- 
hung von sage und schreibe 3,7 
Prozent angeboten! 


Nach Ansicht des Gesamtbe- 
triebsrates, der für die Angestell- 
ten die Tarifverhandlungen führt, 
wäre aber eine Anhebung um 
sechs Prozent absolut gerechtfer- 
tigt. Auch verweisen die Beleg- 
schaftsvertreter auf den Nachhol- 
bedarf aus dem Jahr 1989, in dem 
es lediglich eine Gehaltsanhe- 
bung um 2,53 Prozent gab. Als 
Ausgleich für diese damals ak- 
zeptierte Mini-Erhöhung - so la- 
gen die Tarifrunden in der sonsti- 
gen freien Wirtschaft durch- 
schnittlich bei 5,3 Prozent, also 
mehr als doppelt so hoch - sei in 
der Einigungsstelle eine Verkür- 
zung der Wochenarbeitszeit auf 


F 


38,5 Stunden zugestanden wor- 


den. Die zugleich vereinbarten- 
Verhandlungen über einen ent- 
sprechenden Personalausgleich 
seien bislang jedoch ohne Ergeb-: 
nis geblieben. 3 


Gleichzeitig versucht der DGB-. 
Bundesvorstand, das von ihm: 
stets als elementar wichtig für die 
Arbeitnehmer bezeichnete Mit-: 
bestimmungsrecht im eigenen 
Haus auszuhebeln. Es geht dabei : 
um .die Mitbestimmungsrechte 
des Gesamtbetriebsrates, die auf : 
einer Betriebsvereinbarung vom 
18. März 1983 beruhen. Mit Brief 
vom.26. November des vergange- 
nen Jahres hat der neue DGB- 
Vorsitzende, Heinz-Werner- 
Meyer, diese gekündigt. 


Gleichzeitig hat der geschäftsfüh- 
rende DGB-Vorstand ferner die 
Verhandlungen zu den Betriebs- 
vereinbarungen 1972 (Mitbestim-. 
mungsvereinbarungen in den 
DGB-Landesbezirken) auf der 
Ebene von Gesamtbetriebsrat/ 
Bundesvorstand für gescheitert 
erklärt. iz 


Ibrahim Böhme 
war Mitarbeiter 
des Stasi 


Der frühere Vorsitzende der so- 
genannten Ost-SPD, Ibrahim 
Böhme, ist, allen seinen Demen- 
tis, Ehrenwörtern und Gegendar- 
stellungen zum Trotz, sehr wohl 
Mitarbeiter des Staatssicherheits- 
dienstes der Ex-DDR gewesen. 
Immer wieder hatte sich Böhme 
als Opfer finsterer Machenschaf- 
ten dargestellt. Er selbst sei ein 
Opfer der Stasi gewesen und 
habe wegen seiner politischen 
Überzeugung sogar 15 Monate in 
Haft gesessen. 


In einer im »Spiegel« abgedruck- 
ten Gegendarstellung vom 23. 
April des vergangenen Jahres er- 
klärtte Böhme: »UÜber ‘den 
Schriftsteller Reiner Kunze soll - 
ich nach Angaben des früheren 
Stasi-Mitarbeiters nicht nur In- ° 
formationen, sondern auch Ein- 
schätzungen und Analysen gelie- 
fert haben, Kunze sei »Böhmes 
erster großer Fall« gewesen. 
Hierzu stelle ich fest: Ich habe 
dem Stasi keinerlei Informatio- 
nen o. a. über Reiner Kunze ge- 
liefert.« 


Wie sich jetzt aber nach Exper- 


tenmeinung zweifelsfrei aus 
$tasi-Originalunterlagen der Be- 
zirksverwaltung Gera ergab, ar- 
beitete Böhme vom 21. Dezem- 
ber 1970 bis zum 5. Februar 1974 
unter dem Namen : »August 
Drempker« und vom 8. März 
1975 bis zum 11. März 1977 mit 
dem Decknamen »Paul Bon- 
karz« für die Staatssicherheit. 


Enthüllt hat dies jetzt eben dieser 
Schriftsteller Reiner Kunze, der 
im April 1977 nach einem zermür- 
‚benden Nervenkrieg als Staats- 
feind in die Bundesrepublik aus- 
gebürgert wurde, nach Auswer- 
tung der ihm überlassenen Origi- 
nalakten seines Falles in dem 
Buch »Deckname »Lyrik«. 


Bis zur Veröffentlichung dieses 
Buches hatte Ibrahim Böhme, 
‘der sich früher immer nur Man- 
ired. Böhme :nannte, jetzt aber 
seinen zweiten Vornamen Ibra- 
him, der auf seiner halbjüdischen 
Abstammung beruht, als Rufna- 
men verwendet, immer noch 
seine Unschuld beteuert. Dabei 
konnte er sicher sein, daß die Ber- 
liner Stasi ordentlich alle Spuren 
verwischt hatte. So waren die 
Karteischränke in der Berliner. 
Stasi-Zentrale an der Norman- 
nenstraße gesäubert. Zwar fand 
man Karten mit verschiedenen 
Decknamen, aber die entschei- 
.dende Karteikarte, die Auf- 
'schluß über seine Mitarbeit hätte 
geben können, war nirgendwo 
aufzutreiben — kein Wunder, 
denn diese befand sich laut »Spie- 
gel« zu diesem Zeitpunkt im Be- 
sitz von Böhmes Anwalt Winfried 
Seibert in Köln. 


An der Echtheit der nun gefunde- 

nen Dokumente gibtesaber nach 

Experten-Ansicht nicht den ge- 

ringsten Zweifel. Diese Kunze- 
- Akte besteht aus insgesamt zwölf 

Bänden mit 3491 Seiten, aus de- 

nen hervorgeht, daß der mißlie- 
- bige Schriftsteller von den sechzi- 
ger Jahren bis zu seiner Zwangs- 
umsiedlung pausenlos observiert 
wurde. 


Dennoch ist es einem Zufall zu 
“ verdanken, daß diese Akten ent- 
deckt wurden. Denn nur wenige 
‘Tage bevor Kunze in seine alte 
-Heimat zurückkehrte, um dort 
eine Lesung zu halten, loderte 
“ auf einem alten Schußplatz der 
Stasi ein riesiges Feuer. Wie sich 
: am nächsten. Morgen heraus- 
‚stellte, hatten alte Stasi-Genos- 
- sen versucht, belastende Doku- 
° mente schnell noch zu verbren- 


nen. Da der Fall Kunze aber 
schon 13 Jahre zurücklag, hatten 
sie eines übersehen: Die Akten 
über ihn waren in ein Archiv aus- 
gelagert worden, aus dem sie 
dann wenig später Kunze einse- 
hen konnte. 


In dem Buch schildert Kunze, 
wie Freunde und Bekannte als 
Zuträger der Stasi behilflich wa- 
ren oder wie willfährige Nach- 
barn die Stasi über jeden seiner 
Schritte informierten. Peinlich 
genau heißt es dort zum Beispiel 
über ein Nachbarehepaar, dessen 
Mann bereit war, sogar Löcher in 


. die eigenen Wände bohren zu las- 


sen, um 'Kunze besser ausfor- 
schen zu können: 


»(Die Ehefrau) brachte zum Aus- 
druck, daß ihr das etwas peinlich 
sie, einen Menschen, den sie bis- 
her hochgeschätzt habe, zu »be- 
spitzeln, und daß sie ihm 
(Kunze) nicht mehr ehrlich in die 
Augen schauen könnte. Mit Un- 
terstützung des Ehemannes 
wurde ihr klargemacht, daß die 
Maßnahmen, die wir zur Abwehr 
von Angriffen gegen unsere hu- 
manistische Gesellschaftsord- 
nung treffen, doch nichts mit der 
im Kapitalismus praktizierten 
Bespitzelung _ fortschrittlicher 
Kräfte zu tun habe. K. stelle sich 
mit seinen antisozialistischen 
Machwerken gegen unsere sozia- 
listische Gesellschaft und ver- 
diene es nicht, von ihr geschätzt 
und geachtet zu werden. Ihr 
Mann sagte: »Mutti, wir dürfen 
uns an dem, was Kunze tut, nicht 
mitschuldig machen. Er ist kein 
Mensch unserer Gesellschaft, bei 
dem dürfen wir keine Skrupel ha- 
ben.< Man merkte, daß die Frau 

.„.innerich mit sich rang 

..Beide gaben ihre Zustim- 
mung, ihre Wohnung uns zur Ver- 
fügung zustellen, und die vorge- 
sehenen Maßnahmen zu unter- 
stützen.« 


Daß aber Böhme letztendlich 
entlarvt werden konnte, ist der 
Akkuratesse .des. stalinistischen 
Regimes zu verdanken, da näm- 
lich mehrere Dienststellen gleich- 
zeitig Kunze observierten. Wäh- 
rend die eine Dienststelle etwa 
Anrufe Böhmes mit seinem rich- 
tigen Namen protokollierte, gibt 
er bei der anderen. Dienststelle 
unter seinem Tarnnamen Aus- 
kunft über eben diese Telefonate. 


Und diese Überschneidungen 
führten dann: zur Entlarvung 
Ibrahim Böhmes. 


Kunze deckt dies in seinem Buch 
wie folgt auf: 


»Abteilung XX, Quelle IMV 
»Bonkarz<, erh.: Gen. Knoll/ 
Müller, am 21.12.1976, Tonband- 
abschrift: 


So rief ich Frau Dr. Kunze am 
Freitag dem 17. 12. 1976 etwa ge- 
gen 20.00 Uhr erneut an und 
sagte ihr, daß ich völlig ungefähr- 
det im Falle (der Kunze-Tochter) 
Marcela Kunze Erkundigungen 
einziehen könnte. Nach einigen 
recht schwach erscheinenden Ver- 
suchen, mich von einer solchen 
Handlungsweise abzuhalten, 
stimmte Frau Dr. Kunze zu und 
teilte mir sogar die Adresse 
..Gorki-Str. 1 mit.« 


In einer Mitteilung einer anderen 
Dienststelle heißt es dazu: 


»Abt. XX, Gen. Stiller, VER- 
TRAULICHE DIENSTSACHE 


Informationsbericht >Schrift« 
(schriftliche Information über ab- 
gehörte Telefongespräche) 


Frau K. sprach noch einmal mit 
Böhme. Herr B.: »Falls ich sie bei 
ihrer Freundin nicht antreffe, 
welche Wohnadresse hat sie” 
Frau K.: »Gorki-Straße 1. Das ist 


ein Hinterhaus, Da muß man 


durch den Hof gehen.« Dieses Ge- 
spräch wurde am 17. 12. 1976 um 
19.02 Uhr geführt.« 


In einem Fall habe sich »Dremp- 
ker« sogar selbst als Böhme ent- 
larvt, als er nämlich am 10. De- 
zember 1971 von einem Abendes- 
sen mit anschließendem Ge- 
spräch in der Wohnung eines 
Dr. Hauschild, an dem fünf Per- 
sonen teilnahmen, berichtete: 


»Kunze mit Ehefrau, Dr. Hau- 
schild mit Ehefrau, Böhme 


Kunze betonte in dieser Unter- 
haltung, daß esihm... um die un- 
geschickte Art und Weise gehe, 
wie der Unterrichtsstoff dargebo- 
ten werde. Es ist schwer zu sa- 
gen, ob dieser Zusatz durch 
Kunze ehrlich gemeint war, aber 
wegen der Anwesenheit der Fa- 
milie Dr. Hauschild und der Ehe- 
frau des Kunze ging ich nicht nä- 
her auf diese Auslegung ein. 


"Gesprochen von August Dremp- 


ker.« 


Böhme will esaber nicht gewesen 
sein. Zwar räumt er ein, daß es 


»den Gesetzen der Logik« ent- 
spreche, daß die Person, die in 
der Ich-Form über das Abendes- 
sen berichtete, nur Böhme gewe- 
sen sein kann, es entspricht, so 
Böhme, »aber nicht meiner Wirk- 
lichkeit.« 


Darauf angesprochen, daßessich 
aber doch. nur um ihn handeln 
konnte, sagte Ibrahim Böhme: 


»Das interessiert mich nicht. Ich 


kann nur sagen, daß ich damit 
nichts zu tun habe - außer, daß 
ich an diesem Gespräch teilge- 
nommen habe.« 


Doch auch »Bonkarz« schrieb 

mehrfach in der Ich-Form. So 

teilte er seinem Führungsoffizier 

etwa am 21. Dezember 1976 mit: 

»...Am Ende unserer Zusam- 

menkunft übergab Reiner Kunze 
mir das Buch »Die wunderbaren 

Jahre« mit folgender Wid- 

mung...« 


Sowohl Kunze wie auch Böhme 
erinnern sich an diesen Vorgang. 


-Doch Böhme erklärte wiederum 


nur lapidar: »Ich habe dazu kei- 
nen Bericht geschrieben.« 


Kunze wirft Böhme jedoch auch 
vor, an der widerlichsten Form 

der Denunziation, nämlich dem _ 
Aufführen von Dingen, die man 

nicht sagte, beteiligt gewesen zu 

sein. So schrieb Drempker am. 

Februar 1974 über ein Gespräch 

mit Kunze: 


»Unser Gespräch drehte sich 
..am Ende noch einmal um das 
Problem Solschenizyn, wobei ich 


nicht bestreitenkann, daßReiner, 


Kunze eine ausgezeichnete For- 
mulierung findet... Aber bei al- 
len schönen und gelungenen For- 
mulierungen sollte man meines 
Erachtens nicht außer Acht las- 
sen, daßersich...nicht...gegen 
die Person Solschenizyns aus- 
spricht, die in den letzten Jahren. 
der UdSSR großen Schaden ZU- 
gefügt hat.« 


Auch für Böhme gilt, daß jeder 
Angeklagte bis zum Urteils- 
spruch als unschuldig zu gelten _ 
hat. Die nun vorgelegten Doku- 
mente lassen jedoch keinen 
Zweifel aufkommen. 


In direkter 
Nachfolge 
der SED und 
der Stası 


Alfred König 


Trotz des rigorosen gesellschaftlichen Umbruchs in der Endphase 
der ehemaligen DDR arbeiteten maßgebliche Repräsentanten des 
SED-Terror-Regimes bis in die letzten Tage des erloschenen Staates 
und sogar noch darüber hinaus in einflußreichen Positionen. Massiv 
behindern sie bis heute den Aufbau demokratischer Verhältnisse in 
den fünf neuen Bundesländern. Und dieses ist nicht auf Glück oder 
Inkompetenz ihrer Nachfolger zurückzuführen, sondern vielmehr 
auf einen generalstabsmäßig vorbereiteten und in drei Phasen abge- 
laufenen Transformationsprozeß, durch den sich die SED und das 
Ministerium für Staatssicherheit (MfS) in die PDS verwandelt hat. 


Hervorragend dargestellt hat 
dies der Leiter des Referats »Ge- 
sellschaftspolitische Entwicklung 
in Ost-Europa« des Institutes der 
deutschen Wirtschaft, Reinhard 
Myritz, in seiner kürzlich erschie- 
nenen ausgezeichneten Doku- 
mentation »Die Partei und ihre 
Polizei«, aus dem im folgenden 
weitgehend unkommentiert zi- 
tiert werden soll. 


Das Versagen des 
CDU-Ministers 


Eine große Gefahr sieht der Au- 
tor in dem hierzulande selbstver- 
ständlichen Denken von einer 
strikten Gewaltentrennung inner- 
halb der Staatsstruktur zwischen 
Legislative und Exekutive. »So 
konnten sich Denkschemata ent- 
‚ wickeln, die am Wesen des Re- 
pressionssystems im Osten 
Deutschlands vorbeizugehen 
drohen.« Gleichzeitig halfen sie 
jedoch der SED und dem MfS ih- 
ren geglückten Übergang in die 
PDS vorzubereiten. Eine beson- 
dere Rolle in diesem »Spiel« 
spielt auch der ehemalige DDR- 
Innenminister Diestel von der 
CDU. 


Myritz wörtlich: Dieser »hat 
nachweisbar wissentlich die Tä- 
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- tigkeit von Teilen des ehemaligen 


MfS geduldet, teilweise geför- 
dert und damit ihr Überleben 
über die Existenz des Staates 
DDR hinaus garantiert. Das ge- 
schah trotz eindeutiger Warnun- 
gen und erkennbarer Hinweise 
auf den Fortbestand vieler ge- 
heimdienstlicher Verbindungen. 


Den parlamentarischen Auftrag, 
die Stasi-Strukturen konsequent 
zu liquidieren, erfüllte der Mini- 
ster nicht. 


Verdrängung der 
politischen Altlasten 


Trotz des rigorosen gesellschaftli- 
chen Umbruchs in der ehemali- 
gen DDR arbeiteten maßgebli- 
che Repräsentanten des SED- 
Terror-Regimes bis in die letzten 
Tage des erloschenen Staates und 
sogar noch darüber hinaus in ein- 
flußreichen Positionen. In Wahr- 
heit also haben die historischen 
Stationen einer Volkskammer- 
wahl am 18. März 1990, der Kom- 
munalwahlen am 6. Mai 1990 und 
die Bildung einer Regierung im 
Frühjahr 1990 lediglich eine de- 
mokratische Tünche über einen 
Stasi- und SED-durchsetzten und 
nur zu oft kräftig sabotierenden 
Apparat gezogen. 


"Der Verdacht erscheint begrün- 


det, daß die Bundesrepublik 
Deutschland an die Stelle einer 
zugegeben höchst komplizierten 
und bedrückenden Auseinander- 
setzung und allmählichen Aufar- 
beitung der SED-MfS-Vergan- 
genheit den wesentlich elegante- 
ren Weg der komplexen Verdrän- 
gung beschreitet ... Strategische 
Interessen beim Zusammen- 
schluß zu gesamtdeutschen Par- 
teien waren wichtiger als eine 
durchaus angebrachte Skepsis ge- 
genüber den scheinbar rasch zu 
bewältigenden ideologischen 
und wirtschaftlichen Altlasten 
der Partner aus der einstigen 
DDR. Wahlkampftaktik mit 
Blick auf die Landtagswahlen in 
den neuen Bundesländern am 14. 
Oktober 1990 und die Bundes- 
tagswahlen am 2. Dezember 1990 
ließ zu wenig Raum für eine tief- 
erspürend, demokratische Aus- 
einandersetzung mit der Vergan- 
genheit vieler ostdeutscher Part- 
ner in Politik, Bildung und Wirt- 
schaft.« 


Myritz schreibt weiter: »Eine Be- 
sonderheit des >Revolutions- 
Herbstes< 1989 in der DDR war 
die erstaunliche Tatsache, daß 
Millionen Demonstranten, die 
soeben das Honecker-Regime 
stürzten, gleichzeitig aber die In- 
thronisierung des seit Jahren be- 
kannten »Kronprinzen« Egon 
Krenz duldeten. Krenz, seit 1983 
Politbüro-Mitglied und im SED- 
Zentralkomitee der für Sicher- 
heit zuständige Sekretär, wurde 
am 24. Oktober 1989. mit der glei- 
chen absolutistischen Machtvoll- 
kommenheit wie sein gestürzter 
Vorgänger und Ziehvater Honek- 
ker ausgerüstet: Parteichef, 
Staatsratsvorsitzender und Vor- 
sitzender des nationalen Verteidi- 
gungsrates.« 


Nachdem der Druck der Bevöl- 
kerung immer weiter gestiegen 
sei, habe man sich dann von »be- 
sonders übel beleumundeten 
Mitgliedern«, wie etwa Mielke 
und Axen, getrennt und man 
habe sich mit Hans Modrow 
»dem guten Menschen von Dres- 
den« ein demokratisches Mäntel- 
chen umhängen wollen. Danach 
habe dann das alte Politbüro un- 
ter Krenz seinen Tritt verlang- 
samt und sei am 3. Dezember ge- 
schlossen aus dem Rennen ausge- 
schieden. 


»Gleichzeitig mit der parteipoliti- 
schen Mimikry vollzog auch das 
MfS getreu seiner Funktion, 


"Am 24. November des gleichen 


und Akten sowie weiterer opera- : 


»Schild und Schwert der Partei 
zu sein, ein Tarnmanöver. Das : 
vollkommene gegenseitige Ein-. 
vernehmen von SED und Stasi ° 
wird deutlich in einem Fern- 
schreiben des MfS-Ministers 
Mielke, der seinen Gereuen am 
4. November 1989 kabelte, »er“ 
könne mit Gewißheit sagen, da 
die Parteiführung alles unter- ; 
nimmt, ... um Euch Rückhalt fü 
die Lösung der übertragenen ; 
Aufgaben zu geben und sich *; 
schützend vor die Schutz- und $i 
cherheitsorgane« stellt.« 


Modrows handverlesene 
Beauftragte 


Jahres sei dann unter der Code- © 
Nummer o 006-111/89 eine »Ge- 
heime Verschlußsache« angelau- . 
fen, deren offizieller Titel »Ak- ° 
tion Reißwolf« lautete und der : 
zum Ziel die »Reduzierung des 
Bestandes registrierter Vorgänge ; 


tiver Materialien und Informatio- 
nen«hatte. Der unmittelbare Zu- 
sammenhang dieser unter 
»strengster Geheimhaltung, 
Konspiration und Sicherheit« zu 
befolgenden Stasi-Anweisung | 
und den Auftraggebern von der 
SED werde am Beispiel Leipzigs 
erkennbar. Dort habe man später 
den Befehl von Ex-Stasi-General . 
Hummitzsch an die Kreis-Dienst- . 
stellen des ehemaligen Bezirks 
entdeckt. Dieser habe gelautet: 
»Alle in den Kreisämtern vorlie- 
genden schriftlichen Informatio- 
nen für leitende Partei- und 
Staatsfunktionäre  beziehungs- 
weise entsprechende Zuarbei- 
ten, die bis zum 30. September 
1989 erarbeitet wurden, sind zu 
vernichten.« 


Nachdem N Bürger-- ;; 
gruppierungen dann handstreich- . 
artig die Stasi-Zwingburgen be- 
setzt hätten, seien weitere ge- 
heime Befehle ergangen, wonach 
»in jedem Fall« zu verhindern sei, : 3 
»daß unberechtigte Personen 7 
Einsicht in Staatsgeheimnisse« ? 
nähmen. 
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Rückendeckung habe die Stasi ” 
durch Ministerpräsident Modrow 
erhalten, »der augenblicklich 
reagierte und schon am 8. De- 
zember 1989 in alle ehemaligen 
DDR-Bezirken handverlesene _ 
Regierungsbeauftragte einsetzte. 
Selbstredend sei von diesen dann : 
die Arbeit der Bürgerkomitees 
erheblich erschwert worden«. 


»Systematik “und Hintergrund 
der angeblichen Stasi- Auflösung, 
der in Wahrheit aber ein Um- 
strukturierungsplan unter der 
Bezeichnung »Linie. 2000« war, 
ließen sich bereits zu diesem Zeit- 
punkt in ihren Umrissen erken- 
nen.. Anfang 1990 schließlich 
wurde diese. erste Phase des 
Plans, also das rasche und mög- 
lichst spurlose Abtauchen, ge- 
fährdet.« Nämlich durch die von 
Staatssekretär Halbritter bestä- 
tigte Vermutung, daß es in der 
Regierung Vorstellungen gebe, 
anstelle der Stasi neue Sicher- 
heitsorgane zu bilden, was heftig- 
ste Proteste in der Bevölkerung 

- ausgelöst habe. 


Im Schutze des Zorns 
der Demonstranten 


Modrow habe dies jedoch durch 
ein »Bauern-Opfer«, der Entlas- 
sung von zwei Mitarbeitern, ab- 
wenden können. »Es war tatsäch- 
. lich höchste. Zeit. Am gleichen 
Tag nämlich drangen aufge- 
brachte Demonstranten in die 
ehemalige Stasi-Zentrale in der 
Ost-Berliner Normannenstraße 
ein. Die Nutznießer, wenn nicht 
gar die eigentlichen Drahtzieher, 
vermutete man sogar in Geheim- 
dienstkreisen, welche die Tore ih- 
rer Festung öffneten, um im 
Schutze des Demonstrantenzor- 
nes desto ungestörter Siegel auf- 
brechen und belastendes Mate- 
rial ausschleusen zu können.« 


-.Auch. das nach einer am 8. Fe- 
bruar 1990 getroffenen Entschei- 
dung des Ministerrates geschaf- 
fene Komitee zur Auflösung des 
MfS und seines Nachfolgeamtes 
für Nationale Sicherheit habe in 
das ganze Spiel gepaßt: »Perso- 
nell setzte sich das Komitee zu- 
nächst aus Vertretern der Mini- 
sterialbürokratie, die dann von 
Alt-Parteien und ehemaligen An- 
gehörigen des MfS sowie einem 
einzigen Vertreter eines Bürger- 
. komitees und eines ehemaligen 
-: Vertreters des »Demokratischen 
Aufbruchs< zusammen ... Binnen 
kürzester Zeit waren die Schlüs- 
selpositionen im Komitee von 
. >kompetenten« Mitarbeitern be- 
- setzt. Zum Leiter des Bereichs 
- Schriftgut, Archiv und elektroni- 
“sche Datenträger avancierte ein 
ehemaliger Geheimnisträger mit 
“langjähriger Berufserfahrung«. 
In den Bereich für die Koordinie- 
rung der Auflösung der Bezirks- 
verwaltungen geriet sogar ein lei- 
‘ tender Mitarbeiter der berüchtig- 


ten Hauptverwaltung XX, die 
mit der Verfolgung Andersden- 
kender befaßt waren. Die Ar- 
chive blieben fest in den Händen 
ehemaliger Mitarbeiter des MfS, 
und zwar der gleichen, die schon 
jahrelang in MfS-Archiven tätig 
waren. Gleiches gilt auch für die 
Personaldaten des ehemaligen 
MfS.« 


Offiziere im 
besonderen Einsatz 


Ziel dieser zweiten Phase des 
Plans »Linie 2000« sei die Trans- 
formation des MfS vom vulgären 
Repressionsmechanismus zum 
qualifizierten Wirtschafts- und 
Verwaltungsmechanismus gewe- 
sen, wobei es hier eine generelle 
Zweiteilung gegeben habe: 


»1. Die aus hauptamtlichen Spit- 
zeln, inoffiziellen Mitarbeitern, 
diversen Schläger- und Greif- 
trupps sowie ähnlich entbehrli- 
chen Kommandos bestehende 
Teil des Repressionsapparates 
wurde möglichst medienwirksam 
und schnell aufgelöst und zer- 
schlagen. In den Augen der 
Machthaber hatte er im Herbst 
1989 ohnedies versagt. Bereits im 
Januar 1990 gab die Modrow-Re- 
gierung bekannt, daß von den 
85000 Stasi-Leuten rund 30000 
entlassen seien. 20500 würden in 
die »Volkswirtschaft« eingeglie- 
dert. Von den verbleibenden 
32500 wolle man zügig weitere 
20000 entlassen, doch benötige 
man die restlichen 12500 zur Auf- 
lösung des Amtes. 


2. Den Top-Leuten der Stasi, aus- 
nahmslos höchst qualifizierte 
Entscheidungsträgern und in 
sämtlichen Bereichen des politi- 
schen und wirtschaftlichen Le- 
bens, in Forschung und Bildung 
gleichermaßen beheimatet wie in 
Kultur und Sport, galt das vitale 
Interesse im »Linie 2000«-Pro- 
jekt. Priorität hatte ihr Überle- 
ben, gleich unter welcher Maske, 
in welchter Tarnung. Doch auch 
offen fand ein Übergang in 
scheinbar neue Strukturen statt.« 


Ausführlich geht Myritz dann auf 
den »Fall Diestel« ein und kriti- 
siert, daß dieser in keinster Weise 
seiner Aufgabe gerecht gewor- 
den sei. Wie sehr er sogar im In- 
teresse der SED gehandelt habe, 
zeigte, daß er bei dem gescheiter- 
ten Abberufungsantrag sogar 
dutzende von Stimmen der PDS 
erhalten haben muß. 


»Hintergrund für diesen gespen- 


stischen Ablauf sind Enthüllun- - 


gen über sogenannte »Offiziere 
im besonderen Einsatz< (OiBE) 
des MfS, die an höchst sensiblen 
Schaltstellen und Knotenpunk- 
ten im öffentlichen Leben das 
morbide SED-System - zusam- 
menhalten sollten. 


Bei den OiBE handelt es sich um 
die Geheimsten der Geheimen 
der alten Staatssicherheit. Die 


Agenten im eigenen Land hatten - 
verschleierte Kaderakten, die 


ihre wahre Identität tarnten. Nur 
anhand von alten Besoldungs- 
stammkarten ‘gelangte der Son- 
derausschuß der Volkskammer 
zur Stasi-Auflösung auf die Spur 
der OiBE, die noch heute wich- 
tige Positionen in Universitäten, 
Akademien, Betrieben oder Be- 
hörden bekleiden. »Der Morgen« 
berichtete von bis zu 6 000 OiBE, 
die an solchen Schaltstellen sit- 
zen. 


Die treuesten der 
treuen Diener 


Diese MfS-Offiziere, die nicht 
nur die geheimsten der gehei- 
men, sondern auch die treuesten 
der treuen Diener des Spitzel- 
staates DDR waren, arbeiteten 
nach der Dienstanweisung 6/80 
des MfS, der sogenamnten 
»OiBE-Ordnung«. Dort heißt es: 
»Die politisch-operative Siche- 
rung des Arbeitsgebietes I (des 
Innenministeriums) hat vorran- 
gig durch einen. zielgerichteten 
Einsatz von OiBE ... in Schlüssel- 
positionen zu erfolgen: «« 


Dann führt Myritz acht Personen 
auf, die bereits in SED-Zeiten 
auf exponierten Posten saßen 
und dann später von Diestel über- 
nommen. wurden.. Etwa Peter 
Müller, früher Chef der Volkspo- 


lizei in Chemnitz und verantwort- 


lich für Terroreinsätze gegen An- 
dersdenkende im Oktober 1989, 
wurde: Polizei-Staatssekretär, 
oder Roland Wittig, einstiges 
Mitglied der SED-Kreisleitung 
im SED-Innenministerium und 
damit verantwortlich für die ideo- 
logische Einpeitschung, über- 
nahm unter Diestel die Leitung 
des Zentralen Kriminalamtes. 


»Es wirkt bedrohlich, wenn man 
weiß, daß Diestel bereits am 16. 
Mai 1990 per Regierungsbe- 


schluß die Kompetenz als »ober-: 


ster Stasi-Auflöser< übertragen 
bekommen hatte, während sich 


der Sonderausschuß: der Volks- 
kammer erst am 21. Juni 1990 
konstituierte. Die Zuständigkeit 
für die Stasi-Auflösung lag also 
seit Amtsantritt in den Händen 
des Innenministers, der später 
tief stapelte und lediglich für sich 
in Anspruch nahm, ausnahmslos 
mit der Sicherung der Stasi-Ak- 
ten betraut worden zu sein.« 


Und auch die Problematik der. 
OiBE sei Diestel von Anfang an 
bekannt gewesen. »Sollte das al- 
les nun noch immer nicht genü- 
gend, die Handlungsweise des 
ehemaligen Innenministers zu er- 
hellen, ist auf das interne Proto- 
koli der 2. Sitzung der Regie- 
rungskommission zur Stasi-Auf- 
lösung vom 11. Juni 1990 zu ver- 
weisen, auf der die OiBE-Proble- 
matik eingehend diskutiert 
wurde. Die Kommission empfahl 
bereits zu diesem Zeitpunkt der 
Regierung, in diesem Fall also In- 
nenminister Diestel, die »als 
OiBE tätigen Mitarbeiter festzu- 
stellen und im Einzelfall die er- 
forderlichen arbeits- und dienst- 
rechtlichen Konsequenzen zu zie- 
hen«. Die Kompetenz dazu hatte 
allein der Minister. Der aber will 
von allem nichts gewußt haben. 
Der Verdacht, daß es sich bei den 
Stasi-Bewegungen unter der 
Agide von Minister Diestel um 
die dritte Phase der Aktion »Linie 
2000« mit dem Ziel der Konsoli- 
dierung der wichtigsten MfS-Po- 
sitionen in Top-Stellungen des 


“ Landes gehandelt hat, scheint an- 


gesichts dieser geradezu erdrük- 

kenden Indizienlast mehr als ge- 

rechtfertigt. Als einer der vorerst 

letzten Glieder in dieser Kette 

von Verdachtsmomenten muß 

auch die Entlarvung des Stasi- 

Spions Klaus Kuron aus dem Köl- 

ner Verfassungsschutzamt ange- 

sehen werden. Er gab nach Befra-- 
gung zu, ein »letztes Treffen mit 

seinem früheren Führungsoffi- 
zier habe am 5. Oktober in Ber- 

lin, also bereits nach dem Vollzug 

der deutschen Einheit, stattge- 

funden.« 


Vernetzung auf 
allen Ebenen 


Danach geht Myritz sehr ausführ- 

lich auf die »Vernetzung auf allen 

Ebenen« von SED und Stasi ein, 

wobei hier aus Platzgründen nur 

auf das Ergebnis eingegangen 

werden soll: »Zusammenfassend 

lassen sich drei wesentliche Ele- 
mente für die Identität von SED 

und MfS herauskristallisieren: 
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PDS 
In direkter 
Nachfolge 
der SED und 
der Stasi 


1. Aufgabenstellung des MfS als 
»Schild und Schwert der Partei« 
war es, mit den spezifischen Mit- 
teln und Methoden einer politi- 
schen Geheimpolizei die Macht 
der SED gegen alle Widerstände 
von innen und außen zu erhalten. 


2. Die Strukturen von Polizeiund 


Politpolizeiapparat wurden auf 
allen Entscheidungsebenen ge- 
zielt miteinander verbunden, um 
einerseits den Informations- und 
Befehlsfluß so reibungslos und 
konspirativ wie möglich zu ma- 
chen, andererseits aber auch eine 
‚ genaue Kontrolle der SED über 
die Arbeit des MfS zu gewährlei- 
sten. 


3. Das Selbstverständnis von der 
revolutionären Avantgarde der 
Arbeiterklasse und ihrer führen- 
den Partei« führte bei den MfS- 
Mitarbeitern zu einem stark aus- 
geprägten Elite-Bild und damit 
zu überzeugenden Motivationen 
innerhalb der Stasi»Kampfkol- 
lektives. Die Folge war zwangs- 
läufig eine starke Abgrenzung zu 
anderen gesellschaftlichen und 
sozialen Gruppen sowie die Kon- 
sequenz einer fast vollständigen 
Identifizierung der MfS-Leute 
. mit derSED.« 


Die Häutung der ehemaligen 
SED habe sich dabei in mehreren 
Phasen vollzogen. So habe sich 
die alte Garde bis auf wenige 
Ausnahmen im zweiten Glied 
(Modrow, Höpcke, König) verab- 
schiedet und Gregor Gysi Platz 


emacht sowie ihren Namen in’ 


ED/PDS (PDS = Partei des De- 
mokratischen Sozialismus) geän- 
dert. Wesentlicher sei aber der 
Umstand, daß programmatisch 
alles beim alten geblieben sei. So 
werde sich im geltenden Statut 
der Partei »besonders« auf die 
Tradition Lenins berufen. Dann 
heißt es: »Theoretische Grund- 
‚lage der Partei ist der Marxis- 
mUus.« 


Nach zunehmenden landeswei- 
ten Protesten nannte sich die Par- 
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tei dann am 4. Februar 1990 in 
nur noch »PDS« um. Bereis die 
Rede Gysis habe aber die Vermu- 
tung bekräftigt, so Myritz, »daß 
unter dem Deckmantel der neu- 
erlichen Namensänderung den- 
noch nichts vom marxistisch-leni- 
nistischen Klassenkämpfertum 
preisgegeben werden sollte... 


Die alten linken 
Luftschlösser 


Aufgebaut soll der Garten Eden 
also erneut von einer dem Mar- 
xismus-Leninismus treu ergebe- 
nen Partei, doch schmückt man 
sich nun mit dem leicht schrägen 
Outfit einer draufgängerischen 
Linken, setzt also ganz bewußt 
auf ideologische Unschärfe und 
verschwimmende Konturen. Nur 
hin und wieder dringen die schril- 
len Dissonanzen von Intoleranz 
und Verfolgungswahn aus dem 
Hintergrund.« 


Die dritte Phase sei dann der Auf- 
tritt der PDS im Wahlkampf »als 
Makler der parteiübergreifenden 
Idee vom »demokratischen Sozia- 
lismus««. Dazu würden bewußt 
alte linke Luftschlösser wieder 
aufgebaut. 


»Selten einmal ließ sich Gysi in 
die Karten gucken, wenn es um 
den Sicherheitsdienst ging. Er 
setzte auf das Vergessen.« So 
habe er »mit ebenso notorischem 
wie beredtem Schweigen« auf 
mehrere schriftliche und telegra- 
phische Interviewbitten bezie- 
hungsweise der Deponierung ei- 
nes Tonbandes mit zehn Inter- 
viewfragen im Ost-Berliner PDS- 
Büro reagiert. 


So hatte etwa die »Welt« bereits 
am 6. April 1990 geschrieben, es 
sei »die Erkenntnis gesichert, 
daß Parteichef Gysi den Auftrag 
zum Aufbau eines eigenen Sicher- 
heitsapparates erteilt hat«. Das 
Blatt erinnerte in diesem Zusam- 
menhang an die häufigen Mos- 
kau-Reisen des Ex-Spionagege- 
nerals Wolf. »Er gehörte übrigens 
zum sogenannten »Rat Kampfer- 
probter und Lebenserfahrener« 
der SED/PDS und war bis hinein 


"in die jüngste Vergangenheit Gy- 


sis Berater. Genährt wird diese 
Erkenntnis durch ein vertrauli- 
ches Dossier des Bundesnach- 
richtendienstes vom 19. April 
1990, wonach sich neben den »re- 
gulären« PDS-Ortsgruppen in- 
zwischen »eigenständige PDS- 
Grundorganisationen< gebildet 


hätten. Einige von ihnen, so der 
BND in seiner Meldung an das 
Bonner Kanzleramt bestünden 
ausschließlich aus ehemaligen 
MfS-Mitgliedern«. 


Die Rechnung ist 
einfach und logisch 


Danach führt Myritz detailliert 
große Teile des SED-Finanzimpe- 
riums auf, das die Worte Gysis, 
seine Partei sei gar nicht so reich, 
Lügen straft. 


»Die Rechnung ist einfach und 
logisch: Die OiBE im besonde- 
ren Einsatz an den Nahtstellen in 
Wirtschaft und Politik der Ex- 
DDR sowie die ebenfalls auf 
diese Einsatzgebiete spezialisier- 
ten Agenten der ehemaligen 
Hauptverwaltung Aufklärung 
(HVA) in den alten Bundeslän- 
dern — die geheimsten und 
höchstqualifizierten Spione des 
alten MfS also - stellen die Kern- 
mannschaft eines Untergrund- 
Geheimdienstes auf deutschem 
Boden. Auf Gedeih und Verderb 
mit der SED, heute PDS verbun- 
den, besteht ihr Job nunmehr in 
der Sicherung des Parateivermö- 
gens als dem letzten verbliebe- 
nen Rest einstiger Machtvoll- 
kommenheit. Das Ziel ist der 
langfristige Aufbau eines neuen, 
zunächst auf wirtschaftliche 
Macht gegründeten Imperiums. 


Bisher gelang es lediglich, einige 
hundert der als extrem gefährlich 
einzustufenden OiBE vornehm- 


lich in den alten DDR-Ministe- 


rium und ehemaligen Räten der 
Bezirke aufzuspüren und zu ent- 
lassen. Insgesamt aber stehen die 
Chancen schlecht, die in der Wirt- 
schaft zum Einsatz kommenden 
MfS-Spezialisten zu enttarnen, 
und das nicht zuletzt deshalb, 
weil die einzige Quelle, das >All- 
gemeine Dienstreise-Projekt«, in 
dem über 6 000 Reisekader durch 
die MfS-Hauptabteilung XVII 
(Wirtschaft) gespeichert waren, 
unter Modrow vernichtet 
wurde«. Ein weiterer Indiz übri- 
gens für die langfristige und weit- 
sichtige Führung des Abtauchma- 
növers »Linie 2000«.« 


Ziel dieser OiBE, die sich jetzt 
offensichtlich in private Firmen 
abgesetzt hätten und dort als Ge- 
sellschafter tätig seien, sei es spä- 
ter einmal wichtige Führungspo- 
sitionen in der Wirtschaft zu über- 


nehmen. Sitzen sie aber erst ein-. 


mal in den obersten Wirtschafts- 


etagen, dann könnten sie noch 
mehr Macht als im Parlament 
und in den Parteien, die unter der 
Kontrolle der Öffentlichkeit ste- 
hen, ausüben, warnte bereits der 
Bundestags-Sonderbeauftragte 
Gauck. 


Es geht um 


Wirtschaftspionage ; 1 


Myritz weiter: »Die Gefahr ist: 


umso größer, als die in den ost- 
deutschen Bundesländern agie- 
renden OiBE Schützenhilfe von 
den HVA-Spionen 


stigen Befehlshaber von SED 


und später ihrer Nachfolgepartei & 


PDS wechselte sicherlich der 
größte Teil der auf bis zu 5 000 ge- 
schätzten Ost-Agenten in die 
Reihen des sowjetischen Ge- 
heimdienstes KGB. Bei diesem 


Transfer spielten nach Auskunft 


von Christian Wirthe, Leiter des 
Hamburger Verfassungsschutz- 


in West- 
deutschland erhalten. Mit still- 
schweigender Billigung der ein- # 


Kan 


amtes, >der frühere DDR:Spio- '. 


nagechef Markus Wolf und frü- 
here Stasi-Offiziere eine wichtige 
Rolle«. Indirekt bestätigt wurde 


der großangelegte Agenten-Deal 
auch von Sowjet-Oberst Kalugin, ' 


'Ex-Chef der KGB-Aufklärung ° 


West, der gegenüber der »Quick« 


freimütig zugab, »viele Ex-Stasi- : 


Mitarbeiter hätten sich ... bereits 
beim KGB gemeldet«, doch 
könne er keine genaue Zahl nen- 
nen. : 


RER EL Beben ns 


NE 


Angesichts der unaufhaltsam ra- : 


santen Talfahrt der sowjetischen 


Wirtschaft kann kein Zweifel 


über die Hauptstoßrichtung von 
KGB-MfS-Aktionen in Deutsch- 
land bestehen: Es ist die Wirt- 
schaftsspionage.« 


Als eines der vielen Beispiele, 


wie die SED nach Ansicht von: 


Myritz große Teile ihres Vermö- 


gens bis heute gerettet hat, führt 


der Autor den Fall des Schweizer 


Unternehmens »ORVAG« - die : 
Muttergesellschaft der in finan- ‘ 
zielle Schwierigkeiten geratenen 
Druckerei Norden - auf, die, wie 


der persönliche Referent von 
Gysi versicherte, der SED/PDS 
gehöre. Im Juni des gleichen Jah- 
res habe der PDS-Vorstand dann 
jedoch erklärt, daß die »Inhaber- 
Aktien der Holding im Septem- 
ber 1989 von der SED zum Nenn- 
wert von etwa 500 000 Mark ver- 
kauft« worden seien. Das Druck- 
haus Norden meldete daraufhin 
Konkurs an. 


»Unter dem Mantel der Ver- 
schwiegenheit indes ereigneten 
sich seltsame Dinge, die fatal an 
die geheimdienstlichen Metho- 
den der SED erinnern: Bereits in 
den siebziger Jahren wurden die 
umfangreichen West-Berliner 
SED-Besitzungen »kontinu- 
ierlich von der heutigen Schwei- 
zer Muttergesellschaft des in 
Konkurs gegangenen Druckhau- 
ses übernommen. Dazu gehört 


die Eignerin des Druckhaus- 


Grundstücks in der Kaiser-Augu- 
sta-Allee 101, des Hauses des 
SEW-Parteivorstandes in der Wil- 
mersdorferstraße 165 und einer 
Liegenschaft in den Hasenheide 
47, die »Gründel-Grundstücksge- 
sellschaft mbH«< mit einem 
Stammkapital von 350 000 DM. 


Neue 
Rahmenbedingungen 
‚für Schlüsselstellungen 


Auch dabei die »Treuhand-Ver- 
waltungs- und Organisations- 
GmbH« (TVO), die die Gründel- 
“Besitztümer verwaltet und über 
: ein Stammkapital von 50 000 DM 
verfügt, die »Europäische Buch 
" Literatur-Vertrieb GmbH«, die 
sich auf DDR-Importe speziali- 
sierte, mit 180 000 DM Kapital 
und schließlich auch die »Zei- 
tungsdienst Berlin Verlags- und 
Druckerei-GmbH«. Ihr Stamm- 
:kapital beträgt 1,5 Millionen 
DM. Bis. auf den Buchvertrieb 
haben alle Gesellschaften ihre 
Büros in der Kaiserin-Augusta- 
Allee 101... 


Obgleich eindeutig den Einheits- 
sozialisten zugeordnet, blieb ihr 
Imperium fein säuberlich vom 
allgemeinen SED-Auslandsver- 
mögen getrennt. In keiner der Li- 
sten Alexander Schalck-Golod- 
kowskis taucht es auf.« 

Mitglieder des Überführungsver- 
eines des Druckhauses Norden 
‚ hätten freimütig erklärt, daß 
nach ihrer Meinung die ORVAG 
eine reine Geldwaschanlage ge- 
wesen sei. Nach ihrer Auffassung 
: stecke hinter den im September 
«1989 eingefädelten ORVAG-Ver- 
‘kauf und dem jetzt unerbittlich 
= -durchgezogenen Konkurs des 
Druckhauses eine Umschich- 
.tungs-Strategie neo-stalinisti- 
scher Kader, die das Auslandsver- 


».. mögen der alten SED unter ver- 
; änderten Bedingungen zu ihrem 

persönlichen Machterhalt zu be- 

nutzen trachten. 

- Myritz kommt zu folgendem Fa- 

.. Zit: »Dieser Versuch einer Doku- 


mentation macht bei aller Lük- 
kenhaftigkeit dennoch eines 
deutlich: Ein Jahr nach der fried- 
lichen Revolution in der alten 
DDR hat sich das einstige Macht- 
instrument SED in einem weitge- 
hend reibungslos abgelaufenen 
Prozeß lediglich von den einsti- 
gen Spitzenpositionen verab- 
schiedet. Die Schlüsselstellungen 
auf allen mittleren Ebenen in 
Wirtschaft, Verwaltung und Bil- 
dung wurde mit Unterstützung 
aktiver. MfS-Spezialisten beibe- 
halten und weitgehend den 
neuen Rahmenbedingungen an- 
gepaßt... 


Die Identität von Partei 
und Geheimdienst 


Das ehemals unabdingbare Herr- 
schaftsinstrumentt der SED 
wurde rasch und gründlich von 
seinem repressiven Strukturen 
bereinigt. Übrig blieb eine effi- 
zient arbeitende, hoch moti- 
vierte, bestens ausgebildete und 
darüber hinaus auch konspirativ 
erfahrende Gruppe von MIS- 
Fachkräften. Nicht länger .zum 
höheren Ruhme des Sozialismus, 
sondern wesentlich verständli- 
cher, greifbarer und überschau- 
barer, lediglich zum Schutz des 
ihnen anvertrauten Parteivermö- 
gens und damit ironischerweise 
tatsächlich im eigenen Auftrag« 
- wie Ex-General Wolf seine Me- 
moiren betiteln will - erfüllten 
und erfüllen diese Leute ihre 
Dienstgeschäfte mit einer unver- 
ändert hohen kriminellen Ener- 
gie. Die Identität von Partei- und 
Geheimdienst-Struktur ist des- 
halb im Verlaufe des rund einjäh- 
rigen Prozesses also eher noch 
deutlicher geworden, stellt man 
auch psychologische Faktoren 
wie die Solidarität vermeintlich 
Verfolgter oder das Sympathisie- 
ren mit der »guten alten Zeit« in 
Rechnung. Der unter Honecker 
und Mielke begonnene Ver- 
schmelzungsprozeß darf heute 
als weitgehend abgeschlossen be- 
trachtet werden.« 


Zwar sei beim Sympathisanten- 
kreis bei dieser Partei nicht zu- 
letzt aufgrund der jüngst be- 
kanntgewordenen Finanzskan- 
dale mit einem Schrumpfungs- 
prozeß und sogar mit einem Auf- 
splittern zu rechnen, dafür stehe 
aber der PDS neben dem finan- 
ziellen Imperium auch ein »Da- 
tenpool mit Infomationen über 
mindestens . fünf Millionen 
ehemaliger DDR-Bürger und 


zwei Millionen Alt-Bundesbür- 
ger« zur Verfügung. Auf fast allen 
entscheidenden Ebenen in Wirt- 
schaft, Bildung und Verwaltung 
der neuen Bundesländer säßen 
darüber hinaus PDS-Leute mit 
weitreichenden Kompetenzen. 
Und schließlich garantieren ex- 
cellente Verbindungen zum so- 
wjetischen Geheimdienst KGB 
und damit zu der gleichfalls um 
ihr politisches Überleben ringen- 
den KPdSU Absprachen zumin- 
dest europaweiter Strategien in 
Wirtschaft und Politik. 


Myritz schließt mit den Sätzen: 
»Das theoretische Aktionspo- 
tential der PDS ist augenschein- 
lich sehr weit. Der mögliche Ak- 
tionsrahmen vergrößert sich aber 
noch, sucht man nach Orientie- 
rungshilfen von seiten der Verfas- 
sungsschützer. Verfassungs- 
schutz-Präsident Gerhard Boe- 
den sieht zwar »Anlaß zu gesun- 
dem Mißtrauen, ob die PDS et- 
was anderes ist als ihre Vorläufer- 
Organisation«, doch hält er der 


Partei im gleichen Atemzug er- : 


staunlicherweise ein Demokra- 
tieverständnis zugute, was sie 
nachweislich eben nicht besaß: 
»Man muß ... sehen, daß die PDS 
und immerhin auch schon ihre 
Vorläufer-Organisation SED, 
freie Wahlen, die Gründung von 
Parteien- und Pressefreiheit zu- 
gelassen haben, aus welchen 
Gründen auch immer. < 


Befremdlich ist auch die Nach- 
richt, daß einerseits Staatsmini- 
ster Lutz Stavenhagen im Zusam- 
menhang mit der Millionen-Ro- 
chade der PDS bekanntgab, »der 
Verfassungsschutz prüfe, ob sich 
die PDS verfassungsfeindlich ver- 
hält«. Dem widersprach der Chef 
des Hamburger Landesamtes für 
Verfassungsschutz, Christian 
Lochte. Es gäbe bisher keine Ver- 
anlassung für eine Entscheidung, 
ob die PDS beobachtet werden 
müsse. 


Das Kuckucksei 
im CDU-Nest 


Last but not least stimmte auch 
Wulf Jöhnk, der Leiter des 
schleswig-holsteinischen Verfas- 
sungsschutzes, in den Chor ein. 
Die PDS werde »durch seine Be- 
hörde nicht überwacht oder be- 
obachtet, da sie eine zugelassene 
Partei sei. Es könne nicht Sache 
des Verfassungsschutzes sein, je- 
dem Kommunisten hinterherzu- 


laufen. Der Verfassungsschutz 
habe genug wichtige Aufgaben . 


wahrzunehmen wie Spionageab- . 


wehr, Beobachtung des Links- 
und Rechtsextremismus sowie 
die Vorfeldaufklärung im Bereich 
des Terrorismus«.« 


Myritz hat in seiner Dokumenta- 
tion sehr schlüssig aufgeführt, 
daß die PDS eben nicht die brave 
demokratische Partei ist, wie es 
Gysi besonders in der letzten 
Phase des Wahlkampfes der deut- 
schen Öffentlichkeit glauben ma- 
chen wollte. »Sie müssen doch 
selber sehen, daß die PDS nichts 
mehr mit der SED gemein hat«, 
sagte der PDS-Vorsitzende einer 
Fernseh-Journalistin, die ihn län- 
gere Zeit über beobachtet hat. 


Gleichzeitig konnte der Autor je- 
doch auch viele offene Fragen 
über den früheren CDU-Innen- 
minister Diestel lösen bezie- | 
hungsweise zumindest Licht in 
einige Unklarheiten bringen. 
Sollte dies alles zutreffen, was 
Myritz über Diestel geschrieben 
hat, dann hat sich die CDU im 
wahrsten Sinne des Wortes ein 
Kuckucksei ins eigene Nest ge- 
legt. Bei der zugegebenen Cle- 
verneß der PDS darf man erwar- 
ten, daß sich noch mehrere dieser ' 
Kuckuckseier in nächster Zeit in 
allen Parteien entlarven werden. 


Ebenfalls sehr interessant sind 
die letzten Absätze der Doku- 
mentation. Denn aus dem, was 
dort beschrieben ist, kann durch- 
aus geschlossen werden, daß die 
Verfassungsschützer auf dem lin- 
ken Auge blind sind. Zwar wird 
auch von ihnen gesagt, daß der 
Linksextremismus im Auge be- 
halten werden müsse, nur darf 
doch die Frage erlaubt sein, wenn 
die PDS nicht mit dem Linksex- 
tremismus, zumindest in der Art, 
daß sie keinen freiheitlichen 
Rechtsstaat haben wollen, iden- 
tisch ist, wer denn sonst? D 
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Bonn 


Die Gefahr 
kommt von 


links 


Hans Baader 


Wenn man sich heutzutage die Berichterstattung in Zeitungen, Zeit- 
schriften, Funk und Fernsehen, aber auch die aktuellen politischen 
Debatten anhört, muß man zwangsläufig zu dem Schluß kommen, in 
- der: Bundesrepublik drohe die Gefahr eines rechten Umsturzes. 
Trotz der an Brutalität nicht mehr zu überbietenden Hausbesetzer- 
»Demonstrationen« im Ostteil Berlins und den Desertations-Aufru- 
fen der Grünen beherrschen Krawalle angeblich militanter werden- 
: der Rechtsextremismus in der Ex-DDR sowie ähnliche Meldungen 
die Schlagzeilen. Und dies, obwohl sie nur einen Bruchteil der linken 


Gewalttaten ausmachen. 


Beschreibend für die derzeitigen 
Zustände sind die Krawalle mili- 
-tanter Hausbesetzer der im Ost- 
sektor Berlins gelegenen Main- 
zer Straße, bei denen mehrere 
hundert Polizisten verletzt wor- 
den sind. Es grenzte schon fast an 
ein Wunder, daß keiner getötet 
wurde. Ganz klein versteckt war 
etwa in der »Welt am Sonntag« 
auf Seite vier im elften Absatz des 
entsprechenden Artikels zu le- 
sen, daß auch die Senatsabgeord- 
neten Lena Schraut und Hartwig 


Berger der Alternativen Liste bei- 


den Straßenkämpfen festgenom- 
men worden waren. Aufgrund ih- 
rer politischen Immunität mußte 
die Polizei sie jedoch wieder lau- 
fen lassen. 


Mit sanften Worten 
gegen linken Terror 


Welch Geschrei wird dagegen bei 
den wenigen Abgeordneten der 
Republikaner oder der DVU ge- 
macht, wenn sie sich mal zu Wort 
melden beziehungsweise beson- 


ders bei ihrem jeweils erstmali- - 


‚gen Auftreten im Landes- oder 
Stadtparlament. Dabei tun sich 
diese Leute meistens nur durch 
innerparteiliche Streitigkeiten 
hervor oder zeichnen sich durch 
Nichtstun oder Schaumschläge- 
. ‚reiaus. Echte politische Tätigkeit 
sieht man dagegen bei den wenig- 
sten, wobei man sicherlich zuge- 
stehen muß, daß die politische 
Arbeit ihnen oftmals auch durch 
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den Rechtsstaat Hohn spre- 
chende Einschränkungen mehr 
als nur erschwert wird. Sind es 
aber Linke, dann wird dies unter 
ferner liefen gemeldet. 


Unterschiede gibt es auch in der 
Vorgehensweise. Während gegen 
Rechte meist mit aller Brutalität 
vorgegangen wird, so erklären 
etwa unbeteiligte Fußballzu- 
schauer, daß die Polizei schon 
nach den ersten verbalen Be- 
schimpfungen bereits »Fans« aus 
dem Stadion knüppelte oder so- 
gar direkt scharf auf den Körper 
geschossen wurde und nicht erst 
Warnschüsse in die Luft abgege- 
ben worden sind, beschränkt sich 
die Polizei bei Linken erst einmal 
auf verbale Bitten. 


So berichtete etwa ein Polizeibe- 
amter, daß seine Einheit auch 
dann nicht aktiv werden durfte, 
als Zivilfahnder meldeten, daß 
massenweise Steine und Molo- 
towcocktails in die besetzten 
Häuser im Ost-Berliner Stadtteil 
Friedrichshain geschleppt wur- 
den. Auch als am hellichten Tag 
ein Bagger geklaut und einein- 
halb Meter tiefe Gräben über die 
gesamte Strßenbreite ausgeho- 
ben wurden, durften die Beam- 
ten nicht tätig werden, und das 
obwohl Explosionsgefahr wegen 
unter der Straße verlaufender 
Gasrohre bestand. Und als auf 
den Einsatz gedrängt wurde, weil 
meterhohe Barrikaden errichtet 
wurden, wurde von der Einsatz- 


leitung lediglich.auf.die Funkdis- 


ziplin verwiesen. 


Ein Freiraum 
für die Szene 


»Mit fast weinerlicher Stimme«, 


. so die »Welt am Sonntag«, sei‘ 


den Chaoten über Lautsprecher 
der Einsatzfahrzeuge Nachsicht 
versprochen worden. Wörtlich: 
»Bitte, ziehen Sie sich zurück. 
Unterlassen Sie weitere Aktio- 
nen. Wir versprechen Ihnen, daß 
nichts passiert.« 


Bei. der dann einen Tag später er- 
folgten Räumung der Häuser 
stießen die Beamten auf unter 
Strom gesetzte Stahlplatten und 
Nagelfallen, die jeweils den er- 
sten Politzisten, der einen Raum 
gestürmt ‚hätte, mit einiger Si- 
cherheit getötet hätten. Auf ei- 
nem Dach wurde eine mit Benzin 
gefüllte Korbflasche entdeckt, 
die bei Gebrauch die Wirkung ei- 
ner Bombe gehabt hätte. Laut 
dem Berliner Polizeipräsidenten 
Georg Schertz hätte sie »die 
ganze Mainzer Straße in Brand 
gesetzt«. 


Nicht viel anders sieht es trotz 
mannigfacher Beschwichtigungs- 
versuche in der Hamburger Ha- 
fenstraße aus. So hat sich jetzt 
kürzlich sogar der Präsident des 
Bundeskriminalamtes (BKA), Za- 
chert, für die Räumung der Ha.-. 
fenstaße ausgesprochen, da sie 
eine »terroristische Gefahr« 
berge. Außerdem würde von ei- 
ner Räumung der besetzten Häu- 
ser »ein Signal an die Szene aus- 
gehen, die meint, einen Freiraum 
in Anspruch nehmen zu kön- 
nen«. 


Nach Angaben Zacherts fand die 
Polizei bei der Durchsuchungsak- 
tion im Mai des vergangenen Jah- 
res in der Hamburger. Hafen- 
straße 104 Stadtpläne mit konkre- 
ten Eintragungen von Wohna- 
dressen, »die auf eine Ausspä- 
hung von Prominenten schließen 
lassen«. 


’ 


Immer mehr ausländische 
Jugendbanden 


Die Linken kontern jetzt natür- 
lich, »Seht Euch doch mal die 
Weitlingstraße in Ost-Berlin an, 
dort sind Häuser von Rechtsradi- 
kalen besetzt«. Ihnen ist in gewis- 
sem Maße Recht zu.geben. Der 
Unterschied ist nur der, daß aus 


der Hafenstraße regelmäßig Ver- ; 
brechen, :zum: Teil sogar sehr ‘ 


schwere Verbrechen. begangen 


werden, während es in der Weit-_ 


Jingerstraße relativ ‚ruhig. bleibt. 2 


Eine andere Gefahr, die auch un- 
ter die Rubrik »links« einzuord- 


nen ist, obwohl sie streng genom- 
men zum Ausländerextremismus 


zählt, sind die zahlenmäßig im- 
mer mehr zunehmenden auslän- 
dischen Jugendbanden. In Inter- 
views, gleich ob in Zeitschriften 


oder Fernsehen, rechtfertigen sie = 


sich zwar immer wieder damit, 


daß sie sich nur gegen »Nazis« : 
wehren würden. Im: gleichen : 
Atemzug werfen sie dann aber so- .. 
gar CDU-Sympathisanten, die » 
sich noch nicht einmal als natio- 


nal, sondern bestenfalls als pa- 
triotisch oder auch nur als konser- 


vativ bezeichnen, bereits in die- :. 


sen Topf. 


So antwortete etwa ein türki- ; 


scher Jugendlicher in einem 
»Spiegel«-Interyiew auf 


Schwarz-Rot-Gold abgesehen?« 


»Wer die Flagge trägt, ist einfach E 
ein Nazi für uns. Da schlagen wir 


zu.« Leider ist es bereits in Berlin 
so weit, daß sich Deutsche 


abends kaum noch alleine in be- R 


stimmte Bezirke trauen können, 


ohne Angst zu haben, tätlich an- “ 


gegriffen zu werden. 


Wie einseitig aber bereits die 


Sicht vieler Linker ist, kann man 


daran erkennen, daß die Grünen 


etwa schon offiziell verlangt ha- - 


ben, daß in den Medien nationali- 
tätsneutral berichtet werden soll. 
Dazu paßt dann auch, wie die 


linksliberale »Frankfurter Rund- - - 
daß 


schau« jüngst kritisierte, 
linke Politiker die besonders steil 
anwachsende Kriminalität aus- 


ländischer Jugendlicher verharm- 


losen würden, weil sie » Angst vor 
Teilen der eigenen Bevölkerung 
haben. Auf keinen Fall sollte bei 


der.öffentlichen Auseinanderset- 
zung über dieses Thema Auslän- 
derhaß geschürt werden«. Daß 
den Straßenbanden »zum größ-. 


die 
Frage: »Warum habt ihr es auf: 


ten Teil jugendliche Immigran- 


ten« angehören, ‘das »könne die 
Senatorin doch nicht sagen«, er- 


fuhr ein Reporter der »Frankfur- . 


ter Rundschau« in der Presse- 


stelle der Berliner Justizsenato- ° 


rin Jutta Limbach (SPD). Und 
dies stammt aus einer Partei, die 


einmal mit dem Slogan »Mehr 


Demokratie wagen« angetreten 
war. U 


Landwirtschaft 


Die 


Vernichtung 
der Klein- 


Bauern 


Hans Waldner 


Die jüngsten GATT-Verhandlungen fanden nur vordergründig zum 
Abbau der Importschranken statt. In Wahrheit ging es den Amerika- 
nern, doch auch ihren Helfershelfern in Europa nur um eins: Näm- 
lich um die Vernichtung des europäischen Bauerntums, bei gleichzei- 
tiger Übertragung der totalen Kontrolle an riesige Fütterungs- und 


"Handelsbetriebe. 


Auf der einen Seite logisch, auf 
der anderen Seite für den nach- 
-denkenden Menschen leicht 
durchschaubar, war die Argu- 
mentation der Befürworter des 
durch die EG den Bauern zumin- 
dest in begrenztem Umfang ge- 
währten Schutzes. 


Erhaltung der 
Waffe Hunger 


Es gehe nicht an, daß heute 
Klein- und Kleinstbetrieben 
durch den Ankauf ihrer Produkte 
zu festgesetzten über dem eigent- 
lichen Marktwert liegenden Prei- 
sen künstlich am Leben gehalten 
werden; schließlich leben wir in 
einer freien Marktwirtschaft, die 
nur dann zum Wohle des Verbrau- 
chers funktionieren kann, wenn 
die Schwachen aussterben und 
nur die Starken überleben. Vor 
allen Dingen würde dies für den 
Verbraucher den positiven 
. Aspekt sinkender Preise ‚nach 
- sich ziehen. Auch würde dann 
nur für den Bedarf produziert 
und würde es keine nach Jahren 
der Stagnation nun wieder wach- 
"senden Butterberge und Milch- 
- seen geben. 


“Und, seien wir doch mal ehrlich, 
auf den ersten Blick hat diese Ar- 

gumentation durchaus etwas für 

sich. Warum sollen eigentlich 
“ nicht lebensfähige Betriebe quasi 
;. künstlich beatmet werden, wenn 
doch über den Bedarf hinaus pro- 


duziert wird und vor allem aus 
dem Ausland die meisten Güter 
wesentlich billiger importiert 
werden können? 


Dabei übersieht man gerne den 
Hauptpunkt, der sicherlich nicht 
materiell greifbar ist, nichtsde- 
stoweniger umso wichtiger ist: 
Ein gesundes Bauerntum ist näm- 
lich die Lebensader eines jeden 
Volkes. Schauen wir uns doch nur 
einmal an, wie sich die Vereini- 
gung West- und Mitteldeutsch- 
lands ausgewirkt hat. 


So hat sich einer Untersuchung 
des Rheinischen Landwirt- 
schafts-Verbandes zufolge der 
Selbstversorgungsgrad Deutsch- 
lands mit tierischen Produkten 
deutlich erhöht. Bei Fleisch stieg 
er beispielsweise von noch 88,5 
Prozent 1988 auf 97 Prozent im 
vergangenen Jahr. Am höchsten 
sei die Selbstversorgung noch im- 
mer bei Rindfleisch mit einem 
Zuwachs von 114,9 Prozent auf 
125,2 Prozent. Nur beim Kalb- 
fleisch habe sich eine Verminde- 


‘rung ergeben, und zwar von 80,9 


Prozent auf 75,3 Prozent. 


Gegen das Konzept 
der Internationalisten 


Bei tierischen Produkten hat sich 
nach Angaben des Verbandes bei 
Eiern der Selbstversorgungsgrad 
von 73,1 Prozent auf 78,7 Prozent 
erhöht und bei Milch von 101 Pro- 


nn 


zent auf 193 Prozent. Dies bedeu- 
tet aber nichts anderes, als daß 
das deutsche Volk, besonders 
wenn man die Überernährung 
mit einigen Produkten sieht, sich 
heute praktisch autark ernähren 
kann. Wie wichtig dies ist, kann 
man derzeit am besten in der So- 
wjetunion erkennen. Ist dies aber 
gesichert, ist die Basis für ein ge- 
sundes Wirtschaftswachstum ge- 
geben. 


Gleichzeitig vergrößert dies die 
Möglichkeit zu einer eigenständi- 
gen Politik - eine dementspre- 
chende Regierung vorausge- 
setzt —. Denn keine Waffe, sogar 
nicht die Atombombe, ist stärker 
als der Hunger. Wird ein Volk mit 
Waffen irgendeiner Art bedroht, 
kann es sich durch die Produk- 
tion entsprechender Waffen weh- 


. ren. Werden aber die Versor- 


gungsleitungen gekappt und wird 
damit noch nicht einmal eine 
Hungersnot, eine gravierende 
Einschränkung reicht schon, her- 
beigeführt, erreicht man eine Art 
vorrevolutionären Zustand in 
dem betreffenden Land - eben- 
falls bestens vorexerziert in der 
UdSSR -, der soweit gehen 
kann, daß selbst die Regierung 
zurücktreten muß und eine Ad- 
ministration errichtet werden 
kann, die eben die Versorgung ih- 
res Landes gewährleistet - natür- 
lich bei gleichzeitigen weitgehen- 
den Konzessionen an die Liefer- 
länder -. 


Das Bauerntum ist damit eine 
nicht zu unterschätzende Macht 
im Lande, vielleicht sogar, ohne 
daß es ihm selber bewußt ist, die 
stärkste Macht im Lande. Je 
mehr das Bauerntum auf kleine 
und mittlere Betriebe aufgeteilt 
ist, je mehr bildet das Bauerntum 
aber gleichzeitig auch die Sub- 
stanz eines Landes, da eine 
Machtpolitik, wie sie bei wenigen 
multinationalen Agrarkonzernen 
möglich wäre, im negativen 
Sinne nur mit außerordentlichen 
Schwierigkeiten betrieben wer- 
den könnte. Hierzu müßten zu 
viele Personen unter einen Hut 
gebracht werden. 


Der Einfluß 
der Agrarmultis 


Dies paßt natürlich gar nicht ins 
Spiel der Internationalisten, da 
sie in Europa, besonders aber in 
der Bundesrepublik, ihre Macht 
nicht auf der Basis, eben der 
Landwirtschaft, aufbauen kön- 


nen, sondern zumindest derzeit 
noch auf diesem Gebiet nur recht 
geringen Einfluß haben. Anders 
sieht es dagegen in den-USA aus, 
wo bereits wenige Agrarmultis 
das Sagen haben und auch über 
genügend Einfluß in der Regie- 
rung verfügen beziehungsweise 
die Regierung sowieso internatio- 
nalistische Interessen vertritt. 


Also wird nun versucht, über 
hohe Importzölle, auch auf Ge- 
bieten die gar nicht unbedingt auf 
dem Agrarsektor liegen, die Sub- 
ventionen des Agrarwesens hier- 
zulande und in Europa zu Fall zu 
bringen. Das spielt sich wie folgt 
ab: Wir subventionieren das 
Agrarwesen bei uns nicht, von 
daher haben unsere Bauern - ob- 
wohl es die im eigentlichen Sinne 
des Wortes eh nicht mehr gibt - 
große Nachteile. Um diese aufzu- 


fangen, erheben wir Importzölle, : 


zum Beispiel auf die Ware X. Er- 
klärt ihr euch bereit, auf‘ die 
Agrarsubventionen zu verzichten 
- oder im Klartext, die kleinen 
und mittleren Bauern sterben zu 
lassen -, heben wir die Import- 
zölle auf. Und hierzu scheinen 
immer mehr Politiker zuzuneigen 
- ob sie sich der Folgen bewußt 
sind oder ob diese sie kümmern, 
muß bezweifelt werden -. 


In Österreich hat sich jetzt eine 
»Notwehrgemeinschaft der Bau- 
ern« gegründet, die durchaus 
schon beachtliche Erfolge aufzu- 
weisen hat.-So konnte eine Dele- 
gation dieser Vereinigung kürz- 
lich in einer einstündigen Au- 
dienz dem österreichischen Präsi- 
denten Waldheim ihre Sorgen 
vortragen und fanden bei diesem 
anscheinend auch durchaus ein 
offenes Ohr. Jedenfalls versprach 
er, sich künftig stärker für die Be- 
lange der Bauern einsetzen zu 
wollen: 


Subventionen 
als Sterbehilfe 


Wie versucht wird, die Bauern sy- 
stematisch zu vernichten, geht 
aus einem Lagebericht, den die 
Notwehrgemeinschaft an Wald- 
heim abgab, deutlich hervor. 
Dort heißt es: 


»Wenn man den offiziellen Jubel- 
meldungen Glauben schenkt, 
geht es den Bauern in den letzten 
Jahren immer besser. Sehr oft 
liest man auch, wieviele Milliar- 
den Schillinge den Bauern zuflie- 
ßen. Wenn man die Bauern fragt, 
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sieht alles anders aus. Die Preise 
für die landwirtschaftlichen Pro- 
dukte bleiben immer weiter zu- 
rück. Dafür gibt es immer mehr 
Direktzuschüsse. Diese sind aber 
nicht mehr als. eine Sterbehilfe, 
da sie sehr oft solchen Betrieben 
zufließen, die schon lange im Ne- 
benerwerb geführt werden. 


Andererseits werden die Ein- 
heitswerte, welche die Grund- 
lage für viele Zahlungen in der 
Landwirtschaft sind, "systema- 
tisch in die Höhe getrieben. 
Durch gefälschte Einkommens- 
darstellungen werden die Lasten 
für die Bauern immer mehr und 
der Zwang zur Mehrproduktion 
immer stärker. 


Mit Hilfe einer doppelzüngigen 
Argumentation werden die Bau- 
ern unter Hinweis auf soge- 
nannte Überschüsse zur Zahlung 
von Absatzförderungsbeträgen, 
Verwertungsbeiträgen und einer 
sogenannten Bodenschutzab- 
gabe auf Düngemittel und Mais- 
saat gezwungen. Das sind die 
»Schutzgelder einer modernen 
Mafia«, die sich. auf dem Rücken 
der Bauern breitgemacht hat. 


Ein neuer Höhepunkt in diesem 
spiel ist die Stempelung der Bau- 
ern zu sogenannten Umweltver- 
brechern. Gleichzeitig werden 
aber jede Menge Nahrungsmittel 
importiert, welche mit Chemika- 
lien behandelt sind, die in Oster- 
reich nicht angewendet werden 
dürfen. Durch diese unlautere 
Konkurrenz mit vergifteten Le- 
bensmitteln wird die Konsumen- 
tenvergiftung und Bauernver- 
nichtung vorangetrieben.« 


Verraten von den eigenen 
Interessenvertretern 


Weiter heißt es in dem Lagebe- 
richt der Notwehrgemeinschaft: 
»Interessanterweise kommen die 
Vorschläge für die Belastungs- 
maßnahmen von der eigenen In- 
teressensvertretung - Dünger- 
steuer, Maissaatgutabgabe -. 
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Diese: sogenannten Bauernver-. 
treter.können sich nur mehr des- 
halb halten, weil diese Zusam- 
menhänge bewußt verschwiegen 
werden. Ja schlimmer, die eigene 
Interessensvertretung bringt den 
Bauern Haß entgegen, wo ein 
Angestellter der Landwirt- 
schaftskammer, die um ihre 
Rechte demonstrierenden Bau- 
ern als »faschistoid« bezeichnet. 


Während die Bauern kriminali- 
siert, von der eigenen Interes- 
sensvertretung hintergangen und 
mit Umweltargumentation psy- 
chologisch niedergeschlagen wer- 
den, schützt sie niemand von den 
Folgen von Projekten, welche 
ihre Existenz in Frage stellen. 
Beim Bau der Ostautobahn zum 
Beispiel wollen die Bauern Absi- 
cherungsverträge, um wenig- 
stens eine Sicherstellung gegen- 
über etwaigen Bewirtschaftungs- 
einschränkungen zu haben. 

Diese. Sicherstellung wurde ih- 
nen von »Wissenschaftsminister< 
Erhard Busek mit dem Argu- 
ment vorenthalten: »Darüber 
brauchen wir nicht zu diskutie- 
ren, weil ohnehin keiner weiß, 
wo der Dreck herunterkommt.< 


Gegen die Bauern sind 
sich alle Parteien einig 


Das zentrale Zukunftsproblem. 


der Bauern ist die Verschuldung. 
Grund und Boden werden von 
Geldgebern gerne belastet, da 
der Wert gesichert ist. Durch die- 
sen Vorgang werden große volks- 
wirtschaftliche Bereiche ganz ge- 
zielt neu verteilt. Die Nutznießer 
dieser Entwicklung sind vor al- 
lem auch im landwirtschaftlichen 
Bereich selbst zu suchen und tre- 
ten hier unter dem Namen Raif- 
feisen auf. Gerade auch ange- 
sichts jüngster Entwicklung im 
Milch- und Fleischbereich muß 
vor einer allgemeinen Monopoli- 
sierung der Lebensmittelerzeu- 
gung und -verarbeitung sowie vor 
einer Konzentration von Grund 
und Boden in wenigen Händen 
gewarnt werden. 


Vergleiche mit Diktaturen drän- 
gen sich zwangsläufig auf. In Ru- 
mänien wurde ein ähnlicher Kon- 
zentrationsprozeß zusammen mit 
den bekannten Dörferschleifun- 
gen als »Systematisierung« be- 
zeichnet. In Österreich läuft der 
geplante Prozeß hin zur »EG- 
Reife< unter dem Titel »Struktur- 
wandel, Strukturbereinigung«. 
Einen Hinweis darauf, daß dieser 


Vorgang nicht zufällig ist, son- 


dern von langer Hand durchge-. 


führt. wird, lieferte Landwirt- 
schaftsminister Weihs schon vor 


1968, als er sagte: »Die Landwirt-.; 
schaft darf nicht länger eine Le- 


bensart sein, man wird sie in eine 
Industrie umwandeln müssen.< 
An diesem Gewaltakt gegen die 
Bauern sind alle Parteien und 


alle offiziell besoldeten Bauern- 


vertreter sowie die diversen Raif- 
feisenorganisationen tatkräftig 
beteiligt. 


Daß der Name Raiffeisen heute 
eine geschützte Marke ist, wirft 
ein bezeichnendes Licht auf. den 
Patentinhaber. Es ist daher bei- 
nahe schon verständlich, wenn 
Raiffeisenorganisationen gegen 
Selbsthilfeeinrichtungen der 
Bauern mit Klagen und Millio- 
nenstreitwerten vorgehen, geht 
es ihnen doch heute hauptsäch- 
lich um den »ungestörten Wettbe- 
werb«. Bauern und auch deren 
gewählte Vertreter müssen auf 
der Hut sein, vor versteckten 
Tonbändern und Spitzeln dieser 
Raiffeisenorganisationen, die 
dazu dienen soll, jeden, der auf- 
muckt, sofort zu verklagen und 
seine wirtschaftliche Existenz in 
Frage zu stellen. So wurde zum 
Beispiel ein Bauer, der meinte, 
daß der Zusatz von Rinderfett 
und Wasser zur Milch »pant- 
schen« sei, verklagt. Das ist der 
Zustand unserer derzeitigen kon- 
sumenten- und bauernfeindli- 
chen Gesetzeslage. ja, schlimmer 
noch. Diese Brühe darf als ver- 
edeltes Lebensmittel bezeichnet 
werden und in das Ausland expor- 
tiert werden. 


Die Bauern müssen sich 
einigen und wehren 


Zu der systematischen und 
schrittweisen Unterwerfung der 
Bauern gehört auch das Abhän- 
gigmachen mit Hilfe eines Sy- 
stems von Kontingentierungen. 
Wer da noch aufmuckt, kann je- 
derzeit ganz legal unter irgend- 
welchen Vorwänden wirtschaft- 
lich vernichtet werden.« 


Soweit die »Notwehrgemein- 
schaft der Bauern« in Österreich. 
Mit nur wenigen Änderungen 


kann der Großteil dieser Aussa- - 


gen. auch unproblematisch auf 
die Bundesrepublik übertragen 
werden. 


Doch das ist noch nicht alles. So 
kommt erschwerend noch hinzu, 


‚scheitt... 


daß trotz Einfuhrverbotes man- . e 


che Obstarten dennoch hierzu- 5 


lande »an jeder Ecke« angeboten 
werden und Kontrolle anschei- 
nend: ein: Frofadwott zu. sein 


Diesen an Heftigkeit immer :: 


mehr zunehmenden Angriffen, 


die zum Teil auch aus den eigenen 


Reihen kommen, kann aber nur ‘, 


dann konsequent entgegengetre- 
ten werden, wenn sich die Bau- 


ee 


ern selber einigen, eigene Vertre- : 
ter wählen und sich nicht von Be- : 


rufsfunktionären, die zum Zeil 


noch nicht einmal von ihnen be- : 
stellt worden sind, mehr oder we- -; 
niger recht - eher schlecht - ver- - 


treten lassen. 


Von daher wäre es erstrebens- : 
wenn eine »Notwehrge- :: 


wert, 
meinschaft« - ganz egal, ob sie 


nun aus der österreichischen -: 


Gruppe oder einer anderen her- 
vorgeht - europaweit aufgebaut 
werden würde. Auch in der Bun- 
desrepublik gibt es vereinzelte, 
leider zumindest derzeit noch 
viel zu kleine Grüppchen, die 
sich sehr stark auf diesem Gebiet 
engagieren, von den etablierten 
Medien aber totgeschwiegen 
oder in die rechtsextreme Ecke 


eg 


gestellt werden. Wenn diese Be- - 
wegung aber erst einmal zehn- - 


oder gar hunderttausende Men- 


schen stellt, kann sie.aber nicht 
mehr übergangen werden. 


Nähere Informationen über die 
»Notwehrgemeinschaft der Bau- 
ern« können von Paul Liedl, Un- 
tere Hauptstraße 45, A-2425 
Nicklsdorf, bezogen werden. U 
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Deutschland 


Sturm auf 
Europa — 
Eine Zeit- 
bombe tickt 


Klaus Hornung 


Während wir gegenwärtig mit Aufmerksamkeit und Anteilnahme 
den deutschen Vereinigungsprozeß verfolgen und begleiten, sind wir 
zugleich in Gefahr, langfristige schicksalhafte Entwicklungen aus 
den Augen zu verliegen: Gemeint ist der fortdauernde und noch ste- 
tig anschwellende Zustrom der Einwanderungs- und Asylantenbe- 
‘wegung aus der »Dritten Welt« nach Europa und nicht zuletzt auch 
in die Bundesrepublik Deutschland. Schon für unsere mittelfristige 
Zukunft wird aber entscheidend sein, wie die Deutschen und die Eu- 


- -zopäer mit diesem Problem fertig werden. Ohne klare Entscheidun- 


gen in dieser Frage wird es weder eine deutsche noch eine europäi- 


‚sche Zukunft überhaupt geben. 


Immer noch steigen diese Zahlen 
legaler und illegaler Zuwande- 


“ rung nach Europa an: In Großbri- 


tannien kommt sie aus vielen Tei- 


:len des einstigen Empire, mit. 
‘ Schwerpunkten aus der Karibik 


ünd aus Pakistan, bald wohl auch 
mit Millionen Hongkong-Chine- 
sen. Nach Frankreich ergießt sich 
ein Strom nordafrikanisch-mosle- 
mischer Zuwanderer, von der so- 
zialistischen Regierung mehr ge- 
fördert als gebremst. 


Explosion 
der Einwanderung 


In der Bundesrepublik hat sich 
der Ausländer-Anteil an der Ge- 
samtbevölkerung inzwischen auf 
4,5 Millionen (7,4 Prozent) er- 
höht. Sie ist nach wie vor bevor- 
zugtes Ziel vor allem der Türken, 
die bereits mehr als die Hälfte 
„der Einwanderer stellen; weitere 
. zehn Millionen sollen auf gepack- 
ten Köffern sitzen, nicht zuletzt 
‚infolge einer großzügigen Rege- 
lung für den Familien-Nachzug. 


Noch Mitte der sechziger Jahre 


‚hatte die Zahl der jährlich Asyl- 
suchenden 5000 kaum überschrit- 
‘ten. 1980 wurde mit 107 818 erst- 
mals die Schallgrenze durchbro- 
chen. 1983 sank die Zahl zwar 


nochmals auf unter 20 000 ab, 


‚seitdem ist sie aber stetig ange- 


stiegen und erreichte 1986 wieder 
rund 100 000, 1988 sogar 103 000. 
Im Jahr 1989 erhöhte sich die 
Zahl gegenüber 1988 erneut um 
27 Prozent auf rund 130 000 Asy- 
lanten, jetzt freilich mit einem 
überproportionalen Anteil aus 
Osteuropa (Jugoslawien und Po- 
len). 


Im Medienschatten der deut- 
schen Aus- und Übersiedlung 
während der zweiten Jahres- 
hälfte 1989 ist diese Entwicklung 
vielfach unbeachtet geblieben. 
Längerfristig aber bleibt die Ten- 
denz der außereuropäischen, vor 
allem asiatischen Asyl-Einwan- 
derung nach Europa hoch. Der 
Beauftragte der katholischen Kir- 
che, der Augsburger Bischof 
Stimpfle, konnte daher zu Be- 
ginn des Jahres 1989 von einer 
Zahl bis zu 120 Million sprechen, 
die in den nächsten 20 bis 30 Jah- 
ren in den EG-Raum drängen 
könnten. 


Vorhut globaler 
Völkerwanderung 


Noch immer wird dieser Vorgang 
von vielen Wohlmeinenden bei 
uns allein unter christlichen und 


humanitären Gesichtspunkten 
beurteilt: »Ein so reiches Land« 
müsse das einfach auf sich neh- 
men und verkrafte es leicht bei 
einigem guten Willen. Weniger 


Wohlmeinende haben hier aber . 


schon längst jenen wuchtigen 
Rammbock gegen die ungeliebte 
freiheitlich-demokratische Ord- 
nung entdeckt, der ihnen nach 


dem Scheitern des östlichen »Re-- 


alsozialismus« umso wichtiger 
wird. 


Von der breiten öffentlichen Mei- 
nung immer noch weitgehend un- 
bemerkt, von mächtigen Kom- 
mandohöhen der veröffentlich- 
ten Meinung geflissentlich ver- 
schwiegen, zeichnet sich hier in- 
des aber eine Entwicklung von 
epochaler Dimension ab, von 
gleicher Qualität wie die Um- 
welt- und Klima-Krise, ja mit ihr 
sogar in einer Art Teufelskreis 
eng verknüpft: Aus der Bevölke- 
rungsexplosion in der Dritten 
Welt und der mit ihr Hand in 
Hand gehenden Umweltzerstö- 
rung soll die neue Völkerwan- 
dung in die »weichen und reichen 
Wohlstandsinseln« der Industrie- 
länder einen Ausweg weisen. 


Und während wir in der Bundes- . 


republik das Problem immer 
noch unter der Optik des Artikels 
16 des Grundgesetzes betrachten 
und erörtern, der vor über einem 
Menschenalter unter total ande- 
ren Voraussetzungen konzipiert 
worden war, wird es für den tabu- 
und ideologiefreien Beobachter 
inzwischen immer deutlicher, 
daß wir es in der Asylbewegung 
mit der Spitze eines Eisberges zu 
tun haben, mit der Vorhut einer 
möglicherweise gigantischen glo- 


balen Völkerwanderung, die aus - 


der tödlichen Spirale von Gebur- 
tenexplosion, Umweltzerstörung 
und Hunger in der südlichen Erd- 
hälfte erwächst und Europa im 
Verlauf des 21. Jahrhunderts 
leicht unter sich begraben 
könnte, wenn nichts geschieht. 


Es ist ein hoher Verdienst von 
Manfred Ritter, mit seinem Buch 
»Sturm auf Europa - Asylanten 
und Armutsflüchtlinge — Droht 
eine neue Völkerwanderung?« 
auf diesen epochalen Zusammen- 
hang und Hintergrund der Asyl- 
und Einwanderungsproblematik 
aufmerksam zu machen und die 
hierfür dringend notwendige 


sachliche Information und Dia- 
gnose bereitzustellen, die freilich 
an verschiedenen Punkten zu ei- 
nem Alarmruf wird. Als Jurist 


und Landesanwalt des: Freistaa- 


tes Bayern hat sich der Autor - = 


schon seit Jahren mit der Proble- ° 
matik befassen müssen, und er 
wird als einer ihrer profundesten 
Kenner in der Bundesrepublik 
gelten können. 


Entmündigung des 
Volkssouveräns 


Offensichtlich gehört in der Bun- 
desrepublik aber eine gehörige 
Portion Mut dazu, einen The- 
menbereich öffentlich zu erör- 
tern, der - wie manche Themen 
der Zeitgeschichte und, jeden- 
falls bis gestern, auch die deut- 
sche Frage - unter hochgradigem 
Tabu-Verschluß steht und des- 
halb nicht rational diskutiert wer- 
den zu können scheint. Der mün- 
dige Staatsbürger ist zwar ein To- 
pos, der hierzulande verbal laut- 
stark beschworen, dessen Umset- 
zung in die Praxis aber offensicht- 
lich nicht sonderlich geschätzt 
wird. 


Manfred Ritter hat sich jeden- 
falls als ein Tabu-Verletzter von 
Graden erwiesen, wenn er von 
der faktischen Entmündigung 
des Volkssouveräns in diesen Fra- 
gen und zugleich von der »völli- 
gen Überforderung« unserer po- 


_ litischen Führungsschichten bei 


den hier anstehenden Problemen 
spricht. Auch eine bestimmte ver- 
bal-humanitäre Intelligenzia im 
Lande, die »in Distanz zur Reali- 
tät« lebe und anfällig sei für »uto- 
pische Traumtänzereien«, sowie 
die Medien mit ihrer Tendenz 
zum Verschweigen »lebensbedro- 
hender Probleme«, wenn sie 
nicht in eine bestimmte links- 
ideologische Weltsicht passen, 
macht er sich natürlich durch of- 
fenherzige Nennung von vornher- 
ein zu erbitterten Feinden, die 
auch bereits dafür gesorgt haben, 


daß der bayerische Innenmini- 


ster Stoiber den unbequemen Le- 
benszeitbeamten auf eine poli- 
tisch harmlose Stelle versetzte. 


Dabei weist der Verfasser in sei- 
ner rationalen Diagnosen unwi- 
derleglich nach, daß gerade etwa 
Grüne und Umweltbewegung 
den engen Zusammenhang von 
Bevölkerungsexplosion und 
Hunger in der Dritten Welt mit 
der begonnenen neuen Völker- 
wanderung nach Europa als zwin- 
gend erkennen müßten, würde 
nicht ein lebensfremder Humani- 
tarismus in Verbindung mit kol- 
lektiv-neurotischem nationalem 


21991 [TODE 15 


Deutschland 


Sturm auf 
Europa 

eine Zeitbombe 
tickt 


Selbsthaß zur weitgehenden Aus- 
schaltung eines vernünftigen Dis- 
kurses führen und damit zu einer 


“Menschenfreundlichkeit, die sich 


selektiv nur auf die Armen der 
außereuropäischen Welt bezieht, 
die Interessen des eigenen Volkes 
und Kulturkreises aber »gnaden- 
los mißachtet«. 


So werden dann belegbare Tatsa- 
chen, etwa, daß es gar nicht die 
wirklichen Armen sind, die den 
Weg nach Europa antreten, son- 
dern gerade die Privilegierten 
und »Besserverdienenden«, die 
sich die Flugreisen leisten kön- 
nen, einfach .nicht zur Kenntnis 
genommen und vollends nicht 
die elementaren Interessen ge- 
rade der breiten Arbeitnehmer- 
schichten im eigenen Land. 


Der diskrete Charme 
der multikulturellen 
Gesellschaft 


Ritter geißelt die ganze Heuche- 
lei einer Diskussion, in der die 
Masseneinwanderung besonders 
von jenen Schichten und Grup- 
pen propagiert wird, die weit ab 
von den Ausländervierteln woh- 
nen und deshalb umso bedenken- 
loser die Folgelasten ihres Ver- 
bal-Humanitarismus der Allge- 
meinheit und den breiten Schich- 
ten aufbürden, ohne auch nur 
von Ferne an die Übernahmen 
nennenswerter persönlicher La- 
sten zu denken. 


Man kann Ritter nur zustimmen, 
wenn er sich hier auf die Seite des 
»kleinen Mannes« und der Ver- 
teidigung seiner Lebensinteres- 
sen stellt. Es mag einen ästheti- 
schen Reiz für Privilegierte bei 
uns ausmachen, vom diskreten 
Charme der »multikulturellen 
Gesellschaft« zu schwärmen. Rit- 
ter weist jedoch auf die realen 
Folgen hin: nicht nur die Ruinie- 
rung des wirtschaftlichen Wohl- 
standes durch das Testen der Be- 
lastbarkeit der Wirtschaft, son- 
dern auch die — fahrlässige oder 
absichtliche -— Destabilisierung 
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des verfassungsmäßig gebotenen 
Sozialstaats der Bundesrepublik 
(Artikel 20 Grundgesetz) durch 
dessen radikale Überforderung 
und damit der freiheitlichen De- 
mokratie, ganz abgesehen von 
der hier in Kauf genommenen 
oder gewollten Vernichtung deut- 
scher und europäischer Identität. 


Roß und Reiter 
der Asyllobby 


Es gehört ein beträchtlicher Teil 
Mut dazu, wenn der Autor aus in- 
timer Kenntnis die Existenz und 
Wirkungsweise der bei uns herr- 
schenden »Asyllobby« ausleuch- 
tet und dabei Roß und Reiter 
nennt: Vertreter der Kirchen und 
kirchlichen und freien Wohl- 
fahrtsverbände, die längst - als 
Empfänger entsprechender 
»Staatsknete« - zu Interessenver- 
tretern der Masseneinwanderung 
geworden sind, eine oft recht un- 
heilige Allianz von Arbeitgebern 
und Gewerkschaften, obwohl die 
letzteren wissen müßten, daß 
Masseneinwanderung Niedrigst- 
Löhne und Ausbeutung eines ent- 
sprechenden Subproletariats mit 
sich bringen muß. 


In diesem Kontext wäre auch die 
sogenannte Ausländer-Pädago- 
gik unserer Schulen und Erzie- 
hungswissenschaften zu nennen, 
auch sie ein Teil des öffentlichen 
Reparaturbetriebs oft recht du- 
bioser privater Interessen — wie 
sie sich heute in zahllosen privat 
geführten Asyl-Hotels, Pensio- 
nen und Wohnungen  nieder- 
schlägt - ganz abgesehen von je- 
nen linksextremen Kräften, die 
am Asylanten-Elend ihre politi- 
schen Suppen kochen. Kaum 
noch verdeckt kommt hier eine 
Niedertracht zum Vorschein, die 
auf die Grenzen unseres sozialen 
Netzes und seiner Belastbarkeit 
so kennzeichnend nur im Blick 
auf Übersiedler aus der »DDR« 
und deutschstämmige Aussiedler 
aus dem Osten hinweist, jedoch 
mit keinem Sterbenswort von 
den Hunderttausenden aus 
Asien, Afrika und Lateiname- 
rika redet, deren Forderungen 
dieses Netz binnen kurzem rui- 
nieren müßten. Diese schizoide 
Demagogie sollte in den kom- 
menden Wahlkämpfen scho- 
nungslos immer wieder enthüllt 
werden. 


Aus naher beruflicher Erfahrung 
zählt Ritter auch nicht wenige 
Verwaltungsrichter — und nicht 


“ Einwanderungsland 


zuletzt auch das Bundesverwal- 
tungsgericht selbst - zur Asyl- 
lobby. Gerade hier wurde in den 
letzten Jahren - kaum bemerkt 
von der Öffentlichkeit - ein deut- 
sches »Super-Asylrecht« entwik- 
kelt, das im weltweiten Vergleich 
atemberaubend ist. Die Ent- 
scheidungsschwäche der Politi- 
ker, so. moniert der Verfasser, 
hat im Bereich der Asylpolitik zu 
deren Entmachtung, zur Aus- 
schaltung des Volkssouverän und 
zu einer faktischen »Verwal- 
tungsrichter-Diktatur« geführt. 
Sie hat inzwischen das Tor der 
Masseneinwanderung in die Bun- 
desrepublik weit geöffnet durch 
eine exzessive Auslegung des Ar- 
tikels 1 des Grundgesetzes. 


Das Zauberwort für 
Asylsuchende 


Diese Richter haben dem Staat 
längst die souveräne Entschei- 
dung darüber genommen, ob er 
sein will 
oder nicht. Das Zauberwort für 
Asylsuchende aus der außereuro- 
päischen Welt lautet: »Menschen- 
würde«. Die Verwaltungsrichter 
machen dabei ungerührt europäi- 


sche und deutsche Maßstäbe von . 


Menschenwürde zur Bewer- 
tungsgrundlage afrikanischer 
oder asiatischer Politik, Gesell- 
schaft oder Strafjustiz. Ghanaer 


können so zum Beispiel Asylan- _ 


erkennung erlangen, wenn ihnen 
für Unterschlagung oder Brand- 
drohung Strafen drohen, die 
nach deutscher Rechtsprechung 
unverhältnismäßig hoch erschei- 
nen. 


Selbst mangelnde soziale Sicher- 
heit, Krankenversorgung oder 
Altersicherung in Entwicklungs- 
ländern. oder die gerade dort oft 
erfreulich harte Bestrafung von 
Rauschgifthandel können in der 
Bundesrepublik zu Anerken- 
nungsgründen werden. 


Zu Recht fragt Ritter, wo bei sol- 
cher Sorge um die Menschen- 
würde von Rauschgifthändlern in 
der Dritten Welt dann eigentlich 
die Frage nach der Menschen- 
würde der durch diese gefährde- 
ten deutschen Jugendlichen 
bleibe und ob solche Richter 
nicht mehr von ethnozentrischen 
humanitären Emotionen als vom 
Willen des Gesetzgebers be- 
stimmt würden. 


Ritter läßt es nicht bei der Dar- 
stellung, Klage und. auch An- 


klage bewenden, sondern er legt °- 
auch Lösungsvorschläge vor, die .;. 


freilich vielen Politikern ebenso 


unangenehm sein mögen wie die '': 
Bestandsaufnahme des 'Themas : 
überhaupt. Inerster Linie müßte 
an die Stelle des derzeitigen Indi- - 


vidual-Grundrechts nach Artikel 
16 Grundgesetz, das als Men- 


schenrecht für »alle Menschen« - 


gilt, eine »institutionelle Asylge- 


währung« treten, die dem einfa- : 
chen Gesetzgeber die Festlegung 
ihrer Voraussetzungen und Kriti- 


ken überläßt. Dabei muß auch 


bereits die anstehende einheitli- - ; 
che europäische Regelung anvi- * : 


siert werden. 


Professor Kay Hailbronner hat - 


für eine entsprechende Ande- 
rung des Artikels 16 die Formulie- 


rung vorgeschlagen: »Die Bun- 
desrepublik Deutschland ge- : 
währt politisch Verfolgten Asyl. “:: 
Art und Voraussetzung der Asyl- #,: 
gewährung werden durch Gesetz: 
aufgrund eines Gesetzes gere- 
gelt. Der Bund kann sich zwi- 
schenstaatlichen Vereinbarungen: 


über ein harmonisiertes europäi- 


sches Asylrecht und einer inter- - 
nationalen Zusammenarbeit bei - 
der gemeinsamen Lösung der . 
anschlie- .® 


Flüchtlingsprobleme 
Ben« (»Möglichkeiten und Gren- 
zen einer europäischen Koordi- 
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nie 


nierung des Einreise- und Asyl- ‘: 


rechts«, Baden-Baden 1990). 


Absurdität der 


deutschen Rechtslage 


Ein solches Gesetz muß jeden- 


falls eine Palette von der Ver- 


nunft diktierter Maßnahmen ent- 


halten. Eine Asylgesetzgebung 


kann nur dann vernünftig sein, 


wenn sie nicht von vornherein . 


Jahr um Jahr Zehntausende in 
die Rolle des Schmarotzers gera- 


dezu hineindrängt und Menschen : 


aus der Dritten Welt die Möglich- 
keit eröffnet, sich für ihre 
»Flucht« die Länder mit dem 
höchsten Lebensstandard und 
der perfektioniertesten Sozial- 
staatlichkeit auszusuchen, so daß 
sich solche angebliche Flucht vor 
politischer Verfolgung durch 
viele Länder hindurch und über 
Kontinente hinweg erstreckt. 


Grundsätzlich müssen auch be- 
stimmte einheimische Straftatbe- 
stände wie Diktaturanhänger- 


schaft, Terrorismus, Rauschgift- 


handel, allgemeine Kriminalität 
als Asylgründe ausgeschlossen 
werden. 


- Auch.eine. weitere Absurdität der. 
bundesrepublikanischen Rechts- 
lage erfordert dringend Abhilfe: 
Heute hat zwar jeder Asylbewer- 
ber die Möglichkeit, sich zur 
Überprüfung . seiner Anerken- 
nungs-Verfahren direkt an das 
Bundesverfassungsgericht wen- 
den zu können, hingegen nicht 
der deutsche Staatsanwalt als Ver- 
treter des eigenen Staatsvolkes 
von 80 Millionen. Eine einfache 
Ergänzung des Bundesverfas- 
sungsgerichts-Gesetzes, das den 
Staatsanwälten ein Antragsrecht 
gegen Entscheidungen des Bun- 
desverwaltungsgerichts eröffnet, 
wäre hier dringend geboten. 


Wende zur Vernunft 
oder Untergang Europas 


Schon heute sind Asylpolitik und 
Asylrechtsprechung in der Bun- 
desrepublik Deutschland durch 
ihre Regelungen und Entschei- 
dungen auf Masseneinwande- 
rung und damit auf eine poten- 
tielle Ruinierung unserer freiheit- 
lich-demokratischen Grundord- 
nung angelegt. Handfeste Inter- 
essen, für die die Asylbewerbung 

‚ ein gutes Geschäft ist, verbinden 
sich mit ideologischen Haltungen 
eines humanitär verbrämten In- 
ternationaliimus beziehungs- 
weise.benützen diese zynisch als 
Camouflage. 


Die deutsche Neigung zum Ex- 
zeß, zum extremen Pendel-Aus- 
schlag findet heute ihren Nieder- 
gang in einer modischen Fern- 
stenliebe, die des Mitleids für das 
eigene Land entbehrt, logische 
und nüchterne Argumente tabui- 
siert und durch Pseudo-Moralis- 
mus niederknüppelt. So könnten 
die Deutschen zum dritten Malin 
diesem Jahrhundert das ihrige 
dazu tun, Europa zu ruinieren, 
dieses Mal durch ihre modische 
Wahnidee, hier das Sozialamt 
und das Krankenhaus für die 
ganze Welt zu errichten. 


Dabei ist die Haltung der »Men- 
schenfreunde« voller Widersprü- 


che und Kurzsichtigkeit: Wer von ° 


ihnen denkt schon daran, daß 
weitere Masseneinwanderung in 
den ohnedies schon übervölker- 
ten Kontinent auch die Umwelt- 
belastung potenzieren müßte? 
Wer gibt sich Rechenschaft von 
der enormen Störanfälligkeit un- 
serer Wirtschaft, die entschei- 
dend von weiteren kostengünsti- 
gen Rohstofflieferungen im Rah- 
men einer florierenden Weltwirt- 


schaft abhängt, wer. schließlich 
davon, das das gegenwärtige So- 
zialnetz auf einen nationalen, be- 
stenfalls auf einen regionalen 
Umfang ausgelegt ist und globale 
Ausdehnungstendenzen .  über- 
haupt nicht verkraften könnte? 


Und endlich bleibt es gewaltig 
kurzsichtig und verantwortungs- 
los, all dies nur unter dem Teller- 
rand des Tages zu betrachten - 
eine Neigung, die offensichtlich 
Politiker und Humanitär-Intelli- 
genz weitgehend gemeinsam ha- 
ben -: Allein schon die Arbeitslo- 
sigkeit in der EG von heute na- 
hezu 20 Millionen, aber auch die 
hohe Staatsverschuldung in den 
meisten Mitgliedsländern sind 
Menetekel an der Wand, Aus- 
druck der leichtfertigen Neigung 
dieser Generation, die Kosten ih- 
res Hochwohlstandes auf die 
kommenden Generationen zu 
verlagern. Und die nächste Re- 
zession in Europa kommt be- 
stimmt. 


Will man sich da noch mit der . 


enormen Hypothek belasten, al- 
les Elend dieser Welt nach Eu- 
ropa zu importieren? Wäre der 
Dritten Welt überhaupt genützt, 
wenn das ökonomisch-technisch 
potente Europa zusammenbrä- 
che? Man kann Manfred Ritter 
nur beipflichten, wenn er fest- 


. stellt, daß ohne die Umschaltung 


bei der Einwanderungsfrage von 
einem kurzsichtigen, unpoliti- 
schen und scheinheiligen Huma- 
nitarismus zur politischen und 
ökonomischen Vernunft der Un- 
tergang Europas programmiert 
ist. oO 


George Bush 


Die neue 
Weltordnung 


- C. Gordon Tether 


Wie die Irak-Krise auch imer ausgehen mag, US-Präsident George 
Bush hat mit der Durchführung einer »neuen Weltordnung« einen 


Präzedenzfall geschaffen. 


Der Gedanke, eine Völkerfamilie 
zu gründen, die gemeinsam Straf- 
maßnahmen gegen solche Staa- 
ten ergreift, die sich wenig nach- 
barschaftlich verhalten, ist an 
sich natürlich nicht neu. Sowohl 
die Bemühungen des Völkerbun- 
des, der nach dem Ersten Welt- 
krieg ins Leben gerufen wurde, 
wie auch das Konzept der Verein- 
ten Nationen (UN), die im Kiel- 
wasser des Zweiten Weltkrieges 
in Erscheinung traten, beruhten 
auf diesem Gedanken. 


Washington gehen 
die Augen auf 


In den sechziger Jahren wurden 
jedoch beträchtliche Anstrengun- 
gen unternommen, um unter der 
Überschrift »neue internationale 
Wirtschaftsordnung« einen Me- 
chanismus zu schaffen, der dar- 
auf abzielte, den ärmeren Län- 
dern bei ihren Beziehungen zur 
industriealisierten Welt bessere 
Chancen einzuräumen. 


Es muß gesagt werden, daß die 
Haltung der USA diesen Unter- 
nehmungen gegenüber nicht von 
der gleichen Begeisterung ge- 
kennzeichnet war, die Washing- 
ton der »neuen Weltordnung« be- 
kundet, die es als Startrampe für 
seinen Feldzug bezeichnet, mit 
dem Iraks Einmarsch nach Ku- 
wait rückgängig gemacht werden 
soll. 


Die Vereinigten Staaten standen 
dem Völkerbund von Anfang an 
sehr reserviert gegenüber, und.es 
wäre sicherlich nicht unreali- 
stisch, die Haltung, die sie gegen- 
über den Vereinigten Nationen 
einnehmen, als halbherzig zu.be- 
zeichnen. 


Was die neue internationale Wirt- 
schaftsordnung anbelangt, so hat 


die Feindseligkeit der USA ge- 
genüber dem Vorschlag, die 
Marktkräfte einer gewissen Kon- 
trolle zu unterziehen, um ihre an- 
gebliche Voreingenommenheit 
gegenüber den ärmeren Ländern 
zu beseitigen, maßgeblich verhin- 
dert, daß dieses Projekt jemals 
wirklich zustandekam. 


Kurz gesagt, ist jetzt klar, daß den 
Vereinigten Staaten hinsichtlich 
der Argumente, die für eine Zu- 
sammenarbeit zwischen den Völ- 
kern der Welt zur Förderung ei- 
ner »guten Sache« sprechen, ur- 
plötzlich »ein Licht aufgegangen 


ist«. Weitere Zeugnisse hierfür, :. 
wenn überhaupt noch welche 


notwendig sind, sind in der Tatsa- 
che zu sehen, daß die Vereinigten 
Staaten bislang oft durchaus dazu 
neigten, untätig zuzuschauen als 
andere Länder von ihren Nach- 
barn im politischen oder wirt- 
schaftlichen Sinne umhergesto- 


-Ben.wurden - in der Tat manch- 


mal sogar dazu bereit zu sein 
schienen, sich selbst an-einer der- 
artigen Tyrannei zu beteiligen. 


Der neue Welt- 
Ordnungshüter 


Es besteht daher kein. Zweifel 
daran, daß Amerikas Entschei- 
dung, so weit zu gehen, eine ge- 
waltige militärische Expedition 
vom Stapel zu lassen, nur um den 
Irak dazu zu veranlassen, sich aus 
Kuwait zurückzuziehen, ein Pro- 
dukt dieser bemerkenswerten 
Wandlung ist. Man könnte zwar 
der Meinung sein, daß Washing- 
tons plötzliche Begeisterung, die 
Karte des »Welt-Ordnungshü- 
ters« auszuspielen,-von Überle- 
gungen des Eigeninteresses - vor 
allem durch seine Besorgnis über 
die Bedrohung, die Iraks Ambi- 
tionen für den israelischen Ver- 
bündeten darstellen - ‚geprägt 
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George Bush 
Die neue 
Weltordnung 


worden sein könnte. Was nur eine 
andere Art ist, zu sagen, daß die 
Wandlung keinen Bestand haben 
wird. ' 


Nur die Zeit wird lehren, ob dies 
die Realität ist. Was jedoch be- 
reits kristallklar ist, ist die Tatsa- 
che, daß Präsident Bush in seinen 
öffentlichen Erklärungen bezüg- 
lich der amerikanischen Ent- 
scheidung, bei der Hilfeleistung 
für Kuwait die Führung zu über- 
nehmen, die »neue Weltord- 
nung« ganz groß auf die interna- 
tionale Tagesordnung gesetzt hat. 
Und dies ist etwas, was sich zu ge- 
gebener Zeit für die Vereinigten 
Staaten sowie für andere Länder, 

die sich mit Washingtons neuem 
Thema eng identifiziert haben, 

als höchst peinlich herausstellen 
könnte. 


Die USA als 
Weltpolizei 


Hier geht es darum, daß Bush die 
Verwirklichung der »neuen Wirt- 
schaftsordnung« stillschweigend 
so dargestellt hat, als riefe er zu 
einem gemeinsamen Vorgehen 
gegen zwei Übel auf, die dem 
Irak anhaften. Eins davon ist des- 
sen Rückgriff auf »nackte Ag- 
gression«, wie Bush selbst den 
irakischen Einmarsch in Kuwait 
zu nennen pflegt. Das andere ist 
der angebliche Versuch des Iraks, 
die Olvorräte der Welt dadurch in 
den Würgegriff zu bekommen, 
- daß er einen Großteil des bedeu- 
tenden Ölausstoßes des Nahen 
Ostens in seine Gewalt bringt. 


Das ganze läuft darauf hinaus, 
daß das Weiße Haus die amerika- 
nische Flagge so eindeutig an den 
Mast der »neuen Weltordnung« 
befestigt hat, daß die USA - i 
Gemeinschaft mit gleichgesinn- 
ten Partnern - praktisch dazu ver- 
pflichtet sind, jedesmal einzu- 
greifen, wenn diese Ordnung ent- 
weder politisch oder wirtschaft- 
lich ernsthaft bedroht wird. Es ist 
kaum möglich, das Ausmaß ihrer 
Verantwortlichkeit als Weltpoli- 
zei, die dies stillschweigend mit 
sich bringt, zu übertreiben. 


Es ist wahr, daß, da Öl ein Son- 
derfall ist, es auf wirtschaftli- 


18 [SODE 2/1901 


(chem Gebiet nicht allzu oft vor- 


kommen wird, daß die Dampf- 
walze der »neuen Weltordnung« 
eingreifen muß. Aber das Ol an 
sich ist deutlich dazu bestimmt, 
ein potentieller Brennpunkt zu 
bleiben, auch dann, wenn die 
Krise am Persischen Golf besei- 
tigt worden ist. 


Auf politischem Gebiet, das 
braucht nicht gesagt zu werden, 
könnten sich Herausforderungen 
an Bushs »neue Weltordnung«, 
die Strafmaßnahmen auf interna- 
tionaler Ebene erfordern, viel 
häufiger ereignen. Es muß in die- 
sem Zusammenhang daran erin- 
nert werden, wie oft esin den ver- 
gangenen beiden Jahrzehnten 
vorgekommen ist, daß Länder 
praktisch in das Territorium ande- 
rer Länder einmarschiert sind 
oder diese überfallen haben. 


Ein sehr lästiger 
Präzedenzsfall 


Was dabei herauskommt, ist, daß 
Washington, dadurch daß es das 
sowohl in Politik als auch die 
Wirtschaft umfassende Konzept 
einer »neuen Weltordnung« als 
eine gute Sache darstellt, zu der 


‚sich die Vereinigten Staaten und 


alle anderen schrittmachenden 
Länder verpflichten sollten, ei- 


nen Präzedenzfall geschaffen 
hat, den es mit Sicherheit als sehr 
lästig empfinden wird. 


Bestenfalls wird Washington stän- 
dig die Meinung vertreten, daß 
neue Herausforderungen an die 
Prinzipien dieser Weltordnung 
nicht unbedingt mit denen zu ver- 
gleichen sind, die der Irak an sie 
gestellt hat — das heißt, daß die 
USA dann nicht in der Weise ein- 
greifen müssen, wie sie es am Per- 
sischen Golf getan haben. 


Schlimmstenfalls könnte sich 
Washington von Zeit zu Zeit 
dazu gezwungen sehen, den glei- 
chen Weg zu beschreiten wie am 
Golf, weil es kaum möglich sein 
wird, immer deutlich zu machen, 
daß der geschaffene Präzedenz- 
fall nicht zutrifft. 


Vielleicht stirbt 
die ganze Idee 


Von der freundlichen Seite aus 
betrachtet, ist es denkbar, daß 


* die kraftvolle Art, in der die Ma- 


schine der »neuen Weltordnung« 
am Golf ihr Gewicht in die Waag- 
schale geworfen hat, auf andere 
mögliche Angreifer in Politik und 
Wirtschaft eine ernüchternde 
Wirkung ausüben wird. Es ist 
aber auch en daß im Laufe 


der Zeit Meinurigsverschieden- 
heiten unter den Ländern, die bei 
der Durchführung der »neuer 
Weltordnung« den Löwenanteil 
der Lasten zu tragen haben, dazu 


führen werden, daß die ganze . 


Idee eines natürlichen Todes 
stirbt. 


Aber im Augenblick sieht es so * 


aus, als hätten die Vereinigten 


Staaten auf dem Gebiet ihrer 


Auslandsbeziehungen einen viel 
größeren Brocken abgebissen, 
als sie ohne Mühe verdauen kön- 
nen. Daraus folgt, daß, solange 
die »neue Weltordnung« der An- 
ker der amerikanischen Außen- 
politik bleibt, das Leben für das 
Weiße Haus, den amerikani- 
schen Kongreß und die breite Be- 
völkerung des Landes viel 
schwieriger sein wird. oO 


»Wir warten auf Verstärkung.« 


“* 


| Währungen“ 


Gute und 


schlechte 


Nachrichten 


"C. Gordon Tether 


Die Rückkehr der Welt zum alten System von Bretton Woods, der 
»festen aber anpaßbaren« Wechselkurse, hat bedeutende Auswir- 
kungen auf die Zukunft des amerikanischen Dollar. 


Seit langem bestehende Pläne 


zur Bildung eines westeuropäi- 
schen Superstaates aus den zur 


Europäischen Gemeinschaft 
(EG) gehörenden Ländern - die 
vorläufig zu den Akten gelegt 


"wurden, als die Ölpreis- Explo- 


sion Anfang der siebziger Jahre 
eine weltweite Wirtschaftskrise 
auslöste - wurden in den vergan- 
genen zwei Jahren wieder völlig 
neu aufgefrischt. So herrschte die 


‚unvermeidliche Tendenz vor, den 


Entschluß der Briten, auf dem 
Gebiet des Finanzwesens eine 
größere Gemeinsamkeit mit ih- 


. ren kontinentalen Partnern anzu- 


streben, als großen Durchbruch 


‚an dieser Front auszulegen. 


Der IWF 


- als Polizist 


Die Wirklichkeit ist allerdings 
weit davon entfernt. Die briti- 
schen Behörden haben sich bis- 
her sehr stark darum bemüht, 
sich entschlossen gegen die EG- 
Finanzpolitik zu wehren, da die 
Thatcher-Regierung in jedem 
Vorstoß zur Eingliederung in die 
EG eine ernsthafte Aushöhlung 
der wirtschaftlichen und politi- 
schen Unabhängigkeit Großbri- 
tanniens sah. Wie soll man dieses 
britische Verhalten verstehen? 
Was es im wesentlichen zur Folge 
hät, ist die Beteiligung Londons — 
die früher hartnäckig abgelehnt 
wurde - an dem Plan, den die an- 


\s deren Mitgliederstaaten der EG 


“ seit Ende der siebziger Jahre be- 


treiben. Dieser zielt darauf ab, ih- 


..ren jeweiligen Währungen weni- 
' ger Raum für Schwankungen ih- 


res Wertes im Verhältnis zueinan- 
der einzuräumen. 
‚Zunächst wird dem britischen 


Pfund Sterling eine fünfprozen- 
tige Abweichung von seiner er- 
klärten Parität nach beiden Sei- 
ten hin zugestanden. Diese Band- 
breite ist für alle anderen Wäh- 
rungen nur halb so breit. Aber 
dies ändert nichts an der Tatsa- 
che, daß eine weitere der vier 
Hauptwährungen der Welt - die 
anderen drei sind der US-Dollar, 
der japanische Yen und die Deut- 
sche Mark - eine Form der Wäh- 
rungsdisziplin akzeptiert hat, die 
dem sogenannten Biretton- 
Woods-System sehr ähnlich ist. 


Das Glücksspiel 
mit Währungen 


Die Erfindung aus der Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg bestand 
aus einem Mechanismus, der die 
Umrechnungskurse in Ordnung 
hielt - wobei der Internationale 
Währungsfonds (IWF) als Poli- 
zist fungierte -, bis er von der 
amerikanischen Entscheidung 
von 1971, die Bindungen des Dol- 
lar an Gold zu durchtrennen, tor- 
pediert wurde. Da die DM und 


viele der Weltwährungen der. 


zweiten Liga bereits an den Akti- 
vitäten der EG teilnahmen, ist 
eine Sache klar, nämlich, daß der 


‚ britische Entschluß zwangsläufig 


weitreichende Implikationen für 
die Hauptwährungen, die bei sol- 
chen Ereignissen noch abseits 
stehen - nicht zuletzt für den US- 
Dollar - mit sich bringen wird. 


Das erste, was einem auffällt, ist, 
daß es Fälle gibt, in denen diese 
neue Entwicklung sich für den 
Dollar günstig auswirken 
könnte. An einer internationalen 
Währungsspekulation sind stets 
mehr als eine Währung beteiligt. 
Daraus folgt,.daß die größere Fe- 
stigkeit, die das britische Pfund 
eigentlich jetzt genießen sollte, 
es mit sich bringt, daß von jetzt 
ab eine führende Währung weni- 
ger zur Verfügung stehen wird, 
um das Wachstum einer solchen 
Tätigkeit anzuregen und zu för- 
dern. Mit anderen Worten, es 
gibt jetzt weniger Spielraum für 
das weltweite Glücksspiel mit 
Währungen von der Art, die dem 
US-Dollar in den letzten Jahren 
das Leben so erschwerten. 


Der Schatten 
der Golf-Krise 


Ein weiterer bedeutsamer Punkt 
besteht darin, daß der Status des 
britischen Pfund dollarmäßig von, 
einem steilen Anstieg seines 


Marktwertes begleitet wurde - _ 


eine Verbesserung, die darüber 
hinaus ziemlich von Dauer sein 
wird, weil das Pfund jetzt keine 
voll flottierende Währung mehr 
ist. Dabei stellte sich heraus, daß 
der Dollar auf den Geldmärkten 
Gegenstand einer weiteren Ab- 
wertung war. 


Und obwohl dies den Stolz der 
USA verletzen mag, hat es zu- 
mindest den entscheidenden Vor- 
teil, daß es Washingtons Bemü- 
hungen, sein chronisches Zah- 
lungsbilanzdefizit zu verringern, 
entgegenkommt. 


Kaum weniger bedeutungsvoll ist 
die Tatsache, daß der Entschluß 
der Briten, mit einer Verringe- 
rung der Zinssätze einen weite- 
ren Schritt zur Stabilisierung der 
Wechselkurse zu unternehmen, 
es den anderen Ländern erleich- 
tert hat, ihrerseits mit einer Ver- 
ringerung der Zinssätze zu begin- 
nen. Dies wird für eine Bush-Re- 
gierung, die sich in immer stärke- 
rem Maße über das rückläufige 
wirtschaftliche Wohlergehen der 


Amerikaner beunruhigt, von be- u 


‚sonderem Wert sein. 


Dies alles ist, natürlich vom ame- 


rikanischen Standpunkt aus gese- 
hen, auf der guten Seite. Aber es 
muß erkannt werden, daß es 
auch noch eine andere Seite der 
Medaille gibt. Ihre Hauptmerk- 
male konzentrieren sich auf die 
Möglichkeit, daß die weitere Ver- 
besserung des Währungsmecha- 


nismus der EG, derenWareneine _ - 


größere Popularität im Verhältnis 


zu denen des Dollar verleihen ' 


könnte, 


Es braucht kaum darauf hinge- 
wiesen zu werden, daß eine wei- 
tere Stärkung der Anziehungs- 
kraft ihrer Ecu-Einheit - ihr Wert 
beruht auf einem Korb der betei- 
ligten EG-Währungen - eine um- 
fangreiche Verlagerung von Gel- 
dern aus den Vereinigten Staaten 
nach Europa hervorrufen 


könnte, besonders wenn der 
Schatten, den die Golf-Krise auf 


den Dollar geworfen hat, weiter 
anhält. 


Gefahr für Geldflucht 


aus den USA 


Ein verstärkter Druck ‘auf den *': 


Dollar aus diesem Grund könnte 
natürlich den Vorstoß zur Beseiti- 
gung des amerikanischen Zah- 


“ lungsbilanzdefizits durch Sen- 


kung der Preise für Exporte und 
Erhöhung der Preise für Importe 
begünstigen. Aber wenn sich eine 
Situation ergäbe, in der die Ge- 
fahr besteht, daß die Geldflucht 
aus dem Lande außer Kontrolle 
gerät, dann könnte die Wirtschaft 
ernsthaft aus den Angeln geho- 
ben werden — mit entschieden 
beunruhigenderen Folgen. 


Nur die Zeit wird lehren, inwie- 
weit die von den Briten erzeugte 
internationale Währungsmi- 
schung das Schicksal der ameri- 
kanischen Wirtschaft berühren. 


In der Zwischenzeit werden sich ” 


. die amerikanischen Behörden si- 


cher die Frage stellen, ob es nicht 
vielleicht doch sinnvoller wäre, 
den Dollar stärker an dem Come- 
back des Lebensstils der interna- 
tionalen Währungen nach dem 
Muster von Bretton Wood zu be- 
Fgen, IB| 


Banker- 
Journal 


| Die Kosten des 
Golf-Aben- 
... teuers steigen 


 - Im Gegensatz zu allen Schätzun- 


‘gen der Politiker und Presse, und 
selbst wenn es keinen Krieg gibt, 
kostet die militärische Interven- 
tion der amerikanischen Regie- 
rung unter George Bush am Golf 
die ‚Steuerzahler der USA im 
laufenden Jahr »weit über« 
100 Milliarden Dollar. Wenn sich 
ein Schießkrieg entwickelt, dann 
werden die Kosten ein Vielfaches 
der 100 Milliarden Dollar betra- 
gen. 


Im Januar hat das amerikanische 

. Verteidigungsministerium den 
Kongreß um 15 bis 20 Milliarden 

. ‚Dollar frisches Bargeld für seine 
Truppenaufstellung in Arabien 
ersucht. »Der geschätzte Preis 
für unsere Golf-Operation im 


© Steuerjahr 1991 beläuft sich jetzt 


auf etwas über 40 Milliarden Dol- 
lar«,. äußerte ein Major der US- 
Air Force, der kürzlich dem mili- 
tärischen Stab der Vereinten Na- 
. tionen als Logistik-Koordinator 

zugeteilt wurde. »Der wirkliche 
Aderlaß wird wahrscheinlich 
dreimal so hoch sein.« : 


Der Grund: Die verborgenen 
Kosten der Mobilisierung am 
Golf steigen zweimal so schnell, 
wie deren Beträge, die im öffent- 
lichen Haushalt dafür vorgese- 
hen'sind. 


Dr. Jean-Paul Pradier, ein franzö- 
sischer Verteidigungswissen- 
schaftler, der als System-Manage- 
.ment-Berater bei den Vereinten 
Nationen tätig ist, meinte: »Um 
eine weltweite Allianz gegen den 
Irak aufzustellen, hat das Weiße 
Haus links und rechts wahllos Mi- 
litärhilfe, verlorene Darlehen, 
Handelskonzessionen, Schulden- 
erlasse, Notsubventionen und 
Auszahlungen unter dem Tisch 
vergeben.« 


Dies heißt nicht, daß die Militär- 
ausgaben, die das US-Verteidi- 
gungsministerium öffentlich dem 
Kongreß vorlegt, nicht schon 
»Tuinös hoch« sind, wie Dr. Wil- 
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liams Kaufman, Rechnungsprü- 


fer für die jährlichen Verteidi- 
gungshaushalte an der Brookings 
Institution, meinte. 


Wie aus Kreisen des amerikani- 
schen Verteidigungsministeriums 
verlautet, fallen die bei dem 
Truppenaufbau am Golf entste- 
henden offiziellen Kosten in fünf 
Kategorien: 


Transportkosten — Luftbrücke, 
Seebrücke und weiterer Militär- 


verkehr zwischen dem Golf und . 


den Vereinigten Staaten - sind 
jetzt für das Steuerjahr 1991 mit 
rund 13 Milliarden Dollar vorge- 
sehen, nach der kürzlichen Di- 
rektive des Präsidenten, nach der 
weitere 200 000 Soldaten in die 
Region beordert werden. ' 


Frontzulage - zusätzlich 110 Dol- 
lar pro Monat für jeden Soldaten 
am Golf-erhöht den Jahreshaus- 
halt um schätzungsweise 520 Mil- 
lionen Dollar. 


Logistik — Gelder,. die benötigt 
werden, . um die Soldaten im 
Felde zu ernähren und unterzu- 
bringen, ihre Ausrüstung zu war- 
ten, neue Gebäude und andere 
Nachschubeinrichtungen zu er- 
richten — waren ursprünglich mit 
rund 4,5 Milliarden Dollar. ange- 
setzt worden. Jetzt sind die Ko- 
sten für diese Dienstleistungen 
auf über zehn Milliarden Dollar 
gestiegen und steigen immer 
noch weiter. 


Ausgaben für den Sold »schießen 
in die Höhe«, warnen Fachleute 
aus dem Verteidigungsministe- 
rium, wegen der Einberufung 
von Reservisten und der Suspen- 
dierung von planmäßigen Ver- 
schiebungen in den Ruhestand 
und anderen Verringerungen der 
Streitkräfte. Dies hat den Golf- 
Haushalt um mehr als sechs Mil- 
liarden erhöht. 


Weitere militärische Vorbereitun- 
gen auf einen Golf-Krieg, darun- 
ter höhere Treibstoffkosten, der 
Erwerb, Verbesserung und nach- 
träglicher Einbau von zusätzli- 
chen Waffensystemen, mehr Aus- 
bildungsprogramme, erhöhter 


- Verwaltungsaufwand und damit 


zusammenhängende Verantwort- 
lichkeiten werden im laufenden 
Steuerjahr - das am 1. Oktober 
1990 begann - rund zehn Milliar- 
den Dollar verschlingen. 


Aber obwohl diese Kosten sich zu 


‘erschreckenden Summen addie- 


ren, sind die unsichtbaren Kosten 
für die Auseinandersetzung mit 


‘dem Irak sogar.noch höher, war- 


nen Experten bei den Vereinten 
Nationen. 


Als der türkische Staatspräsident 
Turgut Ozal dem amerikanischen 
Fernsehpublikum bei seinem 
jüngsten: Besuch in Washington 
mitteilte, daß er den amerikani- 
schen Feldzug gegen den Irak un- 
terstützen werde, erwähnte er 
nicht, daß er im Weißen Haus als 
Gegenleistung für seine Unter- 
stützung Handelsgeschenke in 
Höhe von mindestens sieben Mil- 
liarden Dollar über die nächsten 
Jahre hinweg gefordert und auch 
bekommen hat. 


Andere Verbündete heimsten so- 
gar noch größere Geldgeschenke 
dafür ein, daß sie sich am Golf 
auf die Seite der Vereinigten Staa- 
ten gestellt haben. Agypten er- 
hielt als erstes Land ein beachtli- 
ches Geschenk - Streichung von 
acht Milliarden Dollar an über- 
fälligen Schulden - und seit Okto- 
ber 1990 erhielt es weitere 2,8 
Milliarden Dollar an »beschleu- 
nigter« Militärhilfe, das heißt, 
riesige Bargeldvorauszahlungen 
auf Subventionen, die 1991 und 
1992 fällig gewesen wären. 


Der syrische Diktator Hafez al- 
Assad erblickt in der Golf-Krise 
eine »Bargeld-Kuh«, verlautet 
aus UN-Kreisen. Assad, sein Ver- 
teidigungsminister, Stabschef 


: und mehrere altgediente Berater 


haben »Ausgleichszahlungen 
und Bestechungsgelder in Höhe 
von einer Milliarde Dollar« er- 
halten, verlautet aus Kreisen der 
Vereinten Nationen, die hinzufü- 
gen, daß die Gesamtsumme, die 
sich die syrische Führung als Ge- 
genleistung für die Entsendung 
von Truppen an den Golf in die 
Taschen stecken, »unbekannt« 
sei. 


Als Chinas Außenminister im No- 
vember 1990 in. New York auf- 
tauchte, um gegen eine Schlüs- 
sel-Resolution des Sicherheitsra- 
tes, mit der nach dem 15: Januar 
1991 die Anwendung von militäri- 
scher Gewalt gegen den Irak ge- 
nehmigt wurde, sein Veto einzu- 
legen, hielt ihm der amerikani- 
sche Außenminister James Baker 
Handelskonzessionen im Werte 
von etwa vier Milliarden Dollar 
vor die Nase, um ihn auf seine 
Seite zu ziehen, verlautet aus 
Kreisen der Vereinten Nationen. 


Israel, das in der Golf-Krise. als 
der :»große Gewinner« hervor- 


- tritt, hat bereits spezielle Militär- 


hilfe in Höhe von einer Milliarde . H 
Dollar als’ »Ausgleich« für ähnli- 


che Hilfe erhalten, die die USA. 


ihren arabischen Verbündeten zu- . 


teil werden lassen. Dem Klein- 


staat winkt auch die Lieferung ei- * 
ner Trophäe, nach der es den Is- -. 
raelis schon seit langer Zeit gelü- >; 


stet: Ein Supercomputer, der in E 


der Lage ist, Kernwaffen zu mo- 
dellieren und sie durch Simula- 


A Pen 


tion ihrer Explosion zu testen. '; 


Weiter erhält Israel eine zusätzli- - 


che Lieferung von modernsten 
Kampfflugzeugen. 


Was Israel jetzt am dringendsten > 
benötigt - und auch fast mit Si- :: 


cherheit bekommen wird, . wie 
aus Kreisen der Vereinten Natio- 


rung einer Notsumme in Höhe 


“nen verlautet - ist die Gewäh-. .' 


von etwa 1,2 Milliarden Dollar, : 
die dazu beitragen soll, mit dem - 


Massenstrom von sowjet-jüdi-" : 
schen Einwanderern nach Israel $ 


fertigzuwerden. 


Selbst die mörderische marxisti-  : 
sche Diktatur von Äthiopien er- :, 


hielt von Baker eine vertrauliche 


Zusage in Höhe von 450 Millio- 2 


nen Dollar als Hungerhilfe für .: 
die Stimme ihres Delegierten im... 


Sicherheitsrat der Vereinten Na- 


tionen. 


in, E 


Alle diese Geschenke zahlen die ; ; 
amerikanischen Steuerzahler, die -: 
angesichts der schweren Wirt- .. 


schaftsflaute, gekennzeichnet 
durch massive Entlassungen und 
Arbeitslosigkeit sowie durch stei- 
gende Steuerlasten, die nichts 


mit dem Golf-Fiasko zu tun ha- ' 
ben, selbst schwer zu kämpfen :: 


haben. 


Aber es gibt auch für amerikani- 
sche Bürger verborgene Kosten, 
wie zum Beispiel die Pleiten von 
Geschäften, die einst das auf 
Stützpunkten in den USA statio- 
nierte Militärpersonal versorg- 
ten; diese Geschäfte sind einge- 
trocknet, seitdem die US-Solda- 


ten nach Übersee versetzt wur- :: 


den. 


Dann sind da noch die Lohn- und 


Gehaltskürzungen, die viele Fa- ° 


milien jetzt dadurch ertragen 


müssen, daß Ehemänner und. 
-frauen als Reservisten eingezo-, : 
gen und gezwungen werden, ihre 


gut bezahlten zivilen Arbeitsstel- 


len aufzugeben, um gegen einen 


* 


Er 


re 


verhältnismäßig dürftigen Wehr- 
-" sold am Golf ihr Leben zu riskie- 
ren. 


‘Wenn es zum großen Knall 
kommt, kann es sein, daß die 
Truppenaufstellung gegen den 
Irak nicht durchhält und damit 
bewiesen wird, daß es sich nur 
um das beste Bündnis handelt, 
das man mit Geld kaufen kann, 
und nicht um eins, das auf gegen- 
' seitigen Interessen oder Sicher- 
heitsbelangen beruht. Aber es 
wird mit Sicherheit als die teuer- 
ste verbündete Streitmacht, die 
jemals zusammengestellt wurde, 
in die Geschichte eingehen. DI 


Japaner 
fürchten 
amerikanische 
Stahl-Politik 


Die Vereinigten Staaten haben 
Handelsgesetze für Stahlpro- 
dukte vorgeschlagen, die für die 
Bemühungen der Entwicklungs- 

. länder, ihre Stahlindustrien zu 
pflegen, eine Bedrohung darstel- 
len, berichtet der japanische 
Nachrichtendienst Kyodo. Der 
Vorschlag beinhaltet die Beseiti- 
gung von Zöllen auf Stahlpro- 
. dukte und ein Verbot von Ein- 
fuhrquoten, sowie ein Verbot von 
staatlichen Krediten auf Exporte 
für Stahlwerke zu günstigeren 
Bedingungen, als die von priva- 
ten Finanzierungsinstituten. 


Der amerikanische Vorschlag 
wurde auf einer inoffiziellen Zu- 
sammenkunft zwischen Vertre- 
- tern der Vereinigten Staaten und 
Japans im Rahmen der Uruguay- 
Runde des General Agreement 
on Tariffs and Trade (GÄATT) ge- 
macht. Washington rief auch zu 
. ‚einem Verbot von. staatlichen 
Subventionen an die Stahlindu- 
° strie auf, mit Ausnahme der Un- 
terstützung von grundlegenden 
Forschungen. 


Die Maßnahmen zielen offenbar 
auf völlige Liberalisierung des 
Stahlhandels, wodurch die Pläne 

“ der Entwicklungsländer, mit wirt- 
“ schaftlicher Unterstützung aus 
den Industrieländern ihre eigene 
Industrie zu entwickeln, in Ge- 


_ fahr gebracht werden. 


Ein japanischer Beamter wird 
wie folgt zitiert: »Wir sollten den 


Entwicklungsländern, die. sich 
bemühen, ihre Stahlindustrien 
selbständig zu entwickeln, nicht 
gleich den Weg versperren, den 
Japan einst beschreiten mußte.« 
Japanische Verhandlungspartner 
seien über den amerikanischen 
Vorschlag sehr verblüfft gewe- 
sen, heißt es in der Nachrichten- 
meldung weiter. Oo 


In den USA 
herrscht 
Depression 


»Es ist nicht mehr nötig, das Wort 
»Depression« bei Gesprächen am 
Mittagstisch zu vermeiden, es sei 
denn, man speise mit den 
Bushs«, heißt es in einem Artikel 
in »Barron’s Financial Weekly«. 


»Der begonnene Druckabfall in 
der Wirtschaft, ein massives Sich- 
herauswinden aus den Schulden 
und eine Straf-Säuberungsaktion 
gegen Geldverleiher, riecht mehr 
nach den Panikzuständen auf 
dem Finanzsektor, die die Nation 
im vergangenen Jahrhundert und 
zu Beginn des laufenden Jahr- 
hunderts erregten, als nach Wirt- 
schaftsflauten, an die wir uns ge: 
wöhnt haben.« 


Der Artikel gibt eine genaue Be- 
schreibung — was in der amerika- 
nischen Finanzpresse eigentlich 
recht ungewöhnlich ist - von den 
Unterschieden zwischen einer 
Wirtschaftskrise (Depression) 
und einer Wirtschaftsflaute (Re- 
zession): »Das Wort Rezession zu 
verwenden für das, was-vor sich 
geht, ist irreführend. Wir stehen 
vor etwas ganz anderem - einer 
nur einmal in hundert Jahren ein- 
tretenden Schuldenliquidierung. 
Eine Wirtschaftskrise ist nicht 
nur eine sehr ernsthafte Version 
einer Wirtschaftsflaute; es ist ein 
ganz anderer Vorgang. Eine Wirt- 
schaftskrise ist eine sich selbst er- 
nährende Schrumpfung, die da- 
durch zustande kommt, daß die 
Einkommen stärker fallen als die 
Kosten, hauptsächlich auf Grund 
der hohen Lasten aus dem Schul- 
dendienst, die wiederum zu einer 
Krise unter Finanzvermittlern 
und zur extremen Diskriminie- 
rung des Geldleihens führt. In ei- 
ner Wirtschaftskrise, anders als 
in einer Wirtschaftsflaute, rea- 
giert die Wirtschaft nicht auf Zen- 
tralbank-Annehmlichkeiten.« 


Keine US- 


Wirtschaftshilfe 
mehr für 
Pakistan 


Während sie insgeheim mit Israel 
über den Verkauf eines Super- 
computers verhandelt, der dem 
Land ermöglichen soll, Wasser- 
stoffbomben zu entwickeln, ord- 
nete die Regierung von US-Präsi- 
dent George Bush die Einstel- 
lung jeglicher Wirtschaftshilfe an 
die Regierung von Pakistan an, 
weil berichtet wurde, daß das 
Land an einer Atombombenpro- 
duktionsanlage arbeitet. 


Diese scharfe Brüskierung eines 
des größten Verbündeten Ameri- 
kas in Asien, dessen Militärhilfe 
sich in den letzten Jahren auf 
rund 2,5 Milliarden Dollar belief, 
wurde unter diplomatischen Be- 
obachtern in Washington und am 
Hauptsitz der Vereinten Natio- 
nen in New York mit ungläubi- 
gem Erstaunen aufgenommen 
»Jede US-Regierung seit Präsi- 
dent Lyndon B. Johnson hat sich 
schuldig gemacht, Israels gehei- 
men Vorstoß, eine Atommacht zu 
werden, insgeheim zu unterstüt- 
zen, aber Bush scheint sie alle 
übertroffen zu haben«, kommen- 
tierte Issa Nakhleh, ein Delegier- 
ter der Vereinten Nationen, der 
als Dekan der Nahost-Experten 
gilt. 


»Pakistan öffentlich zu bestrafen, 
während Israel, das bereits als 
der schlimmste Gesetzesbrecher 
der Welt in atomaren Angelegen- 
heiten berüchtigt ist, sozusagen 
unter dem Ladentisch ein Super- 
computer verkauft wird, ist 
schlimmer als diplomatische dop- 
pelte Moral. Es ist, rundheraus 
gesagt, ein selbstzerstörerischer 
Betrug.« oO 


US-Fluggesell- 
schaften stehen 
vor einer 
Katastrophe 


Ein Bericht des amerikanischen 
Transportation Research Board 
(Forschungsgremium für das 
Transportwesen), ein Zweig der 
National Academy of. Sciences, 


sieht eine »düstere« Zukunft für & 


das Lufttransportwesen der Ver- 
einigten Staaten voraus, schrjeb 
das »Wall Street Journal«. Die 
Forschungsgruppe  "prognosti- 
ziert, daß die Zahl der Flughäfen 
mit »bedeutenden Verspätungs- 
problemen« von 21 im Jahr 1987 
auf 39 im Jahr 1997 ansteigen 
wird, da sich der Reiseverkehr, 
der sich derzeit auf 1,3 Millionen 


Passagiere pro Tag belaufe, bis % 


Anfang des kommenden Jahr- 
hunderts auf2,5 Millionen anstei- 
gen wird. 


Die Gruppe empfiehlt den Bau _ 


von Großflughäfen; die Erweite- 
rung von vorhandenen zweitran- 
gigen Flughäfen zu neuen Luft- 
verkehrszentren; Investierung in 
moderne _Luftverkehrsmittel; 
Entwicklung neuer Flugzeuge, 
die zweimal soviel Passagiere wie 
die derzeitigen Typen befördern 
können; fortlaufende »Untersu- 


chung« der Hochgeschwindig- u 


keits-Eisenbahnlinien für den In- 
tercity-Verkehr. 


In dem Bericht wird festgestellt, 


daß sich die Infrastruktur des ai: 


Luftverkehrswesens in zwanzig 
Jahren nicht wesentlich verbes- 
sert habe und zum Ausbau Hun- 
derte von Milliarden Dollar ver- 
schlingen werde. Bei dem derzei- 
tigen Streit um den Haushalt in 
Washington, wird bei Vorschlä- 
gen zur Erhöhung der Benzin- ' 
steuer und der Steuer auf Flugtik- 
kets speziell vermieden, Gelder 
zur Wartung und Verbesserung 
der Straßen- .und Luftverkehrs- 
netze einzuplanen, wie zunächst 
beabsichtigt war. iM 


{ : | Geld 


Ä | Verwirrung 
auf dem 
Aktienmarkt 


" C. Gordon Tether 


Die Börsenmärkte der Welt mußten vom Beginn-an der derzeitigen 
‚Krise in.der Region am Persischen Golf einen harten Schlag hinneh- 
men und prallten dann zurück. Aber was liegt in den kommenden 


Monaten vor uns? 


Der Aufwärtstrend, der den Welt- 


börsenmarkt fast das ganze Jahr 


- 1989 hindurch kennzeichnete, 
wobei die Preise einen durch- 
schnittlichen Fortschritt von: 15 
Prozent erzielten, schwand An- 

. fang des Jahres 1990 dahin. Dies 
war hauptsächlich auf das durch 
den Zusammenbruch des japani- 
schen Marktes - der im Jahr zu- 
vor die besten Gewinne erzielt 
hatte - erschütterte Vertrauen zu- 
rückzuführen. Dort wurde der 
ganze Zuwachs des Jahres 1989 
von 25 Prozent in wenigen: Wo- 
chen zunichte gemacht. 


Die Katze zwischen 
den Tauben 


Jedoch, obwohl der japanische 


Rückzug sich nach einem kurzen 
Stillstand auf katastrophale 
Weise fortsetzte, erholten sich 
anderswo im Verlauf des zweiten 
Quartals des Jahres 1990 langsam 
die Nerven. Um die Jahresmitte 
herum stand der Weltindex - aus- 
“ schließlich Japan - um sage und 
schreibe 20 Prozent über dem we- 
nige Monate vorher erreichten 
Tiefpunkt. Im Vergleich zum Vor- 


- »* jahr war dies ein Fortschritt von 


etwa 15 Prozent. 


. Die Erfahrung auf dem amerika- 
nischen Markt war ziemlich ty- 
pisch für die Länder im allgemei- 
nen, wobei die Erholung von 
dem Tief zu anfang des Jahres 

1990 14 Prozent betrug und auf 


monatlicher Basis etwa sieben 


Prozent ausmachte. 


Dann, als die drohende politi- 
sche Explosion im Nahen Osten 


schon ihre Schatten warf, kam - 
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die Aufwärtsbewegung zu einem 
Stillstand. Etwa einen Monat 
später setzte der Irak plötzlich im 
völkerpolitischn Sinne die 
Katze zwischen die Tauben, in- 
dem er in Kuwait einmarschierte. 


Die Folge war eine scharfe Ab- 
wärtsbewegung der Preise auf 
praktisch allen Aktienmärkten 
der Welt. 


Selbst die Himmel 
schlugen zusammen 


Um die Zeit herum, als die Ab- 
wärtsbewegung etwa einen Mo- 
nat später auszulaufen begann, 
stand der weltweite Index etwa 
16 Prozent unter dem Stand von 
Mitte des Jahres 1990. Selbst im 
Falle der Länder, die man als sich 


- in der Kategorie des »sicheren 


Hafens« befindlich bezeichnen 
könnte, war der Schaden nicht 
wesentlich geringer als an- 
derswo. Die Schweizer Zahl bei- 
spielsweise lag nur ein oder zwei 
Prozentpunkte unter dem Welt- 
durchschnitt. 


Was kaum überraschend ist, an- 
gesichts der außergewöhnlich en- 
gen Verwicklung Amerikas in 
dem Gerangel am Golf, erlebte 
Wall Street auch einen außerge- 
wöhnlichen Rückschlag. Doch 
mit 18 Prozent war dieser nicht 
soviel stärker als der, der in ande- 
ren Ländern verzeichnet wurde. 


Als erst einmal klar wurde, daß 
die Golfkrise dazu bestimmt war 
noch eine Zeitlang bei uns zu 
bleiben, ohne sich notwendiger- 
weise zu verschlimmern, fragten 
sich die Anleger, ob Aktien nicht, 


‚allgemein gesagt, als gefestigt. zu 


betrachten seien. Danach began- 
nen sie Tag für Tag sehr stark zu 


flukturieren, als die Nachrichten, 
aus. dem Nahen Osten zwischen’ 


»gut« und »schlecht«. schwank- 
ten. 


Aber der zugrundeliegende 
Trend ging nach oben. Dies ist an 
der Tatsache zu erkennen, daß 
drei Monate, nachdem die Auslö- 
schung Kuwaits als selbständiger 
Staat begann, der Weltindex für 
Aktienmärkte - ausschließlich 
des Sonderfalls Japan - sich bis 
auf einen Stand von sechs Pro- 
zent unter dem Tief vor der Krise 
erholt hatte. Dies wurde natür- 
lich bis zu einem Punkt als beru- 
higend angesehen. 


Aber der Ausblick für die Märkte 
ist jetzt durch alle Arten von Un- 


-sicherheiten getrübt. Und dies 


nicht nur hinsichtlich der offen- 
kundigen Möglichkeit, daß die 
Golfkrise allein schon eine äu- 
Berst ernsthafte internationale 
militärische Feuersbrunst entfa- 
chen könnte. 


Japan ist 
ein Sonderfall 
auf dem Aktienmarkt 


Diejenigen, die bereit sind nur 
die guten Seiten zu sehen, könn- 
ten dahingehend argumentieren, 
daß jetzt der Augenblick gekom- 
men ist, um zu kaufen. 


Dagegen spricht jedoch die fast 
sichere Gewißheit, daß eine nen- 
nenswerte Verschlechterung der 
bereits äußerst Besorgnis erre- 
genden Lage im Nahen Osten 
schnell einen neuen Ausbruch 
von starken Verkäufen auslösen 
könnte. Es braucht nicht gesagt 
zu werden, daß dies die Preise 
weit unter die Niveaus drücken 


‘ würde, auf denen sie im großen 


und ganzen »stabilisiert« wur- 
den, als der erste Schock der 
Golfkrise sozusagen verdaut wor- 
den war. 


Konjunkturflaute steht 
auf der Tagesordnung 


Es muß auch erkannt werden, 
daß der Beginn der Golfkrise 
Auswirkungen hatte, die für die 
Aktienmärkte weit und breit be- 
deutende Implikationen mit sich 
bringen, die sehr unfreundlicher 
Natur sind. Insbesondere gehört 
dazu die wachsende Furcht da- 


vor,:daß. der von der: Auseinan- 


dersetzung am Golf ausgelöste 
steile Anstieg der Weltölpreise 
sich mit,anderen Faktoren verbin- 


‚ den wird, so.daß eine -Konjunk-.: 
:turflaute überall in. der Welt.zur 


Tagesordnung werden kann, 


Wenn erst.einmal solch eine Ver- : 


schlechterung der internationa- 


len wirtschaftlichen Umgebung 
eingesetzt hat, wird diese sich na- 
türlich möglicherweise von sich 


aus weiter entwickeln. Dies be- 


deutet, daß sie weiterlaufen - 


und sich sogar noch verschärfen - 


könnte, selbst wenn für die durch 


Iraks Besetzung aufgeworfenen 


Probleme Lösungen gefunden 
werden. ne 


Vorsicht 
heißt die Parole 
für die Zukunft 


Also, selbst unter der Annahme, ® 


daß in bezug auf die Umwälzung 
am Golf das Beste zum Besten 


kommt, kann essein, daßsich die : 


Aktienmarktpreise noch eine - 


Zeitlang träge verhalten. 


Unter der Annahme daß dort das .:' 
Schlimmste zum Schlimmsten 
kommt, muß. ihr Ausblick als 
noch entmutigender angesehen 


werden. 


Wenn man sich daran erinnert, 


daß es noch einige weitere Dü- 
sternis hervorrufende. Faktoren 
in diesem Bild gibt - darunter die 
Verwirrung, . die die jüngste 
Wende in der Weltpolitik fast 
überall ausgelöst hat, und die 
Tendenz, die dahingeht, daß eine 


weltweite Inflation sich eher ver- :' 


Y 


größern als verringern wird - 


steht eines fest nämlich, daß für 


eine absehbare Zukunft bei. . 


Geldanlagen auf dem Aktien- 
markt Vorsicht die Parole sein 
muß. 


Als schlimmstes Szenario Könnte 
man den Standpunkt vertreten, 
diesen Teil des Finanzfeldes ganz 
und gar zugunsten von Edelme- 
tallen zu verlassen. Aber es ist an- 


gebracht darauf hinzuweisen, 


daß dort auch Gefahren lauern, 
von denen nicht die geringste 


darin besteht, daß, wenn die - 


Golfkrise, gelöst werden sollte, 


der sich daraus ergebende Rück- ; 


gang der Käufe in den »sicheren 
Häfen« die Preise, wenn auch 
nur vorrübergehend, von den 
derzeitigen Niveaus nach unten 
stürzen lassen könnte. oO 


Bilderherg-Konferen? 


Teilnehmer 


Im Mai 1990 tagte die Jahresversammlung der Bilderberger unter 
starker Bewachung im weit abgelegenen Harrison Center auf Long 
Island, New York. Der Präsident dieser Konferenz war Lord Carring- 
ton. Er eröffnete die Geheimkonferenz dieses internationalen Ab- 
sprachegremiums mit einer Ehrung des Bankiers der Deutschen 
Bank, Dr. Alfred Herrhausen. Zu Ehren des Ermordeten erhoben 
sich die versammelten Bilderberger zu einer Schweigeminute. Die 
Deutsche Bank wird übrigens das nächste Treffen der Bilderberger 
organisieren. Günther F. W. Dicke vom Vorstand der Deutschen 
Bank nahm bereits am Treffen 1990 teil, um sich in den komplizierten 
Ablauf des geheimen Treffens einzuarbeiten. CODE beginnt in die- 
ser Ausgabe mit dem Abruck der autorisierten Abfassungen der Ar- 


beitsergebnisse. Die Bilderberg-Konferenz besteht aus folgenden 
Persönlichkeiten. 


Vorsitzender der Bilderberger: Lord Carrington, ehemaliger 
-NATO-Generalsekretär, Vorstandsvorsitzender Christies’s Interna- 
tional. 


Generalsekretär für Europa und Kanada: Victor Halberstadt, Pro- 
-fessor für öffentliche Finanzen, Universität Leyden. 


Generalsekretär für die USA: Theodore L. Eliot, Jr., Senior Rese- 
arch Fellow, Hoover Institution on War, Revolution and Peace, Stan- 
ford Universität. 


Schatzmeister: Conrad J. Oort, Adviser to the Board of Manage- 
ment, Algemene Bank Nederland NV; Professor of Money and Ban- 
king, Universität Limburg. 
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ber-Konferenz im Auftrag der Rockefellers und Rothschilds. 
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Bilderberg-Konferenz 


Die deutsche 


Frage 


Die Jahresversammlung der Bilderberger beschäftigte sich unter an- Di 


derem eingehend mit der deutschen Frage. Vor wenigen Wochen wur- 
den die Arbeitsergebnisse dieser Konferenz veröffentlicht. CODE 
hat über Umwege die Niederschrift einer Zusammenfassung der ab- 
gegebenen Erklärungen und Diskussionsbeiträge zugespielt bekom- 
men. Der Moderator des Tagesordnungspunktes Deutschland war 
der ehemalige amerikanische Außenminister und enger Vertrauter 
David Rockefellers, Henry Kissinger. In der Diskussion äußerte sich 
zu diesem Thema der Kanzlerberater Horst Teltschik, der französi- 
sche Verteidigungsminister Jean Pierre Chevenement und William 
A. Waldegrave, britischer Staatsminister für Außenpolitik und Fra- 


gen des Commonwealth. 


Jbrigens wird die Jahresversammlung 


1991 von Günther F. W. Dicke von der Deutschen Bank vorbereitet. 
CODE veröffentlicht die Arbeitsergebnisse SORDUNERHRTET in Fort- 


setzung. 


Zum ersten Mal in ihrer Ge- 
schichte haben die Deutschen 
eine Revolution. durchgeführt, 
die sowohl erfolgreich als auch 
friedlich verlaufen ist. Nachdem 
sie zwölf Jahre unter Hitler und 
40 Jahre unter einem kommuni- 
stischen Einparteienregime ge- 
lebt haben, haben die Menschen 
in der DDR diese Diktaturen 
jetzt überwunden- und nach 56 
Jahren ihre Freiheit wiederer- 
langt. Als Teil des deutschen Vol- 
kes verlangte die Mehrheit von 
ihnen die Einigung Deutsch- 
lands. Es ist in der Tat verständ- 
lich, daß angesichts derart revolu- 
tionärer, aber friedlicher Verän- 
derungen die Deutschen nicht 
nur überglücklich, sondern auch 
stolz sind. 


Schmerzliche Kampagne 
gegen Deutschland 


Aber im Hinblick auf die zu lö- 
senden Probleme trat früh genug 
wieder Nüchternheit ein. Viele 
Deutsche waren über die unver- 
züglichen Warnungen aus dem 
Ausland, vor allem aus den USA, 
vor dem neuerstandenen 
Deutschland mit 76 Millionen 
Menschen, wobei die furchtba- 
ren Jahre des NS-Deutschland 
heraufbeschworen wurden, be- 
kümmert. In einem gewissen 
Ausmaß war der Tiefpunkt dieser 
schmerzvollen Kampagnen die 
Karrikatur des Bundeskanzlers 


Helmut Kohl als Hitler in der 
»Los Angeles Times«. 


Ein derartiges Mißtrauen gegen- 
über den Deutschen nach 40 Jah- 
ren Demokratie, sozialem Frie- 
den und beispielhaftem wirt- 
schaftlichem Wohlstand war nicht . 
gerade hilfreich. Sogar Staatsprä- 
sident Gorbatschow hatte am 9. 
Februar 1990 in Moskau Bundes- 
kanzler Kohl gegenüber erklärt, 
daß die in den letzten 40 Jahren 
von den Deutschen betriebene 
Friedenspolitik berücksichtigt 
werde, und daß für die Deut- 
schen daher keine Grundstruktur 
erstellt werden dürfe, die »das 
Ansehen des deutschen Volkes 
herabsetzt«. 


Darüber hinaus haben die Deut- 
schen in über 30 Jahren Mitglied- 
schaft in der NATO und in der 
Europäischen Gemeinschaft be- 
wiesen, daß sie zuverlässige, be- 
rechenbare Partner und Freunde 
sind.- Die schmerzvolle Erkennt- 
nis, wie schnell das alte Miß- 
trauen wieder gegen uns erweckt 
und mobilisiert werden kann, war 
für uns eine wichtige Erfahrung. 


Den Deutschen war von Anfang 
an bewußt, daß die Revolution in 
der DDR nur möglich war, weil 


die 1980 in Polen in die Wege ge- 


leitete  Solidaritäts-Bewegung 
1989 von Walesa zum Erfolg ge- 
führt wurde, und weil Staatsprä- 
sident Gorbatschow vor fünf Jah- 
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;“ ren mit seiner Reformpolitik die 


* revolutionäre Veränderung in der 
Sowjetunion eingeleitet hat, Gor- 
batschows erklärte Bereitschaft, 
sich nicht in die inneren Angele- 
genheiten seiner Verbündeten 


.. _einzumischen, war die Vorausset- 


zung für die Oppositionsbewe- 
gung in Mittel- und Südosteu- 
ropa, und es war Ungarn das 


„durch Öffnung seiner Grenzen 


praktisch den ersten Stein aus der 
Berliner Mauer herausbrach. 


-Die Rolle des 
Bundeskanzlers 


Auch Bundeskanzler Kohl hat 
wiederholt darauf hingewiesen, 
daß für eine erfolgreiche Politik 
der Entspannung und Abrüstung 
der Zusammenhalt des Atlanti- 
schen Bündnisses und die aus- 
drückliche Geltendmachung ih- 
rer gemeinsamen Sicherheitsin- 
‚teressen eine lebenswichtige Vor- 
bedingung war und bleiben muß. 
“ Der politische und wirtschaftli- 
che Erfolg und daher die Attrak- 
tivität des Integrationsprozesses 
innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft erwies sich als bedeu- 
tender Faktor für den Prozeß der 
‚Veränderung in Osteuropa. 
“Nicht nur einige unserer europäi- 
schen Partner sondern nicht we- 
nige deutsche Politiker und Theo- 
retiker hatten Unrecht, als sie die 
deutsche Einigung als völlig un- 
. vereinbar mit dem Ziel der euro- 
“ päischen Integration erachteten. 


Heute ist bereits offensichtlich, 
“ daß beide Ziele voneinander.ab- 
hängen, und daß die Einigung 
Deutschlands den Prozeß der eu- 
ropäischen Integration nicht be- 
hindert sondern beschleunigt. In 
‘seiner achtjährigen Amtszeit hat 
Bundeskanzler Kohl dies in vie- 
len seiner Reden hervorgeho- 
. ben. Nichtsdestoweniger haben 
einige unserer europäischen Part- 
ner in den letzten Monaten damit 
begonnen, das Engagement der 
Bundesregierung zu dem Ziel der 
Einigung Europas in Zweifel zu 
ziehen. Alles, was ich zu ihren 
: Gunsten sagen kann, ist, daß sie 
vielleicht das Mißtrauen gegen- 
‚ über den Deutschen als Hebel be- 
nutzen wollten, um ihre eigenen 
_ Interessen zu festigen. 
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Eigentich ie: die Politik der 

Bundesregierung und die »Zehn- 
Punkte-Rede« des Bundeskanz- 
lers nur für diejenigen unserer 
Partner eine Überraschung gewe- 
sen sein, die die Reden und Er- 
klärungen des Bundeskanzlers 
der letzten acht Jahre, sowie ihre 
eigenen wiederholten Erklärun- 
gen zur deutschen Einheit auf 
NATO-Gipfeltreffen oder bei 
ähnlichen Gelegenheiten nicht 
ernst BEBaDNDIEN haben. 


Die Geschichte ist i in 
Bewegung 


Als sich der zügige Verlauf der Er- 
eignisse in der DDR nach dem 9. 
November 1989 fortsetzte, be- 
schuldigten einige Leute im In- 
land und im Ausland Bundes- 
kanzler. Kohl, die deutsche Ein- 
heit nach »Dampfwalzen«-Ma- 
nier herbeiführen zu wollen, um 


einen Platz in der Geschichte zu 


erringen. Ich hege keinerlei 
Zweifel darüber, daß Helmut 
Kohl bereits einen Platz in der 
Geschichte errungen hat. Und 
wenn es eine »Dampfwalzen«- 
Wirkung gab - ich bin sicher, daß 
es weiterhin eine sein wird-dann 
wurde sie von den Menschen in 
der DDR und von niemand ande- 
rem erzielt. 


Die vergangenen sechs Monate 
sind ein Beweis dafür: Die Men- 
schen in der DDR haben von der 
DDR-Führung eine grundle- 
gende politische und wirtschaftli- 
che Reform verlangt, und ihre 
Sehnsucht nach Einheit ist zu ei- 
nem Instrument geworden, um 
diese Ziele so schnell wie möglich 
zu erreichen. Dies war ein Prozeß, 


von dem Gorbatschow sagte: 


»Die Geschichte ist urplötzlich 
mit großer Geschwindigkeit in 
Bewegung geraten«. 


Heute herrscht sowohl in West- 
deutschland als auch in Ost- 
deutschland die weitverbreitete 
Überzeugung vor, daß »die Frage 
der Einheit Deutschlands nur 
von den Deutschen selbst ent- 
schieden werden kann, und daß 
sie selbst wählen müssen, in wel- 
cher politischen Form, in wel- 
chen Zeiträumen, mit welchem 
Tempo und unter welchen Bedin- 
gungen sie ihre Einheit zustande- 
bringen wollen«. 


Staatspräsident Gorbatschow 
sagte schon am 9. Februar 1990 in 
Moskau genau dies zu Bundes- 
kanzler Kohl und setzte hinzu, 


daß »alle Deutschen in Ost und 


West die Einstellung der Sowjet- 
union hierzu kennen sollten«. 
Der Außenminister Schewad- 
nadze hob am Samstag, den 5. 
Mai 1990, auf der ersten »Zwei- 
plus-Vier-Sitzung« den sowjeti- 


schen Standpunkt ausdrücklich _ 


hervor. 


Die Deutschen auf dem 


. Schwierigen Weg 


unterstützen 


Wir Deutsche erachten es als ei- 
nen äußerst glücklichen Um- 
stand, daß Präsident Bush und 
seine Regierung die Haltung der 
Bundesregierung vorbehaltlos 
unterstützen. Vom Europäischen 
Rat im Dezember 1989 in Straß- 
burg bis zum Sonder-Gipfeltref- 
fen im Februar 1990 haben wir zu- 
sammen mit unseren EG-Part- 
nern einen Teil des Weges be- 
schritten, der jetzt zu der gemein- 
samen Erkenntnis geführt hat, 
daß die deutsche Einigung unauf- 
haltbar ist, sie mehr gute Gele- 
genheiten als Risiken für Europa 
als Ganzes beinhaltet, und daß es 
daher angesichts dieser Vorteile 
sinnvoll ist, die Deutschen auf ih- 
rem schwierigen Weg zur Eini- 
gung zu unterstützen. 

Wir stehen nun vor zwei Aufga- 
ben: Die erste besteht darin, den 
Prozeß der deutschen Einigung 
fortzusetzen, und die zweite 
darin, die äußeren Aspekte der 
deutschen Einigung im Rahmen 
der »Zwei-plus-Vier«-Gespräche 
zu lösen. Über die Tagesordnung 
sind wir uns bereits einig. Die 
Vereinigung der Bundesrepublik 
Deutschland, der DDR und Ber- 
lins steht voll und ganz bevor. 
Wenn am 2. Juli 1990 die mone- 
täre, wirtschaftliche und soziale 
Union erzielt worden ist, werden 
wir diesem Ziel einen großen 
Schritt näher gekommen sein. 
Wer wird diesen Prozeß dann 
noch aufhalten können? 

Jedoch werden alle mit der deut- 
schen Vereinigung verbundenen 
Probleme bis dahin keineswegs 
gelöst sein. Im Gegenteil, sie fan- 
gen dann erst richtig an. Einige 
von ihnen werden wir nur lösen 
können, indem wir mit der Ein- 
stellung »Lernen-durch-Han- 
deln« an sie herangehen. Es gibt 
in der Geschichte weder einen 
Präzedenzfall hierzu, auf den wir 
verweisen können, noch gibt es 
eine Alternative zu dem Pfad, 
den wir eingeschlagen haben, 
wenn ein Chaos vermieden wer- 
den soll. 


Die Erkenntnis, daß die deutsche‘ 


Vereinigung unvermeidlich ist, 


ebenso wie das Tempo ihrer Voll- 


endung, veranlaßte die sowjeti- 


sche Führung am Samstag in. 
Bonn zu der Feststellung, daß ih- . 


rer Ansicht nach »die Regelung 
der internen und externen Ge- 


sichtspunkte der deutschen Ver- : 
einigung nicht unbedingt zeitlich - 


übereinstimmen und im gleichen 


Übergangszeitraum vonstatten 
. gehen muß«. 


Die Frage der polnischen 


Westgrenze ist geregelt 


Bis zu dem Zeitpunkt hatten die - 


sowjetischen Führungspersön- 
lichkeiten fest den entgegenge- 
setzten Standpunkt vertreten, sie 
scheinen erkannt zu haben, daß 
sie sich damit unter Druck ge- 
setzt hatten. Sie haben nunmehr 
die beiden Vorgänge voneinan- 
der getrennt. 


Es bleibt abzuwarten, was letzt- ' 


endlich die beste Annäherung an 
die Lösung. der externen Aspekte 
gewesen wäre. Eines ist jedoch 
klar: Diese Trennung muß nicht 


bedeuten, daß, wenn die deut- 
sche Einigung erreicht worden 


ist, die vier Mächte gewisse 
Rechte und Verantwortlichkeiten 
beibehalten werden, nur weil die 
externen Fragen noch nicht end- 
gültig geregelt sind. 


Heute liegt der Schwerpunkt der 
externen Aspekte der deutschen 
Einigung auf der Frage, ob ein 
vereintes Deutschland Mitglied 
der NATO sein wird sowie auf 
der Errichtung kooperativer Si- 
cherheitsstrukturen in Europa. 
Die Frage der polnischen West- 
grenze ist legend geregelt. 


Der Verlierer des 
Vaterländischen Krieges 


Auf dem Gebiet der Sicherheit 
sind die von beiden Seiten vertre- 
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Innere 


tenen Standpunkte klar. Beide 


deutsche Staaten und alle 
NATO-Verbündeten setzen vor- 
aus, daß ein geeintes Deutsch- 
land Mitglied der NATO sein 
wird. Und was für uns noch wich- 
tiger ist, dies ist auch der fest 
vertretene Standpunkt unserer 
Nachbarn Polen, Tschechoslowa- 
kei und Ungarn. Die Sowjet- 
union hat sich öffentlich dagegen 
gewandt, aber hinzugefügt - wie 


es Schewadnadze kürzlich in._ 
Bonn getan hat-, daßessichnun- - -: 
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mehr darum handele, einen 
'Kompromiß zu finden. Zu die- 
sem Thema ist noch nicht das 
letzte Wort gesprochen worden. 
Die unterschiedlichen Haltungen 
können nur durch ein Abstim- 
. mungs-Paket, nicht mit einer ein- 
zigen Antwort, in Einklang ge- 
. bracht werden, das Gorbat- 
schows Standpunkt berücksich- 
tigt. Gorbatschow hat es mit der 
Erosion der UdSSR und einer im- 
mer dringender werdenden Wirt- 
schaftskrise zu tun. Gorbatschow 
wird beschuldigt, daß er 45 Jahre 
nach dem Zweiten Weltkrieg den 
großen vaterländischen Krieg 
verliert, der die Sowjetunion 
mehr als 20 Millionen Menschen- 
leben gekostet hat. Gorbat- 
“ "schows Antwort darauf kann nur 
das Konzept eines »gemeinsa- 
nen europäischen Hauses« oder 
einer paneuropäischen Friedens- 
ordnung sein, das neue Struktu- 
ren zur Kooperation schafft und 
intensiviert. Dazu sind folgende 
"Grundbedingungen erforderlich: 
Erstens muß der KSZE-Prozeß 
“ den politischen Rahmen zu einer 
‘verstärkten Zusammenarbeit auf 
“den Gebieten der Politik und der 
Sicherheit zwischen allen 35 Staa- 
ten schaffen. Der KSZE-Prozeß 
könnte eine Art Sicherheitsnetz 
für diejenigen Staaten in Mittel- 
und Südosteuropa werden, die 
möglicherweise außerhalb eines 
‘ Bündnisses bleiben. Es liegt 
nicht in unserem Interesse, daß, 
- sollten der Warschauer Pakt und 
Comecon aufhören zu bestehen, 
alte Nationalismen und Vor- 
kriegszustände wieder ihre häßli- 
‚chen Häupter erheben könnten. 


Die einzige annehmbare Alterna- 
tive ist ein paneuropäisches Sy- 
stem. Aber es kann nicht geleug- 
net werden, daß der KSZE-Pro- 
zeß die NATO nicht ersetzen 
kann. Die Bundesregierung hat 
eine Reihe von Vorschlägen zur 
Erweiterung und Institutionali- 
sierung dieses Prozesses ge- 
macht. Außenminister Schewad- 
nadze schlug am Sonnabend in 
Bonn Initiativen vor, die in die 
gleiche Richtung weisen. 


Zweitens ist es weiterhin von le- 
benswichtiger Bedeutung, die 
Verhandlungen über Abrüstung 
und Begrenzung auf den Gebie- 
. ten der konventionellen und ato- 
maren Waffen weiterzuführen, 
wenn die Wiener Abrüstungsver- 
handlungen im Herbst zu endege- 
hen, die Sowjetunion muß ihre 
Truppenstärke von 380000 Mann 
„in der DDR um rund 50 Prozent 
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verringern. Alle Beteiligten sind 
sich bereits darüber einig, daß 
die CFE-Verhandlungen sofort 
weitergeführt werden sollten. 


Die Deutschen 
nicht aussondern 


Das für Juli geplante Sonder-Gip- 
feltreffen ist zur Vorbereitung 
von Verhandlungspositionen ge- 
plant, die eine weitere Verringe- 
rung der US-Streitkräfte aber 
auch .der andere Verbündeten 
und der Bundeswehr, mit einer 
entsprechenden Verkleinerung 
der Waffensysteme, einschließ- 
lich der neuen Systeme, beinhal- 
ten. Auf dem Gebiet der Kern- 
waffen sollen sofort nach erfolg- 
reichem Abschluß der Wiener 
CFE-Conference Verhandlungen 
über Kurzstreckensysteme begin- 
nen, mit dem Ziel, bei der Kern- 
waffen-Artillerie und bodensta- 
tionierten SNF-Systemen zwei 
weitere Null-Lösungen zu errei- 
chen. 


Wenn in der Luft abgefeuerte 
Kernwaffensysteme beibehalten 
werden sollen, dann bedarf dies 
einer gemeinsamen Entschei- 
dung der NATO-Mitglieder. Es 
wäre sogar noch besser, wenn 
eine solche Entscheidung Teil ei- 
ner Vereinbarung zwischen bei- 
den Supermächte über ein welt- 
weites Konzept der minimalen 
Abschreckung, auch auf substra- 
tegischem Gebiet, wäre. 


Bei all diesen Fragen .bezüglich 
Abrüstung dürfen die Deutschen 
nicht ausgesondert werden. Auch 
können diese Entscheidungen 
nicht im Zusammenhang mit den 
»Zwei-plus-Vier«-Gesprächen 
getroffen werden. Sie müssen in 
multinationalen Verhandlungs- 
runden, hauptsächlich durch die 
Präsidenten Bush und Gorbat- 
schow auf deren bevorstehenden 
Gipfeltreffen in Angriff genom- 
men werden. 


Die Bundesrepublik sieht in der 
wirtschaftlichen Zusammenar- 
beit einen Schlüsselbereich, der 
auch bei der Suche nach Antwor- 
ten auf Sicherheitsfragen von we- 
sentlicher Bedeutung sein kann. 
Dies bezieht sich nicht nur auf die 
Bereitschaft eines vereinten 
Deutschlands, so weit und so 
großzügig wie möglich die wirt- 
schaftlichen Verpflichtungen der 
DDR gegenüber der Sowjet- 
union zu übernehmen. Wirt- 


schaftsbeziehungen zwischen Ost ° 


und West im allgemeinen müssen . 
gefestigt und vertieft werden. 


Neue Strukturen 
für die NATO 


Was den zukünftigen Status eines 
vereinten Deutschlands und 
seine Beziehungen zur Sowjet- 
union betrifft, so müssen wir ge- 
meinsam klarmachen, daß ein 
vereintes Deutschland weiterhin 
auf den Besitz, die Herstellung 
und Aufstellung von ABC-Waf- 
fen verzichten und Unterzeich- 
ner des Nichtverbreitungs-Ver- 
trags bleiben wird. 


Wir sind auch dazu bereit, die 
weitere Präsenz einer vereinbar- 
ten Anzahl sowjetischer Soldaten 
über einen gegebenen Zeitraum 
hinweg zu akzeptieren, obwohl 
wir darin nicht ein besonderes In- 


teresse der Sowjets erblicken. ° 


Die Sowjetunion ist bestrebt, so 
bald als möglich Truppen abzu- 
ziehen. Wir nehmen an, daß nach 
dem Abzug sowjetischer Streit- 
kräfte eine begrenzte Anzahl 
deutscher Einheiten, mit verrin- 
gerter Ausrüstung, die nicht un- 
bedingt der NATO angegliedert 
sein müssen, auf dem Boden der 
heutigen DDR stationiert sein 
werden. Von unserem Stand- 
punkt aus betrachtet wäre es 
wünschenswert, wenn dies multi- 
nationale Einheiten sein könn- 
ten. Die Sowjetunion scheint je- 


‘doch der Ansicht zu sein, daß 
. dies die Bedrohung nur erhöhen 


würde. 


Mittelfristig gesehen erhebt sich 
die grundlegende Frage einer An- 
derung im Atlantischen Bündnis 
in dem Sinne, daß die Länder der 
Europäischen Gemeinschaft ihre 
Verteidigung gemeinsam organi- 
sieren, während das Bündnis den 
politischen Rahmen zur euro- 
amerikanischen Zusammenar- 
beit und zur Verbindung Europas 
mit Amerikas Atomschild bildet. 
Wir sind daher dankbar dafür, 
daß die derzeitige US-Regierung 
eine enge Zusammenarbeit mit 


: der Europäischen Gemeinschaft 


anstrebt, und daß zu diesem 
Zweck neue Strukturen erstellt 
werden. 


Das Recht 
der Sowjets 


Dies alles befreit die Deutschen 
nicht von der Verpflichtung, auch 
in diesem frühen Stadium, ein 


Konzept für die zukünftige Koo- . -" 


peration zwischen einem verei- 
nigten Deutschland und der So- 
wjetunion zu entwickeln. Die So- 


wjetunion will wissen, und hat ee: 


ein Recht darauf zu wissen, in 
welche Form Deutschland diese 


‚ Beziehungen in der Zukunft zu 


kleiden beabsichtigt. Was getan 
werden muß ist, die Substanz des 
Moskauer Vertrags, die seit lan- 


gem bestehende Vereinbarung .. a 


über wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, die von Kanzler Kohl und 
Präsident Gorbatschow im Juni 
1989 abgegebene gemeinsame 
Erklärung und die vielen ver- 
schiedenen Vereinbarungen, die 
in den letzten fünf Jahren getrof- 
fen wurden, in eine neue Form 
der Kooperation einzugliedern ° 
und diese weiter zu entwickeln. 
Wir versuchen in diesem Stadium 
nicht, die Dinge bis zur letzten 
Einzelheit zu klären oder endgül- 


tige Antworten zu finden. Die- x 


Herausforderungen, die an uns 
gestellt werden, sind gewaltig ge- 
nug. Sie bieten historische Mög- 
lichkeiten: aber wir können diese 
nur nutzen, wenn wir alle im Gei- 
ste der Freundschaft zusammen- 
arbeiten. 


Quelle einer 
autonomen Dynamik 


Die Fage der Wiedervereinigung 
Deutschlands ist sowohl das 
Kernstück der Umbildung Euro- 
pas, die wir derzeit erleben, als 
auch die Konsequenz der Pere- 
stroika. Der Ursprung dieser ge- 
waltigen Übergänge muß in Mos- 
kau, im Herzen des Sowjetreichs, 
gesehen werden. Der - Zusam- 
mensturz der Berliner Mauer im 
Jahre 1989 ist die Folge der Ver- 
änderungungen, die in der So- 
wjetunion begannen. Die Ent- 
scheidung der sowjetischen Füh- 
rung, in Osteuropa nicht einzu- 
greifen, machte diese Entwick- 
lung möglich. 


Darüberhinaus sind die deutsche 
Frage und die europäische Frage 
unentwirrbar miteinander ver- 
knüpft. In den letzten 45 Jahren 
war die Teilung Deutschlands 
auch die Teilung Europas. Sie 


sind ein und dasselbe. Es besteht .° 


eine Wechselreaktion zwischen 
dem Prozeß der Wiedervereini- 
gung Deutschlands und dem Ver- 
lauf der Ereignisse in der Sowjet- 
union. 


Die deutsche Wiedervereinigung 
ist die Quelle einer autonomen 
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Dynamik. Sehr viele Bürger der 

DDR haben diese den Rücken 
gekehrt. Dann übte die öffentli- 

.„che Meinung sowohl im Osten als 
auch im Westen Druck aus. Die- 
ser verstärkte sich um so mehr, 
weil allgemeine Wahlen anstan- 
den. Der Prozeß der Wiederver- 
einigung Deutschlands nimmt ei- 
nen rasanten Verlauf, sicherlich 
viel schneller als der Prozeß der 
Abrüstung oder der Aufbau von 
Sicherheit und Kooperation in 
Europa. 


Man kann sagen, daß die deut- 
sche Wiedervereinigung ein Pro- 
blem des Ausgleichs, des Gleich- 
. gewichts darstellt. Kanzler Kohl 
selbst sagte, die Frage der Wie- 
dervereinigung Deutschlands 
könne nicht von der Gesamtfrage 
der Architektur der europäischen 
Sicherheit abgetrennt werden. 
Die Sicherheit Deutschlands und 
die Sicherheit Europas sind eben- 
falls ein und dasselbe. Dies ist das 
Fundament der Zwei-plus-Vier- 
Konferenz: Die Frage der Sicher: 
heit Deutschlands, die gleichzei- 
tig der Eckstein der Sicherheit 
» Europas.ist, zu lösen. 


Möglichkeit einer 
Konfrontation 
- nicht ausschließen 


Wer wird in Zukunft die Sicher- 
heit Deutschlands garantieren? 
Deutschland innerhalb der 
"NATO ist ein Vorschlag. Er zieht 
einen Sonderstatus für die DDR 
nach sich — keine Truppen dort 
stationiert und eine zeitlang die 
- Akzeptanz eines bestimmten Ni- 
veaus sowjetischer Truppen. Dies 
kann natürlich nicht auf Dauer 
beibehalten werden; es muß eine 
vorläufige Maßnahme sein. Das 
zweite Szenario, von den Sowjets 
vorgetragen, ist das eines neutra- 
len Deutschlands. Aber Deutsch- 
° land ist im europäischen Zusam- 


menhang zu wichtig, um neutral 


‚zu sein. Eine deutsche Neutrali- 

tät würde ganz einfach ein neues 

Ungleichgewicht herbeiführen. 

Es ist wichtig für uns, die abblok- 

kende Haltung der Sowjets in 
- Bonn zu verstehen. 


In den letzten Monaten haben 
sich die Abrüstungsgespräche in 
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Wien verlangsamt. Offensicht- -. 


lich ist die. Sache der. Wiederver- 
einigung Deutschlands diesen 
Verhandlungen einen Schritt vor- 
ausgeeilt. Die deutsche Wieder- 
vereinigung ist in der Tat unauf- 
haltbar, aber die Frage der eigent- 
lichen Sicherheit ist noch nicht 
gelöst worden. 


Sowjetische Heerführer haben 
gesagt, es könne kein vereintes 
Deutschland in der NATO ge- 
ben. Aber, obwohl öffentlich zum 
Ausdruck gebracht, ist diese Hal- 
tung wahrscheinlich noch nicht 
endgültig. Natürlich gibt es, vom 
sowjetischen Standpunkt aus ge- 
sehen, legitime Fragen der Si- 
cherheit, wie zum Beispiel die Ar- 
mee und die Gefahr der Implo- 
sion in der Sowjetunion. Man 
kann die Möglichkeit einer Kon- 
frontation nicht von vornherein 
ausschließen. 


Es gibt zwei mögliche Auslegun- 
gen für die Haltung der Sowjets. 
Entweder wollen sie die Anwe- 
senheit sowjetischer Truppen in 
Osteuropa dazu benutzen, um si- 
cherzustellen, daß westliche 


‚Truppen nicht abziehen. Oder sie 


sind gelähmt; wissen ehrlich 
nicht mehr, was sie tun sollen und 


‘ setzen auf Zeit. Es könnte für sie 


sehr schwierig sein, die Mitglied- 
schaft Deutschlands in der 
NATO und eine begrenzte An- 
zahl von Soldaten zu akzeptie- 
ren. Sicherlich, es ist klar, daß die 
Sowjets in einer feindlichen Um- 
gebung keine 195000 Soldaten in 
Deutschland halten könnten. 
würde es bedeuten, 
Deutschland in der NATO zu be- 
lassen? Es würde die Beibehal- 
tung eines gewissen Sicherheits- 
apparats bedeuten, daß seitens 
des Bündnisses, vor allem der 
Bündnispartner, die über Kern- 
waffen verfügen, der ernsthafte 
Beschluß ‚gefaßt werden müßte, 
öffentlich ihre Bereitschaft zu er- 
klären, Deutschland zu verteidi- 
gen, falls es angegriffen werden 
sollte. Dies ist der französische 
Standpunkt. Er wirft das Pro- 
blem der Verteidigungsdoktrin, 
der Verteidigung - der flexiblen 
Reaktion, der Strategie der Ab- 
schreckung auf. 


Die Tatsachen belegen, daß eine 
Wiedervereinigung Deutsch- 
lands nicht stattfinden wird, es 
sei denn sie erfolge im Zusam- 
menhang mit der Sicherheit Eu- 
ropas. Es ist ein Prozeß, von dem 
die USA nicht ausgeschlossen 
werden dürfen. Die Sowjetunion 


. Abrüstungsverhandlungen 


SE 


bleibt nuklear und konventionell 
- eine Supermacht. Daher muß im 


Westen ein Ausgleich und Gleich- 
gewicht geschaffen werden. Wir 
müssen vorsichtig, wachsam und 
realistisch sein. Die USA müssen 
ein Faktor in dieser Gleichung 
bleiben. Die Auswirkung ihrer 
Präsenz wird so groß sein, wie die 
USA sie auch in der Zukunft ha- 
ben wollen. Die Europäer müs- 
sen sicherlich eigene Anstrengun- 


. gen unternehmen und diese in 


der Tat noch verstärken. Dies be- 
deutet größere Verantwortung 
auf breiterer Basis. Und es gibt 
Dinge, die die Europäer tun müs- 
sen und die die USA nicht tun 
können. 


Kein sowjetisches 
Weimar 


Die Frage der Sicherheit Europas 
geht über die Grenzen des militä- 
rischen Konzepts hinaus. Auf 
wirtschaftlicher Ebene muß die 
Gelegenheit beim Schopf ergrif- 
fen werden, die osteuropäischen 
Länder und die Sowjetunion in 
den bislang noch restriktiven 
Klub der westlichen Wirtschaften 
einzugliedern. Dies braucht Zeit 


und muß auf der Grundlage uni- 


versaler Werte geschehen. Wir 
benötigen einen breiten Spiel- 
raum. Was Staatspräsident Mit- 
terrand eine Föderation und Mrs. 
Thatcher eine Allianz zur Demo- 
kratie genannt hat, deutet beides 
auf einen breiteren Spielraum 
hin. Wir wollen kein sowjetisches 
Weimar, denn wir wissen, daß 
diesem ein Hitler folgen würde. 
Es wird nach der derzeitigen Ge- 
sprächsrunde sicherlich weitere 
ge- 
ben. Diese müssen gemächlich 
vor sich gehen. Im Zusammen- 
hang mit den Abrüstungsver- 
handlungen werden in einem 
paneuropäischen Rahmen obere 
Grenzen festgelegt. Einer Ent- 
zerrung im zentralen Teil Euro- 
pas wird zugestimmt werden. 
Dies wird gewisse Befürchtungen 
seitens Polen mildern. Die statio- 
nären Truppen müssen zwar ver- 
ringert aber nicht ganz und gar 
abgezogen werden, weil sie den 
Beweis für die westlichen Werte 
in Europa darstellen. 


- Es kann ohne die Präsenz von 


Atomwaffen keine wirkliche Si- 
cherheit geben. Dies veranlaßt 
uns dazu, über die Natur derarti- 
ger Waffen nachzudenken. Die 
französischen und britischen 
Atomwaffenarsenale kommen 


nafie an die Problemlösung der 


Mindestabschreckung durch 


Kernwaffen. heran. Und ein ge-. 
wisses Niveau an konventionel- _ 
len Waffen muß in Europa beibe- 


halten werden, um unliebsamen 
Überraschungen vorzubeugen. 
Es mag einige sich . widerspre- 


chende Konflikte unter den: 


Deutschen, den Briten, den Fran- 


zosen, den Amerikanern geben. ; 


Aber dies ist kein Anlaß zu Beun- 
ruhigung, denn was hier wider- 
sprüchlich zu sein scheint, er- 
gänzt sich in Wirklichkeit gegen- 
seitig. Dies bezieht sich auf die 
abgestufte Reaktion, konventio- 
nellen Waffen, 
schreckung. Das Ziel besteht 


nukleare Ab- h 


darin, in Europaeinen wirksamen - : 


chen. 


Grenzen müssen 
garantiert werden 


Grenzen müssen garantiert wer- 


Abschreckungsmodus zu errei- 


den.und unberührbar sein. Die :\ 


Charter der Organization of Afri- 


can States (O. A. $.) ist in dieser ©: 


Hinsicht ein gutes Vorbild. Gren- 


zen in Europa müssen feierlich 
und resolut garantiert werden. 


Wir müssen alle zusammenarbei- 
ten. Es gibt Foren, die es uns er- 
möglichen, diese Fragen zu erör- 


tern. Wir müssen sicherstellen, : 


daß kein Land wirtschaftlich 


oder politisch in die Isolation ge-  : 


drängt wird. Wir wollen die euro- 
päische Geschichte nicht verges- 
sen. Der deutsche Nationalismus 
war eine Reaktion auf Napoleon: 
Auch sollten wir die Kultur nicht 
vergessen, wie Jean Monet 
warnte, als er sagte, wir.müssen 
vom Standpunkt der Kultur aus 
gesehen von neuem beginnen. 


Die Frage des deutschen Natio- 


nalismus ist, wie alle Nationalis- 
men, etwas, was verstanden wer- 
den muß. Es ist nicht etwas, was 
wir außer Acht lassen können. 
Wichtig ist, daß Deutschland ei- 
nen Pol der Stabilität und des 
Gleichgewichts bildet. 


Deutschland kann erheblich zur 
Stabilität Europas beitragen. Mit 
den anderen Mächten, den euro- 
päischen und amerikanischen, 
muß es mithelfen, die Länder 
Osteuropas zu modernisieren. 


Wir haben es mit einer gewalti- 


gen Herausforderung zu tun. Wir 
müssen bei den NATO- und 
KSZE-Prozessen die richtige 


Wahl, treffen und die richtigen 


Formulierungen finden. Die 
NATO kann uns dabei helfen, 
diese. komplizierten Fragen rich- 
tig anzupacken. Von einem 
Gleichgewicht zu einem anderen 
zu gelangen bedarf Sorgfalt. 
Diese Faktoren müssen mit einer 
klaren Auffassung darüber, wo- 
hin wir steuern wollen, gegenein- 
ander abgewogen werden. 


In diesem Zusammenhang wird 
Deutschland sein Gleichgewicht 
innerhalb Europas finden. Dies 
“ ist eine Versicherung dafür, daß 
Europa ein Kontinent des Frie- 
dens und der Stabilität sein wird, 
in dem die universalen Werte der 
Demokratie bewahrt werden. 
Die Wiedervereinigung Deutsch- 
„lands wirft die Frage auf, ob die 
Veränderung in menschlicher 
und kultureller Hinsicht und hin- 
sichtlich der Stabilität und Sicher- 
heit Europas schon von sich aus 
willkommen ist. Wenn sie richtig 
gehandhabt wird, kann die Wie- 
dervereinigung dazu beitragen, 
auf dem Kontinent ein neues, Si- 
cheres und dauerhaftes Gleichge- 
wicht der Macht als das, welches 
auf der jetzt auseinanderbrechen- 
den gespannten militärischen 
Konfrontation beruht, zu erzeu- 
gen. 


Eine angemessene Rolle 
für die Deutschen 


Die Institutionen dazu sind vor- 
handen oder können erfunden 
werden, um einen viel natürliche- 
ren Ausgleich zwischen Rußland 
und seinen derzeitigen Vasalen 
und Westeuropa herzustellen, als 
entweder durch das alte System, 
in dem Großbritannien sich mit 
der herrschenden Macht auf dem 
Kontinent verbündet oder, in 
späteren Jahren, durch das Sy- 
stem der gewaltigen Kräfte Ame- 
rikas, die stets einen temporären 
und unstabilen Anblick boten. 
Der Rückzug der Russen aus die- 
sem System und das sich daraus 
ergebende Widerauftauchen ei- 
ner deutschen Macht wäre nur 
dann gefährlich, wenn einerseits 
der deutschen Macht keine Rolle 
zugeteilt würde, die ihren Bestre- 
bungen angemessen ist, oder 
wenn die Russen der Ansicht wä- 
ren, daß sie sich nur durch die 
Teilung Europas und Rückkehr 
zur veralteten Politik des Gleich- 
gewichts der Macht sicher fühlen 
- können. 


Wenn eines von beiden das Ziel 


- der deutschen oder russischen 


Politik wäre, dann befänden wir 
uns wie früher in einem unstabi- 
len Europa. 


Die Bedeutung 


_ der Sprachregelung 


Die EG und die breitere liberale 
Handelswelt stellt die Bühne für 
legitime Ausdrucksformen der 
deutschen Energie in kommer- 
zieller, kultureller und industriel- 
ler Hinsicht dar. Da die grund- 
sätzliche Mission der EG in den 
kommenden 20 Jahren darin be- 
steht, die gewaltige Aufgabe der 
Wiedereingliederung Osteuropas 
in den Hauptstrom zu bewälti- 
gen, werden alle unsere Energien 
gefordert. Die institutionellen 
Entwicklungen in dieser sich er- 
weiternden Gemeinschaft müs- 
sen und werden weiterbestehen. 


Aber man darf in dieser Hinsicht . 


nicht davon reden, Deutschland 
einbinden zu wollen. Die Spra- 
chregelung sollte sich darauf kon- 
zentrieren, ein vereinigtes Eu- 
ropa wiederaufzubauen. Der 
Prozeß selbst wird schon die Be- 
sorgnisse über ein Übergewicht 
in der EG zugunsten Deutsch- 
lands beseitigen. 


Rußland wird ganz sicher zu der 
Erkenntnis kommen, daß es un- 
vorstellbar ist, daß dieses euro- 
päische Gebilde militärische Am- 
bitionen gegen Moskau haben 
könnte. Es könnte die Tatsache 
begrüßen, daß eine verinner- 
lichte Struktur der Stabilität in 
West- und Mitteleuropa es mit 
sich bringt, daß Rußland gefährli- 
chen Verwicklungen aus dem 
Weg gehen kann. Um Rußland 
davon zu überzeugen, daß es so 
sicherer ist, sollten wir für dieses 
Land ein harmloses institutionel- 
les Sankt Petersburg konstru- 
ieren, in dem es den Europäern 
spielen und sein westernisieren- 
des Element arglos einspannen 
kann. Diese Institution ist die 
KSZE. 


Wir müssen verhindern, daß die 
sterbenden Reflexe der alten rus- 
sischen Politik unserer neuen, si- 
cheren Struktur Schaden zufügt. 
In der Zwei-plus-Vier-Konferenz 
müssen wir versuchen seitens 
Rußlands, Deutschland zu singu- 
larisieren, aus dem Weg zu gehen, 
weil nur ein wahrhaft souveränes 
Deutschland die Freiheit haben 
wird, sich mit ganzem Herzen für 
das nächste Stadium des europäi- 
schen Unternehmens zu ver- 
pflichten. Wir sollten dazu bereit 


sein, unter dem Aspekt der mili- 
tärischen Entfaltung der NATO 
auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR einen Austausch gegen die 
Schnelligkeit des Abzugs der rus- 
sischen Truppen vorzunehmen. 
Wir sollten der CFE 1 ( Wiener 
Abrüstungskonferenz) Maßnah- 
men folgen lassen, die darauf ab- 
zielen, die Russen aus jeder noch 
vorhandenen Präsenz in Osteu- 
ropa herauszubekommen und sie 
herauszuhalten, so daß das große 
Unternehmen der Reintegration 
Europas beginnen kann. 


Nur wenn wir auf den Gedanken 
verfallen, daß Deutschland etwas 
Grundsätzliches in bezug auf 
seine eigene Souveränität eintau- 
schen muß, damit es sich wieder- 
vereinigen darf, sind wir oder die 
Russen in Gefahr. Eine Version 
dieses Fehlers ist der Versuch der 
Russen, die externen und inter- 
nen Aspekte der Wiedervereini- 
gung voneinander zu trennen. 


Die Amerikaner 
müssen bleiben 


Die Artikel Fünf und Sechs der 
NATO-Vereinbarung müssen auf 
ganz Deutschland Anwendung 
finden: Der Größe der Bundes- 
wehr sollten keine vertraglichen, 
im Gegensatz zu einseitigen, 
Grenzen auferlegt werden, es sei 
denn möglicherweise im Aus- 
tausch mit Begrenzungen auf die 
russische Truppenstärke auf russi- 
schem Boden. Wir benötigen 
Luftverteidigung, Frühwarnsy- 
stem und Überprüfung in der 
DDR. Wir müssen Gefahren des 
durch die Höchstgrenzen von 
195000 Mann - nur eine vorüber- 
gehenden Maßnahme - entstan- 
denen amerikanisch-russischen 
Gleichgewichts ausweichen. 

Die Amerikaner müssen bleiben, 
weil die NATO die einzige kollek- 
tive Verteidigungsorganisation 
ist, die man sich vorstellen kann, 
um die Mindestabschreckung 
und die notwendige Überprü- 
fung und vertrauensbildenden 
Maßnahmen fortzusetzen. Die 
NATO funktioniert nicht ohne 
amerikanische Führung, was die 
Stationierung von bedeutsamen 
US-Streitkräften bedingt. Frank- 
reich könnte in diesem äußerst 
wichtigem Zeitabschnitt viel- 
leicht sein Verhältnis zur NATO 
neu überdenken. 


Dies alles kann nur schieflaufen, 
wenn wir nicht auf geeignete mili- 
tärische Dispositionen in Ost- 


und Westdeutschland drängen. 
und sie auch bekommen und 

gleichzeitig die soziale und wirt- 

schaftliche Reintegration Osteu- 

ropas vorantreiben. Es könnte 

auch dann schieflaufen, wenn wir 

den Prozeß so betreiben, als 

handle es sich darum Deutsch- 

land auf etwas festzulegen. Es 

handelt sich in Wirklichkeit 

darum, ganz Deutschland zu sei- 

nen Wurzeln der Aufklärung zu- . 
rückzuführen und ein vollende- 

tes Europa neu aufzubauen. Und 

es handelt sich darum, mit unse- 

rem großen und primitiven Nach- 

barn auf einer geeinten Grund- 

lage fertigzuwerden. 


Der Prozeß 
der Wiedervereinigung 


Die Gesprächspartner vertraten 
einstimmig die Auffassung, daß 
jeder Versuch, Deutschland zu 
»singularisieren«, jetzt, wo es 
sich auf die Wiedervereinigung 
zubewegt, diesem Prozeß Scha- 
den zufügen würde. Es liege im 
lebenswichtigen Interesse des 
Westens, daß ein vereintes 
Deutsehland, wie ein Spanier es 
ausdrückte, ein »normales euro- 
päisches Land« wird. Normal be- 
deute volle Integration in die 
wirtschaftüichen, politischen und 
Sicherheitsstrukturen Europas. 
Die meisten Sprecher glaubten, 
daß an diesen Strukturen einige 
Korrekturen vorgenommen wer- 
den müssen, um sie an die neue 
Ordnung, die nun aus der Ara 
des Kalten Krieges hervortrete 
und für die ein vereintes Deutsch- 
land ein Symbol sei, anzupassen. 
Dies treffe vor allem auf das Ge- 
biet der Sicherheit zu. Die richti- 
gen politischen, wirtschaftlichen 
und Sicherheitsbedingungen für 
die volle und ordnungsgemäße 
Wiedervereinigung Deutsch- 
lands zu schaffen, sei nicht nur 
eine Aufgabe für die Deutschen, 
sagte ein Italiener, sondern eine 
Gemeinschaftsverantwortung 

für den Westen als Ganzes. 


Einige Diskussionsteilnehmer 
machten sich zum Echo von Be- 
merkungen aus dem Gremium, 
daß esnicht der Zweck der westli- 
chen Bemühungen, den Prozeß 


. und das Ergebnis der Wiederver- | | 


einigung Deutschlands zu gestal- 
ten, sein sollte, »Deutschland 
einzubinden«. 


Gleichzeitig, sagte ein Deut- 
scher, sei es nur natürlich, daß 
Erinnerungen an die Vergangen- - 
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“heit seines Landes die Ansichten 
‚einiger Leute über die Wiederver- 
einigung beeinflussen. Die Be- 
sorgnis, die ein portugisischer 
Sprecher über die Vorherrschaft 
deutscher Kultur in ganz Europa 
zum Ausdruck brachte, wurde 
. von anderen Sprechern nicht ge- 
teilt. Ein Franzose sagte, Europa 
habe genügend Raum für eine 
Vielfalt von Kulturen. 


Zur Frage der Wiedervereini- 


gung Deutschlands unter dem. 


Gesichtspunkt des Ausgleichs 
und Gleichgewichts in Europa 
stimmten zwei Deutsche zu, daß 
diese Worte heute wenig Rele- 
vanz hätten. Es seien Auffassun- 
gen, die aus dem Zeitalter der na- 
tionalistischen Nationalstaaten, 
eines längst vergangenen Zeital- 
ters hervorgegangen und daher 
Konzeptionen seien, die wir über 
Bord werfen sollten. Ein franzö- 
sischer Sprecher stimmte zu, daß 
es wichtig sei, jedes Wiederaufer- 
stehen eines Nationalismus im 
neuen Europa zurückzuweisen. 
Die Herbeiführung des richtigen 
Klimas für eine Wiedervereini- 
gung Deutschlands, sagte ein Ita- 
liener, sei das Fundament einer 
starken gemeinschaftlichen euro- 
päischen Verantwortung, die 
wirtschaftliche und politische In- 
tegration Europas schleunigst in 
Angriff zu nehmen. In dieser 
Hinsicht sei kürzlich ein beträcht- 
licher Fortschritt erzielt worden, 
fügte ein Belgier hinzu. 


- Keine Auflösung 
der EG 


Auf jüngsten Zusammenkünften 
in Paris, Straßburg und Dublin 
sei innerhalb der EG. »völlig 
Übereinstimmung« über die Wie- 
dervereinigung Deutschlands er- 
zielt worden, angefangen mit der 
Währungsunion ab 1. Juli 1990. 
Es sei von größter Wichtigkeit, 
daß ein vereintes Deutschland 
voll in die Gemeinschaft inte- 
. griert wird. 


Dies bedeute keineswegs die Auf- 
lösung der EG, wie einige be- 
fürchteten. Und’ der Prozeß der 
politischen Union sollte be- 
schleunigt werden. Als Teil dieses 
Prozesses sollten Assoziierungs- 


30 (ODE ara9t. 


vereinbarungen mit dsteuropäi- 


schen Ländern getroffen werden. 
Und die Handhabung außenpoli- 
tischer Angelegenheiten sollte 
mehr zu einer Frage der Gemein- 
schaft werden, die durch Ver- 
träge auf europäischer Ebene ge- 
regelt wird. 


Die Zukunft 
der NATO 


Die Frage der Mitgliedschaft 
Deutschlands in der NATO und 
die zukünftige Rolle des Bünd- 


. nisses rief lebhafte Diskussionen 


hervor. Es bestand keine Mei- 
nungsverschiedenheit darüber, 
daß Deutschland Mitglied in der 


“ NATO bleiben müsse, aber es 


gab eine Vielfalt von Gedanken- 
gängen darüber, welche Rolle 
das Bündnis in der Zukunft spie- 
len sollte. 


In einer ausgedehnten Einlas- 
sung zu diesem Thema sagte ein 
Amerikaner, die Frage der Mit- 
gliedschaft Deutschlands in der 
NATO sei sowohl für Deutsch- 
land als auch für die Zukunft des 
Bündnisses von entscheidender 
Bedeutung. Das Bündnis sei wei- 
terhin notwendig, nicht nur als 
Ausgleich zur sowjetischen Mili- 
tärmacht, sondern um Deutsch- 
land in einem größeren System 
der kollektiven Verteidigung des 
Westens und die Vereinigten 
Staaten in Europa zu verankern. 
Ohne die NATO bestünde die 
Gefahr, daß die beiden größten 
Mitglieder - Deutschland und die 
Vereinigten Staaten - in isolierte 
Bemühungen abdriften könnten, 
getrennt voneinander für die je- 
weils eigene Sicherheit zu sor- 
gen. Eine solche Entwicklung sei 
schlecht für alle Betroffenen, 
auch für die Sowjetunion. 


Aber, fuhr der Sprecher fort, we- 
gen der veränderten Natur der 
Bedrohung gebe es für die NATO 
Raum, sich beträchtlich zu verän- 


- dern. Der Verlust der Verbünde- 


ten des Warschauer Pakts für die 
Sowjetunion, die einseitigen Ver- 
ringerungen bei den sowjetischen 
Streitkräften und der Abzug der 
Sowjets aus Osteuropa, dies alles 
ermögliche es der NATO, ihre 
Streitkräfte, sowohl die konven- 
tionellen als auch die nuklearen, 
wesentlich zu verringern. Als 
Folge davon, könnte das Bündnis 
durch konventionelle Streit- 
kräfte einen zufriedenstellende- 
ren Ausgleich als bisher herstel- 
len und es weniger nötig haben, 


“einen frühen Einsatz von- Kern- 


waffen ins Auge zu fassen. 


Gewisse Faktoren sollten jedoch 
nicht verändert werden: Die Prä- 
senz von amerikanischen Trup- 
pen in Europa, einschließlich 
Deutschland; die Beibehaltung 
der integrierten militärischen 
Kommandostruktur der NATO 
und die weitere Lagerung ameri- 
kanischer Kernwaffen auf euro- 
päischem Gebiet. Die’ Mitglied- 
schaft Deutschlands. in der 
NATO sei für alle diese Dinge 
von entscheidender Bedeutung. 
Zum Schluß vertrat der Sprecher 
die Auffassung, daß der sowjeti- 
sche Standpunkt zur Mitglied- 
schaft Deutschlands in der 
NATO immer : unhaltbarer 
werde. Es sei richtig, die Sowjets 
könnten einige Zugeständnisse 
seitens des Westens, wie zum Bei- 
spiel Begrenzungen der nuklea- 
ren Streitkräfte auf dem Kriegs- 
schauplatz und der militärischen 
Streitkräfte in Mitteleuropa, er- 
warten. Vielleicht könne es einen 
wirtschaftlichen Ausgleich für 
den Abzug von sowjetischen’ 
Truppen geben. Aber, ob 
Deutschland in der NATO und 
amerikanische Streitkräfte in 
Deutschland bleiben sollen, liege 
einzig und allein in den Händen 
der NATO-Länder, vor allem 
Deutschlands und der Vereinig- 
ten Staaten. 


Es hänge auch von dem Ausmaß 
neutralistischer und isolationisti- 
scher Gefühle ab. Ist Deutsch- 
land überhaupt. dazu bereit, die 
Stationierung von US-Iruppen 
und Kernwaffen auf deutschem 
Boden beizubehalten? Und kön- 
nen die USA sich dazu verpflich- 
ten, ausreichende Streitkräfte 
beizubehalten, vor allem zu einer 


“Zeit der Haushaltskürzungen? 


Die Sowjets wollen 
im Spiel bleiben 


Die meisten Sprecher stimmten 
diesen Bemerkungen im wesent- 
lichen zu, obwohl einige dahinge- 
hend argumentierten, daß die 
NATO hinsichtlich ihrer Lehr- 
sätze der Vorwärtsverteidigung, 
der flexiblen Reaktion und 
der Erstschlags-Option »umge- 
formt« werden sollte. 


Ein französischer Gesprächsteil- 
nehmer rief zu engeren Konsul- 
tationen auf politischer Ebene in- 
nerhalb des Bündnisses auf. Ein 
Spanier sagte, wir müßten neue 


Sicherheitskonzepte 


Prozeß der Wiedervereinigung 


“ Deutschlands« auszubreiten. Ein 


vorantrei- ; 
ben, um einen »Schirm über den’ 


solcher Schirm sei natürlich we- : 


gen der Besorgnisse der Sowjets 
über die Wiedervereinigung 
Deutschlands erforderlich. 


Ein Deutscher machte nachste- 
hende Bemerkung über die so- 
wjetische Perspektive. Die So- 


Sn 


wjets hätten den Standpunkt ein- - 


genommen, die ganze Tagesord- 
nung des Zwei-plus-Vier-Prozes- 
ses vor dem KSZE-Gipfel im 
Sommer 1990 festlegen zu wol- 
len. Sie wollen ein von allen sechs 
Außenministern unterzeichnetes 
Dokument. Bis die Einigung er- 
reicht sei, auch wenn dies Jahre 
dauern würde, wollten sie die 
Macht und Verantwortlichkeiten 
der Vier Mächte beibehalten. 


Nach dem sowjetischen Plan wür- - 
den die Außenminister der vier’ 


Mächte, nachdem die Einigung 


erzielt worden ist, die Beendi- ' 


gung ihrer Rechte und Verant- 


wortlichkeiten verkünden. Der 


deutsche Standpunkt sei im Ge- + 


gehsatz dazu, daß man sich gar- 


nicht erst um ein gemeinsames 


Dokument bemühen sollte. Die 


ne en 


leihen WR 


ee 


} 
HE 


Pr er 


Rechte und Verantwortlichkeiten 


der vier Mächte sollten stattdes- 
sen beendet werden. 


Den Vaterländischen 
Krieg endgültig verloren 


Zwischen einem souveränen 


deutschen Staat und der Sowjet- .; 


union sollte ein Vertrag unter- 
zeichnet werden, wonach die so- 
wjetischen Truppen nach 'einer 
Übergangszeit abgezogen wer- 
den. Die Deutschen fürchteten 
eine Fortsetzung der 
Mächte-Vereinbarung, weil sich 
die sowjetische Haltung auf 
Grund einer Veränderung in der 
Regierung ändern könne. 


Wie ein Amerikaner erklärte, sei 


es auch die Ansicht der Vereinig- 
ten Staaten, daß die Zwei-plus- 
Vier-Gruppe nur eine Entschei- 


‚ dung treffen sollte - die Rechte 


und vVerantwortlichkeiten der 
vier Mächte zu beenden. Aber 
gleichzeitig wollten die USA die 
Gruppe dazu benutzen, um den 
legitimen Besorgnissen der So- 
wjets entgegenzukommen und ei- 
nen Zusammenhang. herzustel- 
len, in dem ein ordentlicher und 
vollständiger Abzug der sowjeti- 
schen Streitkräfte gewährleistet 
werden könnte. 


Vier- "* 


re 


ne 


In diesem Zusammenhang sei 
.das bevorstehende NATO-Gip- 
..feltreffen: von: ganz besönderer 


Bedeutung. Dort sollten die Ali- 
ierten sich darüber einigen, die 


‘ Verhandlungen über Kernwaffen 
‘ zu beschleunigen, in eine zweite 


Phase der Verhandlung über kon- 
ventionelle Streitkräfte  eintre- 


- ‚ten, den Modernisierungsprozeß 
. der NATO in Angriff nehmen 


a 


und Vorbereitungen für einen 


. KSZE-Gipfel treffen. 


Der Gedanken der Sowjetunion 
eine, wie ein Brite es nannte, 


;»geopolitische ° Psychotherapie« 


zuteilwerden zu lassen, wurde 
von einigen Gesprächspartnern 
aufgegriffen. Wie ein Deutscher 
erklärte, stehe für die Sowjet- 
union viel mehr auf dem Spiel als 
nur die deutsche Frage. Ihr 
Hauptziel bestehe darin, sich 
eine Einflußnahme auf die zu- 
künftige Sicherheitsordnung Eu- 


‚.Topas zu sichern. Schließlich hät- 


ten die Sowjets jetzt keine Ver- 
bündeten mehr, sie hätten das 
verloren, was sie als ihre großen 
Errungenschaften im »Großen 
Vaterländischen Krieg« erachtet 
hätten. 


- Man müsse daher damit rechnen, 


daß Gorbatschow einen harten 
Kurs einschlagen wird. Der Wett- 
‘kampf könne auf einen Nerven- 
krieg hinauslaufen, dessen 
Schwerpunkt auf der Wahl zwi- 
schen der Einheit Deutschlands 
oder dessen Mitgliedschaft in der 
NATO liegen werde. Aber, wenn 
wir im Westen zusammenhalten, 
werde Gorbatschow schließlich 
nachgeben, da er eigentlich keine 
andere Wahl habe. 


Der Sprecher fuhr fort, daß wir 
hinsichtlich der militärischen In- 
tegration der NATO, oder ihrer 
nuklearen Strategie, oder der 
Stationierung von Truppen auf 
deutschem Boden nicht klein bei- 
geben sollten. Was wir tun könn- 


-- ten und auch tun sollten sei, eine 


a 


“Sie könne 


‚politische Struktur der Koopera- 


tion zu entwickeln, die den So- 
wjets eine Rolle in Europa zu- 
teilt. Diese Struktur sei die 


'KSZE. 


Eine solche Struktur könne die 
NATO ergänzen, aber niemals er- 
setzen, weil sie im Falle eines 
Konflikts keine Sicherheit biete. 


erwartungsgemäß 
nicht wirksamer sein, als es der 
Völkerbund bei der Verhinde- 


.. rung von Konflikten war, Aber 


sie könne eine bedeutende Rolle 
bei der Vertrauensbildung spie- 
len. Ein Franzose stimmte zu, 
daß wir kein Veto gegen die Wie- 
dervereinigung Deutschlands 
oder gegen unsere Sicherheitsab- 
machungen akzeptieren können. 
Aber wir könnten Mechanismen 
des Vertrauens entwickeln, die 
eine enge Kommunikation zulas- 
sen. 


Das wirtschaftliche 
Element 


In der Diskussion über den 
Aspekt der Sicherheit wurde dar- 
auf hingewiesen, daß die wirt- 
schaftliche Lage in der Sowjet- 
union auf das Zögern der So- 
wjets, ihre Truppen aus der DDR 
abzuziehen, einen gewissen Ein- 
fluß habe. Ein Norweger, beun- 
ruhigt darüber, daß diesen Trup- 
pen gestattet werde, für die Zeit 
einer Übergangsphase in der 
DDR zu verbleiben, suggerierte, 
daß die deutsche Regierung dazu 
überredet werden könnte, die 
Unterbringung dieser Soldaten 
in der Sowjetunion zu finanzie- 
ren. Seine Bemerkung hob die 
Relevanz des wirtschaftlichen 
Elements in der Wiedervereini- 
gung Deutschlands hervor. 


Ein französischer Sprecher 
meinte, die Wirtschaftskrise in 
der Sowjetunion mache den Ge- 
danken an eine Wiedervereini- 
gung Deutschlands für die So- 
wjets um so weniger schmack- 
haft. 


Ein Amerikaner stimmte zu, daß 
der Sicherheitsgedanke eng mit 
dem der Wirtschaftshilfe verbun- 
den sei. Es scheine im Westen all- 
gemeines Einverständnis dar- 
über zu bestehen, daß den osteu- 
ropäischen Ländern, nicht aber 
der Sowjetunion geholfen wer- 
den müsse. 


Es gebe in der Tat eine Kluft zwi- 
schen den Einstellungen auf dem 
Kontinent, die mehr dazu nei- 
gen, den Sowjets wirtschaftliche 
Hilfe zukommen zu lassen, und 
denen der USA und des Vereinig- 
ten Königreichs. Der Sprecher 
trat für vier spezifische Maßnah- 
men ein: Eine Zahlungsunion für 
Osteuropa; eine mit der Sowjet- 
union herbeiführen; den Handel 
mit den sowjetischen Republiken 
darin einschließen und die So- 
wjetunion bei der Schaffung ei- 
nes Währungssystems zu’ unter- 
stützen. 


Ein deutscher Sprecher, der sich 


auf Devisenknappheit in.der So- 
wjetunion bezog, stimmte zu, 
daß dies die Gelegenheit biete, 
bei den Zwei-plus-Vier-Verhand- 
lungen finanzielle Maßnahmen 
anzuwenden. Einige sowjetische 
Unternehmen hingen von einer 
engen Zusammenarbeit zwi- 
schen Sowjetunion und der DDR 
ab, die sehr wohl aus technischen 
Gründen beendet werden könne. 


Zusammenarbeit auf dem Fi- 
nanz- und Wirtschaftsgebiet sei 
eine gute Karte, die man ausspie- 
len könne. 


Bindeglied zwischen 
EG und Moskau 


Die wirtschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen den Ländern Ost- 
europas seien auch für die Sicher- 
heitsinteressen des Westens von 
lebenswichtiger Bedeutung. Ein 
Amerikaner sagte, eines der 
größten Sicherheitsbelange des 
Westens bestehe darin, » die neu 
erworbene Unabhängigkeit der 
osteuropäischen Länder zu be- 
wahren«. Dazu sei eine wirt- 
schaftliche Dimension zu der 
Strategie des Westens von ent- 
scheidender Bedeutung. Eu- 
ropa, sagte ein Franzose, müsse 
diese Länder »wachsen und sich 
entfalten« lassen. 


Ein Österreicher bemerkte, daß 
eine bedeutsame Wechselbezie- 
hung zwischen der Widervereini- 
gung Deutschlands und dem 
Schicksal der osteuropäischen 
Ländern bestehe. Es sei gesagt 


worden, daß die -Wiedervereini- 


gung Deutschlands von der Bun- .“' 


desrepublik Deutschland finan- 


ziert werde. Aber insofern als der .... 
deutsche Kapitalmarkt interna- 


tional ist, sei dies Sache der inter- 


nationalen Gemeinde der Geld- - 
verleiher. Daher sei eine Politik :“ 


der Unterstützung gesunder Wirt- 
schaftsformen eine wichtige Er- 
gänzung zur Sicherheitspolitik. 


Wirtschaftsmaßnahmen, wie die, 
die in der Nachkriegszeit zum 
Tragen kamen, sollten getroffen 
werden. Eine Reihe von Spre- 
chern rief dazu auf, osteuropäi- 
schen Staaten den Status von as- 
soziierten Mitgliedern der EG 
einzuräumen. 


Ein Deutscher argumentierte da- - E 


hingehend, daß die Wirtschafts- 
beziehungen zwischen seinem 
Land und Osteuropa und der So- 
wjetunion von besonderer Be- 
deutung seien. Eine bilaterale 


EN 


Vereinbarung zwischen Deutsch- -- ; 


land und der Sowjetunion, unter 
Betonung auf gute wirtschaftli- 
che Gelegenheiten für die So- 
wjetunion, sei an der Tagesord- 
nung. Deutschland, sagte der 
Sprecher, könnte das Bindeglied 
zwischen der Sowjetunion und 


der osteuropäischen Gemein- - 


schaft sein. 


Ein Italiener stimmte nicht damit 
überein, daß Deutschland die Be- 
ziehungen zwischen Sowjetunion 
und osteuropäischen Ländern 
herauslösen sollte. Diese Auf- 
gabe müsse die EG, einschließ- 
lich der Vereinigten Staaten, 
übernehmen. 
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"Trotz sehr guter 
Ernte in der 
Sowjetunion 

‚droht Hunger 


 . Riesige Mengen von Lebensmit- 


teln, die im letzten Sommer in 
der Sowjetunion gewachsen sind 
und: eigentlich die beste Ernte 
seit Jahrzehnten darstellen, ver- 
derben nun ‚wegen der schwa- 
chen Infrastruktur und wegen 
.der Knappheit an Treibstoffen. 
Dies wird in diesem Winter wahr- 
‘ scheinlich zu einer weit verbreite- 
: ten Hungersnot führen, während 
die Frage, wer für diese Misere 
verantwortlich ist, in Moskaus 
heftigen politischen Auseinan- 
dersetzungen um die Wirtschafts- 
politik zu einem Dauerbrenner 
» wird. 


Starke Regenfälle im Herbst in 
weiten Teilen Rußlands machten 
die Felder für Maschinen unpas- 
sierbar. Hackfrüchte fingen auf 
‘den Feldern an zu faulen, bevor 
Arbeitskräfte mobilisiert werden 
konnten, um die Ernte von Hand 
“einzubringen. Allein im Raum 
Moskau brachten die bewaffne- 
ten Streitkräfte 23 000 Erntehel- 
fer auf die Beine. 


Aber bis Anfang Oktober waren 
in Moskau erst 38 000 Tonnen 
Kartoffeln geerntet worden, ob- 
wohl 555 000 Tonnen benötigt 
werden, also gerade sieben Pro- 

“ zent. Der Rest der Kartoffel ver- 
fault auf den Feldern. Zum glei- 
chen Zeitpunkt im Vorjahr stan- 

“ den imerhin 279 000 Tonnen Kar- 
toffeln zur. Verfügung. 


In der gesamten Provinz Weiß- 
rußland konte nur etwas über die 
Hälfte der Kartoffelernte einge- 
bracht werden. 


Probleme gab es aber schon 
lange vor den Regenfällen. Noch 
stärker als bei der Getreideernte 
hing die personal-intensive Ge- 
müseernte in der Sowjetunion 
von der Abstellung von Arbeits- 
kräften aus städtischen Berei- 
chen zu’ staatseigenen Bauernhö- 
fen und Kolchosen ab, von Fa- 
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brikarbeiter-Brigaden, von .der 
kommunistischen Jugend-Liga 
organisierte Studenten-Brigaden 
und andere Arten von in die 
Pflicht genommenen »freiwilli- 
gen« Arbeitern. Die politische 
Befugnis der Kommunistischen 
Partei, solche Arbeitskräfte ab- 
zukommandieren, ist durch die 
politischen Umwälzungen des 
vergangenen Jahres einge- 
schränkt worden. El 


Oberster 
Anwalt in der 
»Lockerbie«- 
Sache verun- 
glückt 


Der leitende britische Anwalt für 
die amerikanischen Familien der 
Opfer des Flugzeugabsturzes 
über Lockerbie am 2. Oktober 
1989 verunglückte bei einem Au- 
tounfall. Das Unglück geschah 
nur zwei Stunden, nachdem die 
Verlesung der Untersuchungser- 
gebnisse des terroristischen Bom- 
benanschlags begonnen hatte. 


Der Glasgower Anwalt Michael 
Hughes kam ums.Leben, als ein 
Lkw-Fahrer die Herrschaft über 
sein Fahrzeug verlor und mit dem 
Wagen des Anwalts zusammen- 
stieß. 


Hughes war ein angesehener 
schottischer Anwalt, der glaubte, 
für eine gerechte Sache zu kämp- 
fen. Durch seine Bemühungen 
durften amerikanische Anwälte, 
die die Familien der Opfer des 
Pan-Am-Absturzes vertreten, 
zum ersten Mal vor einem schot- 
tischen Gericht auftreten. Hug- 
hes war der Hauptanwalt in der 
Mannschaft von Anwälten, die 
die Familien vertraten, und sein 
Tod wird sich zweifellos negativ 
auf den Fall auswirken. 


Bislang sind noch keine Beweise 
aufgetaucht, die darauf hinwei- 
sen, daß der Autounfall etwas an- 
deres als ein Unfall war; aber die 
zeitliche Abstimmung von Hug- 
hes Tod ist wahrlich atemberau- 
bend. 


Die amerikanische und britische 
Regierung bemühen sich ver- 
zweifelt, die Lockerbie-Affäre zu 
vertuschen, um ihren terroristi- 


schen Freund in Damaskus, den 


syrischen Präsidenten Hafez al- 
Assad, dessen Agenten für den 
Mord an 270 Menschen bei dem 
Flugzeugabsturz von Lockerbie 
verantwortlich waren, zu besänf- 
tigen.Der amerikanische Außen- 
minister James Baker war im Sep- 
tember 11990 in Damaskus; und 
die Anglo-Amerikaner betrach- 
ten Syrien bei ihrem imperialisti- 
schen Abenteuer am Golf als ih- 


ren wichtigsten Verbündeten, vor : 


allem wenn Assad einen »Golf 
von Tonkin«-Zwischenfall in die 
Wege leiten kann, den man Sad- 
dam Hussein als Vorwand zum 
Einmarsch in den Irak anlasten 
könnte. DO 


Doppelte 
Moral der 
Supermächte 


Anfang 1990 waren die kleinen 
baltischen Republiken Litauen, 
Estland und Lettland überall Ta- 
gesgespräch, als sie ihre Unab- 
hängigkeit von der Sowjetunion 
erklärten. 


Heute ist ihr Schicksal weitge- 
hend vergessen, sie sind bei den 


Bemühungen vom US-Präsiden- . 


ten Bush und seinen »Bewunde- 
rern«, die USA wegen Iraks Ein- 
marsch in Kuwait und dessen Be- 
setzung in einen von den Verein- 
ten Nationen sanktionierten 
Krieg hineinzubekommen, zu 
Bauern auf dem Schachbrett ge- 
worden. Unsere Korresponden- 
ten in Amerika haben erfahren, 
daß die Bush-Regierung den so- 
wjetischen Staatspräsidenten Mi- 
chail Gorbatschow bei seinen er- 
folgreichen Bemühungen, zu ver- 
hindern, daß Vertreter der drei 
baltischen Republiken an der 
»Friedens«-konferenz im Novem- 
ber 1990 in Paris teilnehmen 
konnten, kräftig unterstützt 
habe. = 


Als Gegenleistung erhielt Bush 
Gorbatschows Rückendeckung 
für eine Resolution der Vereinten 


. Nationen, mit der dem Irak zum 


15. Januar 1991 ein Ultimatum 
gestellt wurde, sich aus Kuwait 
zurückzuziehen oder sich einer 
militärischen Aktion gegenüber 
zu sehen, was bedeutet, daß Tau- 
sende von jungen amerikani- 
schen Soldaten und Frauen in 
den Tod geschickt werden, um 


das ölreiche Scheichtum zu be- 
freien und den superreichen, mit " 


vielen Frauen verheirateten su- 
perreichen Scheich Jabir al-Ah- 


mad al Jabir al-Sabah wieder auf 
seinen .diktatorischen, undemo- 
kratischen Thron zu setzen und’ 


an die Macht zu bringen. 


Es ist interessant festzustellen, 


daß Kuwait in Quadratkilome- 


tern kleiner ist als irgendeine der 
drei baltischen Republiken, von 
denen alle Demokratien. waren, 
als die Sowjets während des 
Zweiten Weltkrieges dort einmar- 
schierten und diese Länder an- 
nektierten. - 


Historiker des 20. Jahrhunderts 
sind über die Begründung der 
Bush-Regierung verblüfft, 


warum sie Hunderttausende von 


amerikanischen Soldaten in ih- 
ren möglichen Tod am Persischen 
Golf schicken muß, weil der Irak 


in Kuwait einmarschiert sei und. 


den Mikrostaat annektiert hat - 


dabei aber die Tatsache, daß die } 


Sowjets ebenso brutal in die balti- 


schen Republiken einmarschiert - 


sind und sie schon seit 45 Jahren 
besetzt halten, völlig ignoriert. 


Kuwaits abgesetzter Herrscher . 


und seine Vertreter sind im Wei- 


ßen Haus willkommene Gäste, 


aber Anfang 1990 mußte Litau- 
’ens Ministerpräsidentin Kazi- 


miera Prunskiene das Weiße - 


Haus durch einen Dienstboten- 
eingang betreten. 


Außerdem, obwohl zehn aufein- 
anderfolgende amerikanische 
Regierungen sich geweigert hat- 
ten, die Rechtmäßigkeit der An- 


nektion und Besetzung der balti- *: 


schen Staaten durch die Sowjets 
anzuerkennen, wollte die Bush- 
Regierung keiner der drei Repu- 
bliken auch nur diplomatische 
Anerkennung gewähren, um ih- 
ren Unabhängigkeitsbewegun- 
gen Auftrieb zu geben. 


Ein Großteil der Welt nahm 
»stramme Haltung an« und betei- 


ligte sich an dem von den Verein-, 


ten Nationen sanktionierten Em- 
bargo gegen den Irak, und das of- 
fizielle Washington und fast jede 
andere westliche Regierung lei- 
stete ledig Lippendienste als Gor- 
batschow Panzer nach Litauen 
schickte, um die dortige Frei- 
heitsbewegung zu ersticken und 
eine Wirtschaftsblockade zu er- 
richten, um so die Litauer durch 


Hunger und Kälte dazu zu zwin- 


gen, sich zu unterwerfen. 


Per: 
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_darm- und Brustkrebs, 
‘Cedric F. Garland, Leiter des 


. abgeblockt. 


Im Juni 1990 wurde im US-Senat 


ein Gesetz eingebracht, den drei 
baltischen Republiken zehn Mil- 
lionen Dollar. an direkter Wirt- 
schaftshilfe zu, gewähren. Dar- 
über hinaus brachte Senator Ro- 
bert Byrd einen Gesetzesentwurf 


- ein, um Litauen mit weiteren 15 


Millionen Dollar zur Entwick- 
lung der Privatindustrie in den 
baltischen Staaten zu unterstüt- 
zen. Diese Hilfsmaßnahmen wur- 


.den zwar vom US-Senat gebilligt, 


aber als sie das Weiße Haus er- 
reichten, wurden sie von einer 
Handvoll einflußreicher Kon- 


"greßabgeordneter, vor allem dem 


Abgeordneten Lee Hamilton und 
dem Abgeordneten David Obey, 
Sie verliefen an- 
schließend im Sand. 


»Es würde Gorbatschow är- 
gern«, so beschrieb ein Washing- 
toner Insider das Todesurteil des 
Weißen Hauses über das Hilfspa- 
ket. »Es würde auch Gorbat- 
schows Verhandlungen mit den 


„baltischen Staaten stören. Undes 


wäre auch schwierig, direkt Hilfe 
zu leisten und Investitionen zu tä- 


“tigen, die richtigen Bankkanäle, 


Verbindungen und all dies zu fin- 
den.« 


-.$o: wurden 25 Millionen Dollar 


für die um Freiheit ringenden bal- 
tischen Republiken aus dem Aus- 


- Jandshilfepaket der USA in Höhe 


von 15 Milliarden Dollar schlicht- 
weg gestrichen. Unterdessen rat- 
tern sowjetische Panzer durch die 
litauische Hauptstadt Wilna. 


»Dies wird das Jahr sein, in dem 
Gorbatschow auf seinem Weg 
nach Oslo mit einem Panzer 
durch Wilna fährt, um seinen 
Friedensnobelpreis entgegenzu- 
nehmen«, bemerkte John Bud- 
ris, der für den staatlichen öffent- 
lichen Rundfunkt in Litauen be- 
richtet. oO 


Folgen von 


.Mangelan 
Sonnenlicht 


Mangel an Sonnenlicht ist die 
führende Ursache von Dick- 
meint 


Epidemiology Department an 
der Universität Kalifornien in 
San Diego. In den letzten zehn 


* Jahren hat Garland die Ursachen 


von ° Ditinkeis, . erforscht 
und glaubt nun, einen unmittel- 
baren geoprafischen Zusammen- 
hang zwischen der geografischen 
Breite, die die Menge an Sonne 
bestimmt, die man das ganze 
Jahr hindurch bekommt, und der 
Häufigkeit von Dickdarm- und 
Brustkrebserkrankungen ent- 
deckt zu haben. 


Er fand heraus, daß die Men- 
schen in Minnesota sich mit drei- 
oder viermal so großer Wahr- 
scheinlichkeit Dickdarmkrebs zu- 


ziehen, wie Amerikaner, die im 


Südwesten leben. Sterbefälle ver- 
doppeln sich bei Brustkrebs - 
von 17 bis 19 pro 100 000 im Sü- 
den und Südwesten auf 33 pro 
100 000 im Nordosten der Verei- 
nigten Staaten. Wenn man sich 
dem Aquator nähert, dann sin- 
ken’die Fälle von Dickdarmkrebs 
auf beinahe Null. 


In mehreren wissenschaftlichen 
Zeitungen hat Garland die aktive 
Rolle des sogenannten Vitamin D 
bei der Bekämpfung und Tötung 
von Krebszellen hervorgehoben. 


Cedric Garland und sein Bruder 
Frank Garland glauben auch, 
daß Sonnenschirme heute in den 
USA die führende Ursache von 
Hautkrebs sind. Sonnenschirme 
werden konstruiert, um ultravio- 
lette Strahlen im mittleren Be- 
reich auszusieben, sind aber den- 
noch für andere Strahlen durch- 
lässig. Die heutige Theorie be- 
sagt, daß Sonnenbrand den Scha- 
den verursacht hat, der zu Krebs 
führt. Deswegen schützen sich 
die Leute mit Sonnenschirmen 
und bleiben zehn- bis fünfzehn- 
mal länger in der Sonne, als sie 
sollten. Do 


Margaret 
Thatcher Opfer 
der Macht-Elite 


Margaret Thatchers Abfall in der 
Gunst der öffentlichen Meinung 
ist eine weitere Demonstration 
der rohen Gewalt der Welt-Schat- 
tenregierung, die ihren Sturz 
schon vor mehr als einem Jahr in 
die Wege leitete. 


»Die Bilderberg-Gruppe bereitet 
den politischen Mord« an der bri- 
tischen Premierministerin vor, 
»wegen ihrer Weigerung, die Sou- 


veränität des Landes an den euro- 
päischen Superstaat zu: überge- 
ben, der 1992 entstehen soll«, 
schrieb CODE bereits im Herbst 
1989. Mrs. Thatcher zu stürzen 
war einer der Schwerpunkte der 
Geheimsitzung der Bilderberg- 
Gruppe auf der Jahresversamm- 
lung auf der Insel La ’Toja vor der 
Atlantikküste Spaniens in der 
Nähe von Villagarcia im Mai 
1989, berichtete CODE exklusiv. 


Die Bilderberg-Gruppe und ihre 
Schwestergruppe, die Trilaterale 
Kommission, setzen sich aus füh- 
renden Politikern, Bankern und 
Vertretern des Big Business zu- 
sammen, die sich einmal im Jahr 
treffen, um verschwörerisch über 
eine für sie lukrative weltweite 
Strategie zu beraten. 


Bilderberg-Sitzungen finden je- 
des Frühjahr unter absoluter Ge- 
heimhaltung statt. Das Treffen im 
Jahr 1991 wird von der Deut- 
schen Bank organisiert. 


Während der Bilderberg-Sitzung 
von 1989 wurde Mrs. Thatcher 
wegen ihres »Nationalismus« und 
»Provinzialismus« abgekanzelt, 
weil sie darauf bestand, daß 
Großbritannien die Kontrolle 
darüber behalten sollte, wer in 
das Land einreist, anstatt Pässe 
des bald zu gründenden europäi- 
schen Superstaates zu akzeptie- 
ren. Ihr wurde auch eine Zensur 
erteilt, weil sie sich weigerte, die 
nationale Gewalt über die Geld- 
politik und andere Fragen an die 
zentrale Superregierung zu über- 
geben. 


Verfechter der Weltdiktatur se- 
hen die »Vereinigten Staaten von 
Europa« als gewaltigen Schritt in 
diese Richtung an. 


In jüngerer Zeit hat Mrs. That- 
cher die Verfechter der Weltregie- 
rung dadurch verärgert, daß sie 
sich einem zentralisierten Ban- 
kensystem und einer gemeinsa- 
men Währung für den Superstaat 
widersetzte. 


»Politische Führungspersönlich- 
keiten in Großbritannien, die an 
der Bilderberg-Sitzung teilnah- 
men, wurden angewiesen, Mrs. 
Thatcher politisch anzugreifen 
und sich zu bemühen, den Willen 
der »Eisernen Lady« zu brechen.« 
Es wurde angeregt, daß genü- 
gend öffentlicher Druck ausge- 


übt werden müsse, um sie dazu 


zu zwingen, die Souveränität ih- 
res Landes aufzugeben. 


Die Bilderberg-Gruppe und die 

Trilaterale Kommission konnten 
zwar ihren Willen nicht beugen, 
es gelang ihnen aber doch, sie aus... 
dem Amt zu verjagen. ° 


Es wird erwartet, daß die neue 


‚Regierung in Großbritannien, 


immer noch von der Conservati- 
ven Party geführt, die nationale 


Selbständigkeit des Landes auf- se 


gibt, das stattdessen zu einer Pro- . 
vinz in einem vereinigten Europa 
wird. 


Jim Hoagland von der »Washing- 
ton Post« hielt im April 1989 vor 
der Trilateralen Kommission eine 
geheime _Einsatzbesprechung 
darüber ab, wie mit der Presse 
des Establishments zu verfahren 
sei; er wurde übrigens zur Ge- 
heimhaltung vereidigt und sein : 
Name erschien nicht auf der Teil- 
nehmerliste. 


Hoagland schrieb über die Ent- 

lassung von Mrs. Thatcher am 26. 
November 1990: »Großbritan- 
nien wird sich jetzt mit Sicherheit 
enger an Europa anschließen, als 
es unter Mrs. Thatcher geschah.« 


Eurobanker 
warnt vor 
inflationärer 
US-Rezession 


Der Generaldirektor der Bank 
for International Settlements, 
Alexander Lamfalussy, äu- 
Berte, daß das deregulierte Welt- 
finanzsystem jetzt vor der »Mög- 
lichkeit einer inflationären Re- 
zession« steht. 


Dies, sagt er, bringt es stillschwei- 
gend mit sich, daß Zinssätze vor 
allem in den USA und Großbri- 
tannien zwangsläufig höher blei- 
ben müssen, als dies in vorange- 
gangenen Rezessionen nach dem 
Krieg der Fall war. r 


Kurz gesagt, die europäischen 
Zentralbanken - deutsche, 
schweizer, österreichische. und 

französische -, die die Politik der 


Bank for International Settle- 


ments heute dominieren, sind. 
entschlossen, ihre eigenen Wirt- 
schaften nicht zu zerstören, nur 
um den USA aus der Klemme zu 
helfen. 
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Frankreich | 


Das Bündnis 


bricht 


»Wenn er derzeit auch nicht dem 
Kabinett Mitterrand angehört, 
wird Cheysson immer noch als 
dessen einflußreichster Stratege 
in Weltangelegenheiten erach- 
tet«, äußerte ein erfahrener fran- 
zösischer Auslandskorrespon- 
dent. »Die Wahrheit ist, 
daß seine offene Redensart ei- 
nem mehr über die Denkweise 
europäischer Führungspersön- 


“nahmen Cheyssons unterdrückt, 


wie das oft bei Entwicklungen ge- | 


schieht, die Israels Interessen 
schaden ‘könnten. Aber unter 
hochgestellten Washingtoner Bü- 
rokraten des Staatssicherheits- 
dienstes »schlugen Cheyssons of- 
fene Worte wie eine Bombe ein«, 
berichtete ein Beamter des ame- 
rikanischen Außenministeriums, 
der mit Angelegenheiten des Na- 


lichkeiten sagt, als den gestelzten hen Ostens befaßt ist. 
zus amm en Reden zu entnehmen ist.« R 
Cheysson versicherte in seinem 
Rossfnnk- Interview: .»Es ist Baker forderte 
denkbar, daß ein Angriff auf den einen Maulkorb 
Warren Hough und James Harrer Irak regionalen amerikanischen 
Interessen dienen würde, aberer In einem gespannten Fernge- 
»Die amerikanische Wirtschaft würde von einem Krieg stark profitie- kann den unsrigen nicht dienen. spräch versuchte der amerikani- 
ren. Welche vorherrschenden Gedanken George Bush auch immer Europa will diesen Krieg nicht sche Außenminister James Ba- 
leiten mögen, es sind nicht Europas vorherrschende Gedanken«, und die meisten von uns wissen ker, den französischen Außenmi- 
sagte der ehemalige französische Außenminister Claude Cheysson das auch.« nister Roland Dumas dazu zu 
in einer Philippika gegen die Kriegspolitik des amerikanischen Prä- Die Medien des westlichen Esta- überreden, Cheysson einen 
sidenten am Persischen Golf. blishments haben die Stellung- Maulkorb umzuhängen, verlau- 
tet aus Kreisen des amerikani- 
Die Koalition der Bush Regie- schen Außenministeriums. Aber 
rung gegen den Irak zerbröckelt Dumas - der, wie aus Kreisen der 
unter den langjährigen NATO- Vereinten Nationen verlautet, 
Verbündeten, von denen einige privat in vieler Hinsicht dessen 
festgestellt haben, daß zum er- Ansichten teilt — weigerte sich, 
sten Mal »unsere Position im Na- hier einzugreifen, und Bakers 
hen Osten der sowjetischen Hal- Versuch, starken und unredli- 
tung näher steht als der amerika- chen Druck auf Dumas auszu- 
nischen Kriegsstrategie«, wie üben, ging in Paris nach ‚hinten 
Cheysson es formulierte. los. 
F Wütend über Washingtons Versu- 
Der Kr 1eg gegen den Irak che, ihn in seinem en Land 
ist nicht unser Krieg einer Zensur zu unterziehen, ließ 
Cheysson seine Feststellungen 
Cheysson besuchte den Irak als über den Nahen Osten ein zwei- 
offizieller Verteter des französi- tes Mal über den Ather gehen. 
schen Staatspräsidenten Frangois 
Mitterrand, um das Geiselpro- Er meldete sich ein zweites Mal 
blem und andere »strittige Fra-, zu Wort, diesmal nicht im Rund- 
gen« zwischen den beiden Län- funk, sondern über den Sender 
dern zu erörtern. TF-1, Frankreichs populärster 
Nach seiner Rückkehr nach Paris Fernsehkanal, dessen Pro- 
sagte Cheysson zu einem Journa- gramme oft die Ansichten der Re- 
listen, er habe festgestellt, daß gierung widerspiegeln. 
»die wirkliche Lage am Persi- 
schen Golf ganz anders aussieht Cheysson versicherte: »Eine Mi- 
als in den Reden der amerikani- litäraktion ist unannehmbar. Ich 
schen Führungspersönlichkei- verstehe nicht warum wir das ' 
ten«. nicht offen aussprechen, wie die 
Sowjets es getan haben.« 
»Warum redet Präsident Bush P 


von Krieg? Kann es sein, daß er 
Krieg will?«, fragte Cheysson. 
»Ich glaube langsam, daß er den 
Krieg will. Wir müssen ihm deut- 
lich sagen, daß sein Krieg gegen 
..den Irak nicht unser Krieg ist.« 


Diese deutlichen Worte eines füh- 
renden europäischen Politikers 
rief jenseits der Grenzen Frank- 
reichs und Monte Carlos, wo sein 


Auf die Fragen des Interviewers 
eingehend, bestätigte Cheysson, 
daß »die europäische Ansicht 
über die Golfkrise zum allerer- 
sten Mal der sowjetischen Ein- 
stellung näher steht als der ameri- 
kanischen Kriegsstrategie«. Wie 
die UdSSR vertreten die meisten 
europäischen Regierungen die 
Ansicht, daß der Konflikt mit 
dem Irak durch Verhandlungen 


Rundfunk-Interview erstmals ge- Francois Mitterrand ist mit der Kriegspolitik des US-Präsident und nicht mit Waffengewalt ge- 


sendet wurde, einen Aufruhr her- George Bush nicht einverstanden. löst werden muß, meinte Cheys- 
vor. a a Se ee a a re ROD: m 
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Die Ralle für 
US-Präsident 


Bush 


William Fitzgerald 


Durch die Entsendung von weiteren 200 000 Soldaten in den Nahen 
Osten dürfte der amerikanische Präsident George Bush in die 
größte Falle in der Geschichte der Menschheit gefallen sein - eine 
Falle, bei der seine wichtigsten Berater und Geheimdienste mitge- 


holfen haben, sie zu stellen. 


Die beiden gepanzerten Divisio- 
nen und andere Einheiten, die 
‘aus Deutschland nach Saudi-Ara- 
bien verlegt werden, lassen die 
NATO bei einem möglichen An- 
griff der beträchtlichen bewaffne- 
- ten Streitkräfte der Sowjetunion 
ungeschützt. Niemand im Wei- 
ßen Haus hat diese offenkundige 
Gefahr ernsthaft in Erwägung ge- 
zogen, dank der gerissenen Mani- 
pulationen des US-Präsidenten 
durch Robert M. Gates, dem 
stellvertretenden Direktor des 
National Security Council 
(NSC), eines Mannes, der in 
Kreisen der westlichen Geheim- 
dienste seit langem für seine so- 
wjetfreundliche Befangenheit be- 
kannt ist. 


Dr. Gates ist der Beamte, der 
dem amerikanischen Präsidenten 
jeden Morgen über die Weltlage 
Bericht erstattet, wenn er nicht 
"gerade mit seinem engen Freund, 
dem US-Außenminister James 
A. Baker, auf Dienstreise nach 
Moskau, Paris, London und an- 
dere Hauptstädte der von Bush 
angestrebten »neuen Weltord- 
nung« unterwegs ist. 


Darüber hinaus hat Brent Scow- 
croft, der Direktor des NSC, die 
tagtäglichen Geschäfte des. Ge- 
heimdienstzentrums des Weißen 
Hauses voll und ganz in Gates 
Hände gelegt. Hinzu kommt 
noch, daß Gates Vorsitzender des 
mächtigen »Deputives Commit- 
tee« ist, das sich aus seinen Pen- 
dants aus dem amerikanischen 
Verteidigungsministerium, dem 
CIA und anderen Sicherheitsbe- 
hörden zusammensetzt. 

Kurz gesagt, Gates überwacht 
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Robert M. Gates berichtet 
dem US-Präsidenten jeden 
Morgen über die Weltlage und 
bestimmt, was Bush wissen 
muß. 


den Zufluß von Geheimdienstin- 
formationen sowohl zum ameri- 
kanischen Präsidenten als auch 
zum Außenministerium und zu 
leitenden Regierungsbeamten 
auf Kabinettebene. 


Das Weiße Haus will 
es nicht wahrhaben 


Es ist daher für Insider, die Gates 
schon seit Jahren beobachteten, 
keine Überraschung, daß die Be- 
drohung durch die Sowjets jetzt 
von der Bush-Regierung fast völ- 
lig außer Acht gelassen wird. Die 
Tatsache, daß die Rote Armee 
nicht nur immer noch intakt, son- 
dern viel stärker ist, als zu der 
Zeit bevor Gorbatschow an die 
Macht kam, wird schlichtweg bei- 
seitegefegt. 


In der Tat, der hervorstechendste 
Sicherheitsfaktor unserer Zeit, 
das heißt, daß nur die Sowjet- 
union strategisch in der Lage 
wäre, die Vereinigten Staaten völ- 
lig zu zerstören, gilt jetzt in der 
verdünnten »Eine-Welt-Atmo- 
sphäre«, die im Weißen Haus, auf 
Foggy Bottom und selbst in dem 
früher viel vorsichtigeren ameri- 
kanischen Verteidigungsministe- 
rium herrscht, als belanglos. 


Die Beweise dafür, daß Saddam 
Hussein niemals in Kuwait ein- 
marschiert wäre, wenn er nicht 
zumindst von den Sowjets grünes 
Licht bekommen hätte, sind er- 
drückend. Und doch wird unter 
Gates’ Leitung die Tatsache, daß 
der Irak vier Fünftel seiner Waf- 
fen aus der Sowjetunion erhielt 
und seine 5000 sowjetischen Pan- 
zer und anderes Kriegsgerät 
ohne die Zusicherung, daß die 
benötigten Ersatzteile weiterhin 
aus der Sowjetunion kommen, 
bewegt werden können, im Ova- 
len Büro als irrelevant erachtet. 


Ebenfalls von Bush und Gates 
beiseitegewischt wird das Vor- 
handensein von Tausenden von 
sowjetischen Militärberatern im 
Irak, die jede Bewegung der ira- 
kischen Armee leiten und die töd- 
lichsten High-Tech-Waffensy- 
steme bemannen. 


Die gefährlichste Komponente 
der irakischen Militärmacht ist 
die SS-12, eine Rakete, die so- 
wohl mit Atom- als auch mit Gift- 
gas-Sprengköpfe bis zu 750 Mei- 
len (1200 km) weit feuern kann. 
Unter dem von den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion 
1987 unterzeichneten Interme- 
diate Nuclear Forces Treaty (Ver- 
trag über Mittelstrecken-Atom- 
waffen) wurde die SS-12 von der 
Erdoberfläche verbannt. 


Sowjetische Waffen 
in Iraks Händen 


Dieses äußerst präzise Waffensy- 
stem ist jedoch seitdem in großer 
Anzahl in Polen, der Tschechos- 
lowakei und anderen osteuropäi- 
schen Ländern aufgetaucht, und 
wird, wie berichtet, derzeit im 
Irak eingesetzt. Es kann nämlich 
sein, daß die SS-12 schon vor 
1988, als der Golf-Krieg mit dem 
Iran zuendeging, in den Irak ge- 
schmuggelt wurde. 


Obwohl die Defense Intelligence 
Agency das Weiße Haus über die 


immer 
richte darüber, daß im Irak SS- 


12-Raketen stehen, in Kenntnis 


gesetzt hat, schauen Bush, Gates 
und ihre abgerichteten Marionet- 
ten im CIA bei dieser gefährli- 
chen Entwicklung geflissentlich 
weg. : 


Bush hat jetzt die Stärke der ame- 
rikanischen Streitkräfte im Na- 
hen Osten auf mehr als 400 000 
verdoppelt, offensichtlich in der 
Hoffnung, daß die Sowjetunion 
wirklich Amerikas Freund und 
Verbündeter ist. Unter akuter 
Kurzsichtigkeit, die ihm von Ga- 
tes, Baker und anderen eingege- 


wiederkehrenden Be- 


ben wurde, leidend, nimmt der 


Präsident keine Gefahr für Eu- 
ropa wahr. Er ist voll und ganz 
von seiner himmlischen Vision 
von der neuen Weltordnung be- 
fangen. 


Bushs krankhafte 
Vision 


Niemand wagt es, Bush zu sagen, 


daß es die gleiche krankhafte Vi- 
sion war, die die Präsidentschaft 
Woodrow Wilson vom Sockel 
stürzte, als dieser den Bolschewi- 
ken, die damals in Rußland die 


Herrschaft übernahmen, in die - 


Hände spielte. 


Auch gibt es niemanden in Bushs 
Mitarbeiterstab, der sich auch 
nur daran erinnert, daß genau die 
gleiche Vision, einer von den Ver- 
einten Nationen regierten Welt, 
Franklin Delano Roosevelt, da- 
mals unter dem Einfluß von Al- 
ger Hiss und anderen Freunden 
der Sowjets, den Pfad der Freude 
hinunter zu Jalta und zur Über- 
gabe Osteuropas und schließlich 
des chinesischen Festlands an 
den Bolschewismus trieb. 


Mit mehr als 400 000 Amerika- 
nern in der saudischen Wüste 
oder auf dem Wege von Europa 


und den Vereinigten Staaten dort- 


hin, stellt die Nahost-Krise eine ° 


riesengroße Falle dar. 


Wenn Bush diese Streitkräfte in 


die Schlacht führt, wie es jetzt 
möglich zu sein scheint, was 
könnte die sowjetische Armee 
daran hindern, durch ganz 
Deutschland und Frankreich bis 
zum Armelkanal in den »zehn Ta- 
gen« vorzustoßen, die General 


Nikolai Orgarkow in dem Mitte - ; 
der achtziger Jahre aufgestellten 


Gesamtplan, der in sowjetischen 
Militärkreisen immer noch gepre- 
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digt wird, vorsah? Die Antwort 
auf diese Frage liegt auf der 
Hand: Nichts. Und dennoch wird 
diese Frage in Gegenwart des 


- US-Präsidenten nicht ernsthaft 


gestellt. Dafür sorgt Mr. Gates. 
Als vollendeter Con-Man (Mann 
des Vertrauens) hat Gates Bush 
. ebenso völlig hinters Licht ge- 
- führt, wie seinen verstorbenen 
Chef, den CIA-Direktor William 
Casey, und über Casey, den US- 
Präsidenten Ronald Reagan. 


Indem er ihnen sagte, was sie hö- 
ren wollten, und ständig Berichte 
an die Presse durchsickern ließ, 
überzeugte Gates sowohl konser- 
vative als auch liberale Kolum- 
nenschreiber davon, daß er ein 
»Hardliner« und unerschütterli- 
cher Gegner der Sowjets sei und 
Glasnost argwöhnisch gegen- 
überstehe. 


Die Intrigen 
des Mr. Gates 


Aber die Qualität der »Nachrich- 
ten«, die Bush jetzt tagtäglich 
von Gates erhält, läßt sich am be- 
sten an Hand einiger Kostproben 
in dem peinlich genau geführten 
Dossier, das einige Regierungs- 
beamte seit Jahren über Gates 
führen, beurteilen. 


Als stellvertretender Direktor 
. des CIA für Geheimdienste trug 
Gates dazu bei, Casey und 
Reagan für Israels verrückten 
Plan zu erwärmen, amerikani- 
sche Waffen gegen die Befreiung 
von amerikanischen Geiseln im 
Libanon mit dem Iran auszutau- 
schen - ein aberwitziger Ge- 
danke, der Reagan in die Versu- 
chung führte, tief in den Iran- 
»Contra«-Morast hineinzutap- 
sen. 


Kurz bevor er am 18. April 1986 
zu Caseys Stellvertreter Nummer 
eins wurde, ließ Gates zwei 
streng geheime Schätzungen der 
Geheimdienste an die »Washing- 
ton Post« durchsickern. Die erste 
zielte darauf ab, den liberalen 
Demokraten im US-Kongreß da- 


Saddam Hussein (links), der Präsident des Irak, mit seinem Au- 
Benminister Tarig Aziz. 


George Bush bei seinem Besuch als US-Vizepräsident an der 
Klagemauer in Jerusalem. 


drastisch zu kürzen; mit der zwei- 
ten versuchte er, Reagans Strate- 
gic Defense Initiative (SDI), ge- 
wöhnlich als »Krieg der Sterne« 
bezeichnet, abzuschießen, was 
ihm im wesentlichen auch ge- 
lang. 


Wie die »Washington Post« am 
31. März 1986 berichtete, wurde 
in der ersten Schätzung wahr- 
heitswidrig behauptet, daß die 
sowjetischen Militärausgaben 
»fast ein Jahrzehnt lang beinahe 
flach« gewesen seien und »in den 
nächsten fünf Jahren weiter zu- 
rückgehen« könnten. 


Von der ganzen phantasiereichen 


bei zu helfen, den Verteidigungs- * Fiktion, die amerikanischen Prä- 


haushalt der Reagan-Regierung 
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sidenten über die Jahre hinwegin 


Form von »national intelligence 
estimates« (Schätzungen der 
staatlichen Geheimdienste) vor- 
gesetzt wurde, verdient beson- 
ders diese Erfindung von Gates 
einen Preis. Alle vorliegenden 
Beweise, damals wie heute, wei- 
sen nämlich eindeutig darauf hin, 
daß die UdSSR gerade den größ- 
ten militärischen Aufbau in ihrer 
Geschichte vollzogen hatte - ei- 
nen Aufbau, der sich Unheil ver- 
kündend bis heute fortsetzt. 


»Wenn Gates ein 
KGB-Mann ist ...« 


Der zweite Schuß, den Gates we- 
niger als eine Woche später ab- 
feuerte, zielte darauf ab, die SDI 


Fe ECHT ZZ VERF ERSTE TER 


lahmzulegen. In dieser »Geheim- 
dienst«-Schätzung wird behaup- 
tet, die Sowjets hätten nicht ge- 
gen das »Anti-Ballistic Missile 
(ABM) Treaty« genannte Ab- 
kommen verstoßen. Aber drei 
Jahre später räumten die Sowjets 
selbst freimütig ein, daß sie das: 
ABM-Abkommen verletzt 'hat- 
ten, so wie sie gegen fast 200 
feierlich mit den Vereinigten 
Staaten und dem Westen getrof- 
fene Vereinbarungen verstoßen 
haben. 
Die amerikanische Entwicklung 
der SDI hing von der Frage der 
Einhaltung des ABM-Abkom- 
men ab. Gates Ziel, zu versu- 
chen, die Behauptungen der So- 
wjets, sie hätten nicht gegen das. 
Abkommens verstoßen, glaub- 
haft zu machen, liegt sicherlich 
auf der Hand. Tragischerweise 
hatte er damit einen Bombener- 
folg. 

Allein diese Meldung, die aus 
Gates’ Fiktion-Fabrik bei dem 
CIA durchgesickert war, zog die 
Berichte des US-Verteidigungs- 
ministeriums über Verstöße der 
Sowjets gegen das ABM-Abkom- 
men dermaßen in Zweifel, daß 
viele Beobachter dies heute als 
Hauptgrund dafür erachten, daß 
Amerika immer noch nicht über 
eine lebensfähige Verteidigung 
gegen sowjetische ICBM (Inter- 
kontinentale Ballistische Rake- 
ten) oder gegen die Kurzstrek- 
kenraketen an Bord der sowjeti- 
schen U-Boote verfügt, die so- 
wohl vor der Ostküste als auch 
vor der Westküste der USA lau- 
ern — eine kombinierte Streit- 
macht, die in der Lage ist, jeden 
Mann, Frau und Kind in wenigen 
Minuten zu töten. 


»Wenn Gates nicht ein KGB- 
Mann ist, dann könnte er ebenso- 
gut einer sein«, sagte ein ehemali- 
ger hochrangiger Beamter der 
NSC zum Verfasser dieses Arti- 
kels, einige Jahre bevor Gates 
das SDI-Projekt zum Scheitern 
brachte. 


Der NSC-Beamte basierte seine 
Einschätzung auf dem langen 
und bitteren Kampf hinter den 
Kulissen zurück, den Gates 
führte, um zu erreichen, daß 
Amerikas NATO-Verbündeten 
gestattet wurde, die sowjetischen 
Öl- und Erdgas-Pipelines nach 
Westeuropa zu akzeptieren. In- 
zwischen, bis auf einen weiteren 
Strang fertiggestellt, verbinden 
die Pipelines die Volkswirtschaf- 
ten Frankreichs, Deutschlands 
und eines halben Dutzend weite- 


rer kleiner europäischer Staaten 
. wie eine Nabelschnur mit der So- 
wjetunion. 


Gates’ zahlreiche Husarenstücke 
im Namen der Sowjets begannen, 
als er 1966 dem CIA beitrat, 
frisch von der Indiana University, 
wo er nach Einschreibung bei 
William & Mary einen MA-(Ma- 
ster of Arts)Titel erwarb. 1974 
machte er seinen PhD (Doktor 
der Philosophie) in russischer 
und sowjetischer Geschichte an 
der Georgetown University, als 
er schon beim CIA tätig war. Und 
im gleichen Jahr (1974) wechselte 
Gates zum NSC über, der damals 
unter dem eisernen Daumen des 
großen Entspanners, Henry Kis- 
singer, stand. 


Gates, ein Schützling 
Kissingers 


‚,. Kissinger wurde Gates’ Mentor. 


Der jüngere Mann machte seine 
Arbeit im NSC zu einem Zeit- 
punkt, wo die Präsidenten Nixon 
und Ford sich bei Breschnew ein- 
schmeichelten, so gut, daß er un- 
ter Jimmy Carter weiterhin im 
NSC tätig sein durfte. Im Januar 
1980 ging er als Beamter des 
staatlichen Geheimdienstes für 
den Fachbereich Sowjetunion 
‘zum CIA zurück, und zwei Jahre 
später wurde er zum stellvertre- 
tenden Direktor des CIA für das 
Geheimdienstwesen und Leiter 
aller Schätzungen des staatlichen 
Geheimdienstes, die für den US- 
Präsidenten erstellt wurden. 


Als untersetzter, kräftiger, kna- 
benhaft aussehender Agent 
machte Gates dadurch Karriere, 
daß er sich bei den älteren Her- 
ren, die seine Vorgesetzten wa- 
ren, einschmeichelte. Er zog Bill 
Casey, der Gates bald wie seinen 
Sohn betrachtete, völlig in den 
Bann - Casey hatte eine Tochter, 
aber keine Söhne -. 


Gates trichterte Casey den so- 
wjetfeindlichen harten Kurs ein, 
- auf dem der CIA-Direktor sicht- 
lich aufblühte. Im Frühjahr des 
Jahres 1986 wurde Gates auf den 
mächtigen Posten des stellvertre- 
tenden Direktors des gesamten 
CIA berufen. 


Als Caseys Gesundheit nach Aus- 
bruch des Iran-Contra-Skan- 
: dals zusammenbrach, ernannte 
Reagan Gates zum neuen Direk- 
tor des CIA. Die Liberalen jubel- 
ten und die »Washington Post« 


"und »New York Times« priesen 


Gates’ Ernennung in hohen Tö- 
nen. 


Da mächtige demokratische Se- 
natoren hinter ihm standen, 
schien Gates’ Bestätigung gesi- 
chert zu sein. Aber einige konser- 
vative Republikaner im Intelli- 
gence Committee des Senats er- 
hielten Einblick in die Akten 
über Gates, die in diesem Bericht 
zum ersten Male teilweise veröf- 
fentlicht wurden. Fast über Nacht 
brach die Unterstützung für Ga- 
tes’ Aufstieg zum Direktor des 
CIA in sich zusammen und 
Reagan wurde nahegelegt, die 
Ernennung rückgängig zu ma- 
chen. 

Gates durfte jedoch als stellver- 
tretender Direktor im Amt blei- 
ben. William Webster, den Jimmy 
Carter zum Leiter des FBI beru- 


fen hatte, wurde zum Direktor. 


des CIA ernannt, und er war an- 
scheinend ebenso stark von Ga- 
tes eingenommen, wie Casey vor 
ihm. 


Der größte 
Husarenstreich 


Als Bush Präsident wurde, 
wählte er Scowcroft zum Leiter 
des NSC aus, ein Posten), der der 


‘Bestätigung durch den Senat be- 


durfte. Gates wurde zum stellver- 
tretenden Direktor des NSC er- 
nannt. Somit wurde der lästige 
Bestätigungsvorgang im Senat, 
der erst vor kurzem Gates’ Beför- 
derung zum höchsten Posten 
beim CIA vereitelt hatte, umgan- 
gen. 


Im Weißen Haus unter Bush. 


führte Gates den Vorsitz über die 
beschleunigte Abrüstung der 
amerikanischen und NATO- 
Streitkräfte. Der konventionelle 
Waffenvertrag, der am 19. No- 
vember 1990 in Paris unterzeich- 
net wurde, soll Gates’ bislang 
größter Husarenstreich sein. 
Nach seiner erfolgreichen Mitar- 
beit bei der Entblößung der 
NATO, hat Gates jetzt freie 
Hand, sich darauf zu konzentrie- 
ren, Bush in die nahöstliche Falle 
zulocken. 

Sollten die Sowjets in Europa vor- 
marschieren, wenn die gewaltige 
US-Streitmacht in der irakischen 
Wüste festgenagelt ‘ist, könnte 
Gates als der Schurke in die Ge- 
schichte eingehen, der der So- 
wjetunion geholfen hat, die Ver- 
einigten Staaten von Amerika 
schachmatt zu setzen. Ü) 
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USA 
Die 


Geschichte 
wiederholt 


sich 


Samuel Edward Konkin 


Jetzt, wo sich die USA auf die Einäscherung von Millionen von Eu- 
ropäern, Amerikanern und Arabern in der jetzt schon mörderischen 
saudischen und irakischen Sandwüste vorbereiten, wäre es eigent- 
lich dringend notwendig, aus der Geschichte, die die Vereinigten 
Staaten drauf und dran sind zu wiederholen, etwas zu lernen. In der 
amerikanischen Geschichte ist das alles schon einmal geschehen - 
mindestens sogar ein halbes Dutzend mal in den vergangenen hun- 


dert Jahren. 


Weltreiche sind über die Zeiten 
hinweg entstanden, untergegan- 
gen und wieder entstanden. Der 
verstorbene William Appleman 
Williams hat aufgezeigt, daß die 
angehenden Herrscher, der sich 
damals noch im Embryonal-Zu- 
stand befindlichen Vereinigten 
Staaten schon 1780 imperiale 
Abenteuer in China planten. 
Aber nach dem »Krieg zwischen 
den Staaten«, amerikanischer 
Bürgerkrieg, kam durch die 
wachsende Technologie ein wei- 
teres Werkzeug für das Hand- 
werk der Intervention hinzu: die 
sofortige Massenlüge. 


Mit der stillschweigenden Einwil- 
ligung und Mitwirkung von Wil- 
liam Randolph Hearst — einige 
Quellen sprechen »auf Grund 
dessen Geschubse und seiner 
Rippenstöße« — marschierte Wil- 
liam McKinley 1898 in Kuba und 
in die Philippinen ein. Durch Te- 
lefon und Telegraf miteinander in 
Verbindung stehend, sprangen 
die neu in Erscheinung tretenden 
Massenmedien dem Staat bei 
und verlangten wutschnaubend 
nach Krieg. 


Populistische Politiker wie der 
US-Senator William Jennings 
Bryan und freidenkende Intellek- 
tuelle wie William Graham Sum- 
ner von der Yale Universität for- 
derten die Kriegsmaschine von 
McKinley-Hearst heraus. Wofür 
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US-Präsident Woodrow Wil- 
son gelang es im März 1917 die 
USA in den Ersten Weltkrieg 
hineinzubringen. 


schickten die Vereinigten Staaten 
ihre Jungs zum Sterben hinaus?, 
wurde gefragt. Für die Explosion 
der »USS Maine«, was wahr- 
scheinlich ein Unfall war? 

Warum nicht ganz einfach ein 
spanisches Schlachtschiff versen- 
ken und nach dem Motto »Auge 
um Auge« verfahren? Schickten 
die USA ihre jungen Soldaten 


er? Bi aA Pa ee tig as Kr aan En ET 


? 


hinaus, um die ums Überleben 


und um Anerkennung kämpfen- 
den Völker Kubas und der Philip- 
pinen zu befreien? 


Die dankbaren Kubaner revol- 
tierten über das darauffolgende 
halbe Jahrhundert hinweg wie- 
derholt gegen die Weltreichsherr- 
schaft der USA und warfen sich 
schließlich in selbstmörderischer 
Verzweiflung in die Arme Fidel 
Castros, um sich zu befreien. Die 
erste Handlung der amerikani- 
schen Besatzungsmächte in den 
Philippinen bestand darin, die ge- 
samte‘ Bevölkerung einer Insel 
auszurotten, als abschreckendes 
Beispiel für andere undankbare 
Bewohner, die ihre »Befreier« 
nicht willkommen heißen woll- 
ten. 


Wie Sumner es in seinem klassi- 
schen Werk formulierte, war das 
Aufbegehren gegen den »Sieg« 
der amerikanischen Republik 
über den dekadenten spanischen 
Imperialismus in Wirklichkeit ein 
Triumph der Werte des letzteren 
über die der ersteren: die Erobe- 
rung der Vereinigten Staaten 
durch Spanien. 


Die üblichen 
Tricks der USA 


Nur in revisionistischen Büchern 
wird die Tatsache erwähnt, daß 
Spanien, als ihm mitgeteilt 
wurde, daß der große Gegner al- 
ler Kriegsimperien für republika- 
nische Tugenden in Kuba in den 
Krieg ziehen würde, falls Spa- 
nien einer demütigenden Kapitu- 
lation nicht zustimmen sollte, 
von sich aus zur völligen Kapitu- 
lation bereit war, bevor die Verei- 
nigten Staaten den Krieg erklär- 
ten. Der amerikanische Kongreß 
erklärte aber trotzdem den 
Krieg. 


Wenn die Wiederholung der Ge- 
schichte den Beobachter bis jetzt 
noch nicht wie eine Winchester 
getroffen haben sollte, dann 
braucht er sich nur an den Vor- 
schlag erinnern, den der Irak am 
23. August 1990 an Brent Show- 
croft gemacht hat, wie Knut 
Royce von »Newsday’s« am 29. 
August 1990 berichtete. Wie 
Noam Chomsky es ausdrückte: 
»Der Irak bot an, sich aus Kuwait 
zurückzuziehen und Ausländern 
zu gestatten das Land zu verlas- 
sen als Gegenleistung für die Auf- 
hebungder Sanktionen, einen ga- 
rantierten Zugang zum Golf und 
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volle Kontrolle über das Ölfeld 


> 


von Ramallah, das sich vom Irak 


aus nur wenig auf kuwaitisches 


Gebiet erstreckt... Es gab keine 
Forderung, daß sich die USA aus 
Saudi-Arabien zurückziehen soll- 
ten oder irgendwelche anderen 
Vorbedingungen.« 


So etwas bezeichnet man in der :- 


Außenpolitik als bedingte Kapi- 
tulation. 


Das Spiel der 
Manipulation 


Wie aus Kreisen des Weißen Hau- 
ses, die in der »Washington Ti- 
mes« vom 30. August 1990 zitiert 
werden, verlautet, »ist der Vor- 
schlag nicht ernst genommen 
worden, weil Mr. Bush den be- 
dingungslosen Rückzug des Irak 
aus Kuwait verlangt«. 


Man achte darauf, daß unter den 
irakischen Bedingungen, also 
nach einem Rückzug des Irak un- 
ter gewissen Bedingungen, die 
noch immer anwesenden, von 
Amerikanern angeführten Streit- 
kräfte nichts daran gehindert 
hätte, den Irak so lange zu bedro- 
hen, bis er sich noch weiter zu- 
rückzieht. 


Bis spätestens 1914 hatten schon 
andere das Spiel mit der Manipu- 
lation durch Massenmedien ge- 
lernt. Die britische Regierung 
stellte 1915 mit Unterstützung 
der anglophilen Presse-Lords die 
Versenkung.der »Lusitania«-ein 
britisches Schiff, das mit ameri- 
kanischen Zivilpersonen, Waffen 
und anderer Kriegskonterbande 
an Bord durch von deutschen 
U-Booten heimgesuchte Gewäs- 
ser fuhr - :groß heraus und 
schlachtete die Meldung gehörig 
für ihre Zwecke aus. Mit Aus- 
nahme des mutigen George Syl- 
vester Vireeck und seiner kleinen 
deutschfreundlichen Gruppe, die 
sich vergeblich darum bemühten, 
die Presseberichterstattung wie- 
der ins richtige Lot zu bringen, 
stellte der überwältigende Teil 
der Presse - jetzt unter Einschluß 
der soeben flügge gewordenen 
Filmindustrie — die Soldaten des 
Kaisers als Kleinkind-fressende 
Plünderer dar, die belgische Kö- 
ter zum Spießbratenessen auf 
ihre Bajonette spießten. 


Die Vereinigten Staaten gingen 
von der Bewunderung und Nach- 
ahmung deutschen Geisteslebens 
und deutscher Kultur und ihrer 


ea NRRNERNDE 


iH 


a 


‚seit 1776 bestehenden Feindselig- 
keit und ihrem Argwohn gegen- 
über England - das »perfide Al- 

. bion« - 1916 dazu über, Woodrow 
Wilson wegen dessen Gelübde, 
die Vereinigten Staaten aus dem 
Krieg heraushalten und die Neu- 
tralität bewahren zu wollen, zum 
Präsidenten zu wählen und wur- 
den im März 1917 zueinem Land, 
das sich am Rande des Kriegszu- 
standes mit Deutschland befand. 
Die politische zionistische Bewe- 
gung, erst ein paar Jahrzehnte 
alt, war Deutschland und Oster- 
reich-Ungarn — ihrem Geburts- 
land - freundlich gesinnt gewe- 
sen. Obwohl das ottomanische 
Reich ihrem Ziel der Eroberung 
Palästinas zwecks Kolonisierung 
im Wege stand, war der Zar von 
Rußland ihr größter Feind und 
Symbol des »Antisemitismus« — 
und nahm somit die Stelle ein, 
die Adolf Hitler 20 Jahre später 
übernahm. 


Neue Mitspieler 
im alten Spiel 


Der Zusammenbruch des Russi- 
schen Reiches im März 1917 ver- 
anlaßte die internationalen Zio- 
nisten dazu, die Seiten zu wech- 
seln, die Mittelmächte fallenzu- 
lassen und sich fortan der Sache 
der Alliierten anzunehmen. Ein 

- Großteil der amerikanischen 
Presse und.des Filmwesens wech- 
selte ebenfalls zur anderen Seite 
über. Im April 1917 setzte Wilson 
im amerikanischen Kongreß eine 
Kriegserklärung an Deutschland 
durch — gegen heftigen Wider- 
stand seitens der Fortschrittli- 
chen und Populisten des Mittel- 
westens, unter ihnen der gute 
alte William Jennings Bryan, der 
unter Protest aus Wilsons Kabi- 
nett ausschied. 


1939 war die zionistische Bewe- 
gung gespalten. Die von Jabo- 
tinsky angeführten »revisionisti- 
schen« Zionisten hatten mit dem 
Dritten Reich zusammengearbei- 
tet, zum Beispiel bei der Herstel- 
lung von deutschen Werbefil- 
men, in denen die große Freude 
der Juden dargestellt wurde, die 
nach Palästina ausgewandert wa- 
ren. Sie stimmten mit dem natio- 
nalsozialistiichen Standpunkt 
überein, daß ihr Volk sich sein 
Heimatland selbst suchen sollte; 
außerdem mißtrauten sie den Bri- 
ten - die Palästina gleichzeitig Ju- 
den und den Arabern verspro- 
chen hatten, um sie gegen die ot- 
tomanischen Türken anzuwerben 
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— so sehr, daß sie — wie die Stern- 
Bande und die Irgun Zvai' Leumi 
- vor dem Zusammenbruch 
Deutschlands britische Truppen 
und Schiffe im Nahen Osten an- 
griffen. 


Die Zionisten 
erklären den Krieg 


Nichtsdestoweniger erklärte der 
internationale Flügel der Zioni- 
sten Deutschland den Krieg und 
wendete seine Presse, das Film- 
und jetzt auch das Rundfunkwe- 
sen der alliierten Seite zu. Briti- 
sche Agenten glichen das aus, 
was ihren anglophilen und zioni- 
stischen Verbündeten noch 
fehlte. Das amerikanische Volk, 
soweit es überhaupt Gelegenheit 
hatte, sich auszudrücken, stellte 
sich noch bei der letzten Mei- 
nungsumfrage im Jahre 1941 der 
amerikanischen Einmischung in 
den europäischen Krieg entge- 
gen. 


Das America First Committee 
kämpfte erfolgreich — diesmal 
mit dem reumütigen Hearst auf 
der Seite der Isolationisten - so- 
lange, bis Franklin Delano Roo- 
sevelt durch Provozierung des 
Angriffs der Japaner auf Pearl 
Harbor »die. Hintertür zum 
Kriege« fand. 


Die Geschichte wiederholte sich 
auf andere Weise immer wieder. 
Die deutschen Kriegsgegner ba- 
ten 1943 um Bedingungen zur Ka- 
pitulation. Gleichzeitig wollte 
die amerikanische Antikriegs- 
Bewegung, angeführt von Peace 
Now, wissen, welche Bedingun- 
gen annehmbar wären, falls die 
Deutschen bereit wären, sich zu 
ergeben und somit das Leben von 
Amerikanern, Briten und Deut- 
schen zu retten. Roosevelt ver- 


langte jedoch »bedingungslose 
Kapitulation« und nichts weni- 
ger. 


Es wurden Pläne herumgereicht, 
nach denen das deutsche Volk 
ausgelöscht und Deutschland in 
Weideland verwandelt werden 
sollte. 


Verständlicherweise verlor die 
deutsche Opposition an Unter- 
stützung. Feldmarschall Erwin 
Rommel, der einzige Führer der 
Deutschland glaubwürdig. hätte 
in die Kapitulation führen kön- 
nen, fiel der anschließenden Raz- 
zia zum Opfer. Die Deutschen 
kämpften bis zum bitteren Ende, 
auch noch als schon lange keine 
Hoffnung auf Sieg mehr bestand, 
weil sie nichts anderes als Auslö- 
schung zu erwarten hatten. 

Noch ein halbes Jahrhundert 
nach den Ereignissen muß der 
Westen immer noch Stories über 
ungeheure Grausamkeiten, die 
den besiegten Deutschen angela- 
stet werden, über sich ergehen 
lassen. 


Der Korea- 
Konflikt 


Als Vorbereitung zum Korea- 
krieg wurden nicht nur die Me- 
dien mit verbalen Peitschenhie- 
ben aufgeputscht, wobei der 
Rundfunk und dann das Fernse- 
hen die Behauptung aufstellte, 
die Nordkoreaner hätten einen 
unprovozierten Angriff über die 
Grenze am 38. Breitengrad hin- 
weg gestartet, sondern die er- 
bärmliche, vorkapitalistische 
Diktatur des koreanischen Füh- 
rers Syngman Rhee wurde auf 
magische Weise durch das Wun- 
der der modernen Technologie in 
eine Bastion der Demokratie des 
freien Marktes verwandelt. 


Die »Lusitania« läuft zu ihrer letzten Reise aus New York aus. Sie 
wird am 7. Mai 1915 vor der irischen Küste versenkt. 


General Douglas MacArthur 
nahm die behaupteten amerika- 
nischen Kriegsziele ernst und ver- 


De 


suchte im ersten Jahr. des Krie- . 


ges, durch ganz Nordkorea hin- 
durch bis nach Rotchina vorzu- 


dringen. Zu diesem Zeitpunkt 


wurde der Krieg jedoch ausge- 
dehnt, indem man sich wegen ei- 
ner Regierung durch Verhand- 
lung bei der Kriegsführung zu- 
rückhielt. Truman feuerte den er- 
folgreichen General unverzüg- 
lich. 


Noch ein weiteres Element kam 
1950 hinzu, nämlich die Verein- 
ten Nationen. Die Sowjetunion 
war bereits durch den Kalten 
Krieg für eine gemeinsame Herr-. 
schaft durch die »neue Weltord- 
nung« -— hat man diese Floskel 
nicht erst kürzlich wieder gehört? 
— nicht mehr tragbar. Als der rus- 
sische Botschafter — mit seinem 
Veto - den Sicherheitsrat verließ, 
ratifizierte der von den Amerika- 
nern beherrschte Rumpf des Si- 
cherheitsrates unverzüglich das 
amerikanische Eingreifen in Ko- 
rea. 


Im Jahre 1990, in dem Michail 
Gorbatschows auseinanderfal- 


lende Sowjetunion wegen ein _ 


paar Milliarden DM und ein paar 
Milliarden Dollar aus der Tasche 
der westlichen Steuerzahler skla- 
visch die euro-amerikanische 
Richtung eingeschlagen hat, sind 
die Vereinten Nationen, wie be- 
absichtigt, wieder in Zaum und 


Zügel - als Feigenblatt zur Ratifi- 


zierung der neuen Weltordnung. 

1956 befand sich das Überbleib- 
sel des untergegangenen briti- 
schen Weltreichs in der Suez- 
Krise auf der falschen Seite des 
neueren von Amerikanern be- 
herrschten Weltreiches. Bald da- 
nach ging es jedoch mit der alten 
amerikanischen imperialen Ord- 
nung und mit seinem alten Ver- 


bündeten, dem von Zionisten re- » 


gierten Israel, wieder auf Vorder- 
mann. 


Immer wieder 
absurde Kriegsgründe 


1964 hatten die Medien damit be- 
gonnen, den Vietnam-Krieg als 


Folge eines angeblich unprovo-' 


zierten Angriffs der lächerlich 
kleinen nordvietnamesischen 
Luftwaffe auf amerikanische 


Kriegsschiffe im Golf von Ton- 


king darzustellen - ein Kriegs- 
grund, der auf dem gleichen Ni- 


veau der Absurdität steht wie die ° 
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- Geschichte 
_ wiederholt 
sich 


Behauptung, Spanien habe sich 
‚nur aus Jux und Dollerei dazu 
entschlossen, im Hafen von San- 
tiago ein US-Kriegsschiff in die 
Luft zu sprengen - wofür es aller- 
dings niemals irgendwelche Be- 
_ weise gab. Aber eine Spaltung in 
„der weltweiten Machtelite ge- 
währte den Medien bei der Be- 
richterstattung etwas mehr Frei- 
heit als sonst. 


Diesmal benutzte das anglophile 
US-Establishment - in Carl 
Oglesbys farbiger Schilderung 
» Yankees« genannt — die Massen- 
medien dazu, die Intervention in 
Frage zu stellen. Nichtsdestowe- 
niger, als Lyndon »Cowboy« 
Johnson abgesägt wurde, ließ 
man Richard Nixon mit seiner fa- 
denscheinigen Masche, er habe 
»einen geheimen Plan um den 
Krieg zu beenden« davonkom- 
men. 


Bis spätestens 1974 hatten die 
Amerikaner noch keine Ahnung, 
ob sie um bedingte oder bedin- 
gungslose Kapitulation, welche 
Seite das auch immer sein 
mochte, kämpften: des nordviet- 
"namesischen Staates, der südli- 
chen Provinzregierung oder ihrer 
rotchinesischen und sowjetischen 
Berater. Sie wollten ganz einfach 
aus dem Hexenkessel heraus - 
und da Nixon zunehmend in poli- 


tische Schwierigkeiten geriet, ka- 


men sie endlich auch da heraus. 


Erschütterung der 
Macht der Medien 


\ 


Aber die gegnerische Rolle der 
amerikanischen Medien war 
nicht nur vorübergehender Na- 
tur, sondern schon damals selek- 
tiv. Die wahre Geschichte über 
die amerikanische Intervention 
in Kambodscha — sowohl vom 
Standpunkt Goldwaters als auch 
von dem McGoverns aus gesehen 
eine Katastrophe — kam erst ans 
Tageslicht, als William Shaw- 
cross’ revisionistisches Buch »Si- 
deshow« zu einem viel späteren 
Zeitpunkt veröffentlicht wurde. 
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Der Kandidat für die Vizepräsidentschaft, Harry S. Truman, zum 
Mittagessen bei US-Präsident Roosevelt im Garten des Weißen 
Hauses im Jahr 1944. 


General Douglas MacArthur vor dem US-Kongreß, nachdem er 
von Truman während des Korea-Krieges gefeuert worden war. 


Aber da gab es auf den Feldern 
des Todes schon Hochbetrieb. 

In den arabisch-israelischen Krie- 
gen war das Gewicht der Medien- 
herrschaft so niederdrückend, 
daß jede ernsthafte Darstellung 
der arabischen Seite von vornher- 
ein verhindert wurde. Die Macht 
der anglo-zionistischen Medien 
war viel schwächer in Westeu- 
ropa, und langsam begann das 
Elend der Palästinenser in das 
Bewußtsein des Westens einzu- 
dringen. Schließlich löste Me- 
nachim Begins Billigung der Ab- 
schlachtung von Palästinensern 


durch seine libanesischen pha- 
langistischen Erfüllungsgehilfen 
in ihren Konzentrationslagern 
unter den wachsamen Augen isra- 
elischer Soldaten, eine Schock- 
welle der Empörung aus, die die 
Macht der Medien erschütterte. 


Die Ungleichheit zwischen dem 
illusorischen Status der Israelis 
als Opfer und der Realität als 
blutdürstige Unterdrücker ver- 
stärkte diese Reaktion und 
führte schließlich dazu, daß die 
Vereinigten Staaten zum Dialog 
mit der Palestine Liberation Or- 


ganization (PLO) gezwungen 
wurden. 


Dann kehrte sich in der Welt das 
unterste nach oben. Die Verein- 
ten Nationen wurden zu imperia- 
listischen Zwecken wiederum ge- 
eint; der sowjetische Bär, zeitlich 
begrenzt unter chronischem Diri- 
gismus leidend, wurde voll und 
ganz als Preis gefordert. Risse in 
der Macht-Elite, die das trilate- 
rale Imperium anführt, wurden 
gekittet. 


Aber das Ende des Kalten Krie- 
ges brachte es mit sich, daß die 
Paläokonservativen ihren Isola- 
tionismus nicht mehr »auf 
Dauer« beiseiteschieben woll- 
ten, weil die Zeit abgelaufen war. 


Eine neue Rationalisierung für 
die aufgeblähte Tätigkeit des 
amerikanischen Verteidigungs- 
ministeriums — das zu 80 Prozent 
nicht mehr der Verteidigung der 
Vereinigten Staaten selbst dient 
muß gefunden werden. 

Warum Irak - Amerikas guter 
Kumpel, nachdem er sich nach 
seinem unprovozierten Angriff 
auf den Iran ausgeblutet und erst 
kürzlich die Feindseligkeiten ein- 
gestellt hatte? Murray Rothbard 
geht in »The Free Market«, Band 
8, Ausgabe vom 12. November 
1990 die üblichen Gründe nach- 
einander durch und erwähnt da- 
bei den Sturz des Generals Mi- 
chael Dugan, der, wie MacAr- 
thur, die von den USA propagier- 
ten Kriegsziele ernst nahm. 


Im Grunde geht 
esnur um Öl 


Er behandelt en passant die ver- 
schiedenen Vorwände für Polizei- 
aktionen ab — wer machte die 
USA zum Weltpolizisten? -, Sad- 
dam Husseins hitlerischen Status 
— Amerikas plötzlich aufgetauch- 
ter nobler Bundesgenosse, Hafez 
Assad aus Syrien, genoß den glei- 
chen Status noch vor wenigen 
Monaten -, die Möglichkeit, daß 
der Irak Kernwaffen bekommt - 
die UdSSR besitzt sie noch, 
ebenso wie Indien und Pakistan, 
die sich derzeit wegen Kashmir 
am Rande eines Krieges befin- 
den. 


Also werden Menschenleben, 
Vermögen und die. geheiligte 
Ehre wegen Ol weggeworfen? 
Ja, stimmt Rothbard zu, aber der 
streitsüchtige kleine Volkswirt- 
schaftler meint, daß beides un- 


- 
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möglich sein kann, weil Hussein 
»den Weltvorrat« - weniger als 15 
Prozent - beherrschen würde, 
oder weil erin der Lage wäre, die 
Preise auf astronomische Höhen 
zu treiben. Ganz im Gegenteil: 
das amerikanische Embargo, die 
Blockade und die Drohungen mit 
Krieg hatten den Preis bereits auf 
40 Dollar pro Barrel hochge- 
schraubt. 


Nein, das Gerangel geht darum, 
wer das Ol beherrschen soll. Und 
wer das saudische Ol beherrscht 
und wer bislang das kuwaitische 
Ol beherrschte ist die 
ARAMCO. 


Das Geschäft 


„der Rockefellers 


ARAMCO ist das Interessenge- 
biet der Rockefellers, mit Über- 


außenstehende Darlehen, oder 
geschuldete Depositengelder, an 
den Irak hatten.« 


Und so werden die Amerikaner 
wieder einmal mit Kriegsgrün- 
den gesättigt, die nichts mit der 
eigentlichen Motivation für die 
Einmischung zu tun haben. Be- 
richte über Greueltaten tauchen 
schon auf, wie zum Beispiel die 
hysterischen Behauptungen von 
Flüchtlingen, daß irakische Trup- 
pen - in Kuwait — Neugeborene 
aus Brutkästen hinauswerfen, sie 
aber anscheinend noch nicht auf 
ihren Bajonetten braten, was 
vielleicht daran liegt, daß so we- 
nige von ihnen belgische Kinder 


sind. 


Und wieder einmal wählen Ame- 
rikaner trotz des lähmenden 
Handikaps der unangefochtenen 
Desinformation, das sie umgibt, 


US-Präsident Richarde Nixon regierte mit der fadenscheinigen 
Masche, er habe einen geheimen Plan, den Vietnam-Krieg zu be- 
enden. 


bleibseln von britischen Interes- 
sen - das heißt der »Yankees« des 
Establishments an der Ostküste 
Amerikas, zuglich die Herren 
der.amerikanischen Massenme- 
dien. Wie Rothbard ausführt, ist 
der Irak ein »schwarzes Schaf« 
unter den Olländern und befin- 
det sich außerhalb des Einflußbe- 
reiches der Trilateralen. 

»Als am 2. August 1990 die Krise 
ausbrach, teilten die großen Ban- 
ken an der Wall Street, darunter 
Chase Manhattan und Citibank 
(die Rockefeller-Banken) Repor- 
tern mit, daß sie praktisch keine 


wenn ihnen bei Meinungsumfra- 
gen eine Chance eingeräumt 
wird, gegen Kandidaten, die von 
Bush. unterstützt werden, und 
verleihen ihrer Enttäuschung 
über dessen imperialistischen 
Abenteuer dadurch Ausdruck, 
daß der prozentuale Anteil der 
Befragten, die für ihn sind, im- 
mer geringer wird. Kann es sein, 
daß die Amerikaner es endlich 
satt haben, die Geschichte immer 
zu wiederholen, und jetzt aus ihr 
gelernt haben? Viele Millionen 
Menschenleben . verlassen sich 
darauf. Ei] 
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Die Probleme 


mit den 


Atombomben 


Warren Hough und Lawrence Wilmot 


Alle Bedenken seiner erfahrenen wissenschaftlichen und strategi- 
schen Berater übereinstimmend, hat der amerikanische Präsident 
George Bush insgeheim entschieden, Israels seit langem bestehen- 
der Forderung nach einem ausgeklügelten Cray-Supercomputer, der 
von den Israel dazu verwendet werden wird, um Städte vernichtende 
Wasserstoffbomben zu konstruieren, nachzugeben. 


Atombomben, sogenannte 
Spaltungsvorrichtungen, wer- 
den in Kilotonnen berechnet; 
ein Zehn-Kilotonnen-Spreng- 
kopf hat die gleiche Sprengkraft 
wie 10000 Tonnen TNT. 


Geheime Entscheidung 
bereits im 
Oktober getroffen 


Aber Wasserstoff- oder Thermo- 
waffen sind ungeheuerlich stär- 
ker. Ihre Wirkung wird in Mega- 
tonnen gemessen — eine Zwan- 
zig-Tonnen-Fusionsbombe hat 
die Sprengwirkung von 20 Millio- 
- nen Tonnen TNT. 


‚Unsere Korrespondenten in Was- 
-hington haben exklusiv aus gut- 
unterrichteten Kreisen, die dem 
Jason Committee nahestehen, er- 
- fahren, daß Anordnungen zur 
Übergabe eines Supercomputers 
an das Weizmann-Institut, eines 
der führenden Zentren Israels für 
die: Atomwaffenforschung, er- 
gangen sind. 


Das Jason Committee ist das ge- 
heime Gremium des Weißen 
Hauses von führenden Wissen- 
schaftlern, die den amerikani- 
schen Präsidenten über High- 
Tech-Angelegenheiten unterrich- 
ten und beraten. 


Die Entscheidung, die lange Zeit 
vertretene Haltung der amerika- 
nischen Bundesbehörden, keine 
Supercomputer an solche Länder 
zu verkaufen, die verdächtigt 
werden, »verbotene« Kernwaf- 
fen herzustellen und zu stapeln, 
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ins ‚Gegenteil zu verkehren, 
wurde, wie berichtet wird, von 
Bush bereits Mitte Oktober auf 
einer Sondersitzung in Anwesen- 
heit von politischen Helfernyınd 
Unterstützern aus dem Medien- 
bereich getroffen. 

Die Sitzung wurde einberufen, 
nachdem die israelische Interes- 
sensgruppe in Washington einen 
Großangriff auf Bush vom Stapel 
gelassen hatte, weil dieser eine 
Resolution der Vereinten Natio- 
nen, in der der Kleinstaat wegen 
der Schießerei der Polizei einige 
Tage zuvor in Jerusalem, bei der 
22 unbewaffnete arabische De- 
monstranten getötet wurden, ver- 
urteilt wurde, unterstützt hatte. 


Zur Besänftigung eine 
großartige Geste 


In ungewöhnlich scharfem Ton 
wurde Bush in einem Statement 
des American Jewish Congress 
beschuldigt, »den Arabern ge- 
genüber nachgegeben zu haben«. 


Der B’nai B’rith kanzelte ihn als 
»sellout« (Verräter) ab. 


Um mitten in der Auseinander- 
setzung mit dem Irak einen direk- 
ten Konflikt mit Israel und des- 
sen Sprecher zu vermeiden, 
drang eine Gruppe von politi- 
schen Beratern, wie berichtet 


wird, angeführt von Roger Ailes 


und dem frischgebackenen lan- 
desweiten Vorsitzenden der Re- 
publikaner William Bennet auf 
Bush ein, »eine großartige Ge- 
ste« zu machen, um die lästige In- 
teressensgruppe zu besänftigen. 


Der Erwerb des einmalig starken 


‘ und schnellen Supercomputers 


»Made in USA« von der Firma 
Cray Corporation war lange Zeit 
»der wichtigste noch nicht geneh- 
migte Posten auf Israels strategi- 
scher Wunschliste«, erklärte Dr. 
Vanessa Hughessen, eine auf 
Kernwaffen-Beschränkung spe- 
zialisierte Publicity-Expertin im 
Center for Advances Studies an 
der Princeton University. 


Seit 1987 hatte der zionistische 
Kleinstaat vier größere Versuche 
unternommen, Supercomputer 
für die Technion University zu er- 
werben, die als Israels MIT (Mas- 
sachusetts Institute of Techno- 
logy) bekannt ist, sowohl als auch 
für die Hebrew University und im 
vergangenen Jahr für Israelis Mi- 
litary Industries, die führende 
Herstellungsfirma von elektroni- 
schen Waffensystemen des klei- 
nen Landes. Jede derartige For- 
derung wurde entweder zurück- 
gewiesen oder zu den Akten ge- 
legt, nachdem das amerikanische 
Handelsministerrium, das US- 
Verteidigungsministerium und 
verschiedene Staatssicherheits- 
behörden dem Weißen Haus in 
streng geheimen Denkschriften 
nahegelegt hatte, dem Kleinstaat 
eine fortschrittliche Technologie 
dieser Art nicht zur Verfügung zu 
stellen. 


Versuche in der Vergan- 
genheit zurückgewiesen 


»Das Verteidigungsministerium 
sprach sich in besonders scharf 
formulierten Warnungen gegen 
eine solche Übergabe von High- 
Tech aus«, erinnerte sich Dr. 
Hughessen, deren Einstufung als 
unbedenklich im Sinne der Si- 
cherheitsbestimmungen auf 
höchster Ebene sie mit allen dies- 
bezüglichen für geheim erklärten 
Akten vertraut gemacht hat. 
»Seine Geheimdienst-Analytiker 
wiesen darauf hin, daß einige 
Physiker der Technion an der ge- 
heimen Atomanlage des Klein- 
staates in Dimona arbeiten, wo 
Plutonium für Israels verbotene 
Atomwaffen hergestellt wird.« 

Militärexperten haben das Weiße 
Haus nämlich widerholt davor 
gewarnt, daß, obwohl die israeli- 
schen Institutionen, die Anträge 
auf Supercomputer stellen, sich 
als friedliche, wissenschaftliche 
Forschungszentren ausgeben, sie 
tief in den hinterhältigen Vorstoß 
des Kleinstaates zum Erwerb ei- 
nes geheimen thermonuklearen 
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Arsenals verwickelt waren, be- : 
richtete Dr. Hughessen. Dank 
.der Bemühungen von Militär-Ex- 
.perten und anderen entschlosse- 


nen Beamten für nationale :Si- 
cherheit wurden Supercomputer 
zu dem einzigen Posten der stra- 
tegischen Technologie, den die 
Interessensgruppe des Kleinstaa- 
tes nicht von der sonst entgegen- 
kommenden israelfreundlichen 


Reagan-Regierung »locker ma- . 


chen« konnten. 


Bush gibt Israel 
gegenüber klein bei 


Aber jetzt hat Bush anscheinend 
in dieser schicksalhaften Sache 
klein beigegeben. »Wenn Israel 
einen Cray-Computer bekommt, 
wird es in der Lage sein, in weni- 
ger als einem Jahr eine einsatzfä- 
hige Wasserstoffbombe in der 
Größenordnung von 20 Mega- 
tonnen konstruieren und zusam- 
menbauen zu können«, warnte 
Dr. Hughessen. 


»Wenn irgendein Kleinstaat 
seine erste Wasserstoffbombe be- 
käme, dann würde er damit 
schon das weltweite Gleichge- 
wicht der Macht in Unordnung 
bringen«, äußerte Dr. Hughes- 
sen. »Aber wenn ein unstabiles, 
kriegslüsternes Land wie Israel 
eine bekäme, dann würde es die 
Überlebens-Chancen der 
Menschheit gefährden. 


Falls wir nicht zu den schlimm- 
sten Tagen des Kalten Krieges zu- 
rückkehren wollen, als wir rund 
um die Uhr mit dem Schrecken 
eines nuklearen Holocaust leben 
mußten, müssen wir etwas tun, 
um dieser Weitergabe unserer 
Technologie des jüngsten Tages 
Einhalt zu gebieten.« D 
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- Der 
” deutet beides an, trotz des hörba- 


. Naher Osten Osten. 


‚Bushs Plan - 


eine 


‚strategische 
"Täuschung? 


Victor Marchetti 


-“ „ Es ist inzwischen fast ein halbes Jahr vergangen, seit:George Bush 
ohne umzusehen an den Persischen Golf eilte, und er wird tagtäglich 
tiefer in diesen Konflikt verstrickt. Weitere amerikanische Truppen 
»-- "werden zur Entfaltung in der arabischen Wüste bereitgestellt. 


;. Der amerikanische Präsident Ge- 
orge Bush und der US-Außenmi- 
nister James Baker reden weiter- 
hin eine scharfe Sprache mit Sad- 
dam Hussein über dessen Rück- 

. zug aus Kuwait und Freilassung 
aller westlichen Geiseln, aber der 


= starke Mann des Iraks stellt die- 


sen Bluff weiterhin auf die 
; Probe. Die internationale Koali- 
* tion gegen Saddam scheint durch- 
'zuhalten, ‚das Wirtschaftsem- 
.. bargo bleibt bestehen und die Ira- 
kis graben sich weiter ein. Indes- 


"sen gehen hinter den Kulissen al- 


lerlei Manöver und Beratungen 


über die Bühne -bislang ohne Er- 


+ folg. 


. Treiben die Amerikaner auf ei- 
. nen blutigen Krieg mit dem Irak, 
* oder was vielleicht noch schlim- 
'„ mer ist, eine ständige militärische 
- Präsenz der USA im Nahen 
Osten zu? 


amerikanische Präsident 
ren Murrens seitens seiner arabi- 


schen »Partner«. Sie möchten 
nicht, daß man’ sie als »Verbün- 


9 dete« bezeichnet. 


Der amerikanische Kongreß 
scheint gegenüber der wachsen- 
den Gefahr am Golf praktisch 
blind zu sein. In Parteipolitik und 


“;_ Neuwahlen vertieft, waren die 


Leute aufdem Capitol Hill in den 
letzten Monaten kaum in der 
Lage den Staatshaushalt zu ver- 
abschieden. Es ist möglicher- 
weise zuviel von ihnen verlangt, 


sich mit der Möglichkeit eines’ 


Krieges zu befassen. Sie schieben 
dies stattdessen dem Oberkom- 
mandeur zu. Die amerikanischen 
Gesetzgeber haben offenbar die 
Lektion aus Vietnam vergessen. 

Und unterdessen verhalten sich 
das _ US-Verteidigungsministe- 
rium und der CIA merkwürdig 
still. Amerika befindet sich im 


. Nahen Osten am Rande des Krie- 


ges, die Wirtschaft reißt in den 
Nähten auseinander, und George 
Bush fliegt durch die Lande und 
befindet sich scheinbar schon im 
Wahlkampf für seine Wiederwahl 
1992. Entweder sind der Präsi- 
dent und seine Mannschaft sehr 
klug, wie ein paar hoffnungsvolle 
Loyalisten behaupten, oder die 
Regierung ist noch unfähiger wie 
das amerikanische Volk arg- 
wöhnt. 


Der erste Schritt zur 
neuen Weltordnung 


Nach Ansicht dieser Bush-Ge- 
treuen hat der Präsident die Lei- 
tung der Operation Wüstenschild 
voll und ganz übernommen und 
spielt seine Karten eng an die We- 
ste haltend aus. Sie sagen, er 
treibe am Persischen Golf ein ge- 
rissenes Spiel der »strategischen 
Täuschung«. 


Es sei der erste Schritt zu seiner 
neuen Weltordnung - ein gran- 
dioser Plan zur Wiedererlangung 
der interhationalen Überlegen- 
heit der USA im neuen weltwei- 
ten Wirtschaftswettbewerb, der 
sich im Kielwasser des nicht mehr 


bestehenden Kalten Krieges ent- 
wickelt. Seine Busenfreundin bei 
diesem riskanten Experiment ist 
die verblaßte imperiale Schön- 
heit, Großbritannien. Das von 
Bush benutzte Werkzeug zur.Er- 
reichung seines politisch-wirt- 
schaftlichen Ziels ist die amerika- 
nische Militärmacht, das einzige 
Hilfsmittel der USA, das noch 
ausreichend versorgt ist. 


Der starke Mann des Iraks; so 
verlautet aus diesen Kreisen, 
habe Bush und Amerika durch 
seinen Einmarsch in Kuwait eine 
goldene Brücke gebaut. Der Prä- 
sident habe durch seinen Aufbau 
einer militärischen Präsenz in der 
Golfregion sehr klug reagiert. 
Eine militärische Präsenz dieser 
Art seipolitisch vielbedeutsamer 
und wesentlich dauerhafter als 
das traditionelle Flagge-Hissen 
der Marinestreitkräfte. Sie ver- 
leihe der neuen Politik der ausge- 
glichenen Annäherung im Nahen 
Osten Substanz und werde letzt- 
endlich der entscheidende Faktor 
bei der Bestimmung der Produk- 
tionsmenge und des Preises des 
Ols in der Region sein. 


Jetzt, wo sich die USA mit star- 
ken Kräften im Nahen Osten et- 
abliert haben, verlautet aus die- 
sen Kreisen, wird der Präsident 
die Truppen wohl kaum in naher 
Zukunft nach Hause holen. Der 
Aufbau der Mannschaftsstärke 


schreite nämlich weiter voran- 


und soll planmäßig den Stand 
von 400000 Mann erreichen. 
Dazu kommen noch die vier 
Flugzeugträger mit Einsatzgrup- 
pen, die in naheliegenden Ge- 
wässern operieren, und die zur 
deren Unterstützung in Diego 
Garcia und Westeuropa statio- 
nierten Bombereinheiten. 


Die USA als 
Weltpolizist 


Obwohl die starken amerikani- 
schen Streitkräfte, ergänzt durch 
100000 arabische und europäi- 
sche Soldaten, für Saddam eine 


len, sollen sie doch nicht zu einer 
Bodenoffensive gegen den Irak 
oder gar das besetzte Kuwait ein- 
gesetzt werden, heißt esin diesen 
Kreisen. Ihr Zweck sei es, Sad- 
dam auf der arabischen Halbinsel 


im Zaum zu halten, und ihn da- 


von abzuschrecken, irgendwel- 
che provokativen Handlungen 
anderswo in der Region zu bege- 
hen. 


‚beträchtliche Bedrohung darstel- 


Der eigentliche Wert der ameri- 


kanischen militärischen Präsenz’ 


am Golf sei politischer Natur. “ 


Saddams Macht ‘und Einfluß: in 

der Region sei durch Bushs Inter- 
vention wirksam neutralisiert 

worden. Iraks große, gut ausge- 

rüstete Armee könne nicht mehr 

als Drohung zur Durchsetzung 

seiner Ziele verwendet werden. 


In der Tat sei kein Land in der Re- 
gion - nicht einmal das hochgerü- 
stete Israel -in der Lage das Spiel 
der. militärischen Macht zu be- 
treiben, jetzt, wo sich dort starke 
amerikanische Streitkräfte befin-. 
den. Das Gleichgewicht der 
Macht im Nahen Osten sei völlig 
umgestaltet worden, und die 
USA könnten jetzt gemeinsam 
mit den gemäßigten Arabern 
friedliche Lösungen für die vie- 


len Probleme, die.der Region zur : 


Last fallen - darunter die äußerst 


schwierige.israelisch palästinensi- 


sche Streitfrage -, erzwingen, sa- 
gen die Getreuen des Präsiden- 
ten Bush. 


Amerikas 
Nahost-Spiel 


Durch die militärische Interven- 


tion des Präsidenten habe sich 
Amerika in das Nahost-Spiel ein- . 
gekauft und sei gleichzeitig zum - 
Hauptspieler und Polizisten ge- 
worden. Dies hätte niemals be- 
werkstelligt werden können, ver- 
lautet aus diesen Kreisen, wenn 
Präsident Bush sich nicht rasch 
an die Seite Saudi-Arabiens und 
der Golfstaaten gestellt hätte, als 
diese es mit der irakischen Ag- 
gression zu tun hatten. Die mit 
Bushs »strategischer Täuschung« 
verbundenen Gefahren seien je- 
doch ebenso groß wie unvorher- 
sehbar, räumen diese Kreise ein. 


Die Aussichten für einen Rück- 
zug Saddams aus Kuwait schei- 
nen sehr gering zu sein, es sei 
denn, ihm würden genau die glei- 
chen Zugeständnisse gemacht, 
die er von der königlichen Fami- 
lie Al-Sabah vor dem Einmarsch 
in deren winzig kleines Land ver- 
langt hatte. 


Bushs arabische Partner können 
eine militärische Offensive gegen 
ein arabisches Bruderland nicht 
ertragen, nicht einmal um Sad- 
dam aus Kuwait zu vertreiben, 
und noch viel weniger um seinen 


Sturz von der Macht im Irak her- .. 


beizuführen. D ’ 
2/1991 [ODE 43 = 


| ‚Naher Osten 


Israel soll 


: saudisches Ol 
übernehmen 


Franklin Dixon 


In dem ganzen Durcheinander, das sich aus dem Geschwafel der 
Sprachrohre des Establishments ergibt, die zur Krise am Persischen 
Golf Stellung nehmen - die Experten, die Medien-Auguren, die be- 
zahlten Propagandisten für spezielle politische und wirtschaftliche 
Interessen -, gibt es keine Diskussion über den kritischsten Punkt. 
Dieser bezieht sich auf die territorialen und nationalen Ambitionen 


 ... des Staates Israel. 


Was ist das historische Ziel der 
israelischen Außenpolitik? Ist 
es die friedliche Koexistenz mit 


seinen Nachbarn innerhalb gesi- 


cherten Grenzen? Die Antwort 
ist ein entschiedenes »Nein«. 
Der Nahe Osten befindet sich 
schon seit der Gründnung des 
Staates Israel im Aufruhr. Dies 
ist unmittelbar auf die israeli- 
sche Politik zurückzuführen. 


Die Erfüllung des 
zionistischen Traumes 


“Die Grundlage der Außenpolitik 
Israels ist die Erfüllung des zioni- 
stischen Traumes von Eretz Yis- 
rael (Großisrael), das die meisten 
der bestehenden arabischen Staa- 
ten umfaßt. Keineswegs zufällig 
schließt dieses Gebiet auch die 
größte Konzentration des mine- 
ralen Wohlstandes in der Welt, 
nämlich die Olfelder von Saudi- 
Arabien, ein. 


Israel glaubt, daß sein expansio- 
nistischer Traum am besten durch 
Schaffung eines völligen Chaos 
im Nahen Osten verwirklicht wer- 
den kann, beinahe so wie die ser- 
bischen Nationalisten unter der 
Herrschafft des österreichisch- 
ungarischen Reiches glaubten, 
ihre Staatseigenschaft nur im 
Kielwasser eines völligen Zusam- 
menbruchs der europäischen po- 
litischen Landschaft erlangen zu 
können. Daher die Ermordung 
des Erzherzogs Ferdinand und 
die sich daraus ergebende Tragö- 
. die, die als Erster Weltkrieg be- 
kannt ist. 


.44 [SODE. 211991 


u 


Aber Israel kann das nicht allein 
schaffen. Es ist ein winzig kleines 
Land - wenn auch dank des Wohl- 
wollens seines Schutzpatrons, 
der Vereinigten Staaten, hoch für 
den Krieg gerüstet -—, das nicht 
darauf hoffen kann, der Heraus- 
forderung einer Supermacht 
standzuhalten. Daher hat sich Is- 
rael an einen ungleichen Verbün- 
deten — die Sowjetunion - ge- 
wandt. 


I 
LAL O8 KERAMIK COPA BY ARIONEWS BC NT USA 


Israel und die Sowjetunion wer- 


den letztendlich die Gewinner ei- 


nes Krieges der USA gegen den 
Irak im Nahen Osten sein. 


Endsieger sind Israel 
und Moskau 


Obwohl dies während der fort- 
dauernden Krise im. Nahen 
Osten wegen des Einmarsches in 
den Kleinstaat Kuwait und des- 
sen Annektierung durch den Irak 
weitgehend unbemerkt geblie- 
ben ist, gab es eine Erneuerung 
der freundlichen Beziehungen 
zwischen Israel und eine be- 
trächtliche Reisediplomatie zwi- 
schen Moskau und Jerusalem hin 
und her. 


Die Bekanntgabe des Inhalts der 


streng geheimen israelisch-sowje- 
tischen Gespräche wurde auf ei- 
nen kleinen Kreis von Insidern 
beider Regierungen und 
»Freunde eines Großisraels« in 
Washington beschränkt. Aber 
diese Gespräche beziehen sich 
zweifellos darauf, wie die Israelis 
und Sowjets die Beute eines Krie- 
ges zwischen dem Irak und den 
Vereinigten Staaten und deren 
Sammelsurium von kleinen, 
schlecht ausgebildeten und 
schlecht ausgerüsteten »multina- 
tionalen« Verbündeten aufteilen 
werden. 


AR 
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Obwohl nicht zu den Insidern ge- 


hörend, traf der landesweit in ver-- 
schiedenen Zeitungen schrei- 
bende Kolumnist Patrick Bu- 
chanan, ein ehemaliger Leiter 
des Kommunikationswesens im 
Weißen Haus unter Reagan, ei- 
nen wunden Punkt, alserineiner 
kürzlich veröffentlichten Spalte 
feststellte, nur die Isrealis und de- 
ren »Ja-und-Amen-Ecke« in Was- 
hington seien für einen Krieg mit 
dem Irak. Der Schmerz, den Bu- 
chanan hervorrief, saß so tief, 
daß er den Zorn der israelischen 
Regierung und fast aller Anhän- 
ger des nahöstlichen zionisti- 
schen Staates in den Vereinigten 
Staaten über sein Haupt be- 

schwor. 17 


Auch die Sowjetsschüren _ 
die Kriegsflamme 


Eigentlich stand Buchanan, der 
ein scharfer Beobachter ist, der. 
Wahrheit näher als er ahnte, ob- 
wohl er hätte hinzufügen kön- 
nen, daß auch die Sowjets ver- 
stohlen die Kiegsflammen schür- 
ten. 


Die allerjüngsten landesweiten 

Meinungsumfragen in den USA 
haben gezeigt, daß das amerika- 
nische Volk der Kriegspläne der 
Bush-Regierung überdrüssig 


rar am: kei Ei a ER RRE\ 


»Warum gehst Du nicht ein bißchen vor die Tür spielen, Shamir?« 


INA, 


WC tax broadcast 


wird. Nur etwa die Hälfte der Be- 
fragten unterstützten die Hand- 
habung der Nahost-Krise durch 
den amerikanischen Päsidenten. 


» Seine Gunst unter der Bevölke- 

. Tung ist somit um 30 Prozent ge- 
sunken, seitdem er die ersten 
Truppen nach Saudi-Arabien ent- 
sandte. 


Das Volk kann einfach nicht ver- 
stehen, warum die USA den Tod 
von Zehntausenden seiner jun- 
gen Soldaten in einem Krieg mit 
dem Irak in Kauf nehmen. Die 
Bush-Regierung hat nicht einmal 
einen plausiblen Grund für die 


 Auseinandersetzung mit dem 


Irak genannt, sondern stattdes- 
sen verschiedene widersprüchli- 
che Rechtfertigungen angebo- 
.. ten, die die Öffentlichkeit nur 
. verwirrt und den US-Kongreß 
verstimmt haben. 


Die Menschen sind sich jedoch 
dessen bewußt, daß die interna- 
tionalen Olgesellschaften und 
Banker bereits gierig ihre Ta- 


“> schen mit Kriegsgewinnen voll- 


stopfen. 


- Was sie nicht wissen ist, daß die 
beiden Hauptübeltäter in einem 
amerikanischen Krieg gegen den 


‘= Irak - Israel und die Sowjetunion 


— bereits Pläne für die UÜber- 
nahme des ölreichen Nahen 
- Ostens haben. 


-.. Israel kein Freund 
der USA . A 


Israel stellt sich in Zusammenar- 
beit mit der Sowjetunion darauf 
ein, im Kielwasser einer blutigen 
Auseinandersetzung, die die Is- 
raelis selbst bereit sind zu entfa- 
chen, die großen saudi-arabi- 
schen Olfelder in Besitz zu neh- 
men. Die Entzündung eines 
Kriegsbrandes durch Israel be- 
darf keiner gewaltigen Anstren- 
.. gung, ebenso wenig wie es als 
“  Brandstifter wenig handwerkli- 
“chen Geschicks bedarf, um in ei- 
nem mit benzingetränkten Lum- 
pen gefüllten Raum ein Feuer zu 
entfachen. 


Machen wir uns nichts vor, die Is- 
raelis sind keine Freunde der Ver- 
einigten Staaten und haben we- 
gen.der Tötung von jungen ameri- 
kanischen Soldaten keinerlei 
Skrupel. 


“ Siehaben ihre Hinterhältigkeitin 
. der jüngsten Geschichte in zwei 


id 


eklatanten Fällen unter Beweis 


gestellt. 


Während des Sechs-Tage-Krieges 
von 1967 griffen israelische Luft- 
und Seestreitkräfte wissentlich 
das amerikanische Aufklärungs- 
schiff »USS Liberty« in interna- 
tionalen Gewässern an. Vierund- 
dreißig amerikanische Soldaten 
gingen ins Grab und mehr als 
hundert andere wurden verwun- 
det und verkrüppelt, als sie mit 
Bomben, Maschinengewehren, 
Torpedos und Napalm angegrif- 
fen wurden. Israelische Kano- 
niere beschossen sogar ihre Ret- 
tungsboote. 


Terror zum 
Wohle Israels 


Und jetzt entlarvte Victor Ost- 
rovsky in seinem Buch »By Way 
of Deception: The Making and 
Unmaking of a Mossad Officer« 
die Hinterhältigkeit seiner ehe- 
maligen Mossad-Bosse, die es ab- 
sichtlich unterließen, die Beam- 
ten des amerikanischen Geheim- 
dienstes davon in Kenntnis zu set- 
zen, daß Terroristen im Oktober 
1983 einen Bombenanschlag auf 
die Kaserne der US-Marines, in 
Beirut, Libanon, planten. Als 
Folge davon wurden 241 junge 
Soldaten der American Marines 
in die Luft gesprengt. 


Ostrovsky sagt, der Grund dafür, 
daß der Mossad die amerikani- 
schen Behörden nicht von der un- 
mittelbar bevorstehenden Ge- 
fahr in Kenntnis setzte, sei darin 
zu sehen, daß sie den Anschlag 
ausgeführt haben wollten, da 
dies den amerikanisch-arabi- 
schen Beziehungen schaden und 
sich somit zum Wohle Israels aus- 
wirken würde. 


Ostrovsky enthüllte auch, daß 
der Mossad in Amerika eine ak- 
tive Spionage-Operation, als 
»El« bekannt, unterhält, um 
amerikanische Geheimnisse zu 
stehlen. . 


Es ist leicht einen Krieg 
vom Zaune zu brechen 


Man stelle sich folgendes Szena- 
rio vor, eines von mehreren das 
derzeit zur Diskussion steht: 
Eine Gruppe von plästinensi- 
schen Terroristen, 
Gruppe, die sich als solche aus- 
gibt, dringt aus Jordanien nach 
Israel ein und verübt dort eine 


oder eine, 


terroristische Handlung. Die Is- . 


raelis reagieren darauf, indem sie 
in Jordanien einfallen, um die La- 
ger der Terroristen anzugreifen. 
Der irakische Präsident Saddam 
Hussein kommt Jordanien zu 
Hilfe, und die Vereinigten Staa- 
ten reagieren darauf, indem sie 
von Saudi-Arabien aus gegen 
den Irak vorgehen. 


Während die US-Streitkräfte von 
irakischen Streitkräften längs der 
saudi-kuwaitischen Grenze fest- 
genagelt werden, stoßen israeli- 
sche gepanzerte Streitkräfte 
durch Jordanien hindurch und 
vom Westen her bis tief nach 
Saudi-Arabien hinein und 
schließlich bis zum Meer vor. 


Indessen werden die US-Streit- 
kräfte von den irakischen Vertei- 
digungsstreitkräften zurückge- 
halten und schwer angeschlagen, 
unter Verwendung von chemi- 
schen und biologischen Waffen. 
Amerikas derzeitige arabischen 
Verbündete an den Frontlinien 
würden sich schnell aus dem 
Kampf zurückziehen, da sie Isra- 
els Vorstoß nach Saudi-Arabien 
hinein als eine weit schlimmere 
Gefahr als den Irak erachten. 


Und in der Zwischenzeit werden 
die amerikanischen Streitkräfte 
von den Irakis fürchterlich zu- 
sammengeschlagen, die immer 
noch von den Sowjets versorgt 
und ausgebildet werden. Zur 
Zeit der Abfassung dieses Arti- 
kels bilden 3000 sowjetische Be- 
rater die Irakis in der Anwen- 
dung ausgeklügelter Waffen so- 
wjetischer Lieferung aus. 


Und was die Dinge noch schlim- 
mer macht, Amerikas angebliche 
Verbündete, wie zum Beispiel 
Ägypten und Syrien, verlassen 
wegen des Eindringens von Israel 
die »multinationale Streit- 
macht«. 


Die Sowjets haben jetzt mehrere 
Auswahlmöglichkeiten oder will- 
kommene Gelegenheiten. So 
schwach wie die Sowjetunion 
auch im Inneren sein mag, die 
Rote Armee ist noch zahlenmä- 
Big überlegen. Sie braucht die 
NATO-Streitkräfte nicht zu 
fürchten, da ein Großteil der be- 
sten amerikanischen Soldaten 
und gepanzerte Einheiten aus 
Europa nach Saudi-Arabien ver- 
legt wurde. Die Sowjets haben 
mit europäischen NATO-Län- 
dern, vor allem mit Deutschland 
und Frankreich, Nichtangriffs- 


pakte und verschiedene Frie- 


densabkommen geschlossen. 


Eine günstige Stunde 
für die Sowjets 


Es stünde den Sowjets frei, gegen 


den Irak und seine reichen Olfel- 


der vorzugehen, mit denen sie | 


schon seit langem liebäugeln. 
Oder sie könnten hinterrücks 
den Irak angreifen und dabei ira- 
kische und möglicherwiese sogar 
die umstrittenen kuwaitischen 
Olfelder beschlagnahmen. 


Das Szenario endet damit daß Is- | 


rael und die Sowjetunion die gro- 


\e 


ßen nahöstlichen Ölfelder unter . 


sich aufteilen. Die US-Armee ist 


effektiv vernichtet, und die So- 


wjets erringen in ihrem jahrzehn- 
telangen Gerangel mit den Verei- 


nigten Staaten den Endsieg, 4 


ohne auch nur einen Schuß im 
Zorn auf die amerikanischen 
Streitkräfte abzugeben. Israel 
verwirklicht den zionistischen 
Traum von Eretz Yisrael, mit ei- 
nem Würgegriff auf die Haupt- 
Olreserven der westlichen Welt. 
Die Sowjets, bereits die größten 
Ölproduzenten der Welt, würden 


noch größere Gewinne machen ° 


und durch das nahöstliche Öl mo- 
nopolistische Macht erringen 
und sich ihren langgehegten 
Wunsch, einen Landzugang zum 
Persischen Golf zu haben, erfül- 
len. 


Der völlig von israelischen Inter- 
essensgruppen dominierte ameri- 


kanische Kongreß wird nicht ein- ° 


mal ein Winseln des Protestesvon 


sich geben. Der US-Präsident, 
nach dem Verlust seiner politi- 
schen Macht als Folge der ameri- 
kanischen Niederlage auf den 


Knien liegend, wird kaum in der . 


Lage sein, den sich daraus erge- 
benden status quo zu ändern. Die 
Medien-Gurus, wie William $a- 
fire, Abraham Rosenthal und 


William F. Buckley, werden Israel .: 


zu seinem »erstaunlichen Sieg« 
gratulieren ° 


Schlimmer noch, wenn dieses 
Szenario, wie oben umrissen, mit 
einem terroristischen Feldzug in 


den USA koordiniert würde, 


dann hätte es eine tödliche Aus- 


wirkung auf den US-Dollar und 


‘würde somit das Ende der Füh- 


rungsrolle Amerikas in der Fi- 


nanzwelt und innerhalb und au- _ 


Berhalb der USA ein wirtschaftli-- 


ches und gesellschaftliches Chaos - 


herbeiführen. 
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Nahost-Journal 


Meir Kahane, 
‚ der radikale 
"Rabbi 


Meir Kahane, der radikale Rabbi 
aus Brooklyn, predigte nicht nur 
Gewalt, er übte sie auch aus. Die 
Jewish Defense League (JDL), 
die er gründete und die insge- 
- heim von den Leuten auf dem 
- rechten Flügel der Knesseth - 
dem heutigen Ministerpräsiden- 
ten Jitzhak Shamir und dem Füh- 
rer. der Tehiya-Partei Geula Co- 
hen —- unterstützt wurde, war für 
zahlreiche Bombenanschläge 
‘und mehrere Morde in New 
York, New Jersey und Kalifor- 
. nien verantwortlich. 


Kahane war auch ein erbar- 
“ mungsloser Mann. Nach seinen 
jüdischen Biographen war er in 
seinem früheren Leben ein Infor- 
mant auf unterster Ebene für die 
-New York City Police und den 
FBI, ein Schürzenjäger und ein 
Freund von Mafia-Gangstern. 
Aber er war außerdem ein er- 
staunlich studierter Mann, ein 
glänzender Organisator und cha- 
rismatischer Führer, wenn auch 
_ einer der stets Ärgernis und Ge- 
walt als Werkzeuge zur Errei- 
chung seiner Ziele bevorzugte. 


.Sein: größter politischer und per- 


sönlicher Erfolg stellte sich in Is- 
rael ein, wo er die ultrarechte 
Kach-Partei gründete, die für ei- 
nen »Transfer« der Palästinenser 
- aus Israel und vom Westufer und 
dem: Gazastreifen nach Jorda- 
nien und in die anderen umlie- 
genden arabischen Länder - falls 
notwendig durch Gewalt - ein- 
. trat. Seine Popularität bei den is- 
-raelischen orthodoxen Juden und 
zionistischen Eiferern war sehr 
groB und wurde immer stärker. 


1984 wurde er in die Knesseth ge- 
“wählt, sehr zum Leidwesen des 
größten Teils-der israelischen Po- 
litiker. 1988, als seine Popularität 
- und Macht weiter zunahm, gab es 
Versuche, ihn aus technischen 
Gründen aus der Knesseth zu ver- 
“ drängen. Als diese Versuche fehl- 
schlugen, schloß das politische 
Establishment ihn und seine Par- 
tei von den Wahlen des Jahres 
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S 1988 aus, obwohl ‚Kahane ‚auf - 
- seine amerikanische Staatsbür- 


gerschaft verzichtete und Israel 
seine unzweideutige Treue ge- 
schworen hatte. 


Diejenigen, die ihn einst insge- 
heim unterstützten, Shamir und 
Cohen, schlossen sich dem Vor- 
stoß an, Kahane von der politi- 
schen Bühne in Israel zu vertrei- 


- ben. Dies geschah nicht aus 


grundsätzlichen Erwägungen, 
sondern eher weil sie seine wach- 
sende Stärke fürchteten. Wäre 
seine Kach-Partei nicht verboten 
worden, sagen Beobachter der 
politischen Szene in Israel, dann 
hätte sie wahrscheinlich sechs bis 
neun Sitze in der Knesseth errin- 
gen können, was sie an Stelle der 
religiösen Parteien bei der Bil- 
dung der jetzt von Shamir geführ- 
ten Regierung zum Zünglein an 
der Waage gemacht hätte. 


Da er ein Mann der Gewalt war, 
paßt es zu ihm, daß er durch die 


Hand eines Mörders starb. Die . 


Frage lautet nun: Wird der auf- 
wieglerische Rabbi im Tod noch 
gefährlicher sein als im Leben? 


Seine Anhänger haben geschwo- 
ren, seinen Tod zu rächen. Wer- 
den sie eine wütende Runde von 
Terroranschlägen - in Israel und 
in den Vereinigten Staaten — ge- 
gen seine wirklichen und ange- 
nommenen Feinde vom Stapel 
lassen? Und wenn dem so ist, wo- 
hin werden solche Gewalttätig- 
keiten führen? Aus Kreisen mit 


engen Bindungen zum israeli- - 


schen Mossad verlautet, daß ge- 
nau das die Absicht derjenigen 
war, die Kahanes Ermordung in 
die Wege leiteten. 


»Er hat ausgedient«, meinte ein 
»ehemaliger« Mossad-Offizier. 
»Er war einigen Leuten tot mehr 
wert als lebend. Es war die Sha- 
ron-Bande im Mossad, die hinter 
dem Mord an Kahane stand. Der 
ägyptische Mörder stand seit 
1978 auf ihrer. Gehaltsliste. Er 
war 1981 Teil eines Planes, den 
ägyptischen Staatspräsidenten 
Anwar Sadat zu ermorden.« 


Wie aus diesen Kreisen verlautet, 
hofft der ultrarechte Minister für 
Wohnungsbau, ‘General Ariel 


- Sharon, der Schlächter von Bei- 


rut, immer noch darauf, Israels 
Caesar zu werden und den Traum 
von Eretz Yisrael, Großisrael, zu 
verwirklichen. Er wird langsam 


“ des Wartens müde und sieht die 


Gegenwart - mit dem Exodus der 


Sowj etjuden nach Israelund dem 


. Kriegsfieber im Nahen Osten - 


als den geeigneten Zeitpunkt an, 


Schritte zu unternehmen. O- 


Frankreich und 
Spanien einigen 
sich mit 
Gorbatschow 


Der französische Staatspräsident 
Frangois Mitterrand und der spa- 
nische Ministerpräsident Felipe 
Gonzälez unterzeichneten wäh- 
rend der jüngsten Europareise 
des sowjetischen Staatspräsiden- 
ten Michail Gorbatschow sepa- 
rate Verträge zur wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit. 


Die französisch - sowjetische 
Übereinkunft sieht einen soforti- 
gen Kredit in Höhe von einer Mil- 
liarde Dollar an Moskau sowie bi- 
laterale Zusammenarbeit auf 
fünf Gebieten vor: Kerntechno- 
logie, Energie, Transportwesen, 
Fernverbindungen sowie For- 
schung und Entwicklung. Frank- 
reich und die Sowjetunion ver- 
pflichten sich dazu, in »einem 
Netzwerk der Solidarität« in 
Richtung auf ein »gemeinsames 
europäisches Haus« und auf eine 
»europäische Föderation« zu- 
sammenzuarbeiten, heißt esinei- 
ner gemeinsamen Erklärung. 


Ein Vertrag mit Spanien richtet 
sich im großen und ganzen nach 
dem auf 20 Jahre abgeschlosse- 
nen sowjetisch-deutschen Ver- 
trag zur wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeit, der im November 
1990 in Bonn unterzeichnet 
wurde, Spanien gewährt der So- 
wjetunion einen Ausfuhrkredit in 
Höhe von 1,5 Milliarden Dollar, 
um den Kauf von spanischen Ver- 
brauchsgütern, meistens Dauer- 
ware, durch die sowjetische Re- 
gierung und die Republiken zu fi- 
nanzieren. 


König Juan Carlos erklärte bei ei- 
nem Essen für den sowjetischen 
Staatspräsidenten, daß Spanien 
»zur wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit mit der Sowjetunion bereit 
ist«. Der sowjetische Rundfunk 
bemüht sich nach besten Kräften 
hervorzuheben, daß »der Besuch 
die sowjetisch-spanischen Bezie- 
hungen auf ein neues Niveau he- 
ben«. 


Die Sowjetunion hat Italien bes) 
“reits. den Entwurf für einen lang- . 


= 


fristigen Vertrag zur wirtschaftli- 
chen Zusammenarbeit mit dem 
Schwerpunkt auf »Zusammenar- 


beit auf industriellem Gebiet« . . ; 


vorgelegt. 


Araber 
unschuldig am 
Tempelberg- 
Massaker 


Die offizielle israelische Sprach- 
regelung, das Massaker an Palä- 
stinensern vom 8. Oktober. 1990 
an Jerusalems Moschee al-Agsa 
sei die Folge einer »geplanten 
arabischen Provokation« gewe- 
sen, wurde am 10. Oktober 1990 
von Israels führendem militäri- 
schem ; Kommentator, Ze’ev 
Schiff, in der'Tageszeitung »Ha’a- 
retz« zunichte gemacht. Schiff 
führte neue Beweise an, aus de- 
nen hervorgeht, daß die Palästi- 
nenser sich lediglich gegen die 
»Temple Mount Faithful« (»Die 
Getreuen des Tempelbergs«) ge- 
wandt haben, eine Gruppe zioni- 
stischer Terroristen, die sich ge- 
schworen haben, am Standort 


der Moschee Salomons Tempel - 


neu zu errichten. 


Schiff machte sich über die Erklä- 
rung der israelischen Polizei, die 
Araber hätten auf dem Tempel- 
berg Steine aufgehäuft, um die 


‚ jüdischen Anbeter an der Klage- 
.mauer anzugreifen, lustig. Laut 
Schiff liegen dort Steine genug 


herum und brauchen nicht aufge- 
häuft zu werden, da auf verschie- 
denen Baustellen Arbeiten im 
Gange sind. 


In einem Gespräch mit der bri- 
tischen Rundfunkgeselischaft 
BBC sagte Schiff weiter, die Be- 
hauptung der israelischen Poli- 
zei, sie habe in den frühen Mor- 
genstunden des 8. Oktobers 1990 
nur ein paar Beamte an den Tem- 
pelberg geschickt, weil sie keine 


Polizei an religiösen Stätten ein- _ 
setzen wollte, »ist für mich nicht : 


genug«. Er fragte sich, warum die 
Polizei dann nur wenige Minuten 
brauchte, nachdem die Palästi- 
nenser mit dem Steinewerfen be- 
gannen, um so hart zu reagieren. 


Er ließ durchblicken, daß die Po- _ 
lizei nur ausgeschwärmt sei, um 


zu provozieren, nachdem sie.es 


Ne 


jr zugelassen hatte, daß die Ausein- . 


andersetzung überhaupt hegin- 
nen konnte. oO 


US-Truppen 
geben Beruhi- 
gungsmittel aus 


Über unsere Korrespondenten in 
Amerika erfuhren wir, daß bei 


„. den in der »Operation Desert« 


der Bush-Regierung in der Wüste 
von Saudi-Arabien stationierten 
amerikanischen Truppen einige 
ernsthafte Probleme ihre Opfer 
“ fordern. 


Wir erfuhren, daß amerikanische 
Soldaten in abgelegenen Wüsten- 
stellungen, die zum Teil schon 
seit August dort sind, ernsthafte 
- Anzeichen der Langeweile und 
 . Beängstigung zur Schau tragen, 
und daß sich viele von ihnen die 
Frage stellen, warum sie soweit 
von der Heimat stationiert sind. 


... Es heißt, daß ein Mangel an aus- 
gebildetem Personal, um mit den 
psychologischen Problemen fer- 
tig zu werden, dazu geführt habe, 
daß den Soldaten Dosierungen 
von Valium und anderen starken 
gewohnheitsbildenden Beruhi- 


“ gungsmittel der Sorte Benzodia- 


. zepin verabreicht werden, um 
ihre Angste zu behandeln und sie 
zu beruhigen. Die Benzodiaze- 
pin-Familie der Beruhigungsmit- 
.. tel sind starke Drogen, die ernst- 
. hafte Nebenwirkungen haben 
und einige Menschen süchtig ma- 
chen können. 


Ein Stabsarzt bei einer US-Divi- 
sion, die einige ihrer Versor- 
gungseinheiten, darunter Sani- 
tätsabteilungen, nach Saudi-Ara- 
bien entsandt hat, sagte zu unse- 
rem Korrespondenten, er habe 
gehört, daß die Soldaten »Anzei- 
chen von Belastung« durch den 
Wüstendienst zu zeigen begin- 
nen. Er meinte, es sei logisch, 
daß, wenn die Soldaten nicht von 
Zeit zu Zeit zur Ruhe und Ent- 
‚spannung anderswohin verlegt 
werden, sie dann »unruhig und 
nervös werden, als ob sie Amei- 
sen in der Hose hätten«. 


»Für sie«, meinte er, »ist dies eine 
völlig neue Atmosphäre, obwohl 
sie eine Ausbildung zum Wüsten- 
krieg absolviert haben, kann sie 
eigentlich nichts auf die Lange- 


weile und strenge Reglementie- 
rung vorbereiten, mit denen sie 
es in Saudi-Arabien zu tun ha- 
ben.« 


Die Bush-Regierung hat Pläne 


bekanntgegeben, um die Trup- 
pen »rotieren« zu lassen, wäh- 
rend sie weiterhin Zehntausende 
von weiteren jungen Soldaten 
nach Saudi-Arabien und in die 
Region am persischen Golf hin- 
einströmen läßt. Obwohl das 
hohe Militär im US-Verteidi- 
gungsministerium es nicht wahr- 
haben will, ist durch die Anwe- 
senheit von weiblichen Personen 
ein besonderes Problem aufgetre- 
ten. 


Unter den gegebenen Umstän- 
den, daß es den amerikanischen 
Soldaten streng verboten ist, sich 
mit saudischen Frauen zu verbrü- 
dern, bewahrheitet sich die alte 
Weisheit »Jungen sind Jungen 
und Mädchen sind Mädchen«, 
besonders jetzt, wo einige US- 
Soldaten sich schon seit Augustin 
dem arabischen Land befinden. 
Unsere Korrespondenten haben 
erfahren, daß 36 weibliche Solda- 
ten kürzlich von Saudi-Arabien 
nach Hause geschickt wurden, 34 
die schwanger waren und zwei, 
denen Prostitution vorgeworfen 
wurde. 


Der im Ruhestand lebende Bri- 
gadegeneral Elizabeth. P. Hoi- 
sington aus Arlington, US-Bun- 
desstaat Virginia, Amerikas er- 
ster weiblicher General, warnte, 
daß Frauen ein »schwaches Glied 
in der Kette« sein können, soweit 
dies Frauen in Kampfsituationen 
betrifft. General Hoisington be- 
fürchtet, daß männliche Soldaten 
während des Kampfes »zurück- 
weichen«, um weiblichen Solda- 
ten zu helfen und somit »die 
Schlacht verlieren könnten«. 


»Ich glaube nicht, daß Frauen 
durch die Bank das Durchhalte- 
vermögen haben, um in der In- 
fanterie zu bleiben«, meinte Ge- 
neral Hoisington. »Tag für Tag in 
einem Schützenloch zu stecken, 
kann ziemlich hart sein.« 


General Hoisington äußerte wei- 
ter, die Sache mit den Alleinste- 
henden im Militär »stelle ein Pro- 
blem dar, mit dem die Armee fer- 
tig werden muß. Es ist ein hartes 
Problem, das bewältigt werden 
muß.« je 


Während des weithin angekün- 
digten Besuchs des amerikani- 


DE Er au 


schen Präsidenten Bush in Saudi- 


Arabien, um dort mit den US- 
Soldaten das Erntedankfest zu 
feiern, mußten die höheren Char- 
gen der Armee zugunsten der 
Fernsehberichte die Soldaten, 
denen gestattet wurde von Bush 
begrüßt zu werden, sorgfältig 
auswählen. Denn viele stellen die 
Gründe in Frage, warum sie in 
die Wüste geschickt wurden; sie 
durften nicht in die Nähe der Be- 
gleitmannschaft des Präsidenten 
kommen, um peinliche Situatio- 
nen zu vermeiden. Amerikani- 
sche Soldaten, die irgendwo in 
die Nähe des Präsidenten kamen, 
wurde befohlen, die Schlagbol- 
zen aus ihren Gewehren zu ent- 
fernen, da das hohe Militär be- 
fürchten mußte, es könnten »Un- 
fälle« geschehen. 


Soldaten, die in Saudi-Arabien 
stationiert sind, fangen an, sich 
bitter über die ihnen auferlegten 
Beschränkungen zu beklagen. 
Ihre Kommandeure halten sie so- 
gar davon ab, die amerikanische 


- Flagge zu hissen, weilsie befürch- 


ten, dies könnte die Saudis belei- 
digen. Als Folge davon sind win- 
zige US-Flaggen, die. mit Gum- 
misaugern befestigt werden, auf 
den Armaturenbrettern verschie- 
dener Militärfahrzeuge  ange- 
bracht. 


Es ist schon Monate her, seit die 
Soldaten ein kühles Bier trinken 
konnten, da alkoholische Ge- 
tränke verboten sind, weil deren 
Genuß gegen saudische Gesetze 
verstößt. 


Militärpfarrer haben den Befehl, 
sich mit ihren Tätigkeiten sehr zu- 
rückzuhalten und alle Gottes- 
dienste für die Soldaten werden 
so unauffällig wie möglich abge- 
halten. »Natürlich erhöht dies al- 
les nur die Angste der amerikani- 
schen Soldaten, die bereits Heim- 
weh und Angst davor haben, was 
die Zukunft ihnen bringen wird«, 
sagte ein Stabsarzt zu unseren 
Korrespondenten. U 
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Israels Politik 
gegenüber den 
Palästinensern 


Die bösartigen Razzien der isra- 


elischen Regierung auf Palästi- , 


nenser ruft von unerwarteter 


"Seite innerhalb Israels scharfe: 


Kritik hervor. Yossef Harmelin, . 


‚der ehemalige Leiter des israeli- 


schen Sicherheitsdienstes Shin 
Beth, äußerte gegenüber der 
französischen: Tageszeitung »Li- 
beration«, daß die Krise mit den 
Palästinensern und den besetzten 
Gebieten nicht erst in den letzten 
Wochen, sondern schon vor 23 
Jahren nach dem Krieg von 1967 
begonnen habe. Israel versuchte, 
1,5 Millionen. Palästinenser in 
den Gebieten, die alle gegen die 
Besetzung sind, zu beherrschen... 


Die jüngste Entscheidung, die 
Grenze zwischen Israel und den 
besetzten Gebieten zu schließen, 
kann die Dinge nur verschlim- | 
mern, da sie »unerträglicheAr- 
beitslosigkeit, Bitterkeit und Ent- 
täuschung hervorruft«, meint 
Harmelin. Eine »politische Lö- 
sung« ist erforderlich, und eine 
»Auge-um-Auge und Zahn-um-, 
Zahn«-Mentalität muß zurückge- 
wiesen werden. 


»Liberation« berichtet auch, daß 
die stärkste Opposition zur Re- 
gierungspolitik jetzt von höheren 


Offizieren des israelischen Mili- - 


tärs kommt, die aus der Intifada, 
dem Palästinenser-Aufstand, die 
Lehre gezogen haben, daß Israel 
sich nicht für immer an den be- 
setzten Gebieten festklammern 
kann. Der Korrespondent der 
französischen Zeitung berichtet, 
daß hochrangige Offiziere die 
»friedlichsten« Ansichten über .: 
die Palästina-Frage vertreten und‘. 

am stärksten für eine politische 
Einigung mit den Palästinensern . 
auf Verhandlungsbasis eintreten. 


- Naher Osten Naher Osten 


Feuerwerk 
schöner Worte 


Victor Marchetti 


Mit einem Feuerwerk von schönen Worten ging der amerikanische 
Präsident George Bush in der Krise am Persischen Golf von der De- 
fensive zur Offensive über, indem er verkündete, daß weitere 100 000 
amerikanische Soldaten und drei. weitere Flugzeugträger-Einsatz- 
‚x gruppen gegen den starken Mann des Iraks, Saddam Hussein, an 

- den Golf geschickt werden. Der amerikanische Präsident sagte, daß 
die USA vorbereitet sein müssen - falls es notwendig werden soll- 
te -, Saddam mit militärischen Mittel aus Kuwait und, so ließ er 
durchblicken, sogar aus Irak zu vertreiben. 


Aber dann schreckte er doch da- 
vor zurück, eine solche Verpflich- 
tung einzugehen, trotz des hyste- 
rischen Drängens seitens der 
Israel-freundlichen Interessen- 
gruppen in den westlichen Nach- 
richtenmedien. 


Amerikaner weigern sich 
einen hohen Preis zu zahlen 


‚Während die zionistische Lobby 

„ angeführt von einer fanatischen 
Israel-freundlichen Koalition ih- 
res mächtigen und lautstarken 
neokonservativen Flügels - nach 
Krieg gegen den Irak schreit, war- 
nen die Militärberater des ameri- 
kanischen Präsidenten diesen vor 
den Kosten und den Risiken, die 

‚solch einer unklugen Aktion in- 
newohnen. 


... Esgibt keine Garantie dafür, daß 
® die USA einen Krieg gegen den 
Irak gewinnen würden, und wenn 
ja, wären die Verluste an Men- 
schenleben und die Kosten für 
+ die Volkswirtschaft gewaltig. Es 
gibt darüber hinaus immer deut- 
lichere Anzeichen dafür, daß das 
amerikanische Volk nicht bereit 
ist, einen derart hohen Preis zu 
zahlen, um Kuwait zu befreien 
oder um die Ölpreise niedrig zu 
halten oder um Israels Sicherheit 
. aufrechtzuerhalten. 


Außerdem würde ein Eimarsch 
“ der amerikanischen Bodentrup- 
“ pen in Kuwait und die damit ein- 
hergehende Bombardierung des 
Irak - auch wenn diese Aktion 
von saudischen und einigen ande- 


- ren arabischen Streitkräften un- 


terstützt würde — als amerikani- 
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scher imperialistischer Krieg be- 
trachtet, der nur geführt wird, 
um. die Erdöl-Monarchien am 
Persischen Golf zu schützen. 


"Amerika könnte die Welt und so- 


gar einen Großteil des Nahen 
Ostens — oder, was das betrifft, 
das amerikanische Volk - kaum 
davon überzeugen, daß die USA 
Saddam und sein Regime ver- 
nichten, um die Welt sicherer für 
die Demokratie zu machen. Der 
einzige Sieger in einer solchen 
militärisehen und außenpoliti- 
schen Katastrophe wäre Israel, 
das auf Verwirrung und Konfron- 
tation in der arabischen Welt 
blüht und gedeiht. 


Krieg würde unkontrollier- 
baren Aufruhr entfachen 


Ein von Amerikanern angeführter 
Krieg am Persischen Golf würde 
wahrscheinlich für mindestens ein 
Jahrzehnt lang einen unkontrol- 
lierbaren Aufruhr im Nahen Osten 
entfachen. Der amerikafeindliche 
islamische Fundamentalismus 
stünde dann in hellen Flammen. 
Die Chance für eine Lösung der is- 
raelisch-palästinensischen Situa- 
tion wäre für immer vertan. Ame- 
rikas arabische Verbündeten am 
Golf gerieten dann in ernsthafte 
Gefahr, was wiederum eine stän- 
dige militärische Präsenz der 
Amerikaner erforderlich machen 


würde, um sie vor Bedrohungen.. 


von außen - und von innen - zu 
schützen. 


Und Israel, unterstützt durch fort- 
währendes Quängeln der zionisti- 
schen Interessengruppen in den 
Vereinigten Staaten, würde die 


Amerikaner mit ewigen Forderun- 
gen nach mehr und mehr Geld aus 
den Taschen der Steuerzahler aus- 
bluten, um seine Sicherheit auf- 
rechtzuerhalten. 


Präsident Bushs derzeitiger Über- 
gang zu einem offensiven Modus 
wird Saddam ebensowenig zur Ka- 
pitulation zwingen, ‘wie irgend 
eine der anderen Taktiken, die ge- 
gen ihn angewendet worden sind. 
Weder Druck von Seiten der Ver- 
einten Nationen noch das interna- 
tionale Wirtschaftsembargo und 
die Seeblockade haben den star- 
ken Mann dazu bewegt, auch nur 
mit den Augen zu zwinkern. Jedes- 
mal, wenn der US-Präsident den 
Einsatz erhöhte, hielt Saddam da- 


gegen. 


Es gibt keinen Grund zu der An- 
nahme, daß er auf Bushs kürzliche 
Einsatzerhöhung anders reagieren 
wird. Saddam läßt es darauf an- 
kommen, daß die USA ihn angrei- 
fen. 


Dies versetzt die USA jedoch in 
eine Lage, in der von ihnen ver- 
langt wird, zwischen einem bluti- 
gen Krieg mit dem Irak und eine 
demütigende Besänftigung Sad- 
dams zu wählen. Es gibt für Präsi- 
dent Bush keinen Grund zur Panik 
und sich zu einer katastrophalen 
Auseinandersetzung mit dem ira- 
kischen Diktator drängen zu las- 
sen - nur weil Amerikas eifernde 
Israel-freundliche Juden sagen, 
es sei ehrenhaft dies zu tun. Was 
wissen diese Eiferer schon von 
Ehre? 


Politik der Eindämmung 
und Abschreckung 


Der Präsident hat noch eine an- 
dere und viel vernünftigere Wahl 
- eine Wahl, die viel größere Aus- 
sicht auf Erfolg verspricht und 
den gewünschten Erfolg haben 
wird, die Lage im Nahen Osten 
zu stabilisieren. Es ist die -altbe- 
währte Strategie der Eindäm- 
mung und Abschreckung. :Diese 
Politik wurde klug und entschlos- 
sen auf die weit größere Bedro- 


"hung angewendet, die das »böse 


Imperium« der Sowjetunion und 
des kommunistischen Blocks in 
den Jahren des Kalten Krieges 
darstellte: 

Und sie funktionierte gut: Sie 
funktionierte sogar in Asien ge- 
gen das kommunistische China. 
Die Ausbreitung des Kommunis- 
mus durch sowjetische militäri- 
sche Macht wurde eingedämmt. 


Die Verwirklichung der territo- 
rialen Ambitionen der Sowjet- 
union durch Anwendung von Ge- 


walt wurde abgeschreckt. Und - B 


schließlich brach das kommunis- 
tische Weltreich zusammen. 


Eine Politik der Eindämmung- 
Abschreckung, mit Schwerpunkt 
auf dem Irak, wäre noch erfolg- 
reicher und würde noch schneller 
zum Ziele führen. Militärisch ge- 


“ hemmt und Auge in Auge mit ei- 


ner mächtigen amerikanisch-ara- 
bischen Abschreckung, begleitet 
von einem Wirtschaftsembargo 
und einer diplomatischen Isola- 
tion, könnte weder Saddam noch 
der Irak lange durchhalten. Er 
und sein Regime würden zusam- 
menbrechen, ohne daß auch nur 
ein Schuß abgefeuert wird. 


Das Öl und die 
neue Weltordnung 


Sollte Saddam so dumm sein, zu 
einem militärischen Schlag gegen 
die amerikanischen Streitkräfte 
am Golf auszuholen, dann 
könnte er zur Unterwerfung ge- 
zwungen, beziehungsweise durch 
amerikanische Luftstreitkräfte 
vernichtet werden. Sollte er so tö- 
richt sein, aus Verzweiflung und 
in der Hoffnung, Amerikas Feuer 
aufihn zu lenken, Israel anzugrei- 
fen - wie die zionistische Interes- 
sensgruppe, aber nicht das isra- 
elische Militär, glaubt - dann soll- 
ten die USA fest zu ihrer Politik 
der Eindämmung stehen und den 
Israelis überlassen, mit Saddam 
fertigzuwerden. Israel steht nicht - 
im Mittelpunkt der amerikani- 


"schen Interessen in der Region. 


Es sind die arabischen Ol-König- 
reiche, die für die kommende 
neue Weltordnung von entschei- 
dender Bedeutung sind. 


Obwohl eine Politik der Eindäm- 
mung-Abschreckung sehr kost- 
spielig wäre, können die Kosten 
für ihre Durchführung leicht von 
Saudi-Arabien und den Golistaa- 
ten gemeinsam aufgebracht wer- 
den. Die Japaner und die Deut- 
schen könnten von den Vereinten 
Nationen aufgefordert werden, 
sich an der Finanzierung der ame- 
rikanischen und arabischen Frie- 
denserhaltungs-Streitkräfte in 
der Region zu beteiligen. Gleich- 
zeitig könnte ein vernünftiges 
und gerechtes Ölproduktions- 
und Ölpreissystem zum Wohle al- 
ler an der Politik der Eindäm- 
mung Beteiligten gebildet wer- 
den. oO 


Neuauflage 


‚des Ersten 
‚Weltkrieges 


* Mike Blair 


‚ Die irakischen Militärsrategen haben entlang der kuwaitischen 
. Grenze zu Saudi-Arabien ein verwirrendes System von Verteidi- 


“». gungsgräber errichtet, das an das von Frankreich im Ersten Welt- 


krieg im Raume des »blutigen Verdun« ausgehoben Verteidigungssy- 


‚stems erinnert. 


Mit der Erklärung »Sie werden 


- nicht vorbeikommen«, ließ der 


französischen General Henri Phi- 
lippe Petain eine Reihe von Grä- 


“. bern und andere Erdverteidigun- 


. gen entlang des berüchtigten Vor- 
sprungs von Verdun ausheben. 
. Zahlenmäßig überlegene deut- 
. sche Streitkräfte hofften damals, 
. die französische Armee an der 
‘ Verteidigungslinie bei Verdun 
ausbluten zu können, aber die 
: Schlacht dauerte fünf Monate an 
und führte schließlich zu einer 
- . Million Toten und Verwunderten 
auf beiden Seiten. 


. Jetzt, 75 Jahre später, sagen Mili- 
“‚ tärexperten voraus, daß sich in 
der öden Sandwüste an der sau- 
disch-kuwaitischen Grenze etwas 
Ähnliches wie die Massen- 


- schlacht von Verdun ereignen 


könnte. Nach der Tragödie von 
: Vietnam mit 55 0000 amerikani- 
schen Toten und dem Trauma die- 
ses unseligen Krieges, das der 
amerikanischen Nation noch im- 
mer seelische Schmerzen berei- 
tet, ist das amerikanische Volk 
nicht zu einer Wiederholung von 


- Verdun mit allen seinen Schrek- 


ken - gewaltige Artillerie-Irom- 
melfeuer, blutige Angriffe über 
Stacheldraht-Abwehrlinien hin- 
weg und Giftangriffe durch den 
Gegner - bereit. Aber genau das 
wird Amerika und seine Verbün- 
deten erleben, wenn der Krieg 
wirklich ausbricht. 


“ Aus einer Vielzahl von Quellen 
- haben wir mosaikartig zusam- 


mengestellt, was den amerikani- 


. ‚schen Truppen und ihren Verbün- 
.deten bevorsteht, wenn die 
. Bush-Regierung, die derzeit eif- 


rig nach einer Ausrede für Krieg 
sucht, dem Militär befiehlt, in 
das von Irakern besetzte Kuwait 
einzumarschieren. 


Zunächst ist da eine Stachel- 
draht-Linie untersützt durch drei 
parallellaufende Reihen von Mi- 
nenfeldern, jedes von ihnen meh- 
rer Hundert Meter tief und mit 
eingegrabenen Minen gegen Per- 
sonen und Panzer übersät, die 


- der Irak von Rotchina, der So- 


wjetunion und Frankreich erhal- 
ten hat. 


Zwischen den Minenfeldern be- 
finden sich Panzersperrgräben, 
jeder etwa 3,60 Meter tiefund bis 
zu 3 Meter breit. 'Sie wurden mit 


‚Erdbewegungsgeräten und Bull- 


dozern aus Japan ausgehoben. 


Fässer mit je 
200 Liter Napalm 


In diesen Gräben "haben die Ira- 
kis Fässer mit je 200 Liter tödlı- 
chem Napalm gelegt und Rohrlei- 
tungen aus Kuwaits Olfeldern 
dorthin verlegt. 


Mit ölbeladenen Tankern die je- 
derzeit in Flammen gesetzt wer- 
den können, werden die amerika- 
nischen Marines vor Kuwaits Kü- 
sten erwartet. Allein diese Taktik 


würde zur größten von Menschen . 


gemachten Umweltkatastrophe 
der Geschichte führen. 


Wie aus britischen Geheim- 
dienstkreisen verlautet, haben 
sich hinter dem »Hindernis-Gür- 
tel«, der dazu konzipiert ist, den 


“Vormarsch. der amerikanischen 


. Panzerfahrzeuge zu verlangsa- 


men oder aufzuhalten, irakische 
Infanteristen in: tiefen Gräben, 
befestigt mit betonumhüllten 
Maschendraht, verschanzt. 


Diese erste Staffel der irakischen 
Streitkräfte soll angreifende 
Truppen weiter aufhalten. 


Eine zweite Staffel, so verlautet 
aus britischen Kreisen, zieht sich 
entlang einer Linie, die südlich 
von Kuwait City beginnend nach 
Nordwesten zur kuwaitischen 
Grenze mit dem Irak und noch 
ein Stück weiter in den Irak selbst 
hinein geht. Diese zweite Staffel 
besteht aus sehr beweglichen mo- 
torisierten Panzereinheiten und 
ist dazu bestimmt, in die angrei- 
fenden Streitkräfte einzudringen 
und sie auseinanderzureißen. 
Eine dritte Staffel besteht aus ei- 
nem Bündel schwer bewaffneter 
Panzereinheiten nördlich von Ku- 
wait City. Sie sollten zum Gegen- 
angriff verwendet werden. 


Schließlich befinden sich weiter 
nördlich und an beiden Sei- 
ten der irakisch-kuwaitischen 
Grenze starke Reservekräfte. Sie 
sollen dem Irak als Hauptstreit- 
macht zur Verteidigung des Hei- 
matlandes dienen, falls andere 
Verteidigungslinien überrannt 
werden. u. 


Eine Feuerwand 
gegen die Panzer 


In den mit Napalm-Fässern ge- 
füllten Gräben des »Hindernis- 
Gürtels«, die im Ernstfall mit 
Rohöl überflutet werden sollen, 
werden die Irakis durch Fern- 
steuerung eine wahrhaftige Feu- 
erwand entzünden. Diese wird 
die Zielerfassung-Radaranlagen 
der amerikanischen Abrams M- 
1-Panzer, die keine Flammen und 
Rauch durchdringen können, un- 
wirksam machen. 


Sie ist gleichzeitig eine »Tötungs- 
zone« der irakischen Artillerie 
hinter der ersten Staffel der iraki- 
schen Truppen. 


Die irakischen Streitkräfte haben 
weiterhin Hunderte von verstärk- 
ten Artillerie-Geschützen, ange- 
fangen von 81-mm-Mörsern bis 
zu einer furchterregenden Kette 
von mindestens 300 155-mm- 
Mörsern, in Stellung gebracht. 

Die Mörser, die während des 
achtjährigen iranisch-irakischen 
Krieges weitgehend für die Dezi- 


Fe 


_ mierung der iranischen Infante- 


rie- und Panzereinheiten ver- 
antwortlich waren, sind die be- 
sten der Welt. \ 


Der Irak hat auch mit deutscher . 


und amerikanischer Technologie 
eine neue hochexplosive Waffe 
entwickelt, die nach ‚Aussagen 
von Beamten aus dem US-Vertei- 
digungsministerium in der Lage 
ist, über einem meherere Kilome- : 
ter breitem Gebiet eine Explo- 
sion ähnlich wie die einer kleinen 
Atombombe zu entfachen. 
Unter der Bezeichnung fuel-air 
explosive oder FAE (Treibstoff- 
Luft-Sprengstoff) bekannt, wäre 
diese Waffe besonders wirksam 
gegen Luftstützpunkte, Olfelder 


oder Truppen auf offenem Ge- :- 


lände. 


Der Sprengkopf der Bombe oder -: 
Rakete enthält entweder Propan- 
gas oder Athylen-Oxyd. Eine er- .. 
ste Explosion verteilt das Gas in 
der Luft, undeine zweite, zeitver- 
zögerte Detonation entzündet : 
die Mischung aus Treibstoff und 
Luft und verursacht eine gewal- 

tige Feuerkugel und Schock 

welle. > 


Wie verlautet, kann der Irak die 
FAEs als Bomben aus Flugzeu- 
gen abwerfen oder mit Flugzeug: . 
Lenkflugkörpern abschießen. 
Den US-Streitkräften steht auch 
der mögliche Einsatz von Gift- 
gaswaffen durch den Irak bevor. 
Es ist bekannt, daß die Irakis so- 
wohl über Senfgas als auch über 
andere blasenbildende Gase so- 
wie über das noch tödlichere Ner- 
vengas verfügen. 


Es ist fraglich, ob die US-Trup- 

pen über die notwendige Schutz- 
kleidung verfügen, um solchen 

Waffen, die die Irakis entweder 

mit Lenkflugkörpern abschlie- 
Ben oder als Flugzeugbomben ab- 

werfen, entgegentreten zu kön- 

nen. 


Nur wenige Militärfachleute wür- 
den der Meinung nicht zustim- - 
men, daß die amerikanischen 
Streitkräfte, hauptsächlich durch 
ihre weit überlegenen Luft - und 
Seestreitmacht, die Auseinander- 
setzung mit dem Irak gewinnen 
werden. Sie wissen aber auch, 
daß ein solcher Sieg nicht ohne 
hohe Kosten zu erringen ist. 


Wie der Führer des Iraks, Präsi- 


dent Saddam Hussein, schon 
sagte: »Wir sind nicht Panama«. 
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Naher Osten Osten 


Bei der 


Golfkrise 


wird Anti- 


semitismus 
vorgeschoben 


- Victor Marchetti 


Der konservative, in mehreren Zeitungen schreibende amerikani- 
sche Journalist und Talk-Show-Master Patrick Buchanan steht mit 
seiner deutlich zum Ausdruck gebrachten Sorge und öffentlichen 
Züchtigung der zionistischen Pro-Israel-Lobby wegen Bushs Eil- 
marsch zum Krieg am Persischen Golf keineswegs allein da. Die 
‚ überall in den Vereinigten Staaten verbreitete Unzufriedenheit der 
Amerikaner über Bushs Kriegspolitik schwillt in aller Stille an. 


In immer strärkerem Ausmaß 
‚spiegelt sich die landesweite Be- 


stürzung in den USA sowohl auf 
dem konservativen als auch auf 
dem liberalen Flügel des politi- 


schen Spektrums, offen auf dem 


. ersten und hinter den Kulissen 


auf dem letzteren, wider. Der of- 
fene Kampf, der sich weitgehend 
in Kreisen der konservativen 
amerikanischen Medien abspielt, 
hat den rechten Flügel gespalten. 
Die von den Zionisten domi- 
nierte neokonservative Gruppe 


‚ist als Kriegspartei in Erschei- 


nung getreten und drängt den 


“ US-Präsidenten lautstark und an- 


. griffslustig dazu, eine militäri- 


sche Offensive gegen den iraki- 
schen Führer Saddam Hussein 
vom Stapel zu lassen. 


Der Vorwurf des 
Antisemitismus 


Im Gegensatz dazu legen die vor- 
wiegend nicht- zionistischen Kon- 


. servativen im großen und ganzen 


‘in Bezug auf die Golfkrise eine 


uncharakteristische Zurückhal- 
tung an den Tag. Doch wird die 
Politik des US-Präsidenten auch 
von ihnen mehr und mehr scharf 


‚ kritisiert, sehr zum Ärgernis der 


zionistischen Israel-freundlichen 
Eiferer sowohl auf der konserva- 
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»Sein, oder nicht sein...« 


tiven als auch auf der liberalen 
Seite. 


Dieser Kritik schlug ein Sperr- 
feuer von wütend ausgestoßenen 
Attributen entgegen, wobei der 
Vorwurf des »Antisemitismus« 
am meisten zu hören ist. Augen- 
scheinlich sehen die fast hysteri- 
schen zionistischen Israel-freund- 
lichen Kriegstreiber einen 
Schießkrieg zwischen den USA 
und dem Irak als günstig für die 
Interessen Israels an. Ein solcher 
Krieg wäre demnach durchaus zu 
rechtfertigen. 


Solche Argumente erwachsen je- 
doch ausschließlich aus der zioni- 
stischen Betrachtungsweise der 
Dinge. Jüdische Besorgnisse um 


die Interessen der USA sind völ- 
lig belanglos und Sorgen jüdi- 


scherseits um die Interessen des 
amerikanischen Volkes 
haupt nicht vorhanden. 


Ihre Wurzeln sind 
der Marxismus 


Es ist keineswegs überraschend, 
daß die wütendsten Vorwürfe aus 
der Ecke der neokonservativen 
Clique kommen. Diese Gruppe, 
vorwiegend zionistischer Journa- 
listen und Spieler auf der politi- 
schen Klaviatur, hat ihre Wurzeln 
im Marxismus, von dem sie sich 


nach Israels siegreichem Sechs- - 


Tage-Krieg von 1967 opportuni- 
stisch in den Blumentopf des Zio- 
nismus umpflanzen ließ. Ihre er- 
ste Loyalität galt niemals Ame- 
rika, und heute fühlen sie sich to- 
tal und blindgläubig der Sache Is- 
raels verpflichtet. 


Unter den Liberalen macht sich 
die Spaltung über Bushs Eingriff 
am Golf weniger bemerkbar, 
aber sie ist vorhanden. Die jüdi- 
schen Liberalen, ebenso wie ihre 
neokonservativen Brüder, gehör- 
ten jedoch zu den lautesten und 
druckvollsten Einpeitschern der 
Kriegshysterie. Im amerikani- 
schen Kongreß verliehen sie der 
angriffslustigen Politik des Präsi- 
denten Bushs nicht nur ihre volle 
Unterstützung und Anfeuerung, 
sondern sie schalten sogar die Re- 
gierung dafür, nicht aggressiv ge- 
nug gewesen zu sein. In Ähnlich 
wütender Manier wurde jeder 
Nichtjude verleumdet mit dem 
gefürcheteten und politisch schä- 
digenden Schimpfwort »Antise- 
mit«. Die erste Loyalität dieser 
Juden galt natürlich stets Israel. 


Die wahren Probleme 
des Konflikts 


Doch jetzt machen sich im libera- 
len Lager, vor allem auf Capitol 
Hill, seltsame Unruhen bemerk- 
bar. 
freundlichen Kreisen verlautet, 
daß es vermutlich 25 Senatoren 
gebe - von denen einige schon 
seit langem als gehorsame 
Freunde Israels gezähmt und um- 
erzogen sind -, die drauf und 
dran seien, sich bezüglich der 
Golfkrise gegen die mächtige 
zionistische Interessensgruppe 
zu stellen. Im Hause der Reprä- 
sentanten könnte der prozen- 


über- 


Aus zionistischen Israel-. 


tuale Anteil der so Denkenden 


sogar noch höher sein und mehr: 


als 150 Mitglieder umfassen. - 


Die Spaltung über die Golfkrise, 
ist jedoch in dem großen, von Jü- 
den dominierten liberalen Kon-° 


tingent, von dem ein Großteil die 
höhere Ebene der landesweiten 


Medien beherrscht, kaum wahr- :' 3 


nehmbar. Obwohl sie vorhanden 
ist, wird sie derzeit durch die Ge- 
fühlsausbrüche der zionistischen 
Israel-freundlichen Journalisten 


noch überschattet. Anders als : 


ihre nichtjüdischen Kollegen auf 
der konservativen Seite des poli- 


tischen Spektrums, haben sich , ei 


die liberalen Freunde Israels bei 
ihren kritischen Kommentaren 
sehr viel zurückhaltender verhal- 
ten. 


Diese Angehörigen des vierten 


Standes, von denen einige in frü- 


heren Verkörperungen feuerfres- 
sende Gegner des Interventionis- 
mus waren, geben in Privatge- 
sprächen zu, daß sie den Stachel 
der Pro-Israel-Lobby fürchten, 
falls sie es wagen sollten, diese 


wegen der Golfsache herauszu- 


fordern. 


Präsident Bushs militärisches 
Abenteuer am Persischen Golf, 
wie immer es am Ende ausgehen 
mag, hat für Amerika ein Gutes 
zustandegebracht. Es hat das’zio- 
nistische Pro-Israel-Problem für 
jeden sichtbar ins Sonnenlicht ge- 
tragen. Durch ihre hysterischen 
Forderungen, daß die USA am 
Golf in den Krieg ziehen sollen - 
um Israels nationale Interessen 
voranzutreiben -, haben sich die 
Israel-freundlichen Eiferer, 
selbst ins Rampenlicht der ameri- 
kanischen Öffentlichkeit gestellt, 
als das was sie sind und immer wa- 
ren, nämlich Zionisten, deren er- 
ste Loyalität Israel gilt, ganz 


gleich welches Mäntelchen - ein 


liberales oder konservatives - sie 


sich zeitweiligumhängen mögen. . .: 


Indem sie versuchen, durch Rufe 
wie »Antisemit« und »Antisem- 
tismus« diejenigen mit Schimpf 
und Schande zu belegen,.die mit 
ihrer Politik nicht einverstanden 
sind, haben diese Zionisten deut- 
lich herausgestellt, daß es sich 
hier nicht um die Frage Krieg 
oder Frieden auf der Grundlage 
der vorrangigen Interessen Ame- 


rikas, sondern um Krieg zur För-- 


derung der Ziele Israels im Na- 
hen Osten handelt. Alle loyalen 
Amerikaner sollten diesen Leu- 
ten dafür danken, daß sie uns die- 
sen Gefallenerwiesenhaben. U 


'  amerikanisch-israelischen 


- Zionismus 


Für die 


Zukunft 


planen 


Victor Marchetti 


Im folgenden Beitrag untersucht unser Mitarbeiter Victor Marchetti 
einige der völlig neuen Gedankengänge, die derzeit sowohl in Ame- 
rika als auch in Israel bezüglich des Zionismus und der Rolle der Ju- 
denheit als Hauptverteidiger und Unterstützer Israels vonstatten ge- 
hen. Die Auffassung dazu des jüdischen Staates und der jüdisch- 
- amerikanischen Gemeinde hat sich in den letzten Jahren stark verän- 
dert. Der nunmehr drei Jahre alte Palästinenser-Aufstand, die Inti- 
fada, der plötzliche Zusammenbruch des Sowjetreiches und das Her- 
vortreten der neuen Betrachtungsweise Israels durch US-Präsident 
George Bush und dem amerikanischen Außenminister James Baker 
haben alle dazu beigetragen, das alte »besondere Verhältnis« zwi- 
schen den USA und Israel zu demolieren. Weder das Ausmaß noch 
die Geschwindigkeit mit der Israel in Ungnade gefallen ist war vor- 
auszusehen - vor allem nicht seitens der zionistischen Interessen- 


gruppen. 


Die Gedanken, die sich aus der 
unter den Anhängern Israels 
vonstatten gehenden Neuein- 
schätzung ergeben, fallen in 
mehrere allgemeine Katego- 
rien, darunter die Rolle der Ju- 
- den in der Diaspora - vor allem 
in den Vereinigten Staaten - bei 
der Unterstützung Israels; Isra- 
els Abhängigkeit von amerikani- 
scher Auslandshilfe; Israels 
Rolle als »jüdischer« Staat und 
die Herausforderung, die diese 
Exklusivität an die »demokrati- 
sche« Regierung stellt; das mili- 
_ tärische Gleichgewicht der 
Macht im Nahen Osten, wo es 
die Supermacht, die während 
des Kalten Krieges existierte, 
nicht mehr gibt; und es geht um 
Israels Zukunft. Alle diese The- 
men sind miteinander verbun- 
den und stehen in gegenseitiger 
Beziehung zueinander. 


Israel fühlt sich 


Die unmittelbarste Herausforde- 
rung an die Israelis zu diesem 
Zeitpunkt ist die militärische 
Krise am Persischen Golf. Sie hat 
lange schwelende Probleme des 
Ver- 
hältnisses an die Oberfläche ge- 


'  schwemmt und stellt besondere 


sche Ariel Scharon, die Kraft hin- 
ter dem verhängnisvollen Ein- 
marsch in den Libanon von 1982, 
und der Regierungschef Jitzhak 
Shamir, der sich nicht mehr in ei- 
ner unhandlichen Koalition mit 
der gemäßigten Arbeiter-Partei 
die Macht teilen muß und jetzt 
die Regierung fest in der Hand 
hat, wird persönlich von Präsi- 
dent Bush verabscheut — und das 
beruht auf Gegenseitigkeit. 


Die Geduld der 
Israelis ist am Ende 


Israel fühlt sich in der ihm zuge- 
teilten Rolle im Golfkonflikt - 
den Mund zu halten und sich die 
Nase zu putzen — deutlich un- 
wohl. Obwohl es sich zu Beginn 
der Krise damit abfand, stumm 
zu bleiben - schließlich war es 
ebenso zu Israels Vorteil, den 
Irak auszuschalten wie für die 
arabischen Länder, die von Sad- 
dam Hussein bedroht werden -, 
sind israelische Offizielle wäh- 
rend dieses scheinbar endlosen 
Aufmarsches unruhig geworden 
und haben damit begonnen, ge- 
gen den Befehl aus Washington, 


Yitzhak Shamir, Israels Premierminister: »Ein Krieg, der im 
Namen Israels geführt wird, ist ein guter Krieg.« 


Anforderungen an die neue isra- 
elische Likud-Regierung des har- 
ten Kurses, auf die sie keines- 
wegs vorbereitet ist. 


Israels neuer Außenminister, Da- 
vid Levy, spricht nicht einmal 
Englisch; der Mann der die Auf- 
nahme und Ansiedlung von bis zu 
einer Million sowjetjüdischer 
Einwanderer leitet, ist der fanati- 


sich zurückzuhalten um Ameri- 
kas neue arabische Verbündete 
nicht zu verärgern, aufzubegeh- 
ren. Die Israelis fangen jetzt da- 
mit an, dem Irak gegenüber krie- 
gerische Erklärungen über mögli- 
che »Vorbeugungs«-Schläge bei 
jeder wahrgenommenen Bedro- 
hung abzugeben, einhergehend 
mit quengeligen Statements an 
amerikanische Offizielle, aus de- 


nen stillschweigend hervorgeht, 
daß ihre Geduld mit ihrer Rolle 
als zweite Geige langsam zuende- 
gehe. 


Schlimmmer noch — was Israel 
und seine Anhänger betrifft —, 
viele vertreten jetzt die Ansicht, 
daß eine in Verhandlungen er- 
zielte Regelung mit dem Irak mit 
einer Lösung des israelisch-palä- 
stinensischen Konflikts einherge- 
hen muß. Der Stabschef des Wei- 
ßen Hauses, John Sununu drängt 
auf eine internationale Konfe- 
renz über diese Streitfrage, wäh- 
rend Bush und der US-Außenmi- 
nister James Baker sich schein- 
bar in diesem Punkt nicht direkt 
engagieren wollen, obwohl sie es 
klargemacht haben, daß das 
Junktim zumindest unvermeid- 
lich sei. Das ist natürlich für die 
Hardliner in der israelischen Re- 
gierung völlig unbefriedigend. 


Bei diesen Spannungen in den 
amerikanisch-israelischen Bezie- 
hungen ist es nicht verwunder- 
lich, daß das Heer der Denker, 
Kommentatoren und Gelehrten 
innerhalb der amerikanischen Ju- 
denheit und in Israel selbst ernst- 
haft über Alternativen zum Sta- 
tus quo nachdenken. 


Ein Thema das wiederholt auf- 
kam, ist Israels Abhängigkeit von 
amerikanischer Hilfe. Eine wach- 
sende Zahl von Israelis und eine 
kleinere Zahl amerikanischer Ju- 
den glauben, daß Israel in mehre- 
rer Hinsicht besser dran wäre, 
wenn es sich von seiner Abhän- 
gigkeit von den Dollar der ameri- 
kanischen Steuerzahler abnabeln 
könnte. Diese Leute glauben, 
daß Israel dann freiere Hand 
hätte, unabhängig zu handeln, 
wenn die ständige Bedrohung ei- 
ner Einstellung der US-Hilfe 
nicht mehr wie ein Damokles- 
Schwert über ihren Häuptern 
schwebt -obwohl diese Waffe sel- 
ten benutzt wird —, und daß Isra- 
els Wirtschaft gezwungen wäre, 
sich allmählich selbst zu unterhal- 
ten. 


Nachdenken über die 
US-Hilfe 


Joel Bainerman, Wirtschaftsre- 
dakteur der »Jerusalem Post«, 
schreibt in einem kürzlich er- 
schienenen Artikel der Zeit- 
schrift »Moment«, daß jetzt für 
Israel und die USA die Zeit ge- 
kommen sei, »ein neues Abkom- 
men zu treffen«. Er glaubt, daß 


211991 [ODE 51 


“ Handelsbanken 


u Zionismus s 
Für die 
Zukunft 
planen 


Israel damit aufhören sollte, aus 
einem verschwommenen Gefühl 
der Scham amerikanische Hilfe 
in Empfang zu nehmen - »es 
wäre nämlich ohne diese besser 
“ dran«. Aber das neue Abkom- 
men, das er auf Lager hat, ist für 
den amerikanischen Steuerzah- 
ler nicht gerade billig. Laut Bai- 
nerman » sollte Israel um Gleich- 
behandlung mit Ägypten und um 
Erlaß seiner Schulden in Höhe 
von zehn Milliarden Dollar an 
die USA ersuchen«. Von diesem 
Betrag schuldet Israel 4,5 Milliar- 
den Dollar direkt der amerikani- 
schen Regierung, während 5,5 
Milliarden Dollar den Handels- 
banken zustehen. 


Bainerman macht es an keiner 
Stelle klar, wer das Geld an die 
zurückzahlen 
wird — obwohl er offensichtlich 
impliziert, daß der Steuerzahler 
die Zeche berappen soll -, oder 
ob den Banken zugemutet wer- 
den kann, die Gelder als Schen- 
. kung für Israels zukünftiges 
Wohlergehen zu betrachten. 


'US-Hilfe als 
politische Waffe 


Bainerman argumentiert dahin- 
gehend, daß als Gegenleistung 
für den Schuldenerlaß Israels 
Wirtschaftshilfe in Höhe von 1,2 
Milliarden Dollar gestrichen wer- 
“ den sollte, während »soviel von 

- den 1,8 Milliarden Dollar an Mili- 
tär-Darlehen wie von einem ame- 
rikanischen. militärischen Stand- 
punkt gerechtfertigt erscheint« in 
den Haushalt des US-Verteidi- 
gungsministerium — »die gleiche 
Quelle, die die Verteidigung der 


NATO, Japan, Südkorea und der . 


Philippinen finanziert« — einge- 
plant werden sollte. 


Laut Bainerman würde dies »ef- 
fektiv die amerikanische Hilfe an 
Israel beenden«, trotz der Tatsa- 
che, daß die amerikanischen 
Steuerzahler immer noch zu den 
Kosten zur Verteidigung Israels 
beitragen würden. Daher besteht 
der Hauptgrund, warum Bainer- 
man für ein »Ende« der US-Hilfe 
an Israel plädiert, nicht so sehr 
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darin, :die israelische Unabhän- 


gigkeit zu erhöhen oder die: 


Bürde der amerikanischen Steu- 
erzahler zu erleichtern, sondern 
vielmehr darin, die Hilfsleistun- 
gen zu verschleiern, um zu ver- 
hindern, daß sie als politische 
Waffe benutzt wird. Schließlich, 
schreibt Bainerman ärgerlich, 


»wird den Amerikanern immer - 


wieder gesagt, die »Israel-Hilfe< 
sei das größte Hilfs-Paket in der 
Welt«. 


»Der amerikanische Kongreß 
brauchte dann nicht jedes Jahr 
ein Hilfs-Paket zu verabschieden 
und Israel wäre nicht mehr der 
Empfänger Nummer Eins von 
amerikanischer Hilfe«, sagt Bai- 
nerman. »Das US-Außenmini- 
sterium wäre nicht mehr in der 
Lage, Israel mit der Warnung zur 
Raison zu bringen: »Tue was wir 
sagen, oder wir werden diese 
Schenkung an dich stornieren«. 
Finanzhilfe an Israel wäre dann 
nicht in stärkerem Maße eine po- 
litische oder bilaterale Angele- 
genheit als dies bei Deutschland, 
Südkorea oder Japan der Fall 
ist«. Aus den Augen, aus dem 
Sinn.‘ 


Was Bainerman vorschlägt, 
grenzt eher an ein Falschspiel als 
an eine Einstellung der Hilfslei- 
stung. Es ist ganz einfach gesagt, 
eine: riesige Hilfs-Schenkung - 
Schuldenerlaß in der Größenord- 
nung von Hilfsleistungen über 
drei oder vier Jahre hinweg auf ei- 
nen Schlag - gekoppelt mit einer 
schnellen Umschichtung, um Ver- 
teidigungs-Dollar, die dazu be- 
stimmt sind, Israel zu schützen, 
zu verschleiern. Das Schönste 
daran ist, daß, wenn Israel den 
neuen Bedingungen nicht nach- 
kommen kann, es drei oder vier 
Jahre Zeit hat nur das Allernötig- 
ste zu tun — mehr Zeit als nötig, 
um die Hilfsleistung wieder ein- 
setzen zu lassen, mit dem zusätz- 
lichen Bonus, dank der amerika- 
nischen Steuerzahler am Ende 
des fehlgeschlagenen Experi- 
ments schuldenfrei zu sein. 


Washington hat seine 
Politik geändert 


Von größerem Wert für Israel wa- 
ren das »besondere Verhältnis« 
und das »strategische Verhältnis« 
zwischen den USA und dem jüdi- 
schen Staat. Das. erstere bildet 
die Grundlage des letzteren, und 
darauf beruft man sich immer 
wieder rituell auf Sitzungen zwi- 


schen der amerikanischen Regie- 


rung und israelischen Offiziellen 
als eine Art beschwörerisches 
Vorgeplänkel zu allen anschlie- 
Benden Gesprächen. Die Tatsa- 
che, daß Präsident Bush sich bei 
den letzten Zusammentreffen 
mit Vertretern der amerikani- 
schen Judenheit darüber hinweg- 
gesetzt hat, wurde als Vorbote da- 
für aufgefaßt, daß man es in der 
Zukunft sehr schwer haben wird. 


In der Tat, obwohl nicht weit und 
breit darüber berichtet wurde, 
soll Bush über die fortwährenden 
Vorstöße der israelfreundlichen 
Interessensgruppe durch die Hin- 
tertür, den Kongreß dazu zu be- 
wegen, den Verkauf von weite- 
rem Kriegsgerät an die Saudis 
und andere arabischen Staaten 
abzuschmettern, ‚sehr verägert 
gewesen sein. Wie berichtet, 
drohte er damit, daß, wenn sie 
damit nicht aufhören würden, er 
die Angelegenheit unmittelbar 
vor das amerikanische Volk brin- 
gen und »es wissen lassen werde, 
wer für uns und wer gegen uns 
ist«. 


Das besondere Verhältnis beruht 
angeblich auf ewige und unwan- 
delbare Freundschaft zwischen 
den beiden Ländern, auf der 
Grundlage der »gemeinsamen 


- Werte« — darunter Demokratie, 


Achitung für die Menschenrechte 
und Feiheit des Einzelnen, und 
der jüdisch-christlichen Ethik. Es 
wurde während der Reagan- 
jahre auf das Niveau der religiö- 
sen Wahrheit erhoben, und seine 
grundlegende Prämisse bestand 


darin, daß die USA auf ewig Isra- _ 


els Sicherheit gewährleisten, 
ganz gleich was das kosten wird. 
Jetzt hat die Bush-Regierung 
dies alles hinweggefegt, zusam- 
men mit den Ruinen des: soge- 
nannten strategischen Verhältnis- 
ses, das ein unmittelbarer Aus- 
wuchs des amerikanischen Ge- 
löbnisses war, Israel vor allen Ge- 
fahren zu schützen. 


Die sowjetischen Interes- 
sen im Nahen Osten 


Israels Rolle als strategischer 
Partner beruhte auf seiner ver- 
mutlichen Nützlichkeit für die 
USA als Bollwerk gegen den so- 
wjetischen Expansionismus im 
Nahen Osten sowie als stationä- 
rer Flugzeugträger in der Region 
für den Fall eines totalen Krie- 
ges. Durch den Zusammenbruch 
des Sowjetreiches ist diese Rolle 


völlig überholt worden-und Isra-- . 
els Anhänger in den USA suchen 
verzweifelt nach neuen. Wegen, 


um die enge militärische Koope- :: 


ration zwischen Israel und den 
Vereinigten Staaten, die für Isra- 
els eigene strategische Position 
gegenüber den arabischen Län- 
dern sehr nützlich war, zu retten: 
Daher versucht die israelfreundli- 
che Gruppe verzweifelt nach 
Möglichkeiten, das Rost anset- 
zende Engagement gegenüber Is- 
raelin der amerikanischen Regie- . 
rung durch eine Reihe unter- 
schiedlicher Annäherungen ab- 
zuschirmen. 


Richard Ripes, ein Professor für 
Geschichte und Spezialist in so- 
wjetischen und osteuropäischen 
Angelegenheiten, argumentierte 
in einem kürzlich in »Moment« 
erschienenen Artikel dahinge- 
hend, daß sich die Sowjets eigent- 
lich überhaupt nicht geändert 
hätten. Pipes, der immer noch 
ein Kommunist des harten Kur- 
ses ist, stellt fest: »Die russischen 
Interessen im Nahen Osten sind 
beinahe 200 Jahre alt. Es ist un- 
wahrscheinlich, daß sich die So- : 
wjetunion... völlig aus dem Kon- . ; 
kurrenzkampf um: Einflußsphä- 
ren in der Region und der damit 
verbundenen Hofiering der Ara- 
ber zurückziehen wird.« 


Pipes äußert den Verdacht, daß 
die Sowjets »nichts gegen einen 
militärischen Konflikt zwischen 
Streitkräften der Vereinten Na- 
tionen, die von den Vereinigten 
Staaten von Amerika angeführt 
werden, und dem Irak einzuwen- 
den hätten, der es der UdSSR er- 
möglicht, abseits zu stehen und 
sich als Freund der Araber und 
einzige »nicht imperialistische« 
Großmacht zu gerieren«. 


Beide Seiten werden 
siegen 


Seymour Martin Lipset, ein libe- 
raler Professor für Staatspolitik 
an der George Mason University 
und weithin bekannter jüdischer 
Schriftsteller und Denker, hat 
vielleicht die klarste Auffassung 
von den Auswahlmöglichkeiten, 
die den USA offenstehen und de- 
ren Auswirkungen auf Israel. In 
einem Artikel in »Moment« sagt 
er voraus, daß die öffentliche Un- 
zufriedenheit der USA mit Israel 
die Unterstützung für den zioni- 
stischen Staat im offiziellen Was- 
hington weiter aushöhlen wird. 
Er glaubt, daß die Krise im Golf 


höchst wahrscheinlich so ausge- 
hen wird, daß beide Seiten zu- 
rückweichen und es Saddam 
dann freisteht zu behaupten, er 
habe gesiegt. Die PLO werde ih- 
ren eigenen Anteil an dem Ruhm 
beanspruchen, schreibt er, und 
Saddams Hand gegen die Israelis 
stärken und die Flammen des 
Aufstands weiter anheizen. Is- 
rael, noch mehr isoliert als je zu- 
vor, werde nicht dazu bereit sein, 


-. mit den Palästinensern zu ver- 


“ handeln. Die USA, sagt Lipset, 
werden Israel ihre Unterstützung 
nach und nach entziehen, und es 
< ihm überlassen mit dem Problem 
: selbst fertigzuwerden, mit mög- 


#- licherweise katastrophalen Fol- 


gen für alle Parteien. 


Ironischerweise, schreibt Lipset, 
. selbst wenn die Krise tatsächlich 

"so ausgehen sollte, wie es sich die 
.. Likud-Regierung am stärksten 
“erhofft — »nämlich mit dem 
Niedergang Saddams und der 


‘+ PLO«-, würde dies ebenfalls »Is- 


raels Kontrolle über die Gebiete 
untergraben und zu einem Palä- 
“ stinenser-Staat führen«; während 
ein irakischer Sieg in der Krise 
am besten dazu dienen könnte, 


Israels eigene Ansprüche auf die 
besetzten Gebiete zu legitimie- 
ren und gleichzeitig der Friedens- 
bewegung in Israel, Shamirs här- 
teste politische Opposition im In- 
land, effektiv den Garaus zu ma- 
chen. 


Augenscheinlich hat die Krise am 
Persischen Golf viele Besorg- 
nisse und Widersprüche des ame- 
rikanisch-jüdischen Lebens an 
die Oberfläche gebracht, vor al- 
lem unter denjenigen, die sich als 
liberale Alternative zu den Hard- 
linern bezeichnen, die jetzt in Is- 
rael an der Macht sind. Michael 
Lerner, ein ehemaliger Aktivist 


gegen den Vietnam-Krieg und ° 


jetzt Herausgeber der Zeitschrift 
»Tikkun«, ein gemäßigtes 
Sprachrohr das amerikanisch-jü- 
dischen Liberalismus, veran- 
schaulicht diese Konflikte. 


In einem Artikel in einer der 
jüngsten Ausgaben der Zeit- 
schrift, mit der sehr bezeichnen- 
den Überschrift »My Inner Con- 
flict About Irag«, schreibt Ler- 
ner, er habe sein Leben der Auf- 
fassung gewidmet, daß Krieg ein 
Übel und eine Folge imperialisti- 


scher Ausbeutung durch den We- 
sten gegen die unterentwickelten 
Länder ist«. 


»Aber andererseits«, schreibt er, 
»als Jude, der tief mit Israel und 
dessen Überleben befaßt ist, 

kann ich die Situation nicht so be- 
trachten, als seien dies Dinge die 
auf irgendeinem anderen Plane- 
ten geschehen«. 


Lerner stellt sich dann eine Reihe 
von unterschiedlichen Szenarien 
vor, in denen die Krise am Persi- 
schen Golf sich zu Saddams Vor- 
teil entwickelt, und er befürchtet, 
daß Israel in den meisten von ih- 
nen der Verlierer sein wird. Er be- 
findet sich nämlich in der unwahr- 
scheinlichen Situation, den 
Standpunkt der »Demontage der 


irakischen militärischen Schlag-- 


kraft« durch einen militärischen 
Gegenschlag vertreten zu müs- 
sen. Die USA, Frankreich, die 
Sowjetunion und die übrigen 
westlichen Länder sollten dieje- 
nigen sein, die dies tun, schreibt 
er, weil »sie, nicht Israel, dum- 
merweise im letzten Jahrzehnt 
die irakischen Streitkräfte be- 
waffnet und ausgebildet haben«. 


Er erwähnt nicht, daß Israel im 


gleichen Zeitraum iranische 
Streitkräfte bewaffnet und ausge- - 
bildet hat, um seinen eigenen In- 
teressen zu dienen. 


Die Logik für eine 
Aggression 


Lerner stellt diese scheinbar im- 
peralistische Haltung in Zusam- 
menhang mit seinen eigenen tief- 
gefühlten antiimperialistischen 
Grundsätzen auf eine: vernünf- 
tige Grundlage, indem er aner- 
kennt, daß sein Nicht-Interven- 
tionismus in der Vergangenheit 
stets »situationsbedingt war: 
»Angesichts der Beweggründe, 
deretwegen die USA gerne inter- 
venieren, wollte ich, daß die 
USA damit aufhören zu interve- 
nieren«. 


Dies sei aber kein wirklicher 
Bruch mit seiner Vergangenheit, 
denn: »Das primäre Interesse des 
jüdischen Volkes besteht darin, in 
einer Welt des Friedens zu leben 
und Beiträge an die größere Völ- 
kergemeinschaft zu leisten.« Er - 
sagt, die Tatsache, daß am rech- 
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ten Flügel angesiedelte Israelis in 
der Vergangenheit vielleicht zu 
oft »Wolf« gerufen haben, »ist 
kein Beweis dafür, daß es keinen 
Wolf gibt.« 


Rabbi Herbert A. Friedman, ehe- 
maliger Vorstandsvorsitzender 
des United Jewish. Appeal, der 
auch in »Moment« schreibt, defi- 
niert die Rolle, die das Weltju- 
dentum im kommenden Konflikt 
spielen muß, wie folgt: »Wenn Is- 
rael als Folge einer irakischen 
Kalkulation oder Fehlkalkula- 
tion angegriffen wird oder ihm 
Leid geschieht, dann wird es bis 
zur äußersten Grenze seiner Lei- 
stungsfähigkeit darauf reagieren, 
- und von jedem Juden in der Welt 
wird erwartet, daß er sich in fi- 
nanzieller, politischer und mora- 
lischer Hinsicht zu Israels unmit- 
telbarer Unterstützung erhebt.« 


Und mit der Art von verdrehter 


Logik, die so oft angewendet - 


wird, um eine Aggression zu 
rechtfertigen, setzt er hinzu: »Is- 
rael wird keinen Krieg beginnen, 
aber es könnte gezwungen sein, 
vorzubeugen, wie 1967, um sich 
des Sieges gewisser zu sein.« 


Krieg im Namen 
‚Israels ist gut 


In gleicher Sache schreibt Arthur 
Waskow, Direktor des Shalom 
Center: »Hier geht es nicht um 
Intervention oder Nicht-Inter- 
vention. Die Frage lautet: Wel- 
che Art von Intervention?«. 


Es gibt deren zwei, versichert er: 
Eine moralisch verdammens- 
werte (Plan A), und eine mora- 
lisch zulässige (Plan B). Plan A ist 
für einen Angriff der USA auf 
den Irak, der vom Übel wäre und 
alle möglichen schädlichen Fol- 
gen, darunter die weltweite Er- 
wärmung, mit sich bringen 
würde. Plan B besteht darin, daß 
das militärische Kommando der 
Vereinten Nationen, das sich ver- 
mutlich zumeist aus amerikani- 
schen Militärs zusammensetzt, 
nach einer gehörigen Zwischen- 
“pause, in der versucht wird die 
Iraker durch international gebil- 
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.ligte Sanktionen auszuhungern, 


einen Angriff auf den Irak be- 
fiehlt und durchführt. »Wir wol- 
len mit jener Fusion zwischen Al- 
leswissern von der Straße und der 
heiligen Weisheit, die unsere Vor- 
väter seichel nannten, unsere 
Wahl treffen«, schreibt er. 


Ariel Sharon, die Kraft hinter 
dem Einmarsch in den Lib- 
anon 1932, leitet heute die Auf- 
nahme und Ansiedlung einer 
Million sowjetischer Juden. 


Die Stoßrichtung aller Gedan- 
kengänge der amerikanischen Ju- 
denheit über die Golfkrise weist 
eine ähnliche Verwirrung und 
Heuchelei auf. Ein Krieg, der im 
Namen Israels geführt wird, ist 
gut. Ein Krieg der für Bushs er- 
klärte Ziele geführt wird, ist vom 
Übel. Israels Sicherheit jetzt und 
in der Zukunft ist vorrangig, 
nicht etwa amerikanische Men- 
schenleben oder Interessen. Das 
Gleiche gilt für den Hauptstrom 
der .amerikanisch-jüdischen In- 
teressensgruppe. Die Differen- 
zen zwischen beiden sind ledig- 
lich rhetorischer Natur; die Ziel- 
richtung aller ihrer Argumente 
ist genau die gleiche. 

Zwei Sachfragen, mit denen es Is- 
rael zu tun hat, ergeben sich un- 
mittelbar aus dem Hineinströ- 
men sowjetischer Juden. Die er- 
ste dreht sich darum, wie sie ver- 
sorgt werden können. Die zweite 
befaßt sich damit, wie der jüdi- 
sche Staat in der Zukunft defi- 
niert werden soll - eine pluralisti- 
sche Demokratie nach westli- 
chen Richtlinien oder eine Art 
autoritärer theokratischer Staat, 
in dem die dominierende Minder- 
heit über eine feindliche arabi- 


“ sche Mehrheit herrscht. 


Israel wird viel mehr tun müssen 
als-Lebensraum für den gewalti- 
gen Anstieg in seiner jüdischen 
Bevölkerung zu beschaffen. Es 


muß diese Menschen auch ernäb;: : 


ren, unterbringen, bekleiden und 
beschäftigen, was eine drastische 
Umstrukturierung der israeli- 
schen Volkswirtschaft und mas- 


sive Infusionen von Hilfsleistun- 


gen durch westliche Regierungen 
und das Weltjudentum erfordert. 
Es wird zu einer Art von dauer- 
hafter Lösung des palästinensi- 
schen Konflikts, entweder eine 
Einigung durch Verhandlung un- 
ter Einschluß eines Austauschens 
von Land gegen Frieden oder ein- 
fach die Vertreibung aller Araber 
aus Israel, kommen müssen. 
Amerikanisch-jüdische Liberale, 
obwohl falkenartig in bezug auf 
Saddam, ziehen immer noch die 
Gründung eines Palästinenser- 
staates dem, was beschönigend 
die »Transfer«-Lösung genannt 
wird, vor. 


Aber die Formel Land-für-Frie- 
den steht dem Traum von Eretz 
Yisrael (Großisrael) und der Ab- 
sicht des Likuds entgegen, an den 
besetzten Gebieten um jeden 
Preis festzuhalten. . 

Die einzige Möglichkeit, -beides 
miteinander zu vereinbaren, 
wäre die Durchführung der soge- 
nannten jordanischen Option, 
nach der das Regime des Königs 
Husseins gestürzt und Jordanien 
zum Palästinenser-Staat wird - 
ein Gedanke den viele amerika- 
nische und israelische Verfechter 
des harten Kurses seit einiger 
Zeit vorantreiben. Israel könnte 
sich leicht das allgemeine Chaos, 
das sich aus einem Krieg am Per- 
sischen Golf ergibt, zunutze ma- 
chen und Jordaniens derzeitige 
Regierung aus den Angeln he- 
ben. Ein eventueller Bodenkrieg 
zwischen Israel und dem Irak 
würde weitgehend auf jordani- 
schen Boden stattfinden, eine 
Aussicht die König Hussein be- 
fürchtet und ihn dazu veranlaßt 
hat, den Seiltanz zwischen dem 
Irak und der gegen Saddam auf- 
gestellten westlich-arabischen 
Allianz aufzuführen. 


Rabbi Friedman gibt einen kurz- 
gefaßten Überblick über das 
amerikanisch-jüdische Denken 
in bezug auf das, was in der isra- 
elischen, und darüberhinaus jüdi- 
schen Geschichte allgemein als 
Wendepunkt betrachtet wird. Er 
schreibt: »Jetzt hat es den An- 
schein, daß die zwanzig Jahrhun- 
derte der Wanderung zuendege- 


hen. Wenn die derzeitigen Wellen 

von Sowjetjuden an den Küsten 

ihrer neuen Heimstätten landen, 

dann ist die letzte Fer wirklich 
Ben Bewegü spec 


Steinig ist der ve 
Weg in die Zukunft 


Friedman macht sich Sorgen dar- 
über, daß nachdem sich die Juden 
in Israel und anderen sicheren 
Häfen, hauptsächlich in den Ver- 
einigten Staaten niedergelassen 
haben, die »physische Verfol- 
gung« aufhören wird, vor allem, 
wenn Krieg kommt und.die Israe- 
lis und die Amerikaner siegreich . 
daraus hervorgehen - ein Aus-' 
gang, dessen er sich gewiß ist -, 
da die Araber sich ein für allemal 
darüber im klaren sein werden, 
daß Israel unschlagbar ist und 
eine ständige Präsenz in der Re- 
gion darstellt. Daher »wird die 
Kontinuität dieses einzigartigen 
Volkes einzig und allein von sei- 
ner- inneren: Motivation abhän- . 
gen«. Er empfiehlt eine intensive 
Kampagne des jüdischen Bil- 
dungswesens, die darauf abzielt, 
daß das jüdische Volk jüdisch 
bleibt, speziell in den USAmitall . 
ihren weltlichen Versuchungen, 
aber auch in Israel, das der Versu- 
chung, pluralistisch, westlich 
orientiert und»»lediglich ein Land 
wie jedes andere« zu werden, wi- 
derstehen müsse. Dies würde 
jede Vereinbarung mit den Palä- 
stinensern, die ihnen politische 
Rechte innerhalb Israeis zuge- 
steht, von vornherein ausschlie- 
Ben, was logischerweise zu der 
Schlußfolgerung führt, daß sie 
ausgewiesen werden müssen. 
Daß dieser Augenblick für Israel 
und die Welt einen Wendepunkt 
darstellt, ist eine Tatsache. Daß 
die USA ihre ehemals bedin- 
gungslose Unterstützung des zio- 
nistischen Staates nach und nach 
rückgängig machen, ist ebenfalls 
eine Tatsache, die amerikanische 
Steuerzahler dazu veranlassen 
sollte, aufzuatmen. Aber es ist 
nichts so gefährlich wie ein Schei- 
deweg in der Geschichte, wenn 
traditionelle Gleichgewichte der 
Kräfte zusammenbrechen und 
Leerräume für die Opportuni- 
sten und Ehrgeizigen freigeben. 
Israel hat bewiesen, daß es diese 
beiden Eigenschaften im Über- - 
maß besitzt, und das Nachgrü- 
beln der Denker und Meinungs- 
macher in der Judenheit über die 
Zukunft das Landes weisen hin, 
daß die Straße dorthin in der Tat 
steinig sein wird. ME} 


"Israel 


Der neue 
Zionismus 


x Peter Blackwood 


. Ungeachtet des erbarmungslos düsteren, jedoch realistischen wirt- 
schaftlichen Ausblicks für Israel in naher Zukunft, jetzt wo es ver- 
sucht bis zu einer Million sowjetisch-jüdischer Einwanderer im Land 


2 


:; unterzubringen, spinnen Politiker und Planer in Israel eifrig ihre Fä- 


den, um die israelische Gesellschaft in der Hochtechnik und in der 
Entwicklung des Raumzeitalters in einen Weltführer zu verwandeln. 


Die israelische Regierung 
schätzt, daß die Welle der sowjet- 
jüdischen Einwanderer 120 000 
Ingenieure und Wissenschaftler 
enthält. In einem kürzlich in der 
»Jerusalem Post« veröffentlich- 
ten Artikel aus der Feder von 
Joel Bainerman mit der Über- 


, schrift »Immigrants pave the way 


to prosperity« (»Einwanderer be- 
reiten den Weg zum Wohlstand«) 
heißt es: »Sowjet-jüdische Inge- 


-  nieure und Wissenschaftler könn- 


«ten Israel in einen Supermakt für 


Ost-West-Technologie verwan- 
deln. Zum Beispiel könnten sie 
bei israelischen und anderen 
westlichen Firmen, die in die So- 


- wjetunion exportieren wollen, 


.. Beschäftigung finden. Oder sie 


» könnten sich als nützlich erwei- 


sen für solche Ingenieurbüros, 


... die danach streben, als technolo- 
. gische Brücke zwischen Ost und 


: West zu dienen. Die Mischung 


aus Israels industriellen Fähigkei- 


.ten, den technologischen Errun- 
“ genschaften sowjetischer Wissen- 

schaftler und dem guten altmodi- - 
“schen israelischen Unternehmer- 


geist könnte das Land zu einer 


‚technologischen und industriel- 


len Kraft machen, mit der im 
kommenden Jahrhundert zu 


=... rechnen ist.« 


Allerdings gibt 


es noch Probleme 


=., Das klingt schon gut! Aber war- 


ten wir einmal ab. Es gibt bei die- 


e sem Erscheinungsbild noch ein 
‘paar Probleme. Der Verfasser 
fährt fort: »Aber die israelische 


Wirtschaft könnte die vielen 


. Techniker und Professionellen 
; : niemals absorbieren. Die Frage 
‚sollte daher nicht von dem Ge- 


sichtspunkt aus betrachtet wer- 


den, sie in die vorhandene Struk- 
tur einzugliedern, sondern als 
Teil einer neuen Struktur - eines 
dynamischeren und weltoffenen 
Israels« 


Mit anderen Worten, der Ge- 
danke scheint auf dem Papier gut 
zu sein, kann aber unter.den der- 
zeit vorherrschenden Bedingun- 
gen unmöglich in die Tat umge- 
setzt werden. Die grundlegenden 
Fragen - woher das Geld neh- 
men, um die Einwanderer unter- 
zubringen, zu ernähren und zu 
beschäftigen - sind ganz einfach 
nicht »relevant«. 


Israels Wirtschaft 
muß sich ändern 


»Die eigentliche Frage«, so 
schreibt Bainerman, »lautet, ob 
wir unsere Wirtschaft öffnen, und 
sie aus einer provinziellen selbst- 
geschützten Wirtschaft zu einem 
offenen Mitspieler auf der inter- 
nationalen Bühne, mit freiem 
Fluß von Kapital, Arbeitskräften 
und Technologie, umgestalten 
können. Wenn sie ihr Potential 
als  Dienstleistungszentrum für 
die ganze Welt ausbeuten und 
sich in eine auf Arbeitskräfte 
orientierte Wirtschaft verwan- 
deln kann, dann gibt es mehr als 
viele Möglichkeiten für hochbe- 
zahlte, interessante Arbeit für 
Tausende.« 

Ein Nachfolgeartikel des glei- 
chen Verfassers baut dieses Argu- 
ment aus, indem dieser ein Lob- 
lied auf die Fähigkeiten und Bril- 
lianz der Neuankömmlinge aus 
der Sowjetunion singt, die sonst 
nicht gerade als Weltführer in 
bahnbrechender Technologie 
oder durch ihren wissenschaftli- 
chem Erfindergeist bekannt sind. 


Die führende Ursache von Haus- 


bränden in der Sowjetunion sind 
implodierende Fernsehgeräte; 
wissenschaftliche Ausrüstung - 
auch wenn sie zur Überwachung 
und Steuerung von Kernkraft- 
werken verwendet wird — wird 
mit Vakuumröhren und Halblei- 
tern betrieben; und Halbleiter — 
das Herz von Rechnern - werden 
dort überhaupt nicht hergestellt. 
Aber Bainerman macht aus den 
Mängeln des Sowjetsystems das 
Beste, und malt sie in rosaroten 
Farben. »Forscher in der Sowjet- 
union neigen dazu, mehrere Dis- 
ziplinen auszuüben«, schreibt er, 
weil die in sowjetischen For- 
schungsinstituten herrschende 
Knappheit sie häufig dazu 
zwingt, sich auf anderen als ihren 
eigenen Gebieten Labor- und 
Forschungstechniken anzueig- 
nen. 


»Auch sind russische Technolo- 
gien nach sowjetischer Tradition 
auf Großprojekte ausgerichet 
und ausgebildet, um in Begriffen 
großartiger Visionen zu denken - 
eine Annäherung an die Lösung 
von Problemen, die vielen gebür- 
tigen Israelis fremd ist.« 


Illusionen über 
die Sowjetunion 


Was er jedoch nicht sagt, ist, daß 
dieses »großartige« System eine 
der rückständigsten Volkswirt- 
schaften in der Welt hervorge- 
bracht hat, ein besonders schwer- 
wiegendes Versagen angesichts 
des beinahe unerschöpflichen 
Reichtums an natürlichen Hilfs- 
mitteln in der Sowjetunion. Es 
hat auch technologische Tragö- 
dien hervorgebracht, die in der 
ganzen Welt ohne Beispiel sind, 
angefangen von der Explosion 
und Fast-Niederschmelzung des 
Kernreaktors von Tschernobyl 
bis zur tödlichen Industrie-Ver- 
schmutzung die ganze Bevölke- 
rungsteile dazu zwang, die betrof- 
fenen Gebiete fluchtartig zu ver- 
lassen. 


Wiederum verliehen .die Optimi- 
sten in Israel, personifiziert 
durch Bainerman, diesen Fehl- 
schlägen das bestmögliche Ant- 
litz. »Bei ihrer starken Orientie- 
rung in der grundlegenden Ma- 
thematik könnten russische Com- 
puter-Wissenschaftler Israel auf 
die Weltrangliste der Entwick- 
lung neuer Rechnersprachen set- 
zen und, gekoppelt mit israeli- 
schen Entwicklungs- und Anwen- 


dungsingenieuren, revolutionäre: , .' 


neue Computer-Codes und -spra- 
chen hervorbringen.« 


Selbst Bainerman sieht sich am 
Schluß seines Artikels gezwun- 
gen, zumindest die Realität der 
Lage anzuerkennen. Er räumt 


ein, daß die Sowjets, mit ihren - 


neuen Bindungen an den Westen, 
»Israel nicht brauchen, um etwas 
über westliche Technologien zu 
erfahren«, und daß »unsere Re- 
gierungsbeamten allzu oft der Of- 
fentlichkeit den Eindruck vermit- 
teln, daß Israel das einzige Ge- 
bilde in der Welt sei, das in gewis- 
sen Technologien fortschrittlich 
ist.« 


Traum und 
Wirklichkeit 


Dieser verheißungsvolle Aus- : 


blick auf die Zukunft Israels ist 
nicht neu. Er stellt eine Gedan- 
kenrichtung dar, die CODE 


schon 'in einer früheren Ausgabe . 


untersucht hat. Wir verweisen 
darin auf einen Artikel aus der 
Feder von Tsvi Bisk, eines Mit- 


glieds des Briet Berl Institute, in 


der Zeitschrift »Midstream«. 
Darin trat er für eine »Space Age 
economy« (»Wirtschaft des 
Raumzeitalters«) ein, in der Is- 
rael sich in »ein Weltzentrum des 
Kommunikations-, Bildungs-, 
und Rechtswesens und der auf 
Wissenschaft beruhenden Indu- 
strien verwandeln könnte, das in 
der Lage wäre, eine unbegrenzte 
Zahl von Experten auf diesem 
Gebiet, auf dem die Juden so 


überproportional vertreten sind, 


aufzunehmen.« 


Aber dieser Traum ist nicht mit 
der harten Wirklichkeit zu verein- 
baren oder in irgendeiner Weise 
in der Wirtschaftsgestaltung oder 
der soziologischen Forschung 
verwurzelt. Es handelt sich viel- 


mehr um eine Offenbarung der . 


messianischen, geheimnisvollen. 
Tradition des Judentums, in der 
das jüdische Volk aus der Natur 
seiner geistigen Überlegenheit 
heraus die übrige Menschheit in 
das verheißene Land einer utopi- 
schen Zukunft führt. Bisk 
schreibt, daß »die sozial-wirt- 
schaftliche Struktur der Welt ju- 
daisiert worden sei« und »ange- 
sichts der Tatsache, daß sich die 
jüdische nationale Identität in 
universalen Werten ausdrückt, 


können wir sie auch als konkrete 


Offenbarung der Träume der Pro- 
pheten auffassen.« 2 
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Zionismus 


Unsere 
etablierte 
Religion 


A. Dibert 


"Was heißt, eine etablierte Religion? Es sollte keine etablierten Reli- 
gionen in einer modernen Demokratie geben. Es sollte auch keine 
Gesetze geben, mit denen eine etablierte Religion anerkannt oder 
die freie Religionsausübung verboten wird. Es widerspricht dem Ge- 
danken von Freiheit, so etwas wie eine etablierte oder festgefügte 


Religion zu haben. 


Meine Antwort dazu lautet: De 
jure haben wir sicherlich keine et- 
ablierte Religion wie das in Eng- 
land, Japan oder Israel der Fall 
ist; aber de facto haben die Verei- 
nigten Staaten von Amerika 
eine, wenn dies auch nicht offen 
zugegeben wird. Es handelt sich 
um den Zionismus. Der Zionis- 
mus als weltliche Religion, die in- 
zwischen zu einer Glaubensrich- 
tung geworden ist, die niemand 
in Frage stellen darf und die da- 
her, wenn auch inoffiziell, als 
etabliert gilt. 


Es gibt natürlich sehr viele Defi- 
nitionen für Religion. Für unsere 
Zwecke wäre die beste Ausle- 
gung etwa so: Eine Religion ist 
ein Komplex von Glaubens- 
grundsätzen, die keiner objekti- 
ven Bestätigung bedürfen, die 
aber keinen Widerspruch dulden 
(Dogmen). Diejenigen, die einer 
Religion angehören, sind deren 
Gläubige. Das Festhalten an den 
allgemeinen Glaubensgrundsät- 
zen einer Religion ist Orthodo- 
xie; eine unerlaubte Abweichung 
davon ist Ketzerei und ein Wider- 
spruch gegen oder Ableugnung 
von orthodoxen Dogmen ist Got- 
teslästerung. Das Schrifttum, das 
die Grundlage einer Religion dar- 
stellt, ist ihre Heilige Schrift. 
Manche Religion hat ihre Fanati- 
ker, die alles tun werden, um die 
Dogmen dieser Religion jedem 
aufzuzwingen, den Gläubigen 
wie ein Ungläubigen. Eine etab- 
lierte Religion hat drei Haupt- 
merkmale: 


Erstens: Unterstützung seitens 
der Regierung, sowohl in gesetz- 
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licher als auch in finanzieller Hin- 
sicht. In England zum Beispiel ist 
the Church of England vom Ge- 
setz her die offizielle Religion des 
Landes, mit dem herrschenden 
Monarchen an der Spitze. In Spa- 
nien und - bis vor kurzem - auch 
in Italien ist der römisch-katholi- 
sche Glaube die einzige staatlich 
anerkannte Religion. In Japan 
genoß der Shintoismus, mit An- 
betung des Kaisers als dessen 
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Oberhaupt, bis nach dem Kriege 
einen ähnlichen Status. 


Zionismus als 
offizieller Glauben 


Diese Beispiele sind nicht typisch 
für die moderne Welt als Ganzes 
gesehen, da die meisten moder- 
nen Länder dem Beispiel der Ver- 
einigten Staaten gefolgt sind und 
die etablierte Religion abge- 
schafft haben. In früheren Zeiten 
war es eher die Regel als die Aus- 
nahme, daß ein Land einen Mo- 
narchen oder Monarchin und 
eine etablierte Religion hatte, de- 
ren treue Gläubige er oder sie 
und die breite Bevölkerung wa- 
ren. In der heutigen Zeit ist das 
einzige Land, daß eine etablierte 
Religion eingeführt hat Israel, 
wo nach den Doktrinen des Zio- 
nismus die jüdische Religion in 
der Verfassung zum offiziellen 
Glauben des Landes erklärt 
wurde. 


Zweitens: Eine Verpflichtung der 
Bürger des Landes, den Glaubens- 
grundsätzen und Dogmen der 
etablierten Religion anzuhän- 
gen. Besonders im sechzehnten 
und siebzehnten Jahrhundert, 
während der Reformationsstrei- 
tigkeiten, setzte der herrschende 


»Alle Juden gehören nach Israel, es ist ihre Heimat, ob es Ihnen 
gefällt oder nicht.« 


Monarch oder Monarchin sozusa- 
gen die amtliche »Parteilinie« 
fest, der seine oder ihre Unterta- 
nen folgen mußten. Das Prinzip 
wurde in der lateinischen Re- 
densart »Cuius regio, eius reli- 
gio« (»Wer das Land regiert, 
setzt die Religion fest«) zusam- 
mengefaßt. Von den Bürgern 
wird erwartet, welche Gottes- 
dienste auch immer die etablierte 
Religionen erfordern mögen, bei- 
zuwohnen und finanzielle Bei- 
träge zu leisten, und zwar sowohl 
als Einzelpersonen in Zusam- 
menhang mit ihrer Mitglied- 
schaft in der Kirchengemeinde 


oder einer anderen religiösen Or- 


ganisation als auch durch die Kir- 
chensteuern, die sie an den Staat 
zahlen und die dann zur herr- 
schenden Körperschaft der etab- 
lierten Religion kanalisiert wer- 
den. 


Drittens: Dissent ist in der Theo- 
rie verboten und Sanktionen kön- 
nen gegen diejenigen beschwo- 
ren werden, die es wagen, ihre 


. Ablehnung amtlicher Doktrinen 


zum Ausdruck zu bringen - Ket- 
zer und gelegentlich, Anhänger 
anderer Religionen —. In frühe- 
ren Zeiten wurden Dissidenten 
mit äußerster Härte bestraft, was 
sich sogar bis auf die Todesstrafe, 
oft mit besonderer Grausamkeit, 
erstrecken konnte. In einigen 
Fällen wurde die Bestrafung für 
Gotteslästerung über den einzel- 
nen Dissidenten hinaus auf sei- 
nen Besitz, seine Familie und so- 
gar auf Verwandte und Nachkom- 
men ausgedehnt. 


Christen sind noch 
immer Ketzer 


In fast allen zivilisierten Ländern 
in der heutigen Zeit ist die Unter- 
drückung abweichender Meinun- 
gen in religiösen Dingen weitge- 
hend gemildert oder so gut wie 
beseitigt worden. In England 
zum Beispiel sind jetzt Nicht-An- 
glikaner keinerlei Nachteile we- 
gen ihrer religiösen Überzeugun- 
gen mehr ausgesetzt. In Israel je- 
doch, wo keiner Religion außer 
dem Judentum gesetzliche Aner- 
kennung zuteil wird, sind nur An- 
hänger dieses Glaubens völlig 
frei von Behinderungen oder 
Einschränkungen. 


Schriften von Heretikern und An- 
hängern anderer als der offiziell 
etablierten Religion unterliegen 
oft der Zensur. Auch in dieser 
Hinsicht war die antike und mit- 
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--- telalterliche Praxis oft äußerst 
brutal, mit gesetzlich sanktionier- 
ter Beschlagnahme von Büchern 
und. Vernichtung von Schriften, 
optischen. Darstellungen . (Bil- 
. dern und Statuen) und derglei- 
chen. 


In der modernen Zeit haben fast 
alle zivilisierten Länder die amtli- 


. che Zensur oder Kritik in reli- 
giösen Angelegenheiten abge- 


schafft, selbst dort, wo es noch 
eine etablierte Kirche gibt. Auch 
in dieser Hinsicht stellt der Staat 
Israel eine eklatante Ausnahme 
“ dar. Dort ist zum Beispiel keine 
christliche missionarische Tätig- 
keit gestattet - da vom orthodo- 


xen jüdischen Standpunkt aus ° 


gesehen Christen »minimum« 
also »Ketzer« sind -, und es ist 
verboten, in Schulen oder Biblio- 
theken Exemplare. des Neuen 
Testaments für die Öffentlichkeit 
bereitzuhalten. 


Zionismus, eine 
. weltliche Religion 


Der Zionismus qualifiziert sich in 
allen oben erwähnten Punkten 
als Religion. Sein zentraler 
Grundsatz lautet, daß alle Juden 
ein von Gott gegebenes Recht 
dazu haben, Palästina als ihre 
Heimstätte, das »Land wo Milch 
und Honig fließt« zu betrachten, 
welches Jahwe den Hebräern ver- 
sprach, als sie nach ihrer Flucht 
aus Ägypten durch die Wüste 
wanderten. 


Nach den strengen Grundsätzen 
des Zionismus ist dies nicht nur 
ein Recht, das alle Juden kraft ih- 
rer mutmaßlichen Abstammung 
- von-den antiken Hebräern besit- 
zen, sondern es obliegt den Gläu- 
bigen auch die Pflicht, an den 
Grundvoraussetzungen dieses 
Rechtes festzuhalten und dessen 
Ziele zu fördern. Wagt es je- 


“ mand, mit diesen fundamentalen 


“ Voraussetzungen und deren Ver- 
. wirklichung im heutigen Staat Is- 
rael nicht übereinzustimmen, so 


. ister als Feind des Judentums an- 
a zusehen. 


... Ein Jude der kein Zionist ist, ist 
- für die wahren Gläubigen dieser 


‘x, Religion ein Verräter. Es gibt 


viele Zionisten für die der über- 
natürliche Gesichtspunkt des Ju- 
. dentums keine Bedeutung mehr 
- hat; für sie ist der Zionismus eine 


- zein weltliche Religion, eine Art 
. Ersatz-Judentum, und wie der jü- 


dische Philosoph Will Herberg 


Pad 


ausführte - der Staat Israel ein 
Idol geworden. Der Zionismus 
hat seine Fanatiker, jüdische und 
nichtjüdische, die jederzeit bereit 
sind, seine Feinde des Zionismus 
gnadenlos zu verfolgen. 


Die de facto-Situation 
des Zionismus 


In den Vereinigten Staaten und 
vielen anderen Ländern jedoch, 
selbst dort wo es de jure keine et- 
ablierte Religion gibt, haben wir 
de facto ein solches »Establish- 
ment«. Die breite öffentliche 
Mehrheit ist sich dieser Situation 
fast völlig unbewußt, da wir seit 
beinahe einem halben Jahrhun- 
dert einer unglaublich weitgehen- 
den Verdrehung: der Tatsachen 
dieser Situation, die uns von den 
Nachrichten- und Unterhaltungs- 
medien auferlegt wird, unterwor- 
fen sind. 


Werfen wir einmal einen kurzen 
Blick auf die Merkmale einer et- 
ablierten Religion, so wie sie sich 
derzeit in dem Status des Zionis- 
mus in der Welt im allgemeinen 
und in den Vereinigten Staaten 
im besonderen kundtun. 


Die Vereinigten Staaten haben 
sowohl dem Staate Israel als auch 
allen mit dem Zionismus zusam- 
menhängenden Projekten - da- 
heim und im Ausland umfangrei- 
che finanzielle Unterstützung 
zuteil werden lassen. Es ist weit- 
gehend bekannt, daß Israel von 
allen Ländern, denen. die Verei- 
nigten Staaten Hilfe gewähren, 
den weitaus höchsten Betrag an 
Auslandshilfe erhalten hat, vor 
allem durch die Lieferung von 
Flugzeugen und Kriegsgerät. 


Im Bereich der Innenpolitik wur- 
den zionistische Propagandaziele 
weitgehend durch Finanzierung 
aus der öffentlichen Hand unter- 
stützt, zum Beispiel beim Bau 
und Ausstattung der sogenann- 
ten »Holocaust«-Museen und der 
großangelegten Einrichtung von 
Kursen in Schulen und Hoch- 
schulen zur Verbreitung der zioni- 
stischen Desinformation bezüg- 
lich des angeblichen »Holo- 
caust«. Durch Geldzuwendun- 
gen seitens der Regierung wurde 
jüdischen Erziehungsprojekten 
außerhalb der Vereinigten Staa- 
ten ähnliche Unterstützung zu- 
teil. 


Der bekannteste dieser Fälle war 
der von Senator Daniel Inouye 


von Hawaii gemachte Vorschlag 
zur Subventionierung einer »Ge- 
meinde-Schule« in Höhe von 
acht Milliarden Dollar für eine in 
Südfrankreich ansässige jüdische 
Gemeinde aus Nordafrika. Der 
Aufschrei über diesen Vorschlag 
war so laut, daß er zurückgezo- 
gen wurde, aber ähnliche Bewilli- 
gungen gingen ohne Publizität 
oder Widerstand über die Bühne. 


Nicht nur Bildungseinrichtun- 
gen, sondern auch militärische 
Hilfsmittel der Vereinigten Staa- 
ten wurden jüdischen Gruppie- 
rungen, wie zum Beispiel der Fa- 
lasha von Äthiopien, zur Verfü- 
gung gestellt. Die US-Air-Force 
sorgte für den Lufttransport von 
dort nach Israel. Dies magein eh- 
renwertes humanitäres Projekt 
gewesen sein, aber eines, das die 
Vereinigten Staaten überhaupt 
nicht betraf und bei dem es keine 
Rechtfertigung dafür gab, einen 
vom amerikanischen Steuerzah- 
ler getragenen Dienst zu benut- 
zen. . 


Wir sollten auch im Auge behal- 
ten, daß dies zum Wohle Israels, 
also eines Landes geschah, das 
zur Zeit des »Sechs-Tage-Krie- 
ges« zwischen Israel und Ägyp- 
ten das Schiff der US-Navy »Li- 
berty« willkürlich und ohne Pro- 
vokation angriff und versenkte. 


Das OSI - eine 
Zweigstelle des Mossad 


Nicht nur in finanzieller, sondern 
auch in rechtlicher Hinsicht ha- 
ben die Vereinigten Staaten isra- 
elischen und zionistischen Zie- 
Vorschub geleistet. Das berüch- 
tigte »Holtzman Amendment« 
ermöglicht die Ausweisung aus 
den Vereinigten Staaten eines je- 
den Bürgers, der während der 
»Nazi-Zeit« — schlecht definier- 
ter Begriff - in irgendwelchen 
deutschen Aktionen gegen Juden 
verwickelt war, und den Entzug 
der amerikanischen Staatsbür- 
gerschaft für jeden Einwanderer, 
der in der Nachkriegszeit ins 
Land gekommen war und aus ir- 
gendeinem Grunde seine Bezie- 
hung zur deutschen Wehrmacht 
oder zu anderen deutschen Orga- 
nisationen verheimlicht hatte. 


Um diese Bestimmungen in die 
Tat umzusetzen, wurde innerhalb 
des amerikanischen Justizmini- 
steriums eine Dienststelle, »Of- 
fice of Special Investigations« 
(OSI) genannt, eingerichtet, die 


eng mit zwei der tüchtigsten, bru- 
talsten und erbarmungslosesten 
Geheimdiensten der modernen 
Welt, dem sowjetischen KGB . 
und dem israelischen Mossad, zu- 

sammenarbeitet. Das OSI funk- 
tioniert daher so, als sei es eine 
Zweigstelle des Mossad, die sich 
im Herzen des amerikanischen 
Justizministeriums niedergelas- 
sen hat und die entschlossen ist, 
alle Personen strafrechtlich zu 
verfolgen, die für den Staat Israel 


:und die UdSSR - deren Wünsche _ 


in bezug auf unbegrenzte Rache 
für angebliche »Kriegsverbre- 
chen« grenzenlos zu sein schei- 
nen — unerwünschte Personen 
sind. 


Unter Verwendung von Beweis- 
material - von dem ein Großteil 
nachweislich gefälscht war —, das 
es vom Mossad und dem KGB er- 
hielt und mit denen angeblich die 
Beteiligung an nazistischen, ju- ' 
denfeindlichen »Greueltaten« in 
den dreißiger und vierziger Jah- 
ren nachgewiesen werden, schritt 
das OSI gegen gegen eine Reihe 
von Personen ein, die nach 1945 
in die Vereinigten Staaten kamen 
und die sich von dem Zeitpunkt 
an: völlig korrekt verhalten hat- 
ten. 


Zu dem Zeitpunkt, als diese 
Maßnahmen getroffen wurden, 
waren die angeblichen Kriegsver- 
brecher alte Männer, in ihren spä- 
ten sechziger oder gar siebziger 
Lebensjahren. Unter den Opfern 
dieser Art von w»übereilter 
Rechtsfindung« befanden sich 
der Ukrainer John Demjanjuk, 
der Este Karl Linnas und der 
deutsche Wissenschaftler Arthur 
Rudolph. Demjanjuk wurde 
nach Israel ausgewiesen, unter 
Verletzung des amerikanischen 
Rechts — das vorsieht, daß eine 
Person, die in einem anderen 
Lande eines Verbrechen bezich- 
tigt wird, nur in das Land ge- 
schickt werden darf, wo das Ver- 
brechen begangen wurde, in die- 
sem Falle Polen. 


Dogmen sind wichtiger 
als Gerechtigkeit 


Demjanjuk wurde in Israel vor 
ein Gericht gestellt und verur- 
teilt, und zwar auf der Grundlage 
von offensichtlich gefälschten 
Dokumenten, die der KGB zur 
Verfügung gestellt hatte. Erhabe 
in Treblinka oder Sobibor eine 
Million Juden in den Tod ge- 
schickt, so das Gericht. 
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Zionismus 


Unsere 
etablierte 
Religion 


Es ist inzwischen in Israel und un- 
ter zionistischen Sympathisanten 
in den Vereinigten Staaten zu ei- 
ner unumstößlichen Glaubenssa- 
che geworden, daß Demjanjuk 
einer der schlimmsten Kriegsver- 
brecher der Nazizeit war, sogar 
noch schlimmer als Eichmann. 
Dieses Dogma in Frage zu stel- 
len, ist Gotteslästerung. Dies trat 
deutlich zutage, als während des 
Präsidentschaftswahlkampfes von 
1988 ein Mann namens Jerome 
Brentar aus dem »Nationalitä- 
ten«-Ausschuß der Wahlkampf- 
mannschaft des Kandidaten der 
Republikaner George Bush aus- 
scheiden mußte, weil er Demjan- 
juk für unschuldig hielt. Der »jü- 
dische Stimmenanteil«, sowohl 
in bezug auf die Anzahl der Stim- 
men als auch auf die finanzielle 
Unterstützung seitens der betref- 
fenden Wähler war offensichtlich 
wichtiger, als der der ukrainisch- 
amerikanischen Wählerschaft - 
oder, was das betrifft, als irgend- 
welche Erwägungen der Fairneß 
oder Gerechtigkeit. 


Eine ähnliche Rechtsbeugung, 
nicht ganz so schlimm wie diese, 
insofern als hier nicht das Leben 
eines unschuldigen Menschen 
auf dem Spiel steht, die aber die 
Vereinigten Staaten bezüglich ih- 
rer Pflege der internationlen Be- 
ziehungen in ein schlechtes Licht 
stellten, bestand darin, daß der 
österreichische Bundespräsident 
Kurt Waldheim 1986 generelles 
Einreiseverbot in die USA er- 
hielt. Diese Maßnahme wurde 
vom amerikanischen Justizmini- 
sterium vorgenommen, und zwar 
eindeutig in Übereinstimmung 
mit den Grundsätzen, der vom 
OSI durchgesetzten Holtzman- 
Gesetzesänderung, und mit der 
Begründung, Waldheim sei in 
den vierziger Jahren Angehöri- 
ger der deutschen Wehrmacht ge- 
wesen — Österreich war zu dem 
Zeitpunkt bekanntlich kein 
selbstständiges Land, da es 1938 
zu Deutschland gekommen war -, 
und habe judenfeindliche Greu- 
eltaten begangen. 


Die Dokumente, auf denen diese 
Behauptungen basierten, stellten 
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sich später als gefälscht heraus. 
Über diese Tatsache wurde in 
dem deutschen Nachrichtenma- 
gazin »Der Spiegel« berichtet, 
die amerikanischen Nachrichten- 
medien hielten sie jedoch der Of- 
fentlichkeit vor. Natürlich könnte 
praktisch jeder, der in der Zeit 
von 1939 bis 1945 in der deut- 


wie bei verschiedenen landeswei- 
ten Zeitungsketten sowie auch 
bei praktisch allen Unterhal- 
tungsmedien — Rundfunk und 
Fernsehen - der Fall ist. Letztere 
geraten überall in der Welt mehr 
und mehr in zionistische Gewalt, 
was auch bei den riesigen Kom- 
munikations-Imperien in den 


Israels Präsident Yitzhak Shamir wird wegen seiner Haltung 
»vom göttlichen Recht«, das heißt, wenn ein Jude was tut, muß 
es richtig sein, kritisiert. 


schen Wehrmacht diente, ange- 
klagt werden, »Nazi-Greueltaten 
begangen zu haben«, da aus zio- 
nistischer Sicht alle Angehörigen 
der deutschen Streitkräfte die 
volle Schuld für das, was in jener 
Zeit geschah, aufsich geladen ha- 
ben - eine Einstellung die, wie 
wir bereits sagten, unserer ameri- 
kanischen Auffassung von indivi- 
dueller Verantwortung und Fair- 
neß völlig fremd ist. 


Der Einfluß über 
die Medien 


In den amerikanischen Nachrich- 
ten- und Unterhaltungsmedien, 
die weitgehend unter zionisti- 
scher Aufsicht stehen, wird un- 
aufhörlich für die zionistische Sa- 
che Propaganda gemacht. Die 
Gruppe, die die Gesamtpolitik 
der Medien bestimmt, ist weitge- 
hend, obwohl natürlich nicht voll 
und ganz, zionistisch, so wie das 
bei den großen meinungsbilden- 
den Zeitungen wie »New York Ti- 
mes« und »Washington Post« so- 


Händen wie Robert Maxwell-ur- 
sprünglich ein tschechischer Jude 
namens Ludwig Hoch - und Ru- 
pert Murdoch - ein australischer 
Jude - zutrifft. 


Auf diese Weise wird bezüglich 
des Rechts oder Unrechts der 
theoretischen Grundlage des 
Zionismus und der Rechtferti- 
gung für das Vorhandensein des 
Staates Israel nur eine Seite der 
Medaille dargestellt, und der Öf- 
fentlichkeit wird das Bild vermit- 
telt, daß das »tapfere kleine Is- 
rael« der einzige demokratische 
Staat im ganzen Nahen und Mitt- 
leren Osten sei, mit einem »be- 
sonderen Verhältnis«- von genau 
der gleichen Art vor dem George 
Washington vor 200 Jahren 
warnte - zu den Vereinigten Staa- 
ten. 


Die Mißhandlung der Palästinen- 
ser durch die israelische Regie- 
rung und ihre Truppen in den be- 
setzten Gebieten wird im großen 
und ganzen heruntergespielt 
und, wo immer möglich, als ge- 


fedhte Bestrafung für ungesetzli- | 
che Angriffe auf israelische Sol- 

daten dargestellt. Von diesem 
Standpunkt aus betrachtet, istes 
zum Beispiel für einen israeli- 
schen Soldaten (durchaus: zuläs- 
sig, auf einen dreijähigen palästi- 

nensischen Jungen zu schießen 

und ihn zu töten, weil dieser ei- 

nen Stein auf ihn geworfen hat; 
und dies ist auch der einzige 

Standpunkt der normalerweise 

der amerikanischen Öffentlich- 

keit dargeboten wird. 


Gelegentlich wurde zwar die von 
den Israelis praktizierte übertrie- 
bene Rohheit auf dem Bild- 
schirm gezeigt, was Proteste 
durch Juden ebenso wie durch 
Nichtjuden hervorrief, aber die 
israelischen Behörden untersag- 
ten es daraufhin, derartige Sze- 
nen weiterhin zu fotografieren, 
und die amerikanischen Fernseh- 
netze verzichteten von da an be- 
reitwillig darauf, solche Szenen 
auszustrahlen. 


Der Würgegriff, den Zionisten 
auf die mehrere Milliarden Dol- 
lar schwere Nachrichtenindustrie 
ausüben, hat es diesen ermög- 
licht, einen weitverbreiteten, un- 
kritischen Glauben an die Recht- 
mäßigkeit ihrer Sache und an die 
Unbestreitbarkeit der israeli- 
schen Herrschaft in Palästina zu 
erzeugen. Sie machten sich auch - 
den Glauben vieler fundamenta- 
listischer Christen zunutze, der 
besagt, daß das Wiedererschei- 
nen Christis in Palästina unter 
den Juden stattfinden müsse, und 
daß die Existenz des Staates Is- 
rael daher eine notwendige Vor- 
aussetzung hierfür sei. 


Die Manipulation 
der Christen 


Andere Christen, die weniger auf 
dem Gedanken fixiert sind daß 
ChristisWiederkunft unter Juden 
zustandekommen muß, erachten 
es als gleichermaßen wahrschein- 
lich, daß Er als Straßenfeger. in 
Bombay oder als lateinamerika- 
nischer Campesino auf Erden er- 
scheint. 


Um diese Gedanken im Geist der 
Öffentlichkeit weiter zu festigen, 

haben die Schreiber von Roma- 
nen und die Film- und Fernseh- 
Mogule den Markt mit Romanen 
und »Doku-Dramen« überflutet, 
die stark zum Zionismus und zum 
Judentum im allgemeinen tendie- 
ren. Es kam eine Lawine von Ro- 


: "manen über uns, die vorgab, den 
;- »Holocaust« darzustellen, mit 
unglaublicher Betonung auf ima- 
ginären Einzelheiten einer an- 
geblichen Mißhandlung von Ju- 
..den durch Deutsche. - die samt 
und sonders als Dämone, völlig 
. unmenschlich und bar jeder An- 
...ständigkeit, dargestellt werden —. 


e Der Sado-Masochismus der billi- 


, geren Produkte der »Holocaust«- 
-»: Literatur nahm derartige Formen 
..an, daß er sogar unter den beson- 
‚nenen Zionisten selbst Abscheu 
“erregte. Längere Serien von 
-romanhaften Darstellungen der 
‚Ereignisse des angeblichen »Ho- 
.locaust« liefen über die Bild- 
...schirme, darunter eine mit dem 
Titel »Holocaust« und eine an- 
. dere mit den Erinnerungen von 
 »Überlebenden des Holocaust«, 
»Snoah« genannt. 


Eine Reihe von gestellten Szenen 
», von Juden, die in Gaskammern 

geführt werden, wurden in derar- 
"tigen Beschwörungen bezüglich 
;; des Konflikts von 1939 bis 1945 
;. wie »War and Remembrance« 
x: eingeflochten. 


: - Der »Holocaust«- 
‚Mythos 


"Praktisch jede Religion hat einen 
zentralen Mythos, auf dem ihre 
® Glaubensgrundsätze und Dog- 
x. men beruhen. Für religiöse Ju- 
den und christliche Ultra-Funda- 
"= mentalisten reicht die biblische 
-. Geschichte über Jehowa, der den 
-- antiken Hebräern Palästina ver- 
„sprach, aus. Für nichtreligiöse Ju- 
den wurde jedoch eine Grund- 
- ‚lage für die weltliche Anbetung 
“ des Staates Israel in dem Mythos 
- - mit allen Bedeutungen dieses 
’ \ Begriffs - geschaffen, der welt- 
= weit als »der Holocaust« bezeich- 
net wird, ein Mythos der inzwi- 
'_ schen so ausgiebig verkündet und 
der Öffentlichkeit aufoktroyiert 
worden ist, daß er praktisch von 
- jedem geglaubt wird. 


‘Zur herkömmlichen Form des 
. »Holocaust«-Mythos gehört die 
Akzeptanz als historische Tatsa- 
che, die hundertprozentig wahr 
und über jeden Zweifel erhaben 
: ist, der Darstellung, daß in der 
© Zeit als die NSDAP in Deutsch- 
- land an der Macht war - 1933 bis 
.. 1945 - und vor allem während der 
Kriegszeit von 1939 bis 1945 Ju- 
“den erbarmungslos verfolgt, in 
‚ Konzentrationslager gesteckt, 
unter unmenschlicher Behand- 


lung und fast dem Hungertod 
nahe, und daß Millionen von ih- 
nen - die Standardziffer beträgt 
sechs Millionen, obwohl oft an- 
dere Zahlen genannt werden, die 
von 25 Millionen bis zu ander- 
halb Millionen reichen - auf ver- 
schiedene Weise, aber zum größ- 
ten Teil in Gaskammern, .die ent- 
weder eigens zu diesem Zweck 
gebaut oder aus Krematorien 
umgebaut wurden, zu Tode ge- 
bracht worden seien. 


Man sagt uns, ihre Leichen seien 
unmittelbar nach Eintritt des To- 
des aus den Gaskammern ge- 
schleppt und entweder im glei- 
chen Krematorium oder zu ge- 
waltigen Haufen unter freiem 
Himmel verbrannt worden - 
ohne auch nur die geringsten 
Spuren zu hinterlassen -—. 


Auf Hebräisch wird das Wort 
»Shoah« (»Brandopfer, Massa- 
ker«) jetzt stets verwendet, wenn 
auf diese Folge von Ereignissen 
Bezug ‘genommen wird, und 
seine Übersetzung »Holocaust« 
wird in ähnlicher Weise in ande- 
ren Sprachen gebraucht. 


In der Zeit unmittelbar nach dem 
Kriege wurde behauptet und 


.auch weithin geglaubt, es habe 


Massenhinrichtungen, im allge- 
meinen mit Hilfe von Gaskam- 
mern, im gesamten deutschen 
Machtbereich, einschließlich des 
Reichsgebiets, gegeben. Später 
wurde selbst von prominenten 
Zionisten wie Hannah Arendt 
und Simon Wiesenthal einge- 
räumt, daß es auf dem Boden des 
Deutschen Reiches überhaupt 
keine Vernichtungslager gab. Die 
gesamte Last der »Holocaust«- 
Story wurde daraufhin nach 
Osteuropa, hauptsächlich Polen, 
verlagert, wo es, wie uns heute 
versichert wird, gewaltige Mord- 
anlagen an Orten wie Treblinka, 
Sobibor und vor allem Au- 
schwitz, und hier besonders in 
Birkenau oder »Auschwitz II«, 
gegeben haben soll. 


Die Heilige Schrift 
des Holocaust 


Inzwischen wurde der Ortsname 
Auschwitz zu einem allgemein 
angenommenen Symbol für diese 
angeblichen Massenhinrichtun- 
gen, die auf Geheimbefehle des 
Nazi-Führers Adolf Hitler durch- 
geführt wurden. Die Heilige 
Schrift, auf der die »Holocaust«- 
Story beruht, besteht in der 


Hauptsache auf einem Bündel 
von eidesstattlichen Erklärungen 
zum Selbstzweck, die »Überle- 
benden« aus verschiedenen Kon- 
zentrationslagern zugeschrieben 
werden - die in Wirklichkeit aber 
weitgehend in sowjetischen Des- 
informationsfabriken zur Vorlage 
bei den Nürnberger Prozessen 
hergestellt wurden - und auf den 
Zeugenaussagen, die über Jahr- 
zehnte hinweg von anderen Per- 


sonen gemacht wurden, und die 


von Unstimmigkeiten und Absur- 
ditäten nur so wimmeln und sich 
gegenseitig widersprechen. 


Der allgemein verwendete Be- 
griff Holocaust enthält sprachli- 
che Merkmale: Erstens, die Ver- 
wendung des bestimmten Arti- 
kels der, der dem Zuhörer schon 
im Voraus suggeriert, daß er; 
ganz gleich welches Hauptwort 
er bestimmt, sich auf etwas be- 
zieht das vorhanden ist oder vor- 
handen war; zweitens, die Ver- 
wendung der singularen Form 
des Hauptworts, was stillschwei- 
gend darauf hindeutet, daß man 
sich einzig und allein auf eine be- 
stimmte Erscheinung dieser Art 
bezieht; drittens, die verschwom- 
mene Bedeutung des Begriffes 
Holocaust, die sehr weit ausein- 
andergeht und alles Mögliche 
beinhalten kann, angefangen von 
der Judenverfolgung zwischen 
1933 und 1945 — die niemand be- 
streitet - bis hin zur Existenz von 
Gaskammern, vor allem in 
Auschwitz. Daher wurde die For- 
mulierung »Die Realität des 
Holocaust bestreiten« zu einer 
gängigen Floskel, die stets ver- 
wendet wird, um jeden unglaub- 
würdig zu machen, der irgendei- 
nen Gesichtspunkt der Story in 
Frage stellt. 


Ketzereien und 
Gotteslästerungen 


Zweifel hinsichtlich der Natur 
und des Ausmaßes des »Holo- 
caust« traten schon bald nach den 
»Kriegsverbrecher«-Prozessen in 
Nürnberg von 1945 bis 1946 zu- 
tage, von vielen Beobachtern als 
nichts anderes als »Kängeruh- 
Prozesse« erachtet, die von den 
Siegern durchgeführt wurden, 
um eine russische und jüdische 
Vendetta zu veranstalten. Als 
über die Jahrzehnte hinweg im- 
mer mehr Informationen zugäng- 
lich wurden, trat immer deutli- 
cher zutage, daß die Standardver- 
sion des »Holocaust« überall 
»durchlöchert« ist. Es entstand 


ein scharfer Konflikt zwischen je- 


nen, die fest davon überzeugt 


sind, daß eine gewaltige Anzahl 
von Juden willkürlich getötet 
wurden, und jenen, die die An- 
sicht vertreten, daß die her- 
kömmliche Story nicht den Tatsa- 
chen entspricht und daher revi- 
diert werden muß - »Revisioni- 
sten« genannt —. Selbst unter der 
erstgenannten Gruppe ist eine 
Ketzerei unter Historikern ent- 
standen, die der Ansicht sind, 
daß, weil es keinen Beweis dafür 
gibt, daß Hitler jemals einen Be- 
fehl zur Massenhinrichtung er- 
teilt hat, die Initiative zu solchen 
Massakern von einzelnen Lager- 


kommandanten ausgegangen 
sein muß. 

Kritiker werden 
diffamiert 


Die Hauptbedrohung für die 
etablierte »Holocaust«-Version 
kommt jedoch von jenen, die sich 
nach Überprüfung aller verfüg- _ 
baren Unterlagen weigern die 
Story überhaupt zu akzeptieren 
und sie als ein Gewebe von Un- 
wahrheiten erachten, das sich 
über die Jahrzehnte hinweg ent- 
wickelt hat. Die Argumente der 
»Revisionisten« beruhen auf ei- 
ner Reihe von Erwägungen, spe- 
ziell auf den chemischen und 
technischen Unmöglichkeiten, 
die den Beschreibungen der Gas- 


"kammern oder andere Anlagen, 


die angeblich zur Massenhinrich- 
tung verwendet wurden, zugrun- 
deliegen, wie das kriegsbedingte 
Nichtvorhandensein von gewalti- 
gen Mengen an Koks oder Ben- 
zin, die erforderlich gewesen wä- 
rem, um Millionen von Leichen 
zu verbrennen und die unmögli- 
che ‚zusätzliche Last, die der 
Transport von Millionen. von 
Menschen in die »Todeslager« - 
jetzt ausschließlich auf Polen be- 
schränkt - einem damals schon 
weitgehend überlasteten Eisen- 
bahnnetz aufgebürdet hätte. 


Der entgültige Beweis dafür, daß 
es in Auschwitz - einschließlich 
Birkenau - oder Maidanek über- 
haupt keine Gaskammern gab, 
ist jetzt in Form einer gerichtlich 
verwertbaren technischen Stu- 
die, die an Ort und Stelle von ei- 
nem anerkannten Fachmann für 
Hinrichtung durch Gas, Fred A. 
Leuchter, angefertigt wurde, vor- 
gelegt worden. Zur Zeit sind je- 
denfalls die von den »Revisioni- 
sten« vorgebrachten Argumente 
und die von ihnen vorgelegten ge- 
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Zionismus 
Unsere 


etablierte 
Religion 


prüften Dokumente entschieden 
überzeugender als die der anderen. 


Nach Ansicht der wahren Gläubi- 
gen dürfen diese Gotteslästerun- 
gen natürlich nicht geduldet wer- 
den, denn wenn sich der »Holo- 
caust«-Mythos als unwahr her- 
ausstellt, dann bricht die zentrale 
Unterstützung des nicht-religiö- 
sen Zionismus und mit ihr die An- 
betung des Staates Israel als welt- 
liches Idol völlig zusammen. Als 
Teil der inoffiziellen de facto et- 
ablierten Religionen des Zionis- 
mus muß jeder Dissent unter- 
drückt werden. Zu diesem 
Zweck wurden und werden im- 
mer noch verschiedene Maßnah- 
men getroffen, unter Verstoß ge- 
gen die Gesetze der Vereinigten 
Staaten und gegen unser Gefühl 
für Ehrlichkeit und Fairneß, aber 
nichtdestoweniger mit Straflosig- 
keit. 


Diffamierung wird weitgehend 
praktiziert, um jeden zum 
Schweigen zu bringen, der es 
wagt, für die Argumente der »Re- 
visionisten« Partei zu ergreifen 
oder auch nur darüber zu berich- 
ten, wie der Schreiber dieser Zei- 
len aus eigener Erfahrung weiß. 
Die ADL (»Anti«-Defamation 
League) der jüdischen Organisa- 
tion B’nai B’rith tat sich beson- 
ders damit hervor, jede Bemü- 
hung, die derzeit gängigen Ge- 
sichtspunkte der sakrosankten 
»Holocaust«-Story einer wissen- 
schaftlichen Überprüfung zu un- 
terziehen, als »antisemitisch« — 
das heißt judenfeindlich zu diffa- 
mieren. Jeder, der die Meinung 
vertritt, daß keine sechs Millio- 
nen oder eine andere gewaltige 
Anzahl Juden von 1933 bis 1945 
von der deutschen Regierung 
umgebracht wurden oder der dar- 
auf hinweist, daß jetzt der Nach- 
weis dafür erbracht worden ist, 
daß es in Auschwitz - das in Wirk- 
lichkeit ein großer Industriekom- 
plex war, in dem sich einige Kre- 
.matorien befanden — keine Gas- 
kammer gab, wird sofort als 
»Neo-Nazi«, »Faschist« _ be- 
schimpft und beschuldigt den to- 
ten Adolf Hitler zu bewundern 
und dessen Lehren und vielleicht 
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Unter den Teilnehmern des 6. Zionisten-Kongresses 1903 sitzt 
Theodor Herzl (zweite Reihe mit gekreuzten Armen), Begründer 
des politischen Zionismus. 


sogar Partei wiederaufleben las- 
sen zu wollen. Es mag einige we- 
nige solche Leute geben, aber 
alle »Revisionisten« zu beschul- 
digen, derartige Gedanken zu 
vertreten, ist das, was in der ele- 
mentaren Logik als Umkehr- 
schluß bekannt ist. Außer sol- 
chen Institutionen wie der B’nai 
B’rith und die Simon-Wiesenthal- 
Foundation in Los Angeles gibt 
es immer eine Reihe von »Holo- 
caust«-Fanatikern, die bereit sind 
einzuspringen und mitzuhelfen, 
den Gotteslästerer gegen den 
wahren Glauben zu verleumden. 


Alle Äußerungen dieser 
Art sind strafbar 


Angriffe auf Personen und Ei- 
gentum sind nicht unbekannt. 
Für ihre »revisionistischen« Tä- 
tigkeiten bekannte Personen wur- 
den geschlagen, ‘angeschossen 
und sogar ermordet. Der am mei- 
sten bekannte derartige Angriff 
wurde am 4. Juli 1984 auf die Bü- 
ros und Lager des Institute for 
Historical Review in Torrance, 
Kalifornia, verübt, als ein Groß- 
teil des Buchbestands eindeutig 
durch Brandstiftung vernichtet 
wurde. 


Gerichtliche Schritte sind bislang 
in den Vereinigten Staaten nicht 
möglich gewesen, wurden aber in 
anderen Ländern unternommen. 
In Israel ist es natürlich nicht er- 
laubt, Zweifel oder Widersprü- 
che zu äußern, und auf isreali- 
schen Druck hin ist es in West- 
deutschland gelungen, alle Äuße- 


rungen dieser Art strafbar zu ma- 
chen. Sogar in Ländern, wo man 
erwarten sollte, daß dort die an- 
gelsächsische Vorstellung von Re- 
defreiheit und Pressefreiheit vor- 
herrscht, wie zum Beispiel in Ka- 
nada, wurden »Revisionisten« 
wie Ernst Zündel und James 
Keegstra vor die Gerichte ge- 
schleift und abgeurteilt. 


Es ist ungesetzlich, Bücher wie 
das von Arthur R. Butz »The 
Hoax of the Twentieth Century« 
nach Kanada einzuführen, mit 
der Begründung, daß sie unter 
die Kategorien »verräterisch, 
staatsgefährdend, unmoralisch 
oder anstößig« fallen. Ähnliche 
Bemühungen, amerikanische 
Bürger ihres Rechtes, über den 


»Holocaust« zu lesen, zu schrei- 


ben oder zu diskutieren, zu ent- 
kleiden waren bislang erfolglos, 
doch wissen wir nicht wie lange 
die derzeitige Situation noch an- 
hält. 


Die Lösung, wenn 
es eine gibt 


Die Frage, die sich unvermeid- 
lich an dieser Stelle ergibt, lautet: 
Was können wir tun, um die Lage 
zu verbessern? Insbesondere, 
wie 'kann man eine Situation her- 
beiführen, in der allgemein ver- 
ständlich gemacht werden kann, 
daß wir es hier de facto mit einer 
etablierten Religion, dem Zionis- 
mus, zu tun haben, die wesent- 
lich dazu beigetragen hat, die 
Vereinigten Staaten sowohl in 
der Innenpolitik als auch in der 


Außenpolitik zu einem Vasallen- 
staat Israels zumachen? r 


Sollte jemand an dieser Feststel- 
lung zweifeln, dann mag er:sich 
die Situation der Vereinten Natio- 
nen vor Augen führen, wo die 
Vereinigten Staaten gegen die 
praktisch einstimmige Verurtei- 
lung der israelischen Barbarei ge- 
gen die Paläsinenser routinemä- 
Big ihr Veto einlegen; und ameri- 
kanische Innenpolitik, in der 
beide großen Parteien bei ihren 
Bemühungen, »der jüdischen 
Stimme« Vorschub zu leisten, 
miteinander wetteifern. 


Aus kurzfristiger Sicht gesehen 
scheint es beinahe unmöglich zu 
sein, die gewaltigen politischen 
und vor allem finanzstarken 
Kräfte zu bekämpfen, die das 
»besondere Verhältnis« der Ver- 
einigten Staaten zu Israel pflegen 
und die anhaltende Überfütte- 
rung der amerikanischen Nach- 
richten- und Unterhaltungsme- 
dien mit dem Mythos des »Holo- 
caust« betreiben. In diesen Zei- 
ten ist es in der Tat sehr schwer, 
gegen die Finanzleute und 
Schnapsbarone mit ihren gewalti- 
gen Hilfsmitteln anzukämpfen. 


Wir müssen an der Wurzel, das 
heißt an der Basis vorgehen und 
unser Bestes tun, um ein besseres 
Verständnis für den wahren Tat- 
bestand und für die Gefahren zu 
wecken, die nicht nur den Nicht- 
juden, sondern auch den Juden 
hierzulande drohen, wenn die 
Dinge plötzlich eine Wende neh- 
men und Juden in unfairer Weise 
dafür verantwortlich gemacht 
werden können, was in den mei- 
sten Fällen garnicht ihre Schuld 
ist. Wir alle, Juden und Nichtju- 
den gleichermaßen, sind im ver- 
gangenen halben Jahrhundert 
ständig belogen worden. Es ist 
Zeit, daß die Wahrheit ans Tages- 
licht kommt, auch wenn es noch 
ein halbes Jahrhundert dauern 
sollte, bis sie sich endgültig 

Oo 


durchsetzt. 


Naher Osten 


; »Sie machen 
einen neuen 


Krieg« 


Ralf Ettl 


»Löse die vier Engel, die gebunden sind am großen Wasserstrom Eu- 
phrat. Und es wurden die vier Engel los, die bereit waren auf eine 
Stunde, einen Monat und ein Jahr, daß sie töteten ein Drittel der 
Menschen« (Apokalypse - Johannes, 9. Kapitel). 


Die apokalyptischen Vier ma- 
chen sich einen neuen Krieg. Wie 
sie 1914 taten und die Schuld dem 
anderen zuschoben. Wie sie 1939 
taten und die Schuld dem ande- 


ren zuschoben. Die vier Haupt- 
 _ kriegsgegner Deutschland - sie 


- machen sich wieder einen neuen 
Krieg. Aber wartet es ab; denn 


der »König von Babylon« wird 


die vier Kriegstreiber diesmal 
vernichten. Ein neuer »Sargon« 
wird der Sieger sein, wie prophe- 
zeit ist in einer Weissagung aus 
dem 6. Jahrhundert vor Christus. 


Einer der 
beiden Schlüssel 


Es war logisch, daß eine solche 
Entwicklung kommen mußte. 
Nachdem das Feindbild »Ost- 
block« nicht mehr haltbar war, 
mußte schnell ein neuer »Feind« 
her, um die Rüstungsindustrie 
und die mit ihr zusammenhän- 
genden Wirtschaftszweige in den 
USA, England und Frankreich 
vor dem Ruin zu retten — einem 
Ruin, der zugleich der endgültige 
Ruin dieser Länder wäre. 

Dies ist einer der beiden Schlüs- 
sel zur Sache, der andere heißt 
natürlich Israel; und in beiden 


Fällen: spielt die zionistische 
Lobby die entscheidende Rolle. 


Wie immer gilt auch hier die ein- 


_fache Frage, nach dem »wem 


nützt es?«, um dem Verursacher 


- — aufdie Spur zukommen. 


Zunächst aber ist ein Blick auf 
die »Schuld« des Iraks angesagt. 


Da hat also der »böse Saddam 


-  Hussein« - war er nicht noch un- 
- längst der »gute«, als er für den 
Westen die islamische Revolu- 
tion des Iran auslöschen sollte? — 


Man kann nun den ersten Ein- 
wand schon herbeischallen hö- 
ren: Wolle man etwa so weit zu- 
rückliegende Rechte gelten las- 
sen? Rechte aus biblischen Zei- 
ten? Diesen Rufern sei die Ruf- 
richtung Israels gewiesen, wo der- 
gleichen eher angebracht wäre. 


Auch sind die Rechte Iraks auf 
Chaldäa -—.pardon: Kuwait - sehr 
jüngeren Datums. Denn zum 
Dank dafür, daß die Babylonier 
sämtliche Grundlagen der 
Menschheitskultur schufen, wur- 
den sie von den demokratisch- 
westlichen Barbaren überfallen, 
zu Kolonien erniedrigt und ihrer 
Freiheit beraubt. Kein Land hat 
der Welt so viel Kultur gegeben 
wie Babylonien, aber nur wenige 
Länder gaben der Welt so wenig 
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Die Vertreter der drei Siegermächte am 11. Februar 1945 in Jalta: 
Churchill (links), ein todkranker Roosevelt (in der Mitte) und 


Stalin. 


das »souvenräre Kuwait« überfal- 
len und erobert. Nun muß man 
fragen dürfen, wie denn die ge- 
schichtlichen Grundlagen in die- 
ser Sache aussehen. Der Irak ist 
schließlich identisch mit dem al- 
ten Babylonien. 


Und Kuwait? Jahrtausendelang 
war dieses Gebiet ein Stück baby- 
lonisches Kernland. Wer es nicht 
glauben will, schaue in seine Bi- 
bel, zumeist ist hinten eine Land- 
karte des alten Orients abge- 
druckt. Kuwait als »souveränen« 
Staat haben die westlichen Kolo- 
nialisten künstlich geschaffen — 
zum praktischen Eigengebrauch 
sozusagen. Historisch gibt es 
kein »Kuwait«, es gibt nur ein 
Südbabylonien, das naturgemäß 
zu Babylonien gehört, also zum 
Irak. 


Kultür wie die angelsächsischen 
Raubstaaten. 


Auch dies sei im Sinne gerechter 
Betrachtung einmal vermerkt. 
Die machtpolitischen Vorteile 
der Gewalt über den Geist haben 
sich bedauerlicherweise überall 
erwiesen. Die Blutspur des west- 
lich-demokratischen Kolonialis- 
mus zieht sich rund um den Erd- 
ball. Rohe Gewalt vernichtete 
die alten Kulturen, wohin immer 
sie kam, und brachte ihren in 
Disco, Drogen und Aids gipfeln- 
den »Fortschritt«. 

Heute aber sind die Mächte am 
Ende. Und genau dies ist die 
Ursache für die gegenwärtige 
Kriegstreiberei. 


Ein Blick in die Welt von heute 
zeigt dem aufmerksamen Be- 


trachter: Die Kriegsgewinner 
von 1918 und 1945 liegen am Bo- 
den. Der Osten offensichtlich, 
der Westen ebenso - nur stehen 
da noch ein paar leere Kulissen, 
die den Bluff der Macht noch ein 
wenig aufrechterhalten sollen. 


Die USA, England und Frank- 
reich sind in der Wahrheit keine 
führenden Mächte mehr. Japan 
und Deutschland hingegen ha- 
ben ihre stabile Schaffenskraft er- 
wiesen. Die Westmächte sind 
kreativ und produktiv unterle- 
gen. 


Die Industrie Japans und 
Deutschlands stampfen die 
»Westmächte« buchstäblich in 
Grund und Boden. Allein auf je- 
nem Sektor, den sich die Kriegs- 
gewinner von 1945 vorbehalten 
hatten, gelten sie noch etwas: 
nämlich in der Rüstung. Wenn 
jetzt die Rüstungsindustrien der 
Westmächte ihren Wert verlören, 
bedeutete das nichts anders als 
den vollständigen Zusammen- 
bruch dieser Länder, unüberseh- 
bare Massen von Arbeitslosen, 
Unruhen und womöglich Um- 
sturz. 


Alle vier Kriegsgewinner von 
1945 sind am Ende. Nicht allein 
die Sowjetunion, diese ist ledig- 
lich ehrlicher gegen sich selbst. 
Der Sturz der Westmächte wird 
deshalb um so schlimmer ausfal- 
len. Und wer weiß, ob nicht 
schon bald Hilfssendungen gegen 
den Hunger nach Amerika und 
England geschickt werden müs- 
sen. Die Kriegsgewinner haben 
durch Beutemachen und Wu- 
chern auf Kosten der eigenen Zu- 
kunft eine Schimäre aufgerich- 
tet, die jetzt zusammenstürzen 
wird. Nichts wird dies aufhalten, 
aber der »König von Babylon« 
wird es beschleunigen können. 


Kriegsverbrecher 
schrecken vor nichts zurück 


Es gibt zwei Möglichkeiten, wie 
die Lage im Orient sich nun ent- 
wickeln kann, aber das Ergebnis 
wird so oder so das gleiche sein: 
Der offenkundige Niederfall der 
»Westmächte« kommt. Kommt 
es zum Krieg, werden die »Allier- 
ten« von den mit Sicherheit 
kampfkräftigeren Irakern ge- 
schlagen werden. Höchstens bru- 
taler Waffeneinsatz gegen die ira- 
kische Zivilbewölkerung könnte 
den Alliierten dagegen Luft ver- 
schaffen. 
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1 Naher Osten 


»Sie machen 
einen neuen 
Krieg« 


‘Keine Frage, daß die traditionell 
hemmungslosesten, Kriegsver- 
brecher - Dresden, Hiroshima - 
vor nichts zurückschrecken wer- 
den. Gerade solches aber würde 
den Sturm entfachen, der über 
die »Alliierten« hinwegfegen 
könnte, wie es sich noch kaum je- 
mand ausmalen kann. London, 
Paris und Rom würden brennen, 
‚und in den USA der Bürgerkrieg 
ausbrechen. Millionen von Mus- 
limen in den westlichen Ländern 
„würden sich zum Kampf erheben 
'- aus den Slums in britischen und 
französischen Städten zuerst. 
Das Ergebnis wäre nicht die Ver- 
nichtung des Iraks, sondern der 
vollständige Zusammenbruch al- 
' ler vier Kriegsgewinner von 1945 
- und der Triumph des »Königs von 
Babylon«, Saddam Hussein, un- 
ter dessen Führung eine dritte 
Großmacht neben. Deutschland 
und Japan aufsteigt. Zugleich 
würde Europa westliche Gebiete 
an den Orient verlieren - nicht äl- 
lein solche, die heute zur UdSSR 
gehören, sondern sogar Teile Ita- 
liens. 


Die andere Möglichkeit ist die, 
daß die »Alliierten« kampflos 
aus dem Orient abziehen. Dann 
wären sie ausreichend blamiert, 
um ebenfalls den Zusammen- 
bruch dieser »Westmächte« her- 
beizuführen. Jedoch mit weniger 
Blutopfern und ohne Landverlu- 
ste für Europa. 


Unsere Zukunft liegt 
bei alten Freunden 


Man muß sich darüber im klaren 
sein, daß eine völlig neue Welt 
entsteht, daß sich die Machtver- 
hältnisse grundlegend verän- 
dern, ja schon verändert haben. 
Nichts wird die Kriegsgewinner 
von 1945 vor dem vollständigen 
Niederfall bewahren. Ebenso 
wird niemand das verhindern 
können, was'gewisse Kreise un- 
. bedingt verhindern möchten, 
- nämlich den Wiederaufstieg einer 
orientalischen Großmacht. Viel- 
leicht werden die Machtzentren 
der Welt bald Berlin, Tokio und 
Bagdad heißen - ganz sicher aber 
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werden sie nicht mehr Washing- 
ton, Moskau oder gar. London 
oder Paris sein. 


Die »Vier« wollen durch einen 
Krieg ihre Macht bewahren - an- 
getrieben dazu durch den »Fünf- 
ten« im Hintergrund, der in 
Deutschland nicht namentlich ge- 
nannt werden darf. Aber sie wer- 
den das Gegenteil dessen bewir- 
ken, was sie wollen - genau wie es 
ihnen noch stets widerfuhr, denn 
Gott ist nicht mit ihnen! 


Und die kommende Zeit wird 
nicht zuletzt den Fall jener »fünf- 
ten Macht« herbeiführen, deren 
unseliger Einfluß das Handeln 
der »Westmächte« so entschei- 
dend bestimmt. Nichts wird mehr 
so sein, wie es bisher war! 


Wir sollten nun ein wenig in der 
Weissagung vom »Neuen- Sar- 
gon« lesen, die vor mehr als zwei- 
einhalbtausend Jahren niederge- 
schrieben wurde: und schildert, 
was geschehen wird,»wenn Isch- 
tar den Deckel des Wasserkruges 
öffnet« - wenn also das Wasser- 
mannzeitalter sich erfüllt. 

In der babylonisch-assyrischen 
Geschichte spielte König Sargon 
I. eine ähnliche Rolle wie für uns 
der Kaiser, der im Untersberg 
sitzt und in der Stunde der Not 
wiederkehrt; um das Reich zu er- 
neuern. Sargon Il. soll die erste 
Wiederkunft des großen Königs 
gewesen sein, der »dritte Sar- 
gon« aber wird die Vollendung 
des umfassenden lichten Reiches 
bringen: 


»Von Mitternacht wird er kom- 
men; unvermutet wird er herein- 
brechen über die in Gift lebende 
Erdenwelt, wird mit : einem 
Schlage alles erschüttern; und 
seine Macht wird unbezwingbar 
sein. Er wird keinen fragen, er 
wird alles wissen. Eine Schar Auf- 
rechter wird um ihn sein. Ihnen 
wird der dritte Sargon das Licht 
geben, und sie werden der Welt 
leuchten. Und die Gerechten 
werden waten im verdorbenen 
Blut der geschlachteten Unge- 
rechten. Bis das Werk getan ist, 
werden die Feuer der Vernich- 
tung brennen vom einen bis zum 


- anderen Ende der Erde«. 


Wie immer: auch die Dinge im 
Orient sich nun weiter entwik- 
keln werden: Der Sieger wird der 
Orient sein, und der Geschla- 
gene der »Westen«, zu dem wir 
Deutschen uns nicht rechnen soll- 
ten. DO 


Kirche | 


Die 


Irrefü ihrung 
der Christen 


Beat Christoph Baeschlin 


Es begab sich zu Straßburg im Winter 1962/63, daß ein Teil der Ver- 
handlungen zwischen dem Heiligen Stuhl und den jüdischen Füh- 
rungsgremien stattfanden. Es handelte sich um die Vorbereitung ei- 
nes Geheimabkommens zur Überbrückung von Gegensätzen. Die- 


ses Abkommen regelt die heute geltende Situation der katholisch-jü- 


dischen Beziehungen. Wenig vorher hatten in Metz die Geheimver- : 
handlungen zwischen Kardinal Tisserant und dem Kreml stattgefun- : 
den. Wie die offizielle katholische Tageszeitung Frankreichs »La 
Croix« am 15. Februar 1963 mitteilte, hatte sich der Vatikan damals 
verpflichtet, alle Angriffe gegen den Kommunismus einzustellen. 


Rätselhaft ist, daß das Bekannt- 
werden dieser Vereinbarung zwi- 
schen dem Vatikan und Moskau 
auf allgemeine Gleichgültigkeit 
stieß. Ganz offensichtlich galt 
das Stillschweigen als Verhaltens- 
regel bei allen Meinungsmachern 
und »Medienschaffenden«. 


Das vatikanisch-jüdische 
Geheimabkommen 


Nun ist die katholische französi- 
sche Zeitschrift »Itineraires« in ih- 
rer Herbstnummer 1990 auf dieses 
Geheimabkommen zurückgekom- 
men und hat die sich stellenden 
Probleme aufgerollt und rückhalt- 
los erörtert. 


Es ist höchst sonderbar, daß erst 23 
Jahre nach dem Abschluß der Ge- 
heimverhandlungen zwischen dem 
Heiligen Stuhl und den jüdischen 
Führungsgremien - nämlich 1986/ 
87 - bekannt wurde, daß derartige 
Verhandlungen stattfanden und 
daß ein Geheimabkommen be- 
schlossen worden war..Es ist aber 
nicht mitgeteilt worden, wer der jü- 
dische Verhandlungspartner war. 


Kein Name einer Person oder ei- 
ner jüdischen Organisation wurde 
genannt. Einzig der Name des Pap- 
stes und seines beauftragten Unter- 


händlers sowie der Name eines ‘ 


päpstlichen geheimen Sendboten 
und der Ort der Verhandlungen 
wurden bekannt. 

Um Mißverständnisse zu beseiti- 


gen sei erwähnt, daß es sich hier 


nicht um das weithin bekannte Zu- 


sammentreffen zwischen Jules 
Isaac und Johannes XXIII. vom 
13. Juni 1960 handelt. Der Bericht 
über diese denkwürdige Begeg- 
nung ist von Jules Isaac selber ver- 
öffentlicht worden, und zwar in 
der »Internationalen jüdisch- 
christlichen Dokumentation«. 


Es geht also um etwas ganz ande- 
res, nämlich um die — wie er- 
wähnt - im Winter 1962/63 abge- 
haltenen Geheimverhandlun- 
gen. Als diese Angelegenheit im 
Winter 1986/87 bekannt wurde, 
herrschte wiederum die gleiche 
sonderbare Achtlosigkeit und das 
gleiche absolute Stillschweigen 
der »öffentlichen Meinung« wie 
seiner Zeit in Bezug auf das Ge- 
heimabkommen Vatikan-Mos- 
kau.»Itineraires« weist beson- 
ders auf die wichtige Tatsache 
hin, daß diese beiden Geheimab- 
kommen vermutlich sowohl vom 
Zweiten Vatikanischen Konzil 
wie auch von allen Nachfolgern 
Johannes’ XXII. strikt eingehal- 
ten wurden und werden. 


Die Lehre von der 
Gottesnatur Christi 


Das moderne Judentum wirbt eif- 


rig um die Gunst der Christen, je. 


doch unter der Bedingung, daß 
die Christen sich nicht »antisemi- 
tisch« gebärden in dem Sinne, 
wie das Judentum das heutzutage 


“ auslegt, nämlich mit der Aus- 
sage, Jesus sei Gottes Sohn und 
die Göttlichkeit Jesu sei eine ob- 
jektive, übernatürliche und unbe- 
streitbare Wahrheit - eine Wahr- 
heit, die dem ganzen Erdkreis 
verkündet werden müsse. Die 
modernen jüdischen Meinungs- 
macher erachten es schon als »an- 
tisemitisch«, wenn die Kirche 
Christi den Anspruch erhebt, das 
Neue Israel des Neuen Bundes zu 
sein. 


»Itineraires« meint sogar, es sei 
_ ungenügend zu sagen, für das 
moderne Judentum beginne der 
Antisemitismus mit diesen bei- 
den Aussagen des Evangeliums. 
Man müsse sich fragen, ob der 
Antisemitismus nach moderner 
jüdischer Auffassung nicht ge- 
rade in diesen beiden Haupt- 
 grundsätzen des Christentums 
bestehe. 


Jedem aufmerksamen Beobach- 
ter der kirchlichen Szene mußte 
auffallen, daß in den letzten Jahr- 
zehnten eine wichtige Verände- 
rung vor sich gegangen ist: In Pre- 
digten, in kirchlichen Lehräuße- 
rungen und sicher vor allem in 
der Theologenausbildung ist eine 
neuartige Ausdrucksweise vor- 
herrschend geworden. Wenn von 
christlichen Dogmen die Rede 
ist, heißt es immer weniger: »So 
ist es«. Dafür steht immer häufi- 
ger die Phrase: »Die Christen 
glauben, daß es so ist«. 


»Itineraires« vermutet, daß diese 
Veränderung der kirchlichen 
Aussagen darauf zurückzuführen 
. ist, daß ein »durch die Ausmer- 
zung des Antisemitismus geläute- 
ter Christenglaube« sich durch- 
setze. 


Religiöse Meinung an- 
stelle von Heilstatsachen 


Niemand wird bestreiten, daß in 
den letzten zwei oder drei Jahr- 
zehnten eine galoppierende Ab- 
wertung der christlichen Glau- 
bensinhalte stattfand, was zum 
Abbröckeln und Zerfall der Kir- 
chen führte. Je mehr die Kirchen 
zum Weltlichen hinunterstiegen, 
desto mehr hat sich die Welt von 
ihnen abgewandt. 


Wenn der Glaube etwas Unver- 


bindliches wird, kann er kein Salz 
der Völker sein. Die Botschaft 
der Kirchen hat keine Ausstrah- 
lungskraft mehr, wenn die Got- 
tesnatur und die Wunder Jesu als 


»eine Meinung der Christen« ver- 
kündet wird, und wenn die Chri- 
sten daran glauben können als an 
eine »religiöse Meinung«. 


»Itineraires« macht aufmerksam, 
daß die Religion damit zur Ideo- 
logie absinkt. Sichert doch die 
Menschenrechtserklärung von 


1789 die Freiheit der »religiösen 
Meinung« zu. Es handelt sich um 
Artikel 10. diesesmodernen Glau- 
benskatalogs, womit die Zehn 
Gebote des Alten Testaments ver- 
drängt und ersetzt werden sollen. 
Es zeigt sich, daß da ein ideologi- 


In der Tat sind die meisten Kir- 
chen-Mitglieder heute auf dieser 
Stufe des Christ-Seins. Aber 
wenn sie in dem Sinne Christen 
sind, sind sie eben keine Christen 
mehr. Denn vor allem ist die Ge- 
wißheit abhanden gekommen, 
wie sie sich im Bekenntnis äu- 
Bert: »Ich weiß, daß mein Erlöser 
lebt...« 


Der Christ glaubt an die Göttlich- 
keit Jesu, weil Jesu sich selber als 
Gottes Sohn kundgetan hat. Es 
ist die wichtigste Aufgabe der Kir- 
che, uns das zu lehren. 


Seit dem letzten Konzil ist der Kampf der B’nai B’rith gegen Altar 
und Thron, gegen Kirche und Königtum geschlagen. 


scher Taschenspieler-Trick ver- 
wendet wird, um die Christen der 
zweiten Hälfte des zwanzigsten 
Jahrhunderts in trügerischer 
Weise zu glaubenslosen Beken- 
nern zu machen. Durch arglistige 
Verführung ist das Christ-Sein 
auf dieselbe Stufe abgewertet, 
wie man etwa Sozialist, Kantia- 
ner oder Vegetarier ist. 


Nun hören wir aber, daß es eine 
unerträgliche Beleidigung für das 
moderne Judentum bedeute, die 
Gottesnatur Christi ausdrücklich 
zu verkündigen. Die Kirchen dür- 
fen das nicht mehr lehren und off- 
ziell als das Hauptstück des Glau- 
bens erklären. Es könne höch- 
stens noch zugelassen werden, 
daß einzelne Christen aus eige- 


ner Verantwortung dem »histori- 
schen« Jesus göttliche Wesenheit 
beimässen. Solches dürfe als 
dichterischer Mythos, als reli- 
giöse Überspanntheit oder gar 
als Aberglaube ausgelegt wer- 
den. 


Noch eindeutiger würde jeder 
Verdacht des »Antisemitismus« 
beseitigt, wenn ein rein liberales 
Christentum Platz ergriffe. Wenn 
also die Christen Jesus verehren 
würden und seine Morallehren 
hochhielten, ohne ihn als Gott 
anzuerkennen. 


Solange die Gottesnatur Christi 
als Dogman gelehrt wird, müßte 
das moderne Judentum darin ei- 
nen antisemitischen Angriff er- 
kennen. 


Wenn man sieht, wie die katholi- 
sche Kirche sich schwer tut mitei- 
nem neuen Kathechismus und 
wie sie alle vorkonziliaren Kathe- 
chismen auszuschalten sucht, 
muß man sich doch mit einiger 
Unruhe die Frage stellen, was 
denn vor 25 Jahren im Gehei- 
mabkommen zwischen dem Vati- 
kan und dem Judentum verein- 
bart worden sei. 


Es braucht nicht viel Phantasie, 
um sich auszumalen, daß auch 
auf nicht-katholischer Seite ähn- 
liche Vereinbarungen getroffen 
wurden. Der unheimliche Eifer, 
womit der Genfer Weltkirchenrat 
die abstrusesten Evangelium- 
feindlichen Theorien — Marxis- 
mus und Feminismus zum Bei- 
spiel - fördert, genügt als Hin- 
weis für die Berechtigung sol- 
chen Verdachtes. 


Ist doch der Ökumenische Rat 
der Kirchen in Genf fest in Hand 
der Freimaurerei. Die Generalse- 
kretäre von Visser t’Hooft bis 
Emilio Castro waren und sind al- 
lesamt Freimaurer. Dasselbe gilt 
von den Gründerpersönlichkei- 
ten, ganz besonders vom Hoch- 
gradfreimaurer Erzbischof Sö- 
derblom und selbstverständlich 
auch von den jeweils tonangeben- 
den Leuten im Führungsstab. 

Angesichts dieser freimaureri- 
schen Durchsetzung des Weltkir- 
chenrates brauchte es nicht ein- 
mal irgendwelche Geheimver- 
handlungen oder Geheimabkom- 
men. Kann doch alles Nötige in 
laufender »brüderlicher« Zusam- 
menarbeit ins reine gebracht wer- 
den. Auch das diesbezügliche 
Schweigen der Medien erklärt 
sich somit ganz von selber. oO 
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Vertrauliches 


Vietnam 

Sorge um die 

Landsleute im 
Irak 


Der vietnamesische Botschafter 
bei den Vereinten Nationen wies 
in einer Ansprache vor dem Si- 
cherheitsrat der Vereinten Natio- 
nen dringend auf die Not seiner 
Landsleute im Irak hin, von de- 
nen viele unmittelbar vor dem 
Hungertod stehen. 


»Es arbeiten 17 000 Vietnamesen 
im Irak unter Vereinbarungen 
und Verträgen, die vorher zwi- 
schen den beiden Ländern abge- 
schlossen wurden«,sagte er. »Sie 
sehen sich nun der verzweifelten 
Situation eines akuten Lebens- 
mittelmangels gegenüber. Über 
90 Prozent sind krank und haben 
Hunger. Dies könnte innerhalb 
von kurzer Zeit zu einer akuten 
Hungersnot ausarten. Darüber 
hinaus ist ihre Versorgung mit Le- 
bensmitteln durch den Irak einge- 
stellt. Als Soforthilfe werden 500 
Tonnen an Nahrungsmitteln drin- 
gend benötigt. Ich möchte auch 
um die Bereitstellung von Trans- 
portmitteln bitten, damit diese 
Menschen nach Hause zurückge- 
bracht werden können.« oO 


Jugoslawien 
Es droht 


ein Bürgerkrieg 


»Es ist nur noch eine Frage der 
Zeit, bevor in Jugoslawien der 
‚ Bürgerkrieg ausbricht.« Dies war 
die einhellige Meinung einer aus 
Albanien und Jugoslawien zu- 
rückgekehrten Gruppe von briti- 
schen Politikern. Folgendes Sze- 


nario wurde von Ihnen entwor- 


fen: 


Die kroatischen Behörden versu- 
chen, die Unruhe unter den in 
Kroatien lebenden Serben einzu- 
dämmen. Bei der serbischen 
Volksgruppe ruft dies die serben- 
feindliche Unterdrückung durch 
Kroaten in der Zeit von 1941 bis 
1943 ins Gedächtnis. Die Serben 
eilen ihren Brüdern in Kroätien 
zu Hilfe. Hierdurch beginnt ein 
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»begrenzter, aber blutiger militä- 
rischer Konflikt«. 


Zur Zeit schicken die Albanier 
»zur Unterstützung von Kroa- 
tien« ihre Armee in die von Alba- 
niern bevölkerte jugoslawische 
Region Kosovo, in der Erwar- 
tung, daß die Kroaten dann alba- 
nische Ansprüche in Kosovo ge- 
gen die Serben unterstützen wer- 
den«. So beginnt ein Zwei-Fron- 
ten-Krieg gegen die Serben. 
»Alle soeben aus der Region zu- 
rückgekehrten Experten glau- 
ben, daß es keinen anderen Aus- 
weg mehr gibt.« 


Ein anderer Informant, ein Bera- 
ter für den Inter-Action-Council. 
ein internationales Gremium der 
Polizei, äußerte sich dahinge- 
hend, daß sehr viel über die »Iso- 
lierung« der Auswirkungen eines 
Bürgerkriegs in Jugoslawien 
über die Grenzen hinweg gespro- 
chen worden sei. »Es wird Bürger- 
kriege an verschiedenen Orten in 
Jugoslawien geben, aber dies 
beunruhigt niemanden mehr, 
weil das Land nicht mehr die stra- 
tegische Bedeutung hat, die es 
einmal hatte. Die Lage wäre vor 
zehn Jahren anders gewesen. Da- 


mals wäre eine sehr gefährliche 


Lage entstanden.« 


Die britischen Politiker kamen zu 
dem zynischen Schluß: »Der ein- 
zige Weg, mit den Jugoslawen fer- 
tig zu werden, besteht darin, sie 
so zu isolieren, wie die Libanesen 
isoliert worden sind. Sollen sie 
sich doch ruhig gegenseitig um- 
bringen, wenn es ihnen Spaß 
macht. Solange dies nicht irgend- 
jemand anderen betrifft, wün- 
schen wir ihnen viel Spaß, wenn 
sie das unbedingt tun wollen.« U 


Kuba 
Säuberung der 
Kommunisti- 
schen Partei 


Die Führung der Kommunisti- 
schen Partei Kubas gab Pläne zur 
Säuberung ihrer aufgeblähten 
Bürokratie bis zu 50 Prozent be- 
kannt, da die Partei in die schwer- 
ste Krise in ihrer Geschichte ein- 
tritt. 


Selbst der wichtige Militär-Aus- 
schuß wird aufgelöst. Beratungs- 
abteilungen für das Zentralkomi- 
tee werden von 19 auf neun Mann 


verkleinert, und das Sekretariat 
für das Zentralkomitee, das die 
wirkliche Macht ausübt, wird um- 
strukturiert und nur noch von Fi- 
del Castro und Räul Castro sowie 
drei Sekretären geleitet. 


Aus der Körperschaft entfernt 
wurden Jorge Risquet, von dem 
man glaubte, er sei ein aufstei- 
gender Stern in der Bürokratie, 
nachdem er über Kubas Rückzug 
aus Angola verhandelt hatte, und 
Carlos Rafael Rodriguez, als 
Moskaus Mann in der Hierarchie 
und Leiter der KPK schon seit 
der Zeit vor dem Machtantritt 
Castros bekannt. Ein Großteil 
der durch die Säuberung Ausge- 
schiedenen werden auf den Fel- 
dern zu landwirtschaftichen Ar- 
beiten eingesetzt. 


Der sowjetische Stabschef Mi- 
chail Moisejew führte im Okto- 
ber eine militärische Delegation 
nach Kuba an und gelobte Unter- 
stützung für die kubanischen 
Kommunisten: »Wir stehen treu 
zu den Wurzeln unserer Freund- 
schaft und vor allem zu den Ver- 
einbarungen ... bezüglich der 
wirtschaftlichen, politischen und 
militärischen Beziehungen. « U 


Peru 
Garcia spürt 
den Zorn 
der Banker 


Als Reaktion auf die Beschuldi- 


gung, er habe sich bei der Unter- . 


drückung eines Häftlingsaufstan- 
des in Lima des Mordes schuldig 
gemacht, stellte der chemali- 
ge peruanische Staatspräsident 
Alan Garcia fest, daß die gegen 
ihn geführte Kampagne ganz und 
gar politischer Natur sei. Garcia 
beschwor den Zorn des interna- 
tionalen Banker-Establishments 
über seinem Haupt, als er nach 
seiner Wahl im Jahr 1985 den 
Zahlungen aus dem Schulden- 
dienst seines Landes einen Rie- 
gel vorschob und versuchte, eine 
Razzia auf die Geldwäschetätig- 
keiten der illegalen Drogenhänd- 
ler zu veranstalten. Obwohl er 
später einen Rückzieher machte, 
haben die Banker ihm das nie- 
mals verziehen. 


»Ich verstehe, daß man mich für 
viele Dinge kritisieren ‚kann«, 
sagte Garcia. »Ich habe wegen 
der Schulden und der Banken 


Leidenschaften geweckt, aber:.: 
man kann mich deswegen nicht 
des Mordes bezichtigen. Ich bin 
fest davon überzeugt, daß die Be- 
schuldigungen gegen mich politi- 
scher Natur sind.« 


Im peruanischen Kongreß wurde 
ein Sonderausschuß gebildet, um 
Garcias Rolle beidem Gefängnis- :* 
aufstand zu untersuchen, bei 
dem Dutzende von einsitzenden 
Terroristen von Sicherheitskräf- 
ten getötet worden sind. Der = 
Ausschuß hat jegliches Armee- 
personal von der Verantwortung :: 
entlastet, behauptet aber, daß * 
Garcia die Tötung von inhaftier- ..; 
ten Terroristen vorsätzlich »ange- 
stiftet« habe, indem er den be- 
waffneten Streitkräften befohlen 
habe, die Rebellion niederzu- 
schlagen. 


Der ehemalige Staatspräsident 
wiederholte, daß er für das, was 
geschehen ist, nicht verantwort- 
lich gemacht werden könne, da 
zur Zeit der Rebellion das ge- 
meinsame Kommando der be- 
waffneten Streitkräfte für die $i- 
cherheit in der Region Lima-Cal- 
lao zuständig gewesen sei. 


Garcia sagte: »Wenn der Sonder- °; 
ausschuß gebildet wurde ohne 
die Angelegenheit näher zu un: .\ 
tersuchen«, dann werden das Ab- ; 
geordnetenhaus und der Senat 
die Anklagen des Ausschusses : 
fast mit Sicherheit billigen; =: 
»dann werden sie mich meiner : 
Immunität entkleiden und mich 

zur Aburteilung vor das Oberste 

Gericht stellen«. OD: 


Kuba 

Das Wohlwollen 
Moskaus 
verloren 


Kubas Fidel Castro gerät bei sei- 
nen sowjetischen Gönnern in im- 
mer größere Schwierigkeiten. 
Die Enthüllungen der sowjeti- 
schen Jugendzeitung »Komso- ° 
molskaya Prawda«, wonach Ca- . 
stro eine geheime Frau, fünf Kin- x 
der, 32 Häuser und 9700 Leib- . 
wächter habe, stellt einen bemer- ” 
kenswerten Schritt dar, um Ca- 
stro zu unterminieren. 


Da einige Leute, wie Castro, auf * ; 
einem Mythos blühen und gedei- ©; 
hen, ihn daher benötigen und 
sich ständig mit verborgenen und 


Pr 


: unerklärlichen Rätseln umhüllen 
“müssen, wird die Durchlöche- 
“ rung eines solchen Mythos zu ih- 
‚rem Untergang beitragen. Und 
die Sowjets wissen das, weil sie 
“immer weniger dazu in der Lage 
“sind, Kubas zusammenbre- 

chende Wirtschaft zu unterstüt- 
‚zen. Oo 


a 
:Außergewöhn- 
‚liche Erfolge 
„bei Behand- 

: Jungen 


“Dr. Richard Edelson, Vorsitzen- 
- der des Department of Dermato- 
logy an der Yale Universität, gab 
=. die Entdeckung einer neuen Be- 
handlung für autoimmune 
“Krankheiten, einige Krebsarten 
und möglicherweise Aids sowie 
andere Krankheiten bekannt. 
Bei der Behandlung werden Teile 
»»des Lichtspektrums verwendet, 
mit denen. bei der Behandlung 
;xvon autoimmunen Krankheiten 
“außergewöhnliche Erfolge er- 
= zielt worden seien. 


Die neue Behandlung, die bei 
;drei autoimmunen Krankheiten - 
Haut-I-Zellen-Lymphoma, Skle- 
roderma und schwere rheuma- 
toide Arthritis - ausgiebig er- 
probt wurde, hat bemerkens- 
- werte Erfolge gezeitigt. Die Be- 
‚handlung, Fotophoresis genannt, 
"wird jetzt für andere Krankhei- 
;. ten, darunter Aids, erprobt. 
» .Fotophoresis beruht auf der In- 
jektion von Patienten mit einem 
"Medikament, das von dem Schilf 
- „gewonnen wird,. das die alten 
Agypter zur Behandlung aller Ar- 
: ten von Krankheiten zu verwen- 
. den pflegten, mit anschließender 
Bestrahlung ihres Blutes mit ul- 
“ traviolettem Licht. Das Medika- 
ment, 8-Methoxypsoralen, wird 
-" aktiviert und scheint in Unord- 
.,.nung geratene Zellen anzuheften 
und dabei startet das Immunsy- 
” stem einen Vollangriff auf sie und 
* rottet die Krankheit aus. 


*..Der Durchbruch erweist sich als 
die beste Behandlung für eine Fa- 
milie von Krankheiten, die als au- 
toimmune Krankheiten bekannt 
»-sind, bei denen das Immunsy- 
:“-stem: beginnt, den Körper anzu- 
‚greifen. Obwohl der ursprüngli- 
che Durchbruch schon vor acht 
Jahren erzielt wurde, war Dr. 


Edelson so erstaunt über die Er- 
gebnisse, daß er sich dazu ent- 
schloß, sie geheimzuhalten und 
zunächst weiter zu erproben. 


Dr. Edelson beschrieb Fälle von 
Patienten mit »unheilbarem« 
Krebs, die bei dieser Behandlung 
völlig gesund wurden. Fotopho- 
resis wird jetzt an Aids-Patienten 
erprobt, und obwohl es noch zu 
früh ist, etwas dazu zu sagen, sind 
die bislang erzielten Ergebnisse 
ermutigend. In Laborversuchen 
legt das 8-Methoxypsoralen den 
Aids-Virus lahm, wenn er mit ul- 
traviolettem Licht bestrahlt wird. 


Panama 


USA stehen 
hinter 
Endara-Prozeß 


Anwälte des panamesischen Ge- 
nerals Manuel Noriega sagen, die 
USA hätte dazu aufgestachelt, ei- 
nen Prozeß um 6,5 Milliarden 
Dollar gegen den ehemaligen pa- 
namesischen Führer seitens der 
durch Drogengeschäfte befleck- 
ten Endara-Regierung anzustren- 
gen, die dort durch George 
Bushs Einmarsch in den Sattel 
gehoben wurde. 


Im Zuge der Anklage, die davon 
ausgeht, General: Noriega habe 
die Verteidigungsstreitkräfte Pa- 
namas in ein Drogendealer-Un- 
ternehmen verwandelt, ist Norie- 
gas persönliches Bankkonto ein- 
gefroren worden. Dadurch ist 
seine Verteidigung vor Gericht 


‚gegen die Strafanträge, deretwe- 


gen er jetzt auf seinen Prozeß 
wartet, in die Klemme geraten. 


Der Geldmangel könnte eine Ver- 
tagung des Prozesses erzwingen 
und sogar dazu führen, daß No- 
riega sich ohne einen Verteidiger 
seiner Wahl verteidigen und sich 
einzig und allein auf einen 
Pflichtverteidiger verlassen muß. 


Die US-Regierung hat auch ei- 
nen Medienskandal angeheizt, in 
dem behauptet wird, Noriegas 
Haftanstalt sei fast wie ein Land- 
klub, komplett mit Heimtrainer, 
einem Papierwolf und einem 
Computer. Noriegas Anwälte 
entgegneten, diese Einrichtun- 
gen seien ihrem Mandanten 
durch die eigenen Sicherheitsan- 
forderungen der Regierung auf- 
erlegt worden. 


Die Information sickerte gleich- 
zeitig mit in Tageszeitungen abge- 
druckten Enthüllungen durch, 
daß der Bush-Regierung bekannt 
gewesen sei, daß eine Bank, de- 
ren Miteigentümer Guillermo 
Endara ist, der an Stelle von No- 
riega als Regierungschef einge- 
setzt wurde, »seit 1984 Verbin- 
dungen zu den kolumbianischen 
Kartells unterhält, es aber vor- 
zog, diese Verbindungen einfach 
zu ignorieren, als man darum be- 
müht war, General Noriega aus 
dem Amt zu entfernen. Stattdes- 
sen hätte die USA zur Finanzie- 
rung von Endaras Wahl zum Prä- 
sidenten im Jahr 1989 beigetra- 
gen.« oO 


Südafrika 
Die Stammes- 
krise verschärft 
sich 


Die Krise in Südafrika nimmt 
eine immer stärkere Wende zum 
Schlechteren. Der Zulu-Häupt- 
ling und Minister Mangosuthu 
Buthelezi weigert sich weiterhin 
an einer Sitzung mit Vertretern 
des African National Congress 
(ANC) teilzunehmen. Die Einla- 
dung Nelson Mandelas ‘vom 
ANC an Buthelezi, der die rivali- 
sierende Gruppe Inkatha an- 
führt, ist bisher nicht zustande ge- 
kommen. Buthelezi hatte ein Zu- 
sammentreffen mit Mandela un- 
ter vier Augen verlangt, aber der 
ANC lehnt dies ab. 


Anderswo in Afrika griff die aus 
fünf Nationen zusammenge- 
setzte westafrikanische Streit- 
macht, die ausgesandt wurde, um 
in Liberia Frieden zu stiften, zwei 
örtliche Streitkräfte an und 
zwang sie dazu, sich auf die östli- 
chen Vororte von Monrovia zu- 
rückzuziehen. Die Kämpfe be- 
gannen, nachdem die rebelli- 
schen Streitkräfte von Charles 
Taylor die rivalisierenden Streit- 
kräfte des Prinzen Johnson an- 
griffen. Die aus fünf Nationen zu- 
sammengesetzte Streitmacht 
wurde von Soldaten des liberi- 
schen Führers Samuel Doe sowie 
von Prinz Johnson unterstützt. 

Schließlich wurde ein Staats- 
streich-Versuch gegen die Regie- 
rung von Ruanda in Zentral- 
afrika von Streitkräften des Präsi- 
denten Habyarimana, unter- 
stützt von Teilen der französi- 
schen Fremdenlegion und belgi- 


schen Streitkräften, vereitelt. 
Die Rebellen-Streitkräfte setzten 
sich angeblich aus Mitgliedern 
des einst dominierenden Tutsi- 
Stammes zusammen und wurden 
von Fred Rwigyema, einem 
Flüchtling der als General in der 
ugandischen Armee dient, ange- 
führt. mi 


Kuwait 


Der Playboy 
der mittel- 
östlichen Welt 


Aus gut unterrichteten Kreisen 
verlautet, daß der aus Kuwait ver- 
triebene Emir Jaber el-Sabah, 
den der amerikanische Präsident 


George Bush als eine Bastion der 
Freiheit und Demokratie lobt, ' 


mindestens 275 Frauen geheira- 
tet hat. Nach diesen Informa- 
tionsquellen, die entsprechende 
Meldungen aus der arabischspra- 
chigen Presse zitieren, ist der 
Emir Jaber weithin dafür be- 


kannt, daß er die Gewohnheit- 
‚hatte, jeden Donnerstag eine 


neue Braut zu heiraten. Diese 
Frauen waren angeblich stets 
Jungfrauen, meistens zwischen 
16 und 18 Jahre alt, und sie wur- 
den von dem Emir nach ihrer 
Hautfarbe, Haarfarbe, Augen- 
farbe, Körpergestalt, Staatsange- 
hörigkeit und nach anderen Er- 
wägungen eingestuft. 


Nach einem wilden Wochenende 
mit dem, genußsüchtigen Emir 
wurde die Frau im allgemeinen 
Montags wieder von ihm geschie- 
den. Der Emir pflegte sich dann 
am Dienstag und Mittwoch aus- 
zuruhen, bevor er sich am Don- 
nerstag erneut auslebte. 


Nur diejenigen Frauen, die 
schwanger wurden, konnten dar- 
auf hoffen, eine Art Dauerent- 
schädigung oder Kindergeld zu 
bekommen. Wie weiter berichtet 
wird, hat der Emir zahlreiche 
Nachkommen, die er nicht aner- 
kannt hat, darunter etwa 30 Töch- 
ter, die er in Kuwait im Stich ließ, 
als er vor den vorrückenden iraki- 
schen Truppen floh. 


Auf einer Sitzung der Arabischen . 


Liga in Kairo im August 1990 soll 
der Emir in Ohnmacht gefallen 
sein, als Vertreter der Iraker ihn 
mit Fotokopien von 95 Heiratsur- 
kunden konfrontierten, die der 
Irak veröffentlichen will. (m! 
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Betr.: ADL »Ein Profil der 
Anti-Defamation La- 
egue«, 


Nr. 10-12/% 


Die in der ganzen Welt über den Ausch- 
witz-Komplex entstandene Diskussion 
kann diejenigen, die an seiner Aufrecht- 
erhaltung ein essentielles Interesse ha- 
ben, wenig erschüttern. Nichts hätte 
mehr im Interesse aufrechter und religiös 
human gesinnter Juden und der Deut- 
schen gelegen als die notwendige histori- 
sche Aufarbeitung dieses Spitzenproduk- 
tes unsinniger jüdischer Diskriminie- 


rung. Schon Diewald hat sich in seiner - 


Geschichte der Deutschen vor zehn Jah- 
ren mit dieser Thematik befaßt und seine 
Hauptfunktion zur dauernden Herab- 
würdigung der Deutschen klar erkannt. 
Heinz Galinski hat in diesen Tagen er- 
neut finanzielle Forderungen. an das wie- 
dervereinigte Deutschland erhoben, 
nachdem er die Affäre Nachmann mit 
dem Mäntelchen des Schweigens scham- 
voll überdeckt hat, wobei die Frage offen 
ist, wann die bescheidenen 400 Millionen 
Entschädigung nun endlich zur Auszah- 
lung gekommen sind, nachdem 30 Millio- 
nen Zinsen veruntreut waren. 


Das dauernde Reproduzieren deutscher 
Alleinschuld, ununterbrochen wieder- 
holt und dadurch nicht glaubhafter hat 
eine Störfunktion innerhalb dieses Lan- 
des, die in Krisenzeiten eindeutig und al- 
lein den Linksradikalen und ihren intel- 
lektuellen Fellowtravelless zugute 
kommt. Sicherlich wird dieses nicht den 
deutschen Juden. zum Vorteil gereichen. 

Eine echte Versöhnung kann nur auf der 
Basis eines echten Schuldeingeständni- 
ses auf beiden Seiten beruhen, wobei die 
grausamen Massenmorde, die Dutzende 
von Millionen Opfern des Kasaren- 
Khans Kaganovie, seiner Gehilfen Ar- 
peiter, Jagoda, Jejoff, Uritzki und Co, si- 
cherlich das Konto der atheistischen Ju- 
dengruppierungen erheblich belasten. 
Der Massenmordaufruf des Ilja Ehren- 
burg war die Krönung des Schreckens. 
Solschenizyn hat die Details im »Archi- 
pel Gulag« exakt nachvollzogen. Diese 
noch nie übertroffenen scheußlichen Ver- 
brechen haben dem gewalttätigen Anti- 
semitismus einen erheblichen Auftrieb 
gegeben. 


Wie immer in der Geschichte der Völker 
wird die Wahrheit den Sieg davontragen. 
Deutsche und Juden können nur zuein- 
ander finden, wenn sie der Wahrheit in 
jeder Hinsicht ins Auge sehen. Die Poli- 
tik Heinz Galinskis steht dem entgegen. 


‘Dr.R.O.Muth, Unna 


Die Beiträge über die ADL werfen un- 
willkürlich die Frage auf, ob sich die je- 
weiligen USA-Regierungen überhaupt 
im Klaren darüber sind, inwieweit diese 
Aktion noch steuerbar ist. Die Geheim- 
dienste und ihre Einsätze unterliegen 
doch keinerlei Kontrolle. Auch bei uns 
wird dies doch zunehmend der Fall, aus- 
gelöst durch den Umstand, daß man, 
durch verdeckte Aktionen gewisse politi- 
sche Unternehmungen unkontrolliert 
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scheinung zu treten. Ist es nicht möglich 
eine Darstellung zu bringen, indem diese 
nicht offiziellen »Kriege« dargestellt wer- 
den. Wir haben doch so gesehen, niemals 
eine Art von Friedenszeit. Diese ver- 
deckten Aktionen gefährden doch die 
Friedensbemühungen generell. 


Herbert Bolz, Regensburg 


Betr.: Naher Osten »Der 
seltsame Krieg«, Nr. 12/0 


Um eine friedliche Lösung zu erreichen, 
darf man die Wahrheit nicht verschwei- 
gen und Lügen verbreiten. 


Die Deutschen sind ein Volk, daß immer 
widerstandslos auf alle, ihnen von den 
Nachbarstaaten geraubten Gebiete ver- 
zichtet. 

Sie haben, zum Beispiel auf den Raub 
von Elsaß-Lothringen und den im Ersten 
Weltkrieg geraubten Gebieten, wider- 
spruchslos verzichtet. 


Hitler hatte für alle Zeiten auf den Korri- 
dor verzichtet und nur eine Straße nach 
Ostpreußen gewünscht. 


Nun verzichtet die deutsche Regierung, ° 


sogar völkerrechtswidrig, auf ganz Ost- 
deutschland, ohne Rücksicht auf die dor- 


tige deutsche Bevölkerung zu nehmen. 


Sie hat nicht einmal nach internationa- 
lem Recht eine demokratische Volksab- 
stimmung gefordert. 


Sie ist auch deswegen nicht in der Lage, 
andere Staaten zu verstehen, die nicht 
auf das ihnen geraubte Gebiet verzichten 
wollen, wie zum Beispiel Japan, die un- 
terworfenen Völker Rußlands und jetzt 
der Irak. 


Einem seinerzeit schwachen Irak wurde 
der Zugang zum Meer, durch die Abtren- 
nung seines Gebietes Kuwait, völlig ver- 
sperrt. 


Es gibt kein kuwaitisches Volk, es sind 
Iraker und es war vorauszusehen, daß 
ein wieder erstarkter Irak sein Kuwait zu- 
rückfordern wird. 

In diesem Falle könnte das als weiterer 
Grund für einen neuen, geplanten Krieg 
zur Vernichtung von Völkern auf dem 
Wege zur internationalen Einweltregie- 
rung, benutzt werden, wie seinerzeit Po- 
len, um das englische Weltreich und das 
Deutsche Reich zu vernichten. 


Da der US-Plan durch gewaltige Aufrü- 
stung Rußlands, ganz Europa dem US- 
Kommunismus, bis zum Atlantik, zu un- 
terwerfen nicht gelang, wird nun nach 
Plan, darauf hingearbeitet, einen Ein- 
heitsstaat USA-UdSSR bis zum Jahre 
1997 zu schaffen. 


Der kürzlich von der USA und der 
UdSSR aufgerüstete Irak hat, wie voraus 
zu sehen war, wieder sein Kuwait be- 
setzt. 


Das wird nun, wie geplant, als Grund für 
die Auslösung eines neuen Weltkriegs be- 


Briefe 


“durchführen kann, ohne offiziell in Er- 


nutzt, um die Araber zu unterwerfen und 
die Olfelder zu rauben. Der gewaltige 
militärische Aufmarsch am Golf, die In- 
kaufnahme von weiteren Millionen von 
Toten, beweist doch eindeutig, daß es in 
Wirklichkeit nicht um das kleine Kuwait 
geht. 


Durch eine Volksabstimmung in Kuwait, 
wie im Saarland, könnte der Fall fried- 
lich gelöst und ein neuer Weltkrieg ver- 
mieden werden. 


Das ist aber nicht im Sinne der interna- 


. tionalen Macht, um die Völker auf dem 


Wege zur Einweltregierung zu unterwer- 
fen und zu vernichten. 


Es ist außergewöhnlicher Zynismus zu 
behaupten, Kuwait zu befreien, obwohl 
die von den USA am Golf bereitgestell- 
ten militärischen Kräfte einwandfrei be- 
weisen, daß im von den USA geplanten 
Krieg, Kuwait völlig vernichtet, von der 
Landkarte »ausradiert« werden wird. 


Wenn man die Kriegshetzer zwingen 
würde, an der Spitze ihrer Truppen zu 
kämpfen, würde es in der Welt keine 
Kriege mehr geben. 


Horst Biemann, Fellbach 


Betr.: Sowjetunion 

»Im Westen Abrüstung - 
in Moskau Aufrüstung«, 
Nr. 12/% 


x 

Wie der anfänglich bei vielen Hoffnung 
erweckende Hitler angesichts von Wirt- 
schaftskrisen große Vollmachten erhielt, 
so wird auch Gorbatschow mit immer 
größerer Macht ausgerüstet. Meine Fra- 
gen: löst sich das Sowjetimperium wirk- 
lich auf, oder ist nur eine Umstrukturie- 
rung im Gang? 


Ist nicht mehr gültig, was Manuilsky, 
Mitarbeiter Lenins und bis 1943 Lehrer 
an der Moskauer Schule für politische 
Kriegsführung schrieb? Er erklärte: 
»Um zu siegen, brauchen wir das Ele- 
ment der Überraschung. Wir werden ei- 
nes Tages damit beginnen, die theatra- 
lischste Friedensbewegung in Szene zu 
setzen. Die kapitalistischen Länder, ein- 
fältig und dekadent wie sie sind, werden 

..auf den Leim kriechen. Sobald ihre 
Wachsamkeit nachläßt, werden wir sie 
mit geballter Faust zerschmettern.« 


Hat Gorbatschow Lenin, der diese Stra- 
tegie vertritt, je abgesagt? Das Zitat von 
Gromyko über Gorbatschow sagt alles: 
»Hinter dem Lächeln sind Zähne aus Ei- 
sen«. Und Gorbatschows Bekenntnis 
von 1989 zum Leninismus, als er Lenin 
zitierte: »Wir schreiten vorwärts durch 
Rückzug« und »Wenn wir stark sind, zei- 
gen wir Schwäche«. 


Die Gefahr einer Finnlandisierung Euro- 
pas besteht. Die UdSSR rüstet veraltete 
Waffen ab, treibt aber die moderne 
Hochrüstung weiter und will der domi- 
nierende Faktor im -sozialistisch gepräg- 
ten - gemeinsamen, europäischen Haus 


mit _gesamteuropäischer Sicherheits- 
truppe.. bei einer nuklearfreie: Zone 


Weste 


schützt sei, die USA aus Europa vertrie- 
ben, entwaffnet und demoralisiert seien, 
ist die UdSSR frei, um militärisch in den 
Raum des persischen Golfs vorzudrin- 
gen, um die Ölfelder am Golf zu domi- 


nieren, als Teil der Breschnew-Doktrin . 


von 1973. 


Was heute in Europa geschehe, entspre- 
che einem vor etwa zehn Jahren verfaß- 
ten Konzept der UdSSR. Ist es unter die- 
sen Umständen angezeigt, Gorbatschow 
so großzügig mit Krediten zu unterstüt- 
zen, wie es damals bei dem von vielen 
Völkern beneideten, problemlösenden 
Hitler der Fall war? 


»Amerika und der europäische Westen 
werden gegenwärtig verleitet durch eine 
der klügsten Täuschungs-Strategien, die 
die Geschichte je schon erlebt hat«, 
schreibt Donald S. McAlvany. 


'Schon Lenin hätte festgestellt: »Es ist 


verantwortungslos, nicht zu wissen, daß 
ein Vertrag nur ein Mittel ist, um Stärke 
zu gewinnen. Verträge sind gemacht, um 
gebrochen zu werden. Sie rüsten ab, wir 
rüsten auf.« 


Was ist von Gorbatschow zu halten, der 
sich als Leninist bestätigt hat und dessen 
erklärtes Ziel seiner Glasnost darin be- 
stehe, die »Feinde der UdSSR zu elimi- 
nieren«? 


Nach US-Generalmajor Henry Mohr 
hätten die wirklichen Trends der sowjeti- 
schen Nuklearaufrüstung - die Rüstung, 
die die USA direkt bedrohen - wenig 


Ähnlichkeit mit »Gorbatschows süßen | 


Worten.« Jede sowjetische Abrüstung 
bei der Marine betrifft nur alte Schiffe. 
Die Rote Armee sei die stärkste und mo- 
dernst ausgerüstete Armee der Welt. Die 
Strategie bestehe, Westeuropa zu schwä- 
chen und damit zu finnlandisieren und 
Europas neues Haus zu dominieren. 


Emil Rahm, Hallau 


Betr.: Deutschland 
ı Verrat der ie 
Nr. 12/% 


In den deutschlandpolitischen Abhand- 
lungen von CODE der letzten zehn Mo- 
nate finden sich zwar mancherlei tref- 
fende Äußerungen, aufs Ganze gesehen 
offenbaren sie jedoch leider eine bedau- 
erliche Weltfremdheit der Mehrzahl ih- 
rer Verfasser, welche sich diese freilich 
nur leisten können, weil sie nicht ge- 
zwungen sind, selbst praktisch Politik zu 
betreiben. Deutschland ist ein kleines, 
rohstoffarmes, dicht bevölkertes und so- 
mit politisch nur schwaches Land. Wird 
denn immer noch nicht gesehen, daß 
auch gegen Ende des 20. Jahrhunderts 
wie eh und je politische Fragen nicht 
nach sittlichen oder rechtlichen Grund- 
sätzen, sondern machtpolitisch entschie- 
den werden? 


Dr. Helmut Weber, Burgkirchen 


sein. Wenn danf die West- 
und Ostflanke der Sowjetunion ge- 
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»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 


_Josci Oberbach | 
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